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ZUSAMMENFASSUNG DER ERGEBNISSE 

Das Bundesministerium der Finanzen hat das Konsortium aus Forum Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft, Hoch-
schule Niederrhein (Professur für Controlling und Energiemanagement), Kanzlei Assmann Peiffer sowie Oxford 
Economics damit beauftragt, Auswirkungen einer Novellierung von ausgewählten Entlastungstatbeständen im 
Strom- und Energiesteuergesetz (fe 6/20) mit einem Volumen von ca. 4,4 Mrd. Euro im Jahr 2017 bei Unternehmen 
des Produzierenden Gewerbes zu untersuchen. 
 

Tabelle 1:  Gesamtvolumen der Strom- und Energiesteuerentlastungen für das Produzierende 
Gewerbe im Jahr 2017, (Mio. Euro) 

Entlastungsregelung Stromsteuer Energiesteuer Summe 

Allgemeine Steuerentlastung 1.035,96 153,18 1.189,14 

Spitzenausgleich 1.642,75 164,20 1.806,95 

Prozesse und Verfahren 841,92 579,19 1.421,11 

Summe 3.520,63 896,57 4.417,20 

Quelle: (BMF 2021a) (BMF 2021b). Angaben für 2017, da dazu umfassende Daten nach Sektoren vorliegen.  

 

Bei der Novellierung sollen klima- und energiepolitische Zielsetzungen berücksichtigt werden. Mit der Novelle des 
Klimaschutzgesetzes im Sommer 2021 hat die Bundesregierung die Klimaschutzziele angehoben und das Ziel der 
Treibhausgasneutralität bis 2045 verankert. In der Industrie müssen dafür in den nächsten Jahren zum einen Effizi-
enzpotenziale vollumfänglich ausgeschöpft werden, zum anderen sind massive Investitionen in klimaneutrale 
Technologien notwendig. Daher gilt es, Entlastungen der Industrie bei Abgaben und Umlagen im Energiebereich 
wie der Energie- und Stromsteuer an diesen Zielen auszurichten, um die richtigen Rahmenbedingungen für die 
Transformation zu setzen und die Unternehmen bei der Umstellung zu unterstützen. Gleichzeitig muss eine Ab-
wanderung der Produktion in Länder mit niedrigeren Klimaschutzstandards vermieden werden, die ohne Nutzen 
für den Klimaschutz wäre und den Verlust von Arbeitsplätzen und industrieller Wertschöpfung mit sich brächte.  

Übersicht über Inhalte und Struktur des Berichts 

Der vorliegende Abschlussbericht enthält 

▪ eine Analyse und Bewertung des bestehenden Regulierungsrahmen (Teil A),  

▪ Ergebnisse einer empirischen Wettbewerbsanalyse und deren Einordnung in die vorliegende Literatur zur 
Wettbewerbsgefährdung von Unternehmen des Produzierenden Gewerbes (Teil B) 

▪ Anforderungen und Zielsetzungen einer Reform von allgemeiner Steuerentlastung und Spitzenausgleich sowie 
der vollständigen Entlastung für Prozesse und Verfahren (Teil C),  

▪ einen Möglichkeitsraum für Reformvorschläge (Teil D), aus dem vier Vorschläge skizziert werden. Zwei dieser 
Vorschläge werden anschließend vertieft untersucht und in ihrer Ausgestaltung konkretisiert.  

Dabei sieht ein Vorschlag die Umwandlung von allgemeiner Entlastung und Spitzenausgleich in eine Finanz-
hilfe zur Unterstützung von Effizienz- und Klimaschutzmaßnahmen vor, ein weiterer die Fokussierung der Entlas-
tungen auf energieintensive Unternehmen, die im internationalen Wettbewerb stehen sowie die Verknüpfung 
mit der Investitionsplanung von Unternehmen für Energieeffizienz- und Klimaschutzmaßnahmen. Die Entlas-
tungen für Prozesse und Verfahren bleiben in beiden Vorschlägen erhalten, werden jedoch auf eine anteilige Ent-
lastung umgestellt.  

Für beide Vorschläge enthält der Bericht eine rechtliche Prüfung sowie einen Normenvorschlag für die notwendi-
gen Anpassungen im Strom- und Energiesteuergesetz bzw. Eckpunkte für eine Förderrichtlinie. In der ökonomi-
schen Folgenabschätzung werden schließlich die Auswirkungen in einer statischen und einer dynamischen Be-
trachtung untersucht. Parameter der statischen Betrachtung (ohne Anpassungsreaktionen) sind die Effekte auf 
den Begünstigtenkreis, die privilegierten Strom- und Energiemengen, das Entlastungsvolumen und das Steuerauf-
kommen. In der Modellierung mit Anpassungsreaktionen werden die Auswirkungen auf den Produktionswert, den 
Energieverbrauch, die Treibhausgasemissionen sowie das Steueraufkommen abgeschätzt.   
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Teil A: Ausgangslage - Analyse und Bewertung des bestehenden 
Rechtsrahmens der Energie- und Stromsteuer und artverwandter 
Regelungen im Energiebereich 

Analyse der begünstigten Mengen und Entlastungsvolumina 

Ein Großteil der im Vorhaben betrachteten Stromsteuerentlastungen entfällt auf einige stromintensive Wirt-
schaftszweige, wie die nachfolgende Abbildung zeigt.  

Abbildung 1:  Strommengen und Entlastungsvolumina bei der Stromsteuer (2017, WZ2003, 2-Steller) 

 
Quelle: eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der Generalzolldirektion (BMF 2021a) (BMF 2021b) 
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Die begünstigten Strommengen und damit die Entlastungszahlungen konzentrieren sich vorwiegend auf einzelne 
Sektoren und spiegeln die Struktur des Stromverbrauchs im Produzierenden Gewerbe wider. Insbesondere die 
chemische Industrie (WZ03-24), die Metallindustrie (WZ03-27), das Papiergewerbe (WZ03-21) und das Ernäh-
rungsgewerbe (WZ03-15) haben sehr hohe Stromverbräuche und erhalten mit 2.240 Mio. Euro knapp zwei Drittel 
der gesamten Stromsteuerentlastungen.  

Die Auswertung der begünstigten Energiemengen und Entlastungsvolumina für alle drei Entlastungen bei der 
Energiesteuer zeigt ebenfalls eine Akkumulation bei einzelnen Wirtschaftssektoren.  

Im Gegensatz zur Verteilung bei den Stromsteuerentlastungen ist hierbei jedoch ein Unterschied hinsichtlich der 
begünstigten Energiemengen zwischen den Entlastungsregelungen zu beobachten. Bei der allgemeinen Energie-
steuerentlastung und dem Spitzenausgleich konzentrieren sich die steuerlichen Entlastungen und damit die be-
günstigten Energiemengen insbesondere auf die chemische Industrie (WZ03-24) und das Ernährungsgewerbe 
(WZ03-15), die zusammen mit knapp 320 Mio. Euro etwa die Hälfte der gesamten Entlastungszahlungen erhalten. 
Bei den steuerlichen Entlastungen von energieintensiven Prozessen und Verfahren gemäß §51 EnergieStG entfällt 
das Entlastungvolumen hingegen vorwiegend auf die Metallindustrie (WZ03-27) und den Sektor „Glasgewerbe, 
Herstellung von Keramik, Verarbeitung von Steinen und Erden“ (WZ03-26). Unternehmen aus den entsprechen-
den Sektoren haben mit über 580 Mio. Euro etwa drei Viertel des ausgezahlten Entlastungvolumens erhalten. Im 
Gegensatz zu den Stromsteuerentlastungen ist die vollständige Steuerentlastung für energieintensive Prozesse 
und Verfahren bei der Energiesteuer die finanziell bedeutsamste, während bei der Stromsteuer der Spitzenaus-
gleich das größte Volumen aufweist. 
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Abbildung 2:  Energiemengen und Entlastungsvolumina bei der Energiesteuer (2017, WZ2003, 2-Steller) 

 
Quelle: eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der Generalzolldirektion (BMF 2021a) (BMF 2021b) 
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Vergleich der Entlastungsregelungen im Energiebereich 

Nach der detaillierten Darstellung und Auswertung der Entlastungsregelungen des Strom- und des Energiesteu-
ergesetzes in den Kapiteln 2 bis 6 folgt in Kapitel 7 die Analyse der Ausgestaltung weiterer Entlastungsregeln im 
Energiebereich. Dabei handelt es sich um die Besondere Ausgleichsregelung (BesAR), die Carbon-Leakage-Ver-
ordnung zum Brennstoffemissionshandelsgesetz (BECV) und die Strompreiskompensation (SPK). Aus der verglei-
chenden Betrachtung der Entlastungsregelungen im Energiebereich (vgl. nachfolgende Tabelle) lassen sich fol-
gende Schlussfolgerungen ziehen: 

▪ Die Regelungen weisen sehr unterschiedliche Zugangsvoraussetzungen auf. Dies betrifft sowohl den Gel-
tungsbereich (z.B. bezogen auf Anlagen, Produkte, Unternehmen, Branchen, Sektoren oder auf eine Kombi-
nation daraus) als auch die Kriterien selbst. Manche Entlastungsregelungen werden (implizit durch Sockelbe-
träge oder explizit) erst ab einem bestimmten jährlichen Strom- bzw. Energieverbrauch gewährt, wobei die 
Schwellenwerte sehr unterschiedlich sind. Bei den Energie- und Stromsteuerentlastungen sind die Schwellen-
werte durch die niedrigen Sockelbeträge gering. Daneben gelten weitere Zugangsvoraussetzungen z.B. der 
Stromkostenanteil an der Bruttowertschöpfung bei der BesAR, das Verhältnis zu den Rentenversicherungs-
beiträgen beim Spitzenausgleich oder die Verwendung für die Herstellung bestimmter energieintensiver Pro-
dukte. Nur bei der allgemeinen Energie- und Stromsteuerentlastung bestehen keine weiteren Voraussetzun-
gen.  

▪ Auffällig ist, dass zwar bei den meisten Regelungen der Erhalt der internationalen Wettbewerbsfähigkeit als 
Begründung genannt wird, aber ganz unterschiedliche Indikatoren zur Abgrenzung herangezogen werden. 
Während bei der BesAR, der Strompreiskompensation und der BECV das Ausmaß des Wettbewerbs durch das 
Kriterium der Handelsintensität berücksichtigt ist, fehlt dieses Kriterium bei den Energie- und Stromsteuerent-
lastungen.  

▪ Obwohl reduzierte Energiepreise Anreize für Energieeinsparungen verringern, wird diesem Effekt nicht bei al-
len Regelungen entgegengewirkt. Nur beim Spitzenausgleich, bei der BesAR, bei der Strompreiskompensation 
sowie bei der BECV wird von den begünstigten Unternehmen der Nachweis von Energie- oder Umweltmana-
gementsystemen als Gegenleistung verlangt. Bei der BECV und bei der Strompreiskompensation sind Unter-
nehmen darüber hinaus (seit 2021) erstmals dazu verpflichtet, ein bestimmtes Mindestmaß an Energieeffizi-
enz- bzw. Klimaschutzmaßnahmen durchzuführen. 

▪ Die Vielzahl unterschiedlicher Regelungen mit unterschiedlichem Zuschnitt führt dazu, dass es keine Gesamt-
schau des Geltungsbereichs der Regelungen mit Angaben zur Überschneidung gibt. So ist beispielsweise 
nicht bekannt, zu welchen Teilen die Unternehmen mit Anspruch auf den Spitzenausgleich gleichzeitig von der 
Besonderen Ausgleichsregelung profitieren. Verschiedene Ausnahmen bewirken in Kombination, dass die 
Strom- und Energiepreise einzelner Unternehmen erheblich reduziert werden, wobei das Ausmaß und die 
durchschnittliche Belastung mit Abgaben, Umlagen und Entgelten der Wirtschaftssektoren unbekannt sind. 
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Tabelle 2:  Übersicht Entlastungsregelungen im Energiebereich 
Entlastungsrege-
lung 

Zugangsvo-
raussetzung: 
Verbrauch 

Zugangsvorausset-
zung: sonstige  

Begünstigte Un-
ternehmen 
(2019) 

Begünstigte 
Strom- bzw. 
Energie- 
menge* (2019) 

Entlastungsvo-
lumen (2019) 

Allgemeine Steuer-
begünstigung Strom-
steuer 

~ 49 MWh /a - 33.192 + 203 TWh+ 1.035 Mio. Euro+ 

Allgemeine Steuer-
begünstigung      
Energiesteuer 

Je nach Ener-
gieträger 

- 14.889+ ~ 447 PJ+ 178 Mio. Euro+ 

Spitzenausgleich 
Stromsteuer 

~ 65 MWh /a Strom- bzw. Energies-
teuerbelastung ist 
größer als Entlastung 
bei der Rentenversiche-
rung; 
Nachweis von Ener-
giemanagementsystem 
/ Energieaudit; 
Ab 2015: Verringerung 
der Energieintensität im 
Produzierenden Ge-
werbe (inkl. Energiewirt-
schaft) insgesamt 

9.409  103 TWh 1.592 Mio. Euro 

Spitzenausgleich 
Energiesteuer 

Je nach  
Energieträger 

5.448 > 146 PJ 180 Mio. Euro 

Stromsteuerbefrei-
ung bestimmter Pro-
zesse und Verfahren 

- Zugehörigkeit zu einer 
Liste von Prozessen und 
Verfahren 

1.826  39 TWh 808 Mio. Euro 

Energiesteuerbefrei-
ung bestimmter Pro-
zesse und Verfahren 

- 3.190 (2019) > 146 PJ 484 Mio. Euro 

Besondere Aus-
gleichsregelung bei 
der EEG-Umlage 

1 GWh 
 

Stromkostenanteil an 
der Bruttowertschöp-
fung mind. 14 % bzw. 
20 %; 
ab 5 GWh Jahresver-
brauch Nachweis eines 
Umwelt- oder Ener-
giemanagementsys-
tems 

2.261  112 TWh 4.900 Mio. Euro 

Strompreiskompen-
sation (EU ETS) 

- Produkt von Strom-
preiskompensationsliste 

322  76 TWh  546 Mio. Euro 

BEHG-Carbon-
Leakage-Verordnung 
– BECV 

50- 150 t CO2, 
abh. von Ener-
gieverbrauch 

Zugehörigkeit zu beihil-
feberechtigten Sekto-
ren und Teilsektoren 
nach Tabelle 1 und 2 im 
Anhang der BECV 

Ca. 1.500 11 Mio. t CO2 ** 274 Mio. Euro 

Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an FÖS u. a. (2019) * Der Stromverbrauch wird in Endenergie (TWh) angegeben, der Energieverbrauch in 

Primärenergie (PJ). Es wurden bewusst unterschiedliche Einheiten gewählt **Prognose für 2021 gemäß (BMU 2021) +Angaben inkl. Unter-
nehmen der Land- und Forstwirtschaft 

 

Gegenleistungen 

Kapitel 10 enthält die Ergebnisse der Untersuchung der jeweils geforderten Gegenleistungen in den verschiedenen 
Entlastungsregelungen (Spitzenausgleich bei Strom- und Energiesteuer, BesAR, Strompreiskompensation und 
BECV). Hierbei wurden u.a. auch die Schwächen der verwendeten Gegenleistungselemente herausgearbeitet.  

Als Schwäche der Energiemanagementnorm ISO 50001 ergab sich: 

▪ Die Anwendung der ISO 50001 bewirkt nur eingeschränkt Anreize zur Entwicklung und Umsetzung von Ein-
sparmaßnahmen mit Klimaschutzwirkung, da sie  

▪ nicht auf absoluten Energieverbrauch bzw. die daraus hervorgehenden THG-Emissionen fokussiert ist, 
sondern auf die Verbesserung der Energieeffizienz,  

▪ den Einsatz von erneuerbaren Energien nicht fördert, tendenziell sogar zurückdrängt und 
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▪ den Normanwender nicht auffordert, (geeignete) Wirtschaftlichkeitsanalysen für mögliche Klima-
schutzmaßnahmen durchzuführen, wodurch Anreizeffekte für Investitionen in vielen Fällen sicherlich 
unterbleiben dürften.  

Diese genannten Lücken ließen sich durch 

▪ eine additive Erfassung der THG-Emissionen, die sich aus den Energieverbräuchen ergeben, etwa in der Form 
einer “Treibhausgas-Erweiterungstabelle” und 

▪ eine Verpflichtung, Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nach einem geeigneten Standard durchzuführen, 

schließen.  

Zu den Schwächen der Umweltmanagement-Verordnung EMAS hinsichtlich der Nutzung als (Teil-)Gegenleis-
tung für Begünstigungen bei der Strom- und Energiesteuer zählt, dass  

▪ eine verursacherorientierte Bearbeitung von Energieverbräuchen bzw. THG-Emissionen mit Fokussierung auf 
Hauptenergieverbraucher nicht vorgesehen ist (im Vergleich zu der SEU-Orientierung der ISO 50001); 

▪ die Leistungsindikatoren in der EMAS-Verordnung eher auf die Darstellung der Leistungsveränderung und we-
niger auf eine unmittelbare Lenkung von energieverbrauchs- bzw. emissionsrelevanten Prozessen ausgerich-
tet sind, was auch daran zu erkennen ist, dass in EMAS eine Normalisierung nicht stattfindet; 

▪ eine Begutachtung mit Validierung der Umwelterklärung keine sichere Aussage darüber abgibt, dass Energie-
einsparungen bzw. Emissionsreduzierungen auch zustande gekommen sind (sofern in anderen Bereichen, 
etwa Abfall, eine Verbesserung erzielt wurde); im Gegensatz zur ISO 50001 wird also nicht sichergestellt, dass 
sich die energie- oder gar klimabezogene Leistung verbessert; 

▪ durch die vereinzelte Festlegung von Leistungsrichtwerten der Blick auf die Hauptenergieverbraucher nicht 
entstehen könnte; 

▪ sie den Normanwender nicht auffordert, (geeignete) Wirtschaftlichkeitsanalysen für ausgedachte Einsparmaß-
nahmen durchzuführen, wodurch Anreizeffekte für Investitionen in vielen Fällen sicherlich unterbleiben dürf-
ten; 

▪ abgesehen von Änderungen von Informationen der Umwelterklärung eine externe Prüfung verglichen mit den 
jährlichen Überwachungsaudits der ISO 50001 nur alle drei bzw. – bei kleinen Unternehmen alle vier – Jahre 
vorgesehen ist, was den Administrationsaufwand bzw. die Kosten verringert, gleichwohl aber die Wahrschein-
lichkeit der Umweltleistungsverbesserung dämpfen dürfte. 

Als Schwächen der Energieaudit-Norm EN 16247-1 mit Blick auf die Nutzung als eine Gegenleistung für Begüns-
tigungen bei der Strom- und Energiesteuer speziell für KMU lässt sich anführen, dass  

▪ der Fokus auf (End-)Energieeffizienz – und nicht THG-Minderung – liegt, sodass der Einsatz von erneuerbarer 
Energie keine Bedeutung hat; 

▪ keine energieverbraucherspezifische Leistungsmessung vorgesehen ist; 

▪ keine Fokussierung auf Hauptenergieverbraucher erfolgt; 

▪ eine umfassende Einbindung des Unternehmenspersonals nicht gefordert wird; 

▪ es keine Verpflichtung zur Sensibilisierung und Qualifizierung des Personals gibt; 

▪ ein Aufbau von Management-Strukturen, die dauerhaft darauf hinwirken, dass eine fortlaufende Verbesserung 
der energiebezogenen Leistung zustande kommt, nicht gefordert wird; 

▪ ein Aufbau von kennzahlengestützten Regelkreisen zur Erfolgssicherung nicht vorgesehen ist.  

Als Stärke des Energieaudits nach EN 16247-1 ist – im Vergleich auch zu ISO 50001 und EMAS – zu nennen, dass 
der Normanwender verpflichtet ist, Wirtschaftlichkeitsanalysen für alle erarbeiteten Verbesserungsmaßnahmen 
durchzuführen. 

Als ein weiteres Ergebnis wurde herausgearbeitet, dass eine gesetzliche Regelung zu Gegenleistungen für Ver-
günstigungen im Strom- und Energiesteuerrecht Unternehmen dazu auffordern sollte, 

▪ eine detaillierte Energieverbrauchs- und THG-Emissionserfassung und Abgrenzung von Hauptenergiever-
brauchern (ggf. alle THG-Emittenten) durchzuführen; 

▪ Schulungen und Sensibilisierungen der Mitarbeiter zu veranlassen; 

▪ Verbesserungsideen für alle Hauptverbraucher zu erarbeiten; 

▪ sowohl den Nutzen als auch die Kosten der entwickelten Verbesserungsideen detailliert zu erfassen; 

▪ die Verbesserungsideen hinsichtlich ihrer Wirtschaftlichkeit nach einem geeigneten und nachvollziehbaren 
Verfahren zu bewerten;  
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▪ geeignete Entscheidungsverfahren für die Durchsetzung wirtschaftlich vorteilhafter Maßnahmen zu entwi-
ckeln und zu dokumentieren; 

▪ die volle oder einen Teil der Beihilfe in wirtschaftlich vorteilhafte Einsparmaßnahmen zu investieren  

▪ und dabei derart strukturiert sein, dass 

▪ sie einfach und damit leicht verständlich ist, 

▪ ihre Anwendung einen möglichst niedrigen Administrationsaufwand und möglichst niedrige Kosten 
nach sich zieht, 

▪ sichergestellt wird, dass die materiellen Detailregelungen ordnungsgemäß umgesetzt werden und so-
fern erforderlich Rücksicht auf kleinere und mittlere Unternehmen durch vereinfachte Verfahren nimmt. 

Diese Anforderungen sind bei der Konzeptionierung neuer unternehmensbezogener Gegenleistungsmodelle be-
rücksichtigt worden. 

Mit Blick auf die beim Spitzenausgleich geforderten unternehmensübergreifenden Gegenleistungen  in Form 
der Reduzierung der Energieintensität des Produzierenden Gewerbes wurde festgestellt, dass diese nicht sicher-
stellt, dass Beiträge zum Klimaschutz zustande kommen, da eine positive Veränderung der Energieintensität auch 
erreicht werden kann, ohne dass sich der Energieverbrauch ändert, sofern der reale Bruttoproduktionswert um min-
destens den gleichen Prozentsatz steigt, wie die Ziel-Intensitätsveränderung. Im Extremfall kann der Zielwert auch 
bei steigendem Primärenergieverbrauch unterschritten werden, nämlich dann, wenn der reale Bruttoproduktions-
wert stärker zunimmt als der Zielprozentsatz.  

Anstatt unternehmensübergreifend als Voraussetzung für die Gewährung des Spitzenausgleichs eine – aufwendig 
zu ermittelnde – Nicht-Überschreitung eines Energieintensität-Zielwertes zu fordern, sollte eine derartige, jährliche 
zu prüfende unternehmensübergreifende Zielsetzung zwar beibehalten bleiben, sich aber – so die Idee – künftig an 
den Emissionsbudgets des Bundes-Klimaschutzgesetzes (KSG) für den Industriesektor orientieren.  

Eine zusammenfassende Darstellung und eine Gegenüberstellung der im deutschen Energierecht genutzten Ge-
genleistungsregelungen zeigt die diesbezügliche Tabelle im Anhang IV.  
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Teil B: Wettbewerbsanalyse 

Kapitel 11 untersucht die Wirkung steigender Energiepreise auf die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen des 
Produzierenden Gewerbes. Generell lassen sich zwei entgegengesetzte Hypothesen zu den Auswirkungen höherer 
Strom- und Energiepreise auf die Wettbewerbsfähigkeit unterscheiden:  

▪ Negative Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit durch erhöhte Strom- und Energiepreise werden in 
der sogenannten Pollution-Haven-Hypothese formuliert. Diese besagt, dass insbesondere unilaterale Um-
weltregulierungen und die damit einhergehende Preiserhöhung zu einem Verlust von Wettbewerbsfähigkeit 
führen kann, da heimische Produzenten Marktanteile an konkurrierende Unternehmen mit geringeren regula-
torischen Anforderungen verlieren und/ oder ihre Produktionsprozesse in weniger regulierte Länder verlegen, 
um im internationalen Wettbewerb bestehen zu können. 

▪ Demgegenüber steht die Porter-Hypothese, die die Auswirkung von erhöhten Strom- und Energiepreisen 
langfristig positiv einstuft. Hier wird argumentiert, dass im Gegensatz zu einer verringerten Wettbewerbsfähig-
keit, erhöhte Umweltregulierungen, z.B. durch Erhöhung der Abgaben auf Strom- und Energiepreise, Inno-
vationen und Energieeffizienz fördern und langfristig negative Effekte der unilateralen Umweltregulierun-
gen ausgleichen.  

Als Ergebnis der durchgeführten empirischen Analyse lässt sich über alle Industrien und Modell-Spezifikationen 
festhalten, dass sich der postulierte negative Zusammenhang zwischen Strom- und Erdgaspreisen und der Wett-
bewerbsfähigkeit auf Sektorenebene empirisch nicht belegen lässt – weder für alle Sektoren noch für die energie-
intensiven Sektoren im Speziellen.  

Auch in der Gesamtschau der empirischen Literatur kann kein eindeutiger Schluss zum Zusammenhang zwischen 
erhöhten Strom- und Energiepreisen und Wettbewerbsfähigkeit gezogen werden: In modellbasierten Ansätzen 
wurden für energieintensive Sektoren durchaus Anpassungsreaktionen geschätzt. Die Ergebnisse reagieren aller-
dings sehr sensitiv auf eine Variation der Annahmen – diese zeigt die große Spanne der geschätzten Effekte. Auch 
empirische Ex-Post-Betrachtungen kommen zu sehr uneindeutigen Ergebnissen. Wenn sich überhaupt Effekte in 
Übereinstimmung mit der Pollution-Haven-Hypothese finden lassen, konzentrieren sich diese auf energieintensive 
Unternehmen, da sich diese dort am ehesten in signifikanten Kostenveränderungen niederschlagen. Aus der Lite-
ratur lassen sich folgende Faktoren ableiten, die die Abwanderungsgefahr der Produktion von Unternehmen offen-
sichtlich beeinflussen: 

▪ Wettbewerbsintensität: Unternehmen ohne Möglichkeit der Kostenweitergabe an den Kunden sind gefähr-
deter; hierzu trägt beispielsweise die Homogenität des Gutes und die Substituierbarkeit des Gutes durch Ein-
kauf von ausländischen Produzenten bei. 

▪ Unternehmensgröße: Größere Unternehmen sind gefährdeter  

▪ Internationalisierung der Produktion: Unternehmen mit ausländischen Niederlassungen sind gefährdeter, 
weil Produktionsverlagerungen einfacher umgesetzt werden können. 

▪ Beweglichkeit des Kapitalstocks: Wenig investierte Unternehmen sind mobiler und daher gefährdeter; immo-
bilere Industrien innovieren bei restriktiveren Umweltvorschriften mehr als mobile Industrien, da eine Stand-
ortverlagerung kostspielig ist. 

▪ Irrelevanz weiterer Standortfaktoren: Unternehmen, denen weitere Standortfaktoren wichtig sind, wie die 
Nähe zu Abnehmerbranchen, die Reduzierung von Transportkosten, die Verfügbarkeit von Fachkräften etc. 
sind weniger gefährdet. 

Zusätzlich bedarf es einer Differenzierung der Art des Leakages. Während das „Production Leakage“ offenbar von 
den soeben angeführten Faktoren abhängt, kann gerade das so genannte Investment Leakage – also die Verlage-
rung von Investitionen in Drittstaaten mit geringeren CO2-Preisen beziehungsweise Klimaschutzauflagen – sich 
langsam vollziehen und empirisch daher schwierig zu beobachten sein.  

Zusammengefasst deuten die Ergebnisse der empirischen Literatur darauf hin, dass eine Verschlechterung der 
Wettbewerbsposition für energieintensive Unternehmen zumindest in der kurzen Frist nicht ausgeschlossen wer-
den kann. Langfristig scheint die Evidenz für die Porter-Hypothese, also der Ausgleich der Wettbewerbsnachteile 
durch eine gesteigerte Innovationstätigkeit, zu überwiegen.  
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Teil C: Anforderungen an eine Reform der Entlastungstatbestände 

Die Entlastungstatbestände bei der Energie- und Stromsteuer stehen im Spannungsfeld verschiedener Zieldimen-
sionen, die bei einer Novellierung gegeneinander abzuwägen sind und bei Zielkonflikten so weit wie möglich in Aus-
gleich zu bringen sind. Wirtschaftspolitisch wird mit den Regelungen bisher ein möglichst umfassender Wettbe-
werbsschutz der Unternehmen des Produzierenden Gewerbes angestrebt, unabhängig von der konkreten Wett-
bewerbsgefährdung. Das führt jedoch zu dem Problem, dass das Preissignal der Steuern bei den begünstigten Un-
ternehmen nicht ausreichend wirken kann. Aus fiskalpolitischer Sicht wiederum besteht ein Interesse, die Entlas-
tungen im Umfang zu begrenzen, um Einnahmenverluste bei der Energie- und Stromsteuer zu verringern. Ein wei-
terer Zielkonflikt besteht zwischen Einfachheit der Regelung und Zielgenauigkeit: je detaillierter die Anforderungs-
kriterien, desto zielgenauer begünstigen die Entlastungen nur diejenigen Unternehmen, die begünstigt werden 
sollen. Je einfacher der Anforderungskatalog, desto geringer ist dagegen der administrative Aufwand. Gleichzeitig 
kommt es dadurch aber zu Mitnahmeeffekten, da auch Unternehmen begünstigt werden, die gar nicht entlastet 
werden müssten. Aus diesen Anforderungen lassen sich folgende Grundsätze für die Formulierung von Reformop-
tionen ableiten: 

▪ Kombination aus Branchen – und Unternehmenskriterien zur Abgrenzung des Begünstigtenkreises: Die 
Ausgestaltung einer Ausnahmeregelung im Energie- und Strombereich sollte sowohl auf Branchenkriterien 
als auch Unternehmenskriterien basieren, um sowohl zielgenau als auch effektiv zu sein. Während das Bran-
chenkriterium vorwiegend den Aspekt des internationalen Wettbewerbs abbildet, spiegelt das Unterneh-
menskriterium den Umfang der finanziellen Auswirkung von höheren Strompreisen auf Unternehmen wider. 
Durch die Kombination von Branchen- und Unternehmenskriterien werden somit Mitnahmeeffekte minimiert 
bei gleichzeitiger Zielgenauigkeit und dem Erhalt von Effizienzanreizen.  

▪ Optionen zur Erfassung der Wettbewerbsbeeinträchtigung auf Branchenebene: Neben ökonometrischen 
Analysen zur Ermittlung gefährdeter Branchen ist der Handel von Grundstoffen an internationalen Warenbör-
sen, bei denen durch den reinen Preiswettbewerb ein hohes Risiko von Produktionsverlagerungen bei (ener-
giebedingten) Kostensteigerungen angenommen werden kann, ein Indikator für Wettbewerbsgefährdung. Als 
bestmögliches und praktikables Maß, das die Substituierbarkeit inländischer Produkte durch ausländische 
Produkte bemisst, wird jedoch die Handelsintensität gesehen. Diese kommt bereits in anderen Entlastungs-
regelungen im Energiebereich wie der Strompreiskompensation oder der BECV zur Anwendung. Neben der 
Handelsintensität ist die Strom- bzw. Energieintensität ein wichtiger Indikator dafür, inwieweit Branchen 
durch Strom- bzw. Energiekostensteigerungen in ihrer Wettbewerbsfähigkeit gefährdet sein könnten. Handel-
sintensität und Strom- bzw. Energieintensität stellen zusammen geeignete Kriterien zur Abgrenzung wettbe-
werbsgefährdeter Branchen dar.   

▪ Kriterien auf Unternehmensebene: Die Zugehörigkeit zu einer wettbewerbsgefährdeten Branche sagt noch 
wenig darüber aus, wie stark ein einzelnes Unternehmen betroffen ist. Denn es gibt innerhalb der Branchen 
teils große Unterschiede bzgl. der Strom- und Energieintensität. Je nachdem, wie strom- bzw. energieintensiv 
die Produktionsprozesse von Unternehmen sind, sind sie in unterschiedlichem Maß als Unternehmen von Kos-
tensteigerungen betroffen. Daher ist es zweckmäßig, neben Branchenkriterien auch Schwellenwerte auf Un-
ternehmensebene festzusetzten, um den Kreis der Begünstigten innerhalb einer Branche einzugrenzen. Ein 
geeignetes Maß ist hierbei der Strom- bzw. Energieverbrauch im Verhältnis zur Bruttowertschöpfung 
(MWh/1.000 Euro BWS) (vgl. (DIW 2020; FÖS u. a. 2019). Eine gleitende Entlastung vermeidet potenzielle 
Fehlanreize um Sprungstellen und berücksichtigt die unterschiedlichen Betroffenheiten der Unternehmen 
von Strom- bzw. Energiekostensteigerungen, da die Entlastungshöhe stetig ansteigt. Als Kriterium für diffe-
renzierte Entlastungshöhen könnte ebenfalls die Strom-/Energieintensität des Unternehmens genutzt wer-
den. Diese ist unabhängig von der Unternehmensgröße und vermeidet dadurch eine Benachteiligung kleinerer 
Unternehmen, wie dies beispielsweise bei hohen Schwellenwerten bzgl. des absoluten Strom- oder Energie-
verbrauchs der Fall sein kann. Durch die Anwendung von Produktbenchmarks, die den spezifischen Strom-
bzw. Energieverbrauch pro Tonne Produkt festlegen, kann sichergestellt werden, dass nur eine effiziente Pro-
duktionsweise begünstigt wird. Wird kein Mindeststrom- bzw. Energieverbrauch festgelegt (sondern eine ge-
wisse Strom-bzw. Energieintensität), kann ein fester Selbstbehalt (Steuerlast oder Entlastungsbetrag) der 
Vermeidung von Bagatellzahlungen und damit verbundenem bürokratischem Aufwand dienen. Ein Selbstbe-
halt kann sich auch als Anteil der CO2- bzw. Energiekosten an der BWS orientieren. Selbst eine Kombination 
aus relativem und absolutem Kriterium ist beim Sockel möglich. 
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Teil D: Vorschläge zur Reform der Entlastungsregelungen 

Aus der Analyse und Bewertung des Status Quo, der identifizierten Fehlanreize der geltenden Regelungen und der 
Ableitung von Anforderungen an eine Novellierung der Entlastungstatbestände lässt sich zunächst ein Möglich-
keitsraum für Reformoptionen aufspannen, die sich danach gliedern lassen, welche Regelungen jeweils ersetzt bzw. 
novelliert werden sollen. Die nachfolgende Tabelle zeigt Optionen für eine Neuregelung von Spitzenausgleich 
und/oder allgemeiner Steuerentlastung und/oder der vollständigen Entlastung bei Prozessen und Verfahren auf. 
 

Tabelle 3:  Möglichkeitsraum für Reformoptionen bei den Entlastungsregelungen 

Ersetzt geltende 
Regelung… 

1. Finanzhilfe 
(Investitionszulage) 
statt unmittelbare 
Steuerentlastung 

2. Abgestufte 
Steuerentlastung 
nach 
Wettbewerbs-
gefährdung  

3. 
Steuerentlastung 
nach Vorbild 
BesAR/BECV, mit 
Modifikationen 

4. 
Steuerentlastung 
wie bei 
BesAR/BECV  

Spitzenausgleich 1a 1b 1c 2a 2b 2c 3a 3b 3c 4a 4b 4c 

Allg. Entlastung 
    

Prozesse und Verfahren 
        

Quelle: eigene Darstellung. Die empfohlenen Varianten sind lila eingefärbt. 

 

In Abstimmung mit dem Auftraggeber wurden aus vier empfohlenen Varianten die beiden Reformvorschläge 1b 
und 3b vertieft analysiert. Die Ergebnisse sind in Kapitel 19 und 21 dargestellt.  
 

Reformvorschlag 1(b): Einführung Investitionsförderung für Klimaschutzmaßnahmen in Unternehmen  

Tabelle 4:  Übersicht Reformvorschlag 1 

Aktuelle Rechtslage Vorgeschlagene Veränderung 

allgemeine Steuerentlastung gem. § 9b StromStG und § 54 
EnergieStG 

➔wird ersatzlos aufgehoben  

➔aber Möglichkeit, gezahlte Strom- und Energiesteuer in 
Form einer Investitionsförderung „zurückzuerhalten“ Spitzenausgleich gem. § 10 StromStG und § 55 EnergieStG 

vollständige Steuerentlastung für Prozesse und Verfahren 
gem. § 9a StromStG und § 51 EnergieStG 

➔nur noch teilweise Steuerentlastung (i.H.v. 80 %) (siehe 
unter Reformvorschlag 3b)  

1.  

Quelle: eigene Darstellung 

 

Der Reformvorschlag setzt sich aus drei Bestandteilen zusammen:  

1. Es wird vorgeschlagen, die allgemeine teilweise Steuerentlastung für Unternehmen (§ 9b StromStG und 
ni§ 54 EnergieStG) und den Spitzenausgleich (§ 10 StromStG und § 55 EnergieStG) aufzuheben. Diese 
Vorschriften wären also ersatzlos zu streichen. Dies verbessert die Lenkungswirkung der Strom- und Ener-
giesteuer, durch die in erster Linie der Strom- und Energieverbrauch reduziert werden soll. Ferner sollten 
die in § 12 SromStG und in § 66b Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1, 2, 4 und Abs. 3 EnergieStG enthaltenen Verordnungs-
ermächtigungen sowie die auf deren Grundlage erlassene SpaEfV aufgehoben werden, da sie nicht mehr 
benötigt wird.  

2. Als Ersatz für die unternehmensbezogenen Steuerprivilegien soll eine Investitionsförderung für Klima-
schutzmaßnahmen im Unternehmen eingeführt werden. Sie ist begrenzt auf die Höhe des Entlastungs-
volumens für das Produzierende Gewerbe bei Spitzenausgleich und allgemeiner Entlastung im Jahr 2021, 
um Steuerausfälle zu vermeiden. Die Investitionsförderung soll in Form sog. verlorener Zuschüsse gewährt 
werden und kann – jedenfalls teilweise – die Mehrbelastungen ausgleichen, die durch die Aufhebung der 
Steuerprivilegien für Unternehmen des Produzierenden Gewerbes entstehen. Anträge können Unterneh-
men des Produzierenden Gewerbes gem. WZ Klassifikation 2008 aus den Abschnitten B, C, D und F stel-
len, mit Ausnahme von Unternehmen der „Wasserversorgung“, bei denen kein internationaler Wettbe-
werbsdruck herrscht. Der Antragsteller muss ein zertifiziertes Energiemanagementsystem nach ISO 
50001:2018 betreiben (übergangsweise für KMU ISO 50005 Stufe 3 für max. 3 Jahre), zusätzlich eine sog. 
Treibhausgas-Erweiterungstabelle (THG-Erweiterungstabelle), die ebenfalls regelmäßig durch einen ak-
kreditierten Energieauditor geprüft wird. Sie zeigt neben den energieverbrauchsbedingten Treibausgas-
Emissionen auch Maßnahmen zu deren Reduktion (Klimaschutzmaßnahmen) auf sowie deren jeweils 
wirtschaftliche Vorteilhaftigkeit (wenn gegeben), die nach der DIN EN 17463 („ValERI“) zu ermitteln ist. 
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Förderfähig sind bis zu 90% der Kosten wirtschaftlich vorteilhafter Klimaschutzmaßnahmen (d.h. Inves-
titionen mit einem positiven Kapitalwert) bis zur maximalen Höhe der gezahlten Strom- und Energiesteuer 
(nach Abzug der sonstigen begünstigen Mengen). Dabei kann die gezahlte Energie- und Stromsteuer 
während eines Zeitraums von bis zu drei Jahren für einen Förderantrag aufsummiert werden (Ansparmög-
lichkeit), um größere Investitionsmaßnahmen über das Programm zu fördern. Damit wird auch vermieden, 
dass in kurzfristige, mit geringeren Investitionen verbundene Effizienzprojekte unter Beibehaltung fossiler 
Energieeinsätze investiert werden „muss“, um die Förderung zu erhalten, obwohl eigentlich größere In-
vestitionen in die Umstellung auf klimaneutrale Technologien notwendig wären. Die Auszahlung der In-
vestitionsförderung soll nachschüssig nach Abschluss der Maßnahme erfolgen. 

3. Darüber hinaus sieht der Reformvorschlag 1 vor, die vollständige Steuerentlastung für Prozesse und Ver-
fahren (§ 9a StromStG und § 51 EnergieStG) in eine teilweise Steuerentlastung für Prozesse und Ver-
fahren in Höhe von 80% zu überführen und die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme der teilweisen 
Steuerentlastung enger zu fassen. 

 

Die rechtliche Prüfung des Vorschlags kommt zu dem Ergebnis, dass aufgrund der hohen Förderquote eine beihil-
ferechtliche Genehmigung der EU-Kommission auf Grundlage der Leitlinien für staatliche Klima-, Umweltschutz- 
und Energiebeihilfen (KUEBLL) erforderlich wäre. Eine Freistellung nach der Allgemeinen Gruppenfreistellungs-
verordnung (AGVO) käme nur für geringere Förderquoten – ggf. gestaffelt nach Unternehmensgröße – in Betracht.  

 

Auswirkungen 

▪ Eine Nutzung der Förderrichtlinie im Vorschlag 1 durch alle antragsberechtigten Unternehmen und in vollem 
Umfang (Maximalszenario) könnte zu einem deutlich höheren Fördervolumen führen als das bisherige Entlas-
tungsvolumen aus Spitzenausgleich und allgemeiner Entlastung (knapp 3 Mrd. Euro 2017). Das Fördervolumen 
läge um ca. 60% über dem Entlastungsvolumen. Um Aufkommensneutralität sicherzustellen, ist die Höhe des 
Fördervolumens jedoch auf die bisherige Entlastungshöhe von knapp 3 Mrd. Euro pro Jahr begrenzt. Das För-
dervolumen wäre dabei bereits nach Inanspruchnahme der Förderung durch die 831 größten Unternehmen 
(nach Strom/Energieverbrauch) ausgeschöpft. Im Durchschnitt dürften max. 63% der Strom-/Energiemen-
gen entlastet werden, um das bisherige Entlastungsvolumen (von Spitzenausgleich und allgemeiner Entlas-
tung) nicht zu überschreiten. 

▪ Abschätzung mit Anpassungsreaktion ohne Klimaschutzinvestition: In einem optimistischen Szenario, in 
dem es zu keinem Produktionsrückgang kommt, verbleibt das Steueraufkommen auf 4.698 Mio. Euro. Brutto-
produktionswert, Energienachfrage und Treibhausgasemissionen bleiben unverändert. Im pessimistischen 
Szenario, in dem es zu einem starken Produktionsrückgang kommt, sinkt das Bruttoproduktionsniveau um 26 
Mrd. Euro bzw. 1,36% auf 1.901 Mrd. Euro. Dieser negative Nachfrageschock führt wiederum zu einem Rück-
gang der Energienachfrage (-2,65%), der Treibhausgas-Emissionen (- 2,89%) und einem Steueraufkommen, 
das im Vergleich zum optimistischen Szenario um 2.37% niedriger ausfällt. Im mittleren Szenario sinkt der das 
Bruttoproduktionsniveau im Vergleich zum Ist-Wert 2017 um 0,68% auf 1.914 Mrd. Euro und führt zu einem 
Rückgang der Energienachfrage um 1,33%, der Treibhausgas-Emissionen um 1,44% und einem das Steuer-
aufkommen im Vergleich zum optimistischen Szenario (ohne internationalen Wettbewerbs-verlust) um 1,19%. 

▪ Abschätzung mit Anpassungsreaktion inkl. Klimaschutzinvestition: Unter der Annahme, dass 100% der För-
dermittel abgerufen würden, würde dies entsprechend zusätzliche Investitionen in Höhe von 3.105 Mio. Euro 
induzieren. Aufgrund der damit verbundenen Energieeinsparungen sinkt die Energienachfrage je nach Sze-
nario von 2.66% bis 4,65% im Vergleich zum Ist-Niveau von 2017. Das Bruttoproduktionsniveau verbessert 
sich wiederum, so dass das Niveau in Abhängigkeit des Szenarios schlussendlich nur noch 1,31% oder 0,53% 
unter bzw. wieder auf dem Ist-Niveau von 2017 liegen würde. Das Steueraufkommen liegt über dem Ist-Wert 
von 2017 – in Abhängigkeit der Szenarien bei 1.780, 1.773 oder 1.611 Mio. Euro. Der THG-Emissionsausstoß 
würde sich im mittleren Szenario um 5,9% auf 183 Millionen Tonnen CO2-Äq. verringern. 
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Reformvorschlag 3b: Entlastung nach Vorbild BesAR/BECV, mit Modifikationen 

Tabelle 5:  Übersicht Reformvorschlag 3 

Aktuelle Rechtslage Vorgeschlagene Veränderungen 

allgemeine Steuerentlastung gem. § 9b StromStG 
und § 54 EnergieStG 

➔Reduktion der entlastungsberechtigten Sektoren und 
Unternehmen 

➔Entlastungstatbestand 1: Entlastung für getätigte Investitionen in 
wirtschaftlich vorteilhafte Klimaschutzmaßnahmen (nach DIN EN 
17463) 

➔Entlastungstatbestand 2: Sofern wirtschaftlich vorteilhafte 
Klimaschutzmaßnahmen im Unternehmen nicht möglich sind, 
Entlastung in Abhängigkeit der Strom-/Energieintensität 

Spitzenausgleich gem. § 10 StromStG und § 55 
EnergieStG 

vollständige Steuerentlastung für Prozesse und 
Verfahren gem. § 9a StromStG und § 51 EnergieStG 

Neugestaltung (Entlastungstatbestand 3): 

➔nur noch teilweise Steuerentlastung i.H.v. 80 % 

➔weitere 20 % Entlastung möglich für getätigte Investitionen in 
wirtschaftlich vorteilhafte Klimaschutzmaßnahmen (DIN EN 17463). 

Quelle: eigene Darstellung 

 

Reformvorschlag 3 setzt sich aus folgenden Komponenten zusammen:  

1. Zum einen ist die allgemeine Steuerentlastung für Unternehmen (§ 9b StromStG und § 54 EnergieStG) 
und der Spitzenausgleich (§ 10 StromStG und § 55 EnergieStG) so weiterzuentwickeln, dass entlastungs-
berechtigte Unternehmen eine Entlastung von der Strom- und Energiesteuer grundsätzlich nur dann in 
Anspruch nehmen können, wenn und soweit sie Investitionen in wirtschaftlich vorteilhafte Klima-
schutzmaßnahmen getätigt haben. Entlastungsberechtigt sind Unternehmen, soweit sie einer in An-
lage 4 des EEG 2021 genannten Branche (im Fall der Stromsteuer) bzw. Tabellen 1 und 2 der BECV ange-
hören und die Mindestintensität von 1,8 MWh Strom/1.000 Euro BWS bzw. 30 GJ Energie/1.000 BWS 
erreichen. Der Antragsteller muss ein zertifiziertes Energiemanagementsystem nach ISO 50001:2018 be-
treiben (übergangsweise für KMU ISO 50005 Stufe 3 für max. 3 Jahre), zusätzlich eine THG-Erweite-
rungstabelle (s.o.), die ebenfalls regelmäßig durch einen akkreditierten Energieauditor geprüft wird. Sie 
zeigt neben den Treibausgas-Emissionen Klimaschutzmaßnahmen auf und bewertet diese nach der DIN 
EN 17463 („ValERI“). 

a. Die für wirtschaftlich vorteilhafte Klimaschutzmaßnahmen getätigten Aufwendungen können – 
teilweise – als Entlastung von der Strom- und Energiesteuer geltend gemacht werden (= Entlas-
tungstatbestand 1). Die Entlastung ist gedeckelt auf 75% der gezahlten Strom- und Energie-
steuer (bzw. maximal so hoch, dass die europarechtlich vorgesehenen Mindeststeuersätze nicht 
unterschritten werden). Der Entlastungstatbestand 1 soll Investitionen in Klimaschutzmaßnah-
men im Unternehmen erleichtern und den Unternehmen helfen, die Klimabilanz ihrer Produk-
tion zu verbessern. Die Entlastung kann über mehrere Abrechnungszeiträume für dieselbe Kli-
maschutzmaßnahme geltend gemacht werden, um auch hier größere, langfristige Investitionen 
zu fördern. Den möglichen Entlastungsbetrag kann der Antragsteller sowohl von der Energie-
steuer als auch von der Stromsteuer zum Abzug bringen. Strom- und Energiesteuer werden in-
soweit gemeinsam betrachtet, um auch sog. Umstrukturierungsinvestitionen zu ermöglichen, 
die beispielsweise dazu führen, dass sich im Unternehmen der Gasverbrauch (und damit die 
Energiesteuerbelastung) reduziert und der Stromverbrauch (und damit die Stromsteuerbelas-
tung) erhöht. 

b. Erst wenn im Unternehmen keinerlei wirtschaftlich vorteilhafte Klimaschutzmaßnahmen mehr 
möglich sind (das Unternehmen sich mit anderen Worten  im Hinblick auf seine THG-Bilanz wirt-
schaftlich optimal aufgestellt hat), kann das Unternehmen eine teilweise Strom- und Energies-
teuerentlastung in Anspruch nehmen, ohne dafür Investitionen tätigen zu müssen (= Entlas-
tungstatbestand 2). Anders als bislang können nur Unternehmen mit hoher Energie- bzw. Stro-
mintensität den Entlastungstatbestand in Anspruch nehmen und ist die Höhe der Entlastung ab-
hängig von der jeweiligen Energie- bzw. Stromintensität. Der Entlastungstatbestand 2 hat dem-
nach einen anderen Zweck als Entlastungstatbestand 1. Er soll Unternehmen vor Standortnach-
teilen im internationalen Wettbewerb schützen und einem Carbon-Leakage vorbeugen.  
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Tabelle 6:  Übersicht: gleitende Höhe der Entlastung nach Entlastungstatbestand 2 

Stromsteuer Energiesteuer 

▪ bei 1,8 MWh/1.000 EUR BWS: 20 % Stromsteuer-entlas-
tung 

▪ Anstieg der Steuerentlastung um jeweils zusätzlich 
1 % - Punkt pro weiterer 0,1 MWh/1.000 EUR BWS 

▪ bis max. 7,3 MWh/1.000 EUR BWS: 75 % Stromsteuer-
entlastung 

▪ bei 30 GJ/1.000 EUR BWS: 20 % Energiesteuerentlas-
tung 

▪ Anstieg der Steuerentlastung um jeweils zusätzlich 
1 % - Punkt pro weiterer 2 GJ /1.000 EUR BWS 

▪ bis max. 140 GJ/1.000 EUR BWS: 75 % Energiesteuer-
entlastung  

Quelle. eigene Darstellung 

 

2. Zum anderen ist die vollständige Steuerentlastung für Prozesse und Verfahren (§ 9a StromStG und § 51 
EnergieStG) in eine teilweise Steuerentlastung für Prozesse und Verfahren zu überführen und die Vo-
raussetzungen für die Inanspruchnahme der teilweisen Steuerentlastung sind enger zu fassen (= Entlas-
tungstatbestand 3) 

 

Für eine Übergangsphase bis einschließlich Antragsjahr 2025 kann Entlastungstatbestand 2 gemäß der vorstehen-
den Aufstellung in Anspruch genommen werden unabhängig davon, ob und inwieweit die Emissionsminderungs-
Ziele nach dem Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) erreicht werden.  

Ab dem Antragsjahr 2026 richtet sich der Umfang der Entlastung danach, inwieweit die Ziele nach dem KSG er-
reicht worden sind (Kopplung an das Erreichen der bundesweiten Klimaschutzziele): 

1. Bezugsjahr ist jeweils das vorvorletzte Kalenderjahr vor dem Antragsjahr (= letztes zurückliegendes Ka-
lenderjahr, für das die Emissionsdaten gem. § 5 KSG vorliegen). So hängt beispielsweise die Entlastung für 
das Antragsjahr 2026 davon ab, inwiefern in 2024 die Klimaschutzziele nach dem KSG erfüllt worden sind.  

2. Bezugspunkt für die Höhe der Entlastungssätze sind die zulässigen Jahresemissionsmengen für den In-
dustriesektor gem. Anlage 2 zu § 4 KSG. Die jeweils anwendbaren Entlastungssätze reduzieren sich wie 
folgt:  

i. Wurde die zulässige Jahresemissionsmenge im Bezugsjahr um bis zu 4 % überschritten, re-
duzieren sich die Entlastungssätze im Antragsjahr um 20 %.  

ii. Wurde die zulässige Jahresemissionsmenge im Bezugsjahr um 4 bis 8 % überschritten, redu-
zieren sich die Entlastungssätze im Antragsjahr um 40 %.  

iii. Wurde die zulässige Jahresemissionsmenge im Bezugsjahr um mehr als 8 % überschritten, 
kann im Antragsjahr gar keine Steuerentlastung mehr in Anspruch genommen werden.  

Zusätzlich unterliegt die Steuerentlastung nach Entlastungstatbestand 2 einer Degression und wird über 10 Jahre 
linear reduziert (d.h. jedes Jahr sinkt die Entlastung um 10 % ab). 

Zusätzlich zu den beiden vorstehend dargestellten Entlastungstatbeständen 1 und 2 beinhaltet der Reformvor-
schlag 3 eine Neugestaltung der Steuerentlastung für Prozesse und Verfahren, die im Wege des neuen Entlas-
tungstatbestand 3 umgesetzt wird. Überblicksartig hat Entlastungstatbestand 3 folgende vier Hauptmerkmale:  

1. Die Prozesse und Verfahren, die im aktuellen Recht (vgl. § 9a StromStG und § 51 EnergieStG) vollständig 
von der Strom- und Energiesteuer entlastet sind, sind zukünftig nur noch zu 80 % entlastet.  

2. Der Kreis der entlastungsberechtigten Unternehmen wird nunmehr anhand der neuen Klassifikation 
der Wirtschaftszweige (WZ 2008) festgelegt. Gleichzeitig wird der Kreis der entlastungsberechtigten 
Branchen etwas enger gefasst mit dem Ergebnis, dass Wasserversorgungsunternehmen zukünftig nicht 
mehr die prozess- und verfahrensbezogene Entlastung in Anspruch nehmen können. Der Antragsteller 
muss in einem Unternehmen ein Energiemanagementsystem nach dem Standard ISO 50001:2018 (über-
gangsweise für KMU ISO 50005 Stufe 3 für max. 3 Jahre) implementiert und zertifiziert haben. Zusätzlich 
muss der Antragsteller die ordnungsgemäße Erstellung einer sog. THG-Erweiterungstabelle nachweisen. 
In dieser sind die Treibhausgas-Emissionen aller wesentlichen Energieverbrauchsprozesse im Unterneh-
men (SEU – significant energy uses) zu erfassen. Außerdem sind in der THG-Erweiterungstabelle mögliche 
Klimaschutzmaßnahmen für die die SEU zu erarbeiten und nach DIN EN 17463 auf ihre wirtschaftliche 
Vorteilhaftigkeit zu bewerten. Die THG-Erweiterungstabelle ist von einem akkreditierten Energieauditor 
im Rahmen eines Zertifizierungs- oder Überwachungsaudits überprüfen und verifizieren zu lassen 

3. Ab 2026 wird die Entlastung daran gekoppelt, inwieweit die entlastungsberechtigten Branchen bundes-
weit die durch das KSG gesetzten Klimaschutzziele erreichen. Sofern die KSG-Ziele nicht erreicht wer-
den, sinkt die Entlastung stufenweise ab. 
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4. Soweit die Prozesse und Verfahren nicht nach Entlastungstatbestand 3 entlastet sind, können sie – zusätz-
lich oder kumulativ – auch nach Entlastungstatbestand 1 entlastet sein, soweit der Antragsteller in wirt-
schaftlich vorteilhafte Klimaschutzmaßnahmen investiert hat.  

 

Die rechtliche Prüfung des Vorschlags kommt zu dem Ergebnis, dass die Neufassung mit der Energiesteuerricht-
linie (auch gegenüber der Neufassung gemäß dem Entwurf der EU-Kommission vom Juli 2021) vereinbar ist und 
sowohl nach AGVO freigestellt als auch nach KUEBLL genehmigungsfähig sein dürfte. 

 

Auswirkungen  

▪ Bei Reformvorschlag 3b reduziert sich zunächst der Kreis der begünstigten Branchen durch die Begrenzung 
auf die nach BesAR bzw. BECV entlastungsberechtigten Wirtschaftszweige. Auf 2-Steller-Ebene würden die 
Tabakverarbeitung, Bekleidungsgewerbe, Recycling, Energieversorgung, Wasserversorgung und Baugewerbe 
vollständig aus der Entlastung herausfallen. Durch die Anwendung der Mindestschwelle bei der Strom/Ener-
gieintensität reduziert sich zudem die Anzahl der Unternehmen in den verbleibenden Sektoren gegenüber 
den geltenden Regelungen deutlich. Im Fall der Stromsteuer wird der Begünstigtenkreis insgesamt um ca. 97% 
reduziert, bei der Energiesteuer um ca. 99%. 

 

Abbildung 3:  Anzahl Unternehmen 
Reformvorschlag 3b gegenüber 
Status Quo (Stromsteuer) 

 
Quelle: eigene Darstellung 

Abbildung 4:  Begünstigte Strommenge 
Reformvorschlag 3b gegenüber 
Status Quo (Stromsteuer) 

 
Quelle: eigene Darstellung 

 

▪ Das bedeutet, dass auch der administrative Aufwand, trotz im Einzelfall umfangreicherer Prüfanforderungen 
für die Zolldirektionen, in Summe wesentlich niedriger liegen dürfte als bisher, da viel weniger Anträge geprüft 
werden müssen. Auf Seiten der Unternehmen ist durch die Fokussierung auf energie- und wettbewerbsinten-
sive Unternehmen davon auszugehen, dass diese die Anforderungen bewältigen können, da sie unter die an-
deren Entlastungsregeln (BesAR und BECV) fallen und daher mit den dort geltenden Voraussetzungen bereits 
vertraut sind.  

▪ Die Reduktion der entlasteten Strom- bzw. Energiemengen fällt deutlich geringer aus, da große Strom- und 
Energieverbraucher in der Regel auch strom-/energieintensiv sind und daher weiterhin begünstigt bleiben. 
Insgesamt reduziert sich die als Bemessungsgrundlage für die Anwendung des Kompensationsgrades die-
nende Strommenge um mehr als 50% auf etwa 96 TWh (gegenüber 203 TWh bisher), wobei nur 14 TWh auf 
den Ausschluss der o.g. Industriezweige zurückzuführen sind. Bei der Energiemenge (nur Erdgas) ist der Rück-
gang deutlicher auf ca. 85 PJ. Auch hier ist die Reduktion hauptsächlich – trotz der stärkeren sektoralen Ein-
schränkung – auf die unternehmensspezifische Mindestschwelle bei der Energieintensität zurückzuführen.  

▪ Das Entlastungsvolumen halbiert sich gegenüber dem bisherigen Entlastungsvolumen nahezu, selbst wenn 
alle Unternehmen den Tatbestand 1 nutzen würden und trotz im Einzelfall höherer Entlastungssätze als bisher. 
Der Grund dafür ist wiederum vor allem die deutlich reduzierte Zahl entlastungsberechtigter Unternehmen 
bzw. Strom-/Energiemengen. Der Minimalfall, Inanspruchnahme von Tatbestand 2, führt zu einer Reduktion 
des Entlastungsvolumens um 60% auf 1,21 Mrd. Euro. Da von einer Nutzung beider Tatbestände auszugehen 
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ist, wird sich das tatsächliche Entlastungsvolumen innerhalb dieser Bandbreite (40 bis 50% des heutigen Vo-
lumens) bewegen. Die bisherigen Energiesteuerentlastungen werden im Umfangrelativ stärker reduziert als 
die Stromsteuerentlastungen, da sich Schwellenwert und umfassendere sektorale Begrenzung stärker auswir-
ken.  

 

Abbildung 5:  Vergleich des Umfangs der bisherigen Entlastungsregelungen und der 
Entlastungstatbestände des Reformvorschlags 3 (Bezugsjahr: 2017) 

  
Quelle: eigene Darstellung * ohne Prozesse und Verfahren 

 

▪ Bei Umsetzung des Reformvorschlags 3 wird somit nicht nur die Aufkommensneutralität gewahrt, sondern der 
Vorschlag führt gegenüber dem Status Quo zu Mehreinnahmen für den Staat im Umfang von ca. 1,4 bis 1,8 Mrd. 
Euro pro Jahr bei der allgemeinen Entlastung und dem Spitzenausgleich (Tatbestand 1 bzw. 2). Die Mehrein-
nahmen erhöhen sich durch die anteilige Erhebung der Energie- und Stromsteuer bei den Prozessen und Ver-
fahren (Tatbestand 3) um weitere 272 Mio. Euro.  

▪ Bezogen auf die privilegierte Strom- bzw. Energiemenge bei den für Tatbestand 1 und 2 entlastungsberechtig-
ten Unternehmen fällt die Entlastung im Durchschnitt über alle Unternehmen ähnlich hoch aus wie bisher. 
Im Tatbestand 1 liegt sie mit 75% bzw. 15,375 Euro/MWh im Fall der Stromsteuer sogar höher als bisher (13,16 
Euro/MWh). Im Tatbestand 2 liegt sie mit durchschnittlich 12,03 Euro/MWh bei der Stromsteuer nur wenig 
darunter. Das bedeutet, dass die Unternehmen, die im internationalen Wettbewerb stehen, im Durchschnitt 
mit einer ähnlichen oder sogar höheren Entlastung rechnen können als bisher bei der Kombination aus allge-
meiner Entlastung und Spitzenausgleich.  

0 500 1.000 1.500 2.000 2.500 3.000

Bisherige
Entlastungensregelungen*

Entlastungstatbestand 1

Entlastungstatbestand 2

Mio. Euro

Entlastungsvolumen (gemäß §9b + §10 StromStG)

Entlastungsvolumen (gemäß §54 + §55 EnergieStG)



Endbericht fe 6/20 • Seite 28 von 278 
 

 

Abbildung 6:  Durchschnittliche Entlastung Stromsteuer (Euro/MWh) im Vergleich zum Status Quo 

 
Quelle: eigene Darstellung 

 

▪ Abschätzung mit Anpassungsreaktion ohne Klimaschutzinvestition: Im optimistischen Szenario - in dem es 
zu keinem Produktionsrückgang kommt – führt der Reformvorschlag 3 lediglich zu einem Anstieg des Steuer-
aufkommens um 2.626 Mio. Euro auf 4.204 Mio. Euro, verglichen mit dem 2017 Ist-Wert. Bruttoproduktions-
wert, Energienachfrage und Treibhausgasemissionen bleiben unverändert. Im pessimistischen Szenario, in 
dem es zu einem starken Produktionsrückgang kommt, sinkt das Bruttoproduktionsniveau um 20,5 Mrd. Euro 
bzw. 1,06 %  auf 1.907 Mrd. Euro. Dieser negative Nachfrageschock führt wiederum zu einem Rückgang der 
Energienachfrage (-2.5%), der Treibhausgas-Emissionen (-2,94 %) und einer Reduktion des Steueraufkom-
mens im Vergleich zum optimistischen Szenario (ohne Produktionsrückgang) um 2,19%. Im mittleren Szenario 
sinkt das Bruttoproduktionsniveau im Vergleich zum Ist-Wert 2017 um 0,53% auf 1.917 Mrd. Euro und führt 
zu einem Rückgang der Energienachfrage um 1,25%, der Treibhausgas-Emissionen um 1,48% und einer Re-
duktion des Steueraufkommens im Vergleich zum optimistischen Szenario (ohne Produktionsrückgang) um 
1,10%. 

▪ Abschätzung mit Anpassungsreaktion inkl. Klimaschutzinvestition: Insgesamt können die Unternehmen im 
Abschnitt B und C Investitionszuschüsse von 1,085 Mrd. Euro abrufen. In Abhängigkeit von den Energieein-
sparpotentialen sinkt die Energienachfrage zwischen 1,62 % und 2,56% im Vergleich zum 2017 Ist-Wert. Das 
Bruttoproduktionsniveau verbessert sich wiederum, so dass das Niveau in Abhängigkeit des Szenarios 
schlussendlich nur noch 1,05% oder 0,49% unter bzw. wieder auf dem Ist-Niveau von 2017 liegen würde. 
Das Steueraufkommen würde hier schlussendlich jedoch über dem Ist-Wert von 2017 und in Abhängigkeit der 
Szenarien bei 3.024, 3.053 bzw. 3.049 Mio. Euro liegen. Der THG-Emissionsausstoß würde sich im mittleren 
Szenario um 2.61 % auf 189 Millionen Tonnen CO2-Äq verringern. 

 

Vergleich der Reformvorschläge 

Folgende Ergebnisse lassen sich im Vergleich der Reformvorschläge festhalten: 

▪ Mit Blick auf den Bruttoproduktionswert ist generell davon auszugehen, dass es zu einem mehr oder weniger 
großen Produktionsrückgang aufgrund der gestiegenen Energiekosten kommen wird – sei es aufgrund von 
Preiseffekten oder Verlusten der internationalen Wettbewerbsfähigkeit. Den größten Produktionsrückgang 
im mittleren Szenario würden wir für Reformvorschlag 1 erwarten (Bruttoproduktionswert: 1.917 Mrd. Euro). Der 
Bruttoproduktionswert in Reformvorschlag 3, Tatbestand 1, (1.918 Mrd. Euro) und in Tatbestand 2 mit 1.919 Mrd. 
Euro sind jedoch nur marginal größer. Mit Blick auf die Unsicherheiten hinsichtlich des Bruttoproduktionswert 
weist Reformvorschlag 1 die größte Spanne zwischen den Szenarien auf. 

▪ Reformvorschlag 3 generiert im mittleren Szenario zwischen 3.053 und 3.465 Mio. Euro Steueraufkommen. 
Dies ist im Wesentlichen abhängig davon, wie viele Unternehmen unter Tatbestand 1 und 2 fallen. Geht man 
von einer Gleichverteilung aus, ergäbe sich ein Steueraufkommen von 3.259 Mio. Euro, welches 1.486 Mio. Euro 
über dem Steueraufkommen von Reformvorschlag 1 liegt. 

▪ Der Energiebedarf in Reformvorschlag 1 liegt im mittleren Szenario mit 3.967 Petajoule deutlich unter beiden 
Modellierungen für Reformvorschlag 3. Entsprechend sind auch die THG-Emissionen in Reformvorschlag 1 
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geringer – und zwar um in etwa 6 bis 10 Mio. Tonnen CO2-Äquivalente. Dies entspricht 3,23 % bis 4,97 % des 
2017 Ist-Werts des THG-Ausstoßes der betrachteten Sektoren.  

 

Reformvorschlag 1 birgt demnach eine größere Unsicherheit mit Blick auf mögliche Produktionsanpassungen; 
gleichzeitig sind aber auch höhere Emissionseinsparungen zu erwarten, sodass Reformvorschlag 1 aus klimapoliti-
scher Sicht vorzuziehen wäre. Zusätzlich steht den höheren Steuerbelastungen in Reformvorschlag 1 eine Steuer-
gutschrift gegenüber, die den Produktionsrückgang tendenziell abschwächen kann. 

 
Einordnung der Ergebnisse und Ausblick 

Viele Unternehmen engagieren sich bereits umfassend, um die Effizienz ihrer Produktion zu steigern. Der politische 
Rahmen und auch die Industrieverbände bieten umfangreiche Unterstützungsangebote. Dennoch ist weiterhin 
von einem beträchtlichen „Energy Efficiency Gap“, also von umfassenden wirtschaftlich vorteilhaften Einsparpo-
tentialen auszugehen. Die untersuchten Reformvorschläge unterstützen Unternehmen, konsequent auf Effizienz 
zu setzen. Wo Effizienzpotenziale schon ausgeschöpft sind bzw. eine grundsätzliche Technologieumstellung nötig 
ist, geben sie Anreize für die Transformation zu klimafreundlichen Technologien.  

Vor diesem Hintergrund können die Reformvorschläge ein Baustein einer grundsätzlich an Effizienz und Klima-
schutz orientierten Industriepolitik sein: 

▪ Unterstützung bei Forschung und Entwicklung für innovative Verfahren und Prozesse, um Verfügbarkeit kli-
maneutraler Technologien in den unterschiedlichen Industriezweigen sicherzustellen  

▪ Reformen im Anwendungsbereich des Europäischen Emissionshandels, beispielsweise durch einen CO2-
Grenzausgleich (CBAM), Anpassungen bei der kostenlosen Zuteilung und die Umsetzung der Strompreiskom-
pensations-Richtlinie  

▪ Beratung, Zuschüsse und Kredite für die Umstellung, z.B. im Rahmen von Carbon Contracts for Difference (vgl.  
Agora Industry 2022; DIW 2019).   

Der Gesetzgeber hat in der Vergangenheit die Energie- und Stromsteuerentlastungen immer wieder an sich än-
dernde Anforderungen und Bedingungen angepasst. So wurde z.B. die pauschale allgemeine Entlastung mehrmals 
reduziert und die Entlastungen zum Spitzenausgleich verlagert, bei dem der Nachweis eines Energie- oder Um-
weltmanagementsystems sowie die branchenweite Reduzierung der Energieintensität erforderlich sind. Die EU-
rechtlich notwendige Revision des Spitzenausgleichs und der allgemeinen Entlastung eröffnet nun die Gelegen-
heit, die Regelungen erneut so anzupassen, dass sie kohärent zu den weiterentwickelten energie- und klimapo-
litischen Zielen Deutschlands stehen. Gleichzeitig wird die Energiesteuer aufgrund der Reduktion des fossilen 
Energieeinsatzes in Zukunft eine stetig abnehmende Bedeutung für den Staatshaushalt haben. Der Stromsteuer 
kommt daher in Zukunft bei den Verbrauchsteuern eine größere Relevanz zu. Insgesamt wird das Aufkommen aus 
beiden Quellen jedoch abnehmen. Vor diesem Hintergrund scheint es geboten, die Entlastungen auf diejenigen 
Unternehmen zu fokussieren, die im internationalen Wettbewerb stehen, um fiskalische Spielräume zu erhalten. 
Gleichzeitig ist es sinnvoll, Prozesse und Verfahren, die zur Dekarbonisierung der Industrie beitragen, im Besonde-
ren solche Technologien, bei denen der gegenwärtige Einsatz fossiler Energieträger durch die Nutzung von Strom 
aus erneuerbaren Energien (z.B. Power-to-Heat-Technologien) ersetzt wird, von der Stromsteuer (anteilig) zu ent-
lasten, um negative Anreizwirkungen zu vermeiden. Daher sollte die Liste für Prozesse und Verfahren fortlaufend 
dahingehend überprüft werden, ob sie die wichtigen Schlüsseltechnologien zur Dekarbonisierung der Industrie 
enthalten.  
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1 Zielsetzung und Fragestellung: Novellierung der Entlastungstatbestände 

Das Produzierende Gewerbe ist ein Grundpfeiler der deutschen Volkswirtschaft: Mit 7,4 Mio. Beschäftigten und ei-
nem Umsatz von mehr als 2,1 Billionen Euro im Jahr 2017 (Destatis 2019) allein in der Industrie, d.h. im verarbeiten-
den Gewerbe, trägt es maßgeblich zu Wertschöpfung und Sicherung von Arbeitsplätzen in Deutschland bei. 
Gleichzeitig steht die Industrie vor einem grundlegenden Wandel. Im Klimaschutzplan 2050 (Bundesregierung 
2016) hat Deutschland erstmals für alle Sektoren feste  CO2 -Minderungsziele für 2030 festgelegt und mit dem Kli-
maschutzprogramm 2030 (Bundesregierung 2019) ein umfassendes Maßnahmenpaket beschlossen, um die Kli-
maschutzziele zu erreichen. Durch das Bundes-Klimaschutzgesetz wurden die Sektorziele Ende 2019 gesetzlich 
festgeschrieben. Im April 2021 befand das Bundeverfassungsgericht das Klimaschutzgesetz der Bundesregierung 
für unvereinbar mit den Grundrechten und löste damit eine Debatte um die nötigen Schritte zur Einhaltung der 
Pariser Klimaziele von 2015 aus. Kurze Zeit später legte die Bundesregierung ein novelliertes Klimaschutzgesetz mit 
verschärften Klimaschutzvorgaben vor. Das Ziel der Treibhausgasneutralität wurde um 5 Jahre auf das Jahr 2045 
vorverlegt und das Minderungsziel für das Jahr 2030 von 55 % auf 65 % gegenüber 1990 angehoben (Bundesre-
gierung 2021a). Wenn die richtigen Weichenstellungen erfolgen, wird die Treibhausgasneutralität auch gesamt-
wirtschaftlich zu positiven Beschäftigungseffekten führen (vgl. Prognos 2019). Insbesondere in den Grundstoffin-
dustrien Stahl, Chemie und Zement besteht in den nächsten Jahren ein hoher Reinvestitionsbedarf bei zugleich 
langen Reinvestitionszyklen (Agora Energiewende/Wuppertal Institut 2019). Daher müssen die in den nächsten 
Jahren getätigten Investitionen bereits dem Anspruch der Klimaneutralität entsprechen, damit die Ziele erreicht 
werden können. Daher sind heute die richtigen Weichenstellungen erforderlich, um die Industrie in ihren Klima-
schutzbemühungen zu unterstützen. Das betrifft auch die Begünstigungen bei Abgaben, Umlagen und Entgelten 
im Energiebereich wie die hier untersuchten Entlastungen bei der Energie- und Stromsteuer. 

Mit der ökologischen Steuerreform 1999 wurde die Stromsteuer als Verbrauchsteuer neu eingeführt und die Steu-
ersätze auf Heiz- und Kraftstoffe in mehreren Stufen erhöht. Parallel dazu senkte man die Rentenversicherungsbei-
träge, um den Faktor Arbeit zu entlasten. Energie wurde verteuert, um Anreize zu schaffen, vorhandene Energie-
einsparpotenziale auszuschöpfen, erneuerbare Energien einzusetzen und energiesparende und ressourcenscho-
nende Produkte und Produktionsverfahren zu entwickeln (Bundesregierung 1998). Gleichzeitig sind Entlastungs-
tatbestände für die Unternehmen des Produzierenden Gewerbes eingeführt worden, um die internationale Wett-
bewerbsfähigkeit energieintensiver Unternehmen zu erhalten. Die Lenkungswirkung der Steuer wird dadurch 
vermindert. Dieser Zielkonflikt zwischen ökologischen und ökonomischen Zielen besteht bis heute fort. Zudem 
berücksichtigen die Entlastungstatbestände bisher nicht die klimapolitischen Zielsetzungen Deutschlands.  

Aktuelle Schätzungen gehen davon aus, dass der Sektor Industrie den Zielwert des Bundes-Klimaschutzgesetzes 
für 2021 mit Mehremissionen von 8 bis 18 Mio. t CO2  deutlich verfehlen wird (Öko-Institut 2021, Agora Energie-
wende 2021). Es zeigt sich, dass der Rückgang der Treibhausgasemissionen 2020 den Sondereffekten der Corona-
Pandemie geschuldet war. Mit Blick auf die Zielwerte 2030 ist abzusehen, dass die bisherigen Fortschritte nicht 
ausreichen. Besonders problematisch ist die Entwicklung des Endenergieverbrauchs, der zwischen 1990 und 2019 
kaum gesunken ist (UBA 2021). Auch vor dem Hintergrund von Flächenrestriktionen beim Ausbau der erneuerba-
ren Energien und den volkswirtschaftlichen Kosten der Energiewende ist der energiepolitische Grundsatz „Effi-
ciency first“ von zentraler Bedeutung.  

Der Industrie sind knapp 28 % des Endenergieverbrauchs zuzurechnen. Aufgrund der guten wirtschaftlichen Ent-
wicklung hat sich die Energieproduktivität (Verhältnis des Endenergieverbrauchs zur Bruttowertschöpfung) seit 
2010 zwar verbessert (Abbildung 7). Der absolute Endenergieverbrauch veränderte sich in den letzten Jahren in 
der Industrie jedoch kaum (BMWi 2021). Effizienzsteigerungen wurden von Produktionszuwächsen neutralisiert, 
und die THG-Emissionen der Industrie sind daher nur geringfügig zurückgegangen (Agora Energiewende/Wup-
pertal Institut 2019). Mit Blick auf die Klimaziele ist davon auszugehen, dass zukünftig deutlich größere Anstren-
gungen bei Energieeffizienz und Dekarbonisierung der Industrie nötig sein werden.  
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Abbildung 7:  Entwicklung der Energieproduktivität der Industrie, 1991 bis 2019 

 
Quelle: eigene Darstellung nach (BMWi 2021).  

 

Durch die Entlastungsregelungen der Energie- und Stromsteuer mit einem Volumen von ca. 4,4 Mrd. Euro im Jahr 
2017 (Tabelle 7) bei Unternehmen des Produzierenden Gewerbes werden die Kosten des Energie- und Stromver-
brauchs für Unternehmen günstiger. Das führt zu einer Verzerrung wirtschaftlicher Anreize und kann Investitio-
nen in Klimaschutz und Energieeffizienz verhindern (FÖS u.a. 2019; Nissen 2014). 

Tabelle 7:  Gesamtvolumen der Strom- und Energiesteuerentlastungen für das Produzierende 
Gewerbe, Mio. Euro, 2017 

Entlastungsregelung Stromsteuer Energiesteuer Summe 

Allgemeine Steuerentlastung 1.035,96 153,18 1.189,14 

Spitzenausgleich 1.642,75 164,20 1.806,95 

Prozesse und Verfahren 841,92 579,19 1.421,11 

Summe 3.520,63 896,57 4.417,20 

Quelle: (BMF 2021a) (BMF 2021b) 

 

Abbildung 8 zeigt anhand einer Beispielrechnung für ein Unternehmen mit einem Jahresverbrauch von 10.000 
MWh Strom und einem rentenversicherungspflichtigen Arbeitsentgelt des Unternehmens von 6 Mio. Euro, dass – 
umgerechnet auf die Strommengen – etwa 70 % des Stromverbrauchs durch §9b und §10 StromStG begünstigt 
sind, d.h. Stromsteuer (in Höhe des Regelsatzes) umgerechnet nur auf ca. 30 % des Stromverbrauchs erhoben wird. 
Dementsprechend beträgt die gemittelte Stromsteuerbelastung ca. 6,22 Euro/MWh. Nicht berücksichtigt sind die 
Entlastungen für bestimmte Prozesse und Verfahren nach §9a StromStG. 
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Abbildung 8:  Begünstigte Strommengen bei der Stromsteuer (Beispiel) 

 
Quelle: eigene Darstellung. Berechnung nach (BMF 2020a). 25 % der Strommenge ist durch § 9b StromStG begünstigt. Die Stromsteuer für die 

verbleibende Strommenge wird – nach Abzug des Selbstbehalts - um bis zu 90 % reduziert, je nach Unterschiedsbetrag in der Rentenver-
sicherung, der bei Unternehmen variiert in Abhängigkeit des rentenversicherungspflichtigen Arbeitsentgelts. 

 

Ziel einer Novellierung der Entlastungstatbestände sollte es daher sein, diese an den klimapolitischen Anforde-
rungen auszurichten und Zielsetzungen, die zueinander in Konflikt stehen, in einen stärkeren Ausgleich zu 
bringen. Bei der anstehenden Neuregelung könnten die Entlastungsregelungen zielgerichtet auf die Unternehmen 
fokussiert werden, die tatsächlich in Konkurrenz zu ausländischen Wettbewerbern aus Ländern, in denen geringere 
Umwelt- und Klimaschutzstandards gelten, stehen, und bei denen gleichzeitig Energiekosten einen bedeutenden 
Anteil an den Produktionskosten ausmachen.  

Dabei besteht die besondere Herausforderung, den Konflikt zwischen ökologischen und ökonomischen Zielen so 
aufzulösen, dass beide Ziele gleichermaßen erreicht werden können: 

▪ Sofern einerseits vollständige Befreiungen von der Energie- bzw. Stromsteuer gelten, entfällt die Lenkungswir-
kung. Denn die befreiten Unternehmen hätten keinen Anreiz mehr zum Energie-/Stromsparen.  

▪ Sofern andererseits Erleichterungen für Unternehmen gänzlich aufgehoben würden, könnte dies die internati-
onale Wettbewerbsfähigkeit der inländischen Wirtschaft gefährden und nicht nur einen unverhältnismäßigen 
gesamtwirtschaftlichen Schaden nach sich ziehen, sondern auch dazu führen, dass mit Emissionen verbun-
dene Prozesse in das Ausland verlagert werden.  

Vermittelnde Ansätze können darin bestehen, die Steuerbegünstigungen für Unternehmen davon abhängig zu 
machen, dass diese bestimmten Gegenleistungen erfüllen. Derartige Gegenleistungen bezwecken aber dieselbe 
Verhaltenssteuerung wie die eigentliche Strom-/Energiebesteuerung. Es stellt sich daher die Frage, warum die-
selbe Verhaltenssteuerung für (bestimmte) Unternehmen anders erreicht werden soll als für die Allgemeinheit. Da-
her wird bei den Reformansätzen in Kapitel 1 auch ein grundsätzlicher „Systemwechsel“ im Sinne eines Ersatzes der 
Steuerentlastungen durch eine Finanzhilfe betrachtet. 

Bei einer Neuregelung der Entlastungen ist neben den klimapolitischen Anforderungen auch der beihilferechtli-
che sowie der subventionspolitische Handlungsrahmen zu berücksichtigen (vgl. ausführlich dazu Kapitel 3). Bei 
jeder Neueinführung oder Änderung von Subventionen besteht eine Selbstbindung der Bundesregierung an die 
2015 beschlossenen subventionspolitischen Leitlinien. Sie sind daher bei der Novellierung der Entlastungstatbe-
stände zwingend zu beachten (vgl. ausführlich: Kapitel 3.3). Die Leitlinien zielen auf eine Erhöhung der Transparenz, 
des Rechtfertigungsdrucks und der Steuerungsmöglichkeiten im Subventionswesen ab. Wesentliche Elemente 
sind (vgl. BMF 2019): 

▪ Befristung: die Dauer der Entlastung wird zeitlich begrenzt bzw. es wird ein Zeitpunkt festgelegt, bis zu dem über 
die Fortführung der Regelung entschieden wird. 

▪ Degression: die Höhe der Entlastung je Unternehmen geht im Zeitverlauf zurück oder der Kreis der Begünstig-
ten nimmt ab bei gleichzeitiger Beibehaltung oder gar Erhöhung der Entlastungshöhe.  

0 2.000 4.000 6.000 8.000 10.000

MWh

begünstigte Menge durch allg. Entlastung nach §9b StromStG

begünstigte Menge durch Spitzenausgleich nach §10 StromStG
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▪ Evaluation und Erfolgskontrolle: notwendige Voraussetzung ist eine konkrete Zielsetzung der Entlastung, so 
dass deren Erfolg kontrolliert werden kann. So ist zum Beispiel der „Schutz der internationalen Wettbewerbs-
fähigkeit“ oder „Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen“ von Unternehmen als Ziel zu allgemein, denn 
ohne spezifischere Indikatoren lässt sich die Zielerfüllung nur schwer messen. Des Weiteren sollen regelmäßige 
Evaluierungen prüfen, inwiefern Subventionen in Maßnahmen umgewandelt werden können, welche den 
Staatshaushalt weniger belasten. 

▪ Nachhaltigkeitsprüfung: Subventionen werden durch die jeweiligen Ressorts einer Nachhaltigkeitsprüfung un-
terzogen: im Zentrum steht dabei die Frage, inwiefern die gewährten Entlastungen in ihrer wachstums-, vertei-
lungs-, wettbewerbs- und umweltpolitischen Wirkung nachhaltig sind. Anwendung finden dabei die Ziele und 
Indikatoren der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie (BMF 2019a). 

Zudem schlägt die Kommission mit dem Entwurf für eine Revision der Energiesteuerrichtlinie vom 14.7.2021 (Eu-
ropäische Kommission 2021a) wesentliche Änderungen vor, die – sofern es zu einer Verabschiedung der Richtlinie 
kommt - bei Umsetzung in nationales Recht zu beachten wären. Die Mindeststeuersätze sollen von der Umwelt-
schädlichkeit des Energieerzeugnisses abhängen und an die Inflation angepasst werden, um im Zeitverlauf nicht 
an Lenkungswirkung zu verlieren. Vollständige Steuerentlastungen für die energieintensive Industrie sollen nicht 
mehr möglich sein und bestimmte mineralogische und metallurgische Produktionsverfahren, die bisher nicht der 
Energiesteuerrichtlinie (2003/96/EG) unterliegen, in Zukunft einbezogen werden, so dass die Einhaltung der Min-
deststeuersätze nach der Energiesteuerrichtlinie sichergestellt werden muss (Europäische Kommission 2021b). 

Nicht zuletzt spielen bei der Frage der weiteren Ausgestaltung von Entlastungsregelungen auch Erwägungen hin-
sichtlich der Entwicklung der Steuereinnahmen aus der Energie- und Stromsteuer eine Rolle. Abbildung 9 zeigt, 
dass bei Erreichen der Klimaschutzziele die Energiesteuereinnahmen bereits in den nächsten Jahren stark sinken 
werden. Die Stromsteuereinnahmen durch zunehmende Elektrifizierung steigen zwar, jedoch nicht annähernd in 
dem Verhältnis, in dem die Energiesteuereinnahmen sinken. Vor diesem Hintergrund ist es nachvollziehbar, die 
Entlastungen bei der Energie- und Stromsteuer stärker zu begrenzen, um die Steuerbasis nicht noch stärker ero-
dieren zu lassen.  

Abbildung 9:  Entwicklung der Energiesteuereinnahmen in einem Klimaschutzszenario 

 
Quelle: Öko-Institut in (FÖS u.a. 2021) 
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Teil A: Ausgangslage - Analyse und Bewertung des bestehenden 
Rechtsrahmens der Energie- und Stromsteuer und artverwandter 
Regelungen im Energiebereich  

2 Strom- und Energiesteuerentlastungen für Unternehmen 

Im Energie- und Stromsteuergesetz sind verschiedene Entlastungen vorgesehen, die sich an unterschiedliche Ad-
ressaten richten, so für Unternehmen des Produzierenden Gewerbes und bestimmte energieintensive Prozesse 
und Verfahren, für den Öffentlichen Personennahverkehr sowie bei der Energiesteuer für die Schiff- und Luftfahrt, 
für die Stromerzeugung, für die gekoppelte Erzeugung von Strom und Wärme und für Betriebe der Land- und 
Forstwirtschaft (Agrardiesel). Im vorliegenden Forschungsvorhaben sollen die nachfolgend dargestellten Entlas-
tungen für Unternehmen des Produzierenden Gewerbes untersucht werden. Die geltenden Regelungen zu den 
allgemeinen Entlastungen und zum Spitzenausgleich laufen Ende 2022 aus, weshalb für diese konkreter Hand-
lungsbedarf für eine Anschlussregelung besteht. Aufgrund des sachlichen Zusammenhangs sind jedoch auch die 
Regelungen zur vollständigen Entlastung bestimmter Prozesse und Verfahren Gegenstand der Untersuchung. Die 
Subventionsvolumina und begünstigten Strom- bzw. Energiemengen sind in Kapitel 5 und Kapitel 6 und die zu er-
bringenden Gegenleistungen in Kapitel 10 dargestellt. Einen kompakten Überblick zu den jeweiligen Regelungen 
geben des Weiteren die Datenblätter im Anhang.  

2.1 Steuerentlastung für Unternehmen nach § 9b StromStG und § 54 
EnergieStG („allgemeine Entlastungen“) 

Unternehmen des Produzierenden Gewerbes und der Land- und Forstwirtschaft (einschließlich der Teichwirt-
schaft und Fischzucht) erhalten auf Antrag auf Grundlage von § 9b StromStG und § 54 EnergieStG eine Entlastung 
in Höhe von 25 % der Regelsteuersätze auf Strom und Heizstoffe, die für betriebliche Zwecke verwendet wurden. 
Bei der Stromsteuer beträgt der ermäßigte Steuersatz somit 15,37 Euro/MWh statt des regulären Satzes von 
20,5 Euro/MWh, den u.a. private Haushalte und Gewerbekunden außerhalb des Produzierenden Gewerbes zah-
len. Bei Heizöl beträgt die Steuerentlastung 15,34 Euro/m3, bei Flüssiggas 15,15 Euro/t und bei Erdgas 
1,38 Euro/MWh. Der ermäßigte Steuersatz wurde zuletzt im Rahmen der Haushaltsverhandlungen Ende 2010 von 
60 auf 75 % des Regelsteuersatzes erhöht. Der Entlastungsbetrag muss jeweils 250 Euro pro Kalenderjahr über-
steigen (Sockelbetrag), d.h. die Steuerlast mindestens 1.000 Euro betragen. Bezogen auf den Strom- bzw. Energie-
verbrauch bedeutet das einen Mindestverbrauch von ca. 49 MWh/a bei Strom und ca. 181 MWh/a bei Erdgas.  

Begründet wird die Gewährung der Steuervergünstigung mit der „Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen“ 
(BMF 2020b). Mit den allgemeinen Entlastungen sollen Unternehmen unterstützt werden, die im internationalen 
Wettbewerb stehen und deren Güter durch die Regelsteuersätze in Deutschland in ihrer Wettbewerbsposition ge-
fährdet sind. Ziel ist, eine Verlagerung von Produktion in Drittstaaten mit geringeren Klimaschutzauflagen und Ef-
fizienzstandards zu verhindern und den Erhalt von Arbeitsplätzen in Deutschland zu sichern. (FiFo Köln u.a. 2019). 

Die Inanspruchnahme der “allgemeinen Entlastungen” erfordert keine Erbringung von Gegenleistungen. 

2.2 Steuerentlastungen für Unternehmen in Sonderfällen nach § 10 
StromStG und § 55 EnergieStG („Spitzenausgleich“) 

Für Unternehmen des Produzierenden Gewerbes kann die zusätzliche Belastung durch die „Ökologische Steuer-
reform“ über die “allgemeine Entlastung” nach § 9b StromStG und § 54 EnergieStG hinaus weiter abgemildert wer-
den. Jene Entlastung beträgt 90 % der verbleibenden Steuerbelastung nach Verrechnung der Entlastung bei den 
Arbeitgeber-Beitragssätzen zur Rentenversicherung durch die Ökologische Steuerreform. Bei der Energiesteuer 
ist die Entlastung auf die in § 55 Abs. 3 EnergieStG genannten Steueranteile begrenzt, die den Erhöhungsschritten 
durch die ökologische Steuerreform entsprechen. Je nachdem, wie hoch die Rentenversicherungsbeiträge im Ver-
hältnis zu Strom- und Energiesteuerausgaben bei einzelnen Unternehmen sind, fällt die Rückerstattung also unter-
schiedlich hoch aus.  

Es gilt eine Mindeststeuerlast von 1.000 Euro bei der Stromsteuer und 750 Euro bei der Energiesteuer. Bei der Be-
rechnung der Entlastung wird die Entlastung für den ermäßigt besteuerten Verbrauch nach § 9b StromStG und 
§ 54 EnergieStG in Abzug gebracht, unabhängig davon, ob dieser beantragt wurde oder nicht. Somit greift der Spit-
zenausgleich ab einem ermäßigt besteuerten Stromverbrauch von ca. 65 MWh/a und einem ermäßigt besteuerten 
Gasverbrauch von ca. 333 MWh.  
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Auch der Spitzenausgleich wird mit dem internationalen Wettbewerbsdruck begründet. Die Steuervergünstigung 
soll die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen sichern, dadurch die Gefährdung des Wirtschaftsstandorts 
Deutschlands reduzieren und eine Verlagerung von Arbeitsplätzen in Drittstaaten mit ggf. geringeren Klima- und 
Effizienzstandards vermeiden (FiFo Köln u.a. 2019).  

Der Spitzenausgleich ist mit Gegenleistungen verbunden, die zum einen  

▪ unternehmensbezogen sowie zum anderen  

▪ unternehmensübergreifend  

ausgestaltet sind. 

Unternehmensbezogene Gegenleistungen: Nach § 10 Abs. 3 StromStG bzw. § 55 Abs. 2 EnergieStG wird Unter-
nehmen des Produzierenden Gewerbes die Stromsteuer bzw. Energiesteuer – wie bereits angeführt – bis zu 90 % – 
nach Abzug von Vergünstigungen aus § 54 Abs. 1 EnergieStG und § 9b StromStG – erlassen, erstattet oder vergütet, 
wenn Unternehmen, die  

▪ nicht als kleine oder mittlere – im Sinne der 2003/361/EG – gelten, nachweisen, dass sie ein  

▪ Energiemanagementsystem nach ISO 50001 oder ein  

▪ Umweltmanagementsystem nach EMAS betreiben,  

▪ als kleine oder mittlere – im Sinne der 2003/361/EG – gelten,  

▪ optional zu den erwähnten Systemen ein “Alternatives System zur Verbesserung der Energieeffizienz” 
nach der Spitzenausgleich-Effizienzsystemverordnung (SpaEfV) betreiben. 

Als “Alternative Systeme” stellt die SpaEfV zwei zur Wahl. Betroffene Unternehmen können 

(I) ein Energieaudit entsprechend den Anforderungen der Energieauditnorm DIN EN 16247-1:2012 durchführen, 
das mit einem Energieauditbericht entsprechend einer in der Verordnung aufgeführten Liste an Inhalten ab-
schließt, wobei diese Liste – abgesehen von der Nummerierung – exakt den Berichtsanforderungen der Norm 
entspricht, insofern keine Zusatzanforderungen darstellt und daher eigentlich entbehrlich ist, oder sie müssten 

(II) eine Erfassung und Analyse von Daten vornehmen sowie die Identifizierung und Bewertung von Einsparpo-
tentialen durch Ausfüllen der folgenden drei Tabellen erarbeiten: 

 

Tabelle 8:  Erfassung und Analyse eingesetzter Energieträger 

Quelle: Tabelle 1 in Anlage 2 der SpaEfV 

 

Tabelle 9:  Erfassung und Analyse von Energie verbrauchenden Anlagen und Geräten 

Quelle: Tabelle 2 in Anlage 2 der SpaEfV 
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Tabelle 10:  Identifizierung und Bewertung von Einsparpotentialen 

Quelle: Tabelle 3 in Anlage 2 der SpaEfV 
 

Darüber hinaus hat sich einmal jährlich die Geschäftsführung über die Ergebnisse der tabellarischen Auswertungen 
zu informieren und auf dieser Grundlage entsprechende Beschlüsse über Maßnahmen und Termine zu fassen.  

Die Nachweisführung im Hinblick auf die o.a. Energie- und Umweltmanagementsysteme hat wie folgt stattzufin-
den: Vorzulegen ist ein ISO 50001-Zertifikat mit Bericht des letzten Überwachungsaudits, sofern vorliegend, oder 
ein gültiger Eintragungs- oder Verlängerungsbescheid der EMAS-Registrierungsstelle bzw. eine Bestätigung der 
EMAS-Registrierungsstelle über eine aktive Registrierung mit der Angabe eines Zeitpunkts, bis zu dem die Regist-
rierung gültig ist, für KMU ggf. eine frühestens zwölf Monate vor Beginn des Antragsjahres ausgestellte nicht vali-
dierte aktualisierte Umwelterklärung. 

Die Nachweisführung über den ordnungsgemäßen Betrieb eines “Alternativen Systems” (I oder II) erfolgt gem. § 4 
SpaEfV i.V.m. § 55 Abs. 8 EnergieStG und § 10 Abs. 7 des StromStG durch eine jährliche Prüfung und Bestätigung 
durch akkreditierte ISO 50001-Zertifizierungsstellen oder Umweltgutachter bzw. Umweltgutachterorganisatio-
nen. 

Unternehmensübergreifende Gegenleistungen: Der Spitzenausgleich kann generell nur gewährt werden, wenn 
– unternehmensübergreifend und damit für das Produzierende Gewerbe als Ganzes – mindestens der nach der je-
weiligen Anlage zu § 10 StromStG bzw. § 55 EnergieStG für das Antragsjahr vorgesehene Zielwert für eine Reduzie-
rung der Energieintensität erreicht wurde. Die Feststellung der Zielerreichung erfolgt auf der Grundlage eines bis-
her regelmäßig durch das RWI Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung erstellten Berichts sowie nach Bekannt-
gabe im Bundesgesetzblatt. 

Die ersten Zielwerte (bis zum Antragsjahr 2018) wurden in der “Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundes-
republik Deutschland und der deutschen Wirtschaft zur Steigerung der Energieeffizienz” vom 01.08.2012 festge-
legt und dann im Rahmen von Gesetzgebungsverfahren fortgeschrieben. Es handelt sich dabei um geforderte pro-
zentuale Verringerungen der Energieintensität des für das Antragsjahr maßgeblichen Bezugsjahres gegenüber 
dem Basiswert.  

Der Basiswert ist die jahresdurchschnittliche Energieintensität in den Jahren 2007 bis 2012. Die “Energieintensität” 
ist dabei der Quotient aus dem temperatur- und konjunkturbereinigten Gesamtenergieverbrauch und der Gesamt-
summe der inflationsbereinigten Bruttoproduktionswerte. Tabelle 11 zeigt die Zielwerte für die Bezugsjahre 2013 bis 
2020. 
 

Tabelle 11:  Vom Produzierenden Gewerbe zu erreichende Reduzierung der Energieintensität gegenüber 
der Basisperiode von 2007 bis 2012 

 
Quelle: Anlage zu § 10 StromStG, Anlage zu § 55 EnergieStG  
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2.3 Steuerentlastungen nach § 9a StromStG und § 51 EnergieStG für 
bestimmte Prozesse und Verfahren („energieintensive Prozesse“) 

Unternehmen des Produzierenden Gewerbes können über die bisher genannten Entlastungen hinaus Strom bzw. 
Energieerzeugnisse bei Entnahme bzw. Verwendung zu bestimmten energieintensiven Prozessen vollständig von 
der Steuer entlasten (Tabelle 12). Die Liste der befreiten Prozesse und Verfahren geht zurück auf EU-Recht, da gem. 
Art. 2 Abs. 4b der Energiesteuerrichtlinie (EnergieStRL) diese nicht für die dort aufgeführten Verwendungen gilt. 
Deutschland könnte jedoch davon abweichen, da die Ausnahmen nicht verbindlich sind.  

Die Vergünstigung soll die Belastung besonders energieintensiver Produktionsprozesse durch die Strom- und 
Energiesteuer aufheben, um die Position der energieintensiven Industrie in Deutschland im internationalen Wett-
bewerb durch die Regelsteuersätze nicht zu gefährden (FiFo Köln u.a. 2019). 
 

Tabelle 12:  Entlastete Prozesse und Verfahren 
Prozesse und Verfahren Stromsteuer-

gesetz 
Energiesteuer-
gesetz 

▪ Elektrolyse ✓   

▪ Herstellung von bestimmten Erzeugnissen:   

o Glas und Glaswaren, ✓  ✓  

o Herstellung von keramischen Erzeugnissen, keramischen 
Wand- und Bodenfliesen und -platten, Ziegeln und 
sonstiger Baukeramik,  

✓  ✓  

o Zement, Kalk und gebranntem Gips, Erzeugnissen aus 
Beton, Zement und Gips,  

✓  ✓  

o keramisch gebundenen Schleifkörpern, mineralischen 
Isoliermaterialien und Erzeugnissen daraus,  

✓  ✓  

o Katalysatorenträgern aus mineralischen Stoffen ✓  ✓  

o Waren aus Asphalt und bituminösen Erzeugnissen ✓  ✓  

o Waren aus Graphit oder anderen Kohlenstoffen ✓  ✓  

o Erzeugnissen aus Porenbetonerzeugnissen zum Trocknen, 
Kalzinieren, Brennen, Schmelzen, Erwärmen, Warmhalten, 
Entspannen, Tempern oder Sintern der vorgenannten 
Erzeugnisse oder der zu ihrer Herstellung verwendeten 
Vorprodukte 

✓  ✓  

o Metallerzeugung und -bearbeitung sowie im Rahmen der 
Herstellung von Metallerzeugnissen für die Herstellung von 
Schmiede-, Press-, Zieh- und Stanzteilen, gewalzten 
Ringen und pulvermetallurgischen Erzeugnissen und zur 
Oberflächenveredlung und Wärmebehandlung 

✓ *  ✓  

▪ chemische Reduktionsverfahren ✓  ✓  

▪ gleichzeitig zu Heizzwecken und zu anderen Zwecken als als Heiz- 
oder Kraftstoff („dual use“) 

 ✓  

▪ thermische Abfall- oder Abluftbehandlung   ✓ ** 

Quelle : eigene Darstellung *jeweils zum Schmelzen, Erwärmen, Warmhalten, Entspannen oder sonstigen Wärmebehandlung **nicht beschränkt 
auf Unternehmen des Produzierenden Gewerbes 

 

Die Inanspruchnahme dieser prozessbezogenen Entlastungen erfordert keine Erbringung von Gegenleistungen. 
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3 Rechtliche Aspekte von Strom- und Energiesteuerentlastungen für 
Unternehmen 

3.1 Beihilferechtliche Vorgaben 

1. Beihilferechtlicher Rahmen für Strom- und Energiesteuerprivilegien  

Soweit Strom- und Energiesteuervergünstigungen als Beihilfen anzusehen sind, können sie gem. Art. 107 Abs. 3 
AEUV durch die EU-Kommission genehmigt werden, sofern sie mit dem Binnenmarkt vereinbar sind. Anders als im 
Fall von Art. 107 Abs. 2 AEUV sind Genehmigungen nach Art. 107 Abs. 3 AEUV allerdings keine gebundenen Ent-
scheidungen, sondern stehen im Ermessen der Kommission, die einen erheblichen Ermessensspielraum  in der 
Beurteilung einer Maßnahme auf ihre Vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt genießt.1 Bei der Entscheidung über die 
Genehmigung hat die Kommission abzuwägen zwischen den widerstreitenden Interessen des freien Wettbewerbs 
und den in Art. 107 Abs. 3 AEUV niedergelegten Förderzielen, die die jeweilige Beihilfemaßnahme verfolgen darf.  

Strom und Energiesteuervergünstigungen können gem. Art. 107 Abs. 3 lit. c AEUV als mit dem Binnenmarkt ver-
einbar angesehen werden, wenn sie der Förderung der Entwicklung gewisser Wirtschaftszweige und Wirtschafts-
gebiete dienen, und gleichzeitig die Handelsbedingungen nicht in einer Weise verändern, die dem „gemeinsamen 
Interesse“ zuwiderläuft.2 Um gem. Art. 107 Abs. 3 lit. c AEUV genehmigt zu werden, müssen die Beihilfen demnach 
zwei Voraussetzungen erfüllen:  

1. Zum einen ist erforderlich, dass die Beihilfe die Entwicklung eines Wirtschaftszweiges fördert (positive Voraus-
setzung). Art. 107 Abs. 3 lit. c AEUV ermöglicht also insbesondere sog. sektorale Beihilfen („gewisse Wirt-
schaftszweige“).3 Voraussetzung ist allerdings, dass die Beihilfe die Umstrukturierung des Wirtschaftszweigs 
positiv beeinflusst.4 Daran fehlt es, wenn schon allein die Marktkräfte ohne staatliche Intervention eine ausrei-
chende Weiterentwicklung des betreffenden Wirtschaftszweigs gewährleisten und die Beihilfe daher gar 
keine „Förderwirkung“ hat.5  

2. Zum anderen darf die Beihilfe die Handelsbeziehungen nicht in einer Weise verändern, die dem gemeinsamen 
Interesse zuwiderläuft (negative Voraussetzung). Dieses Tatbestandsmerkmal ist anhand einer Abwägung 
der Vor- und Nachteile der Beihilfemaßnahme zu prüfen.6 Dabei ist zunächst erforderlich, dass die Beihilfe ei-
nem Ziel von gemeinsamem Interesse dient. Dies ist bereits dann erfüllt, wenn mit der Beihilfe ein öffentliches 
Interesse und nicht nur ein Privatinteresse verfolg wird.7 Ausgehend von diesem Ziel ist sodann zu prüfen, ob 
die Beihilfemaßnahme geeignet, erforderlich und verhältnismäßig ist, um dieses Ziel zu erreichen.8  

a. Konkretisierung durch die KUEBLL 

Zur Konkretisierung der Anforderungen des Art. 107 Abs. 3 lit. c AEUV für Beihilfen auf den Gebieten Klima-, Um-
weltschutz und Energie gibt die EU-Kommission seit 1974 den sog. Gemeinschaftsrahmen für staatliche Umwelt-
schutzbeihilfen (aktuell: „Leitlinien für staatliche Klima-, Umweltschutz- und Energiebeihilfen 2022“, vom 27.1.2022 
– C(2022) 481 final - „KUEBLL“) heraus. Die KUEBLL enthalten materielle Leitlinien und geben Aufschluss darüber, 

 
 
1  Bartosch, EU-Beihilfenrecht, 3. Aufl. 2020, Art. 107 AEUV, Rn. 1. 
2  Schneider/Theobald/Rodi/Liebheit, Recht der Energiewirtschaft, § 25 Energiesteuern, Rn. 37. Eine Genehmigung nach 

Art. 107 Abs. 3 lit. b Alt. 1 AEUV kommt demgegenüber nicht in Betracht. Denn ein „wichtiges Vorhaben von gemeinsa-

mem europäischem Interesse“ im Sinne der Vorschrift liegt nach Ansicht des EuG nur dann vor, wenn mehrere Mitglied-

staaten am jeweiligen Projekt beteiligt sind (vgl. Thiele, in: Dauses/Ludwigs, Handbuch des EU-Wirtschaftsrecht, 52. EL 

Feb. 2021, Kap. H.III. Rn. 206). 
3  Cremer, in: Callies/Ruffert, EUV/AEUV, 5. Aufl. 2016, Rn. 59. 
4  von Wallenberg/Schütte, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, 37. EL, Februar 2021, Art. 107 AEUV, Rn. 189.  
5  EuGH, v. 17.09.1980 – Rs. 730/79, Slg. 1980, 2672– Philip Morris/Kommission, Rn. 26. 
6  EuG, v. 12.07.2018 – Rs. T-356/15 – Hinkley Point, Rn. 87. 
7  EuG, v. 12.07.2018 – Rs. T-356/15 – Hinkley Point, Rn. 86. Es ist nicht erforderlich, dass dieses Ziel von allen oder auch nur 

einer Mehrheit von Mitgliedstaaten verfolgt wird.  
8  EuG, v. 12.07.2018 – Rs. T-356/15 – Hinkley Point, Rn. 237. 
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nach welchen Kriterien die Kommission prüft, ob Beihilfemaßnahmen zur Förderung des Klima- und Umweltschut-
zes sowie des Energiesektors mit dem Binnenmarkt vereinbar sind. Sie strukturieren damit das Ermessen der EU-
Kommission bei ihren Entscheidungen im Rahmen des Beihilfeaufsichtsverfahrens.9  

Die allgemeinen Vereinbarkeitskriterien (Kapitel 3 KUEBLL) 

Kapital 3 KUEBLL enthält die allgemeinen Vereinbarkeitskriterien, die grundsätzlich – sofern keine Sonderregeln 
für eine bestimmte Art von Beihilfen einschlägig sind – erfüllt sein müssen, damit die Beihilfemaßnahme genehmigt 
werden kann, vgl. Rn. 17 KUEBLL. Im Einzelnen müssen Beihilfen im Grundsatz die folgenden acht allgemeinen 
Anforderungen erfüllen, um durch die Kommission genehmigt werden zu können: 

3. Positive Voraussetzung: Beihilfe muss die Entwicklung eines Wirtschaftszweiges fördern (Ab. 3.1 KUEBLL) 

Zunächst ermittelt die Kommission gem. Ab. 3.1.1 KUEBLL, welcher Wirtschaftszweig oder welche Tätigkeit durch 
die Beihilfe gefördert werden soll. Gem. Rn. 24 KUEBLL sind auch Beihilfen genehmigungsfähig, die gewährleisten 
sollen, dass die geförderte Tätigkeit in Zukunft fortgesetzt werden kann, ohne dass unverhältnismäßige Umwelt-
schäden entstehen (Forderung der Entwicklung er sog. „grünen Wirtschaft“).  

a) Anreizeffekt (Ab. 3.1.2 KUEBLL) (= Anforderung 1): Zunächst ist erforderlich, dass die Beihilfe einen sog. 
Anreizeffekt hat. Das ist dann der Fall, wenn sie dazu führt, dass der Beihilfeempfänger sein Verhalten än-
dert und zusätzliche wirtschaftliche Tätigkeiten oder umweltfreundlichere Tätigkeiten aufnimmt, die er 
ohne die Beihilfe nicht, nur in geringem Umfang oder auf andere Weise ausüben würde, vgl. Rn. 26 
KUEBLL. Um dies zu prüfen, ist zum einen das sog. wahrscheinliche kontrafaktorische Szenario zu er-
mitteln, das ohne die Beihilfe eintreten würde, vgl. Rn. 28 KUEBLL. Vorliegend wäre also nachzuweisen, 
dass Unternehmen ohne die Beihilfe nicht in Klimaschutzmaßnahmen investieren würden. Zum anderen 
ist sodann nachzuweisen, dass die Beihilfe den Eintritt des kontrafaktorischen Szenarios verhindern würde. 

b) Kein Verstoß gegen relevante Bestimmungen des Unionsrechts (Ab. 3.1.3 KUEBLL) (= Anforderung 2): 
Darüber hinaus ist erforderlich, dass weder die geförderte Tätigkeit noch die Beihilfemaßnahme selbst 
oder deren Beihilfe-Bedingungen gegen Unionsrecht verstoßen. Das wäre beispielsweise dann der Fall, 
wenn die Beihilfe vom Beihilfeempfänger verlangen würde, inländische Produkte zu erwerben, vgl. Rn. 33 
KUEBLL. Eine derartige Gestaltung würde die Warenverkehrsfreiheit verletzen und würde daher die An-
forderung 2 nicht erfüllen.  

 

4. Negative Voraussetzung: Beihilfe darf Handelsbeziehungen nicht in einer Weise verändern, die dem ge-
meinsamen Interesse zuwiderläuft (Ab. 3.2 KUEBLL): Sodann prüft die Kommission die zweite tatbestandli-
chen Voraussetzung von Art. 107 Abs. 3 Bst. c) AEUV, nämlich dass die Beihilfe die Handelsbeziehungen nicht 
in einer dem gemeinsamen Interesse zuwiderlaufenden Weise verändert. Dies prüft die Kommission im Einzel-
nen anhand der folgenden Gesichtspunkte:  

c) Erforderlichkeit (Ab. 3.2.1.1 KUEBLL) (= Anforderung 3): Zunächst ist erforderlich, dass die Beihilfe eine 
Verhaltenssteuerung bewirkt, die der Markt allein nicht herbeiführen kann. Hierfür muss nachgewiesen 
werden, dass es zu einem Marktversagen kommt, infolgedessen wirtschaftlich-rational handelnde Wirt-
schaftsteilnehmer nicht von sich aus die gewünschte umweltfreundliche Tätigkeit aufnehmen, vgl. Rn. 34 
KUEBLL. Im vorliegenden Zusammenhang wäre also nachzuweisen, dass Unternehmen ohne die Beihilfe  
den Klimaschutz im Unternehmen durch die Umstellung auf emissionsärmere bzw. effizientere Technolo-
gien, nicht verbessern würden. Ist dies feststellbar, ist die Beihilfe erforderlich i.S.v. Ab. 3.2.1.1 KUEBLL.  

d) Geeignetheit (Ab. 3.2.1.2 KUEBLL) (= Anforderung 4): Sodann wird geprüft, ob die Beihilfe geeignet ist. 
Diese Anforderung ist dann erfüllt, wenn kein anderweitiges Politik- oder Beihilfeinstrument in Betracht 
kommt, mit dem dasselbe Ergebnis erzielt werden kann, das aber gleichzeitig die Handelsbeziehungen 
zwischen den Mitgliedstaaten in geringerem Maße verzerrt, vgl. Rn. 39 KUEBLL.  

e) Angemessenheit (Ab. 3.2.1.3 KUEBLL) (= Anforderung 5): Angemessen ist die Beihilfe gem. Rn. 47 
KUEBLL, wenn der Beihilfebetrag pro Beihilfeempfänger auf das Minimum beschränkt ist, das für die 
Durchführung des geförderten Vorhabens bzw. der geförderten Tätigkeit erforderlich ist. Mit anderen 
Worten muss die Beihilfe so gestaltet sein, dass eine Überförderung ausgeschlossen ist. Diese Anforde-
rung ist gem. Rn. 48 KUEBLL in der Regel dann erfüllt, wenn die Beihilfe nur die Nettomehrkosten des ge-

 
 
9  Schneider/Theobald/Rodi/Liebheit, Recht der Energiewirtschaft, § 25 Energiesteuern, Rn. 38. 
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wünschten Verhaltens im Vergleich mit dem kontrafaktorischen Szenario (vgl. oben Anforderung 1) aus-
gleicht. Nach Vorstellung der Kommission ist das Instrument der Ausschreibung im Grundsatz das geeig-
nete Mittel, um zu gewährleisten, dass die Beihilfe angemessen ist, vgl. Rn. 49 KUEBLL.  

f) Transparenz (Ab. 3.2.1.4 KUEBLL) (= Anforderung 6): Darüber hinaus muss der Mitgliedstaat gewährleis-
ten, dass Wettbewerber Zugang zu den relevanten Informationen über Beihilfen erhalten. Hierzu müssen 
die Beihilfeinformationen auf der Beihilfetransparenzdatenbank der Kommission und auf nationalen Bei-
hilfewebsites veröffentlicht werden, vgl. Rn. 58 KUEBLL.  

g) Keine übermäßigen Auswirkungen auf Wettbewerb und Handel (Ab. 3.2.2 KUEBLL) (= Anforderung 7): 
Um den Anforderungen von Art. 107 Abs. 3 Bst. c) AEUV Rechnung zu tragen, muss die Beihilfe so gestaltet 
sein, dass sie den Wettbewerb möglichst gering verzerrt. Beihilferegelungen, bei denen der Kreis der mög-
lichen Beihilfeempfänger weiter gefasst ist, verfälschen den Wettbewerb grundsätzlich weniger als eine 
auf eine begrenzte Zahl bestimmter Empfänger ausgerichtete Förderung, vgl. Rn. 66 KUEBLL.  

h) Abwägung positive Auswirkungen der Beihilfe mit negativen Auswirkungen auf Wettbewerb und 
Handel (Ab. 3.3 KUEBLL) (= Anforderung 8): Im letzten Schritt führt die Kommission schließlich eine Ge-
samtabwägung durch. Dabei berücksichtigt sie insbesondere, inwieweit die Beihilfe einen Beitrag zum 
Übergang zu ökologisch nachhaltigen Tätigkeiten und zum Erreichen der Klimaziele der EU ermöglicht, 
vgl. Rn. 71 KUEBLL.  

Die spezifischen Vereinbarkeitskriterien für einzelne Gruppen von Beihilfen (Kapitel 4 KUEBLL) 

Zusätzlich regelt Kapitel 4 KUEBLL spezifische Vereinbarkeitskriterien für einzelne Gruppen von Beihilfen. Sofern 
die zu genehmigende Beihilfe unter eine der in Kapitel 4 KUEBLL genannten Gruppen fällt, gelten gem. Rn. 17 
KUEBLL vorrangig die jeweils anwendbaren spezifischen Vereinbarkeitskriterien aus Kapitel 4 KUEBLL. Diese er-
gänzen bzw. modifizieren die allgemeinen Vereinbarkeitskriterien, die im Übrigen auch auf die in Kapitel 4 KUEBLL 
genannten Gruppen von Beihilfen Anwendung finden. Die in Kapitel 4 KUEBLL genannten Beihilfen sind demnach 
anhand der allgemeinen Vereinbarkeitskriterien unter Beachtung der Modifikationen durch die spezifischen Ver-
einbarkeitskriterien zu prüfen.  

Die im Rahmen dieser Untersuchung zu erarbeitenden Vorschläge für zukünftige Neuregelungen der Strom- und 
Energiebesteuerung von Unternehmen könnten beihilferechtlich insbesondere unter die folgenden drei Gruppen 
von Beihilfen im Sinne von Kapitel 4 KUEBLL gefasst werden:  

5. Klimaschutzbeihilfen (Abschnitt 4.1 KUEBLL) 

Beihilfemaßnahmen, die zur Verringerung von Treibhausgasemissionen beitragen, können nach den Sonderregeln 
von Ab. 4.1 KUEBLL genehmigt werden. Hierzu gehören gem. Rn. 83 Satz 1 KUEBLL auch Beihilfen „zur Verringe-
rung bzw. Vermeidung von Emissionen, die durch Industrieprozesse, einschließlich der Rohstoffverarbeitung, ent-
stehen“. Dabei ist der Anwendungsbereich von Ab. 4.1 KUEBLL nur für solche Beihilfemaßnahmen eröffnet, deren 
Hauptziel „in der Verringerung oder dem Abbau von Treibhausgasemissionen besteht“, vgl. Rn. 83 Satz 3 KUEBLL. 
Maßnahmen, durch die auch andere Form von Umweltverschmutzung verringert werden sollen, werden nicht nach 
Ab. 4.1 geprüft, vgl. Rn. 83 Satz 4 KUEBLL. 

6. Beihilfen in Form einer Ermäßigung von Umweltsteuern oder umweltsteuerähnlichen Abgaben (Abschnitt 
4.7.1 KUEBLL) 

Ermäßigungen von Umweltsteuern oder umweltsteuerähnlichen Abgaben können gem. Ab. 4.7.1 KUEBLL geneh-
migt werden, sofern die Ermäßigung erforderlich ist, um die Umweltsteuer überhaupt einführen oder beibehalten 
zu können, vgl. Rn. 293 Satz 2 KUEBLL. Beihilfen i.S.v. Ab. 4.7.1 KUEBLL entfalten also einen indirekten Umwelt-
nutzen („Umweltnutzen durch Ermäßigung“), indem sie die notwendige Voraussetzung dafür schaffen, dass Tätig-
keiten überhaupt mit einer Umweltsteuer belegt werden können, die ihrerseits zu einem besseren Umweltschutz 
beiträgt, vgl. Rn. 294 KUEBLL. Gem. Rn. 19 Nr. 40 KUEBLL gehören zu den Umweltsteuern i.S.d. KUEBLL insbeson-
dere Steuern, die bestimmte Produkte belasten sollen, damit die Umweltkosten in den Preis dieser Produkte ein-
fließen und die Verbraucher zu einem umweltfreundlicheren Verbrauchsverhalten dieser Produkte angeregt wer-
den. Bei der untersuchungsgegenständlichen Strom- und Energiesteuer handelt es sich um Umweltsteuern in die-
sem Sinne, weil durch die Strom- und Energiebesteuerung der Einsatz der besteuerten Energieträger verteuert und 
damit reduziert werden soll.  

Gem. Rn. 295 KUEBL kann eine Umweltsteuerermäßigung nur dann gem. Ab. 4.7.1 KUEBLL genehmigt werden, 
wenn der Mitgliedstaat zum einen nachweist, dass die Ermäßigung nur denjenigen Unternehmen zugutekommt, 
die durch die Umweltsteuer am stärksten betroffen sind und ihre Tätigkeit ohne die Ermäßigung nicht ausüben 
könnten (= 1. Voraussetzung gem. Rn. 295 lit. a) KUEBLL). Zum anderen muss der Mitgliedstaat nachweisen, dass 
durch die Ermäßigung ein insgesamt höheres Umweltschutzniveau erreicht werden kann als ohne die Ermäßigung 
(= 2. Voraussetzung gem. Rn. 295 lit. b) KUEBLL).  
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7. Umweltschutzbeihilfen in Form einer Ermäßigung von Steuern oder steuerähnlichen Abgaben (Abschnitt 
4.7.2 KUEBLL) 

Unter Ab. 4.7.1 KUEBLL können also Umweltsteuerermäßigungen genehmigt werden, die deshalb gewährt werden, 
um Unternehmen vor einer unzumutbar hohen Belastung durch Umweltsteuern zu schützen. Wird die Steuerer-
mäßigung demgegenüber deshalb gewährt, weil Unternehmen Vorhaben oder Tätigkeiten aufnehmen, die den 
Umweltschutz verbessen („Umweltnutzen durch verändertes Verhalten“), kann die Ermäßigung nach Ab. 4.7.2 
KUEBLL genehmigt werden.  

Dieser Abschnitt gilt allgemein für Ermäßigungen von Steuern, also auch für Ermäßigungen von Umweltsteuern. 
Sofern Ermäßigungen von der Strom- und Energiesteuer für klimaschützende Maßnahmen – wie im Rahmen dieser 
Untersuchung vorgeschlagen werden – beihilferechtlich zu prüfen sind, stellt sich insbesondere die Frage, wie der 
sachliche Anwendungsbereich von Ab. 4.7.1 und Ab. 4.7.2 KUEBLL voneinander abzugrenzen und nach welchem 
Abschnitt die Ermäßigung zu prüfen ist. Gem. Rn. 292 KUEBLL ist nach dem Zweck der Ermäßigung abzugrenzen: 
Sofern sie Unternehmen zu einem umweltfreundlicheren Verhalten anhalten soll, ist Ab. 4.7.2 KUEBLL vorrangig.  

Im Rahmen von Ab. 4.7.2 KUEBLL ist allerdings Rn. 312 KUEBLL zu beachten: Demnach sind Steuerermäßigungen, 
die in erster Linie ein Dekarbonisierungsziel verfolgen, als Klimaschutzbeihilfen nach Ab. 4.1 KUEBLL zu prüfen. 
Hieraus ergibt sich, dass Ermäßigungen von Umweltsteuern, die für die Durchführung von Klimaschutzmaßnahmen 
gewährt werden, nach Ab. 4.1 KUEBLL genehmigt werden können.  

b. Freistellung nach Art. 44 AGVO 

Einen alternativen Weg der beihilferechtlichen Kontrolle von Umweltsteuerermäßigungen eröffnet die Allgemei-
nen Gruppenfreistellungsverordnung (EU) Nr. 651/2014 („AGVO“). Nach dieser sind Beihilfen zulässig, wenn sie die 
allgemeinen Voraussetzungen des Kapitels I der AGVO und die besonderen Voraussetzungen von Art. 44 AGVO 
erfüllen.10 Sind diese Anforderungen erfüllt, gilt die Umweltsteuerermäßigung als mit dem Binnenmarkt vereinbar 
und ist vom Notifizierungsverfahren nach Art. 108 Abs. 3 AEUV freigestellt. Erfüllt eine Beihilfe demgegenüber eine 
oder mehrere der in der AGVO genannten Anforderungen nicht, ist diese nicht freigestellt und kann nur anhand 
der Beihilfeleitlinien durch die Kommission genehmigt werden.11 

Art. 44 AGVO regelt die Voraussetzungen, unter denen Umweltsteuerermäßigungen mit dem Binnenmarkt verein-
bar sind. Hiernach ist insbesondere erforderlich, dass die Umweltsteuerermäßigung anhand transparenter und ob-
jektiver Kriterien gewährt wird und die Mindeststeuerbeträge nach der EnergieStRL nicht unterschritten werden, 
vgl. Art. 5, 44 Nr. 2 AGVO. Art. 44 Nr. 3 AGVO konkretisiert zudem, dass Beihilfen in Form von Umweltsteuerermä-
ßigungen entweder durch eine Senkung des anwendbaren Umweltsteuersatzes oder durch Zahlung eines festen 
Ausgleichsbetrags oder durch Kombination solcher Mechanismen gewährt werden können.12 Gem. Art. 6 Nr. 5 lit. e 
AGVO können Umweltsteuerermäßigungen unabhängig davon gewährt werden, ob sie einen sog. „Anreizeffekt“ 
haben. Umweltsteuerermäßigungen stehen also auch dann im Einklang mit dem Beihilferecht, wenn sie nicht so 
ausgestaltet sind, dass sie die Unternehmen zu einem bestimmten Verhalten veranlassen.  

Sofern diese vorstehend genannten Freistellungsvoraussetzungen erfüllt sind, kann eine Befreiung oder Ermäßi-
gung der Umweltsteuer eingeführt werden, ohne dass konkret dargelegt werden muss, dass die Umweltsteuer ohne 
Befreiungs- bzw. Ermäßigungstatbestand gar nicht denkbar wäre. Auch alle zuvor dargestellten Voraussetzungen 
für eine Genehmigung nach Art. 107 Abs. 3 lit. c AEUV sind nicht anwendbar.  

Die AGVO (wie auch die Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 zu De-minimis-Beihilfen) wurde durch Verordnung (EU) 
2020/972 der Kommission vom 2. Juli 2020 bis Ende 2023 verlängert. 

  

 
 
10  Von den in Art. 4 AGVO geregelten Schwellenwerten findet keiner auf die Umweltsteuerermäßigungen Anwendung. 

Umweltsteuerermäßigungen können daher unabhängig von ihrem Wert nach der AGVO freigestellt sein.  
11  Thiele, in: Dauses/Ludwigs, Handbuch des EU-Wirtschaftsrecht, 52. EL Feb. 2021, Kap. H.III., Rn. 240. 
12  Schneider/Theobald/Rodi/Liebheit, Recht der Energiewirtschaft, § 25 Energiesteuern, Rn. 45. 



Endbericht fe 6/20 • Seite 42 von 278 
 

 

2. Beihilferechtliche Zulässigkeit der aktuellen Privilegierungstatbestände 
im Strom- und Energiesteuerrecht 

a. Beihilferechtliche Zulässigkeit des Spitzenausgleichs (§ 10 StromStG und § 55 EnergieStG) 

aa. Beihilferechtliche Genehmigung vom 13.06.2007 

Art. 17 EnergieStRL ermöglicht eine Steuerbegünstigung – unter Beachtung der Mindeststeuerbeträge – für Unter-
nehmen, sofern mit diesen eine Vereinbarung zur Erreichung von Umweltschutzzielen oder zur Erhöhung der Ener-
gieeffizienz besteht. Auf dieser Regelung basiert der Spitzenausgleich gem. § 10 StromStG und § 55 EnergieStG 
(s.a. unten).13 

Der Spitzenausgleich wurde durch die EU-Kommission als Beihilfe genehmigt.14 In ihrem Beschluss stellte die Kom-
mission fest, dass es sich beim Spitzenausgleich um eine staatliche Beihilfe handelt, weil diese Maßnahme einer be-
stimmten Gruppe von Unternehmen einen Vorteil verschafft, den andere Unternehmen nicht erhalten.15 Die Kom-
mission kam allerdings zu der Einschätzung, dass der Spitzenausgleich gem. Art. 107 Abs. 3 lit. c AEUV (damals: Art. 
88 Abs. 3 EG-Vertrag) mit dem Binnenmarkt vereinbar ist.16 Nach dieser Vorschrift können „Beihilfen zur Förderung 
gewisser Wirtschaftszweige oder Wirtschaftsgebiete“ als mit dem Binnenmarkt vereinbar angesehen werden, „so-
weit sie die Handelsbedingungen nicht in einer Weise verändern, die dem gemeinsamen Interesse zuwiderläuft“. 
Diese Voraussetzungen hat die Kommission aus folgenden Gründen als erfüllt gesehen:  

Auch wenn sich durch den Spitzenausgleich die Steuerlast bestimmter Unternehmen reduziert und dadurch die 
positive Wirkung der Strom- bzw. Energiesteuer auf den Umweltschutz möglicherweise reduziert wird, haben 
Strom- und Energiesteuer nach Auffassung der Kommission insgesamt gesehen weiterhin eine beträchtliche posi-
tive Wirkung auf den Umweltschutz.  

Es ist sichergestellt, dass die Unternehmen, die in den Genuss des Spitzenausgleichs kommen, immer noch einen 
Betrag zahlen, der weit über den in der EnergieStRL (Richtlinie 2003/96/EG v. 27.10.2004) vorgesehenen Mindest-
steuersätzen liegt. Damit ist weiterhin eine Anreizwirkung zur Verbesserung des Umweltschutzes für diese Unter-
nehmen gegeben.  

Schließlich hat die Kommission den Umweltnutzen durch die Klimaschutzvereinbarung berücksichtigt. Da der Spit-
zenausgleich mit der Einhaltung der Pflichten aus der Klimaschutzvereinbarung verknüpft ist, hat der Spitzenaus-
gleich nach Auffassung der Kommission einen Klimanutzen und kann daher als Beihilfe genehmigt werden. 

Die ursprüngliche beihilferechtliche Genehmigung war bis zum 31.12.2012 befristet.  

bb. Bis 31.12.2022 gültige Anzeige nach AGVO  

Die Anschlussregelung in § 10 StromStG und § 55 EnergieStG in der Fassung von 05.12.2012 hat Deutschland als 
Beihilfe auf Grundlage von Art. 44 AGVO gegenüber der EU-Kommission angezeigt. 17  Die Anzeige läuft am 
31.12.2022 aus. Bis zu diesem Zeitpunkt gelten § 10 StromStG und § 55 EnergieStG daher als beihilferechtlich ge-
nehmigt, weil sie die Voraussetzungen der AGVO erfüllen und durch die EU-Kommission nicht beanstandet wor-
den sind. Ab dem 01.01.2023 sind § 10 StromStG und § 55 EnergieStG mangels beihilferechtlicher Genehmigung 
nicht mehr anwendbar (vgl. auch § 55 Abs. 9 S. 1 EnergieStG und § 10 Abs. 8 StromStG). Allerdings dürfte bis 
31.12.2023 (dem derzeitigen Auslaufen der AGVO) eine Verlängerung der Anzeige nach AGVO möglich sein. 

cc. Beihilferechtliche Genehmigungsfähigkeit nach den UEBLL 2014-2020 

Beim Spitzenausgleich in der aktuellen Form handelt es sich um eine staatliche Beihilfe i.S.v. Art. 107 Abs. 1 AEUV. 
Denn die durch ihn gewährte Ermäßigung der Strom- bzw. Energiesteuer ist eine aus staatlichen Mitteln gewährte 
Begünstigung für bestimmte Unternehmen oder Produktionszweige, die geeignet ist, den Wettbewerb zu verfäl-
schen. Wie die Kommission bereits 2007 entschieden hat, kommt aber eine Genehmigung des Spitzenausgleich 
gem. Art. 107 Abs. 3 lit. c AEUV in Betracht. Ob diese Voraussetzung erfüllt ist, prüft die Kommission insbesondere 
anhand der UEBLL (s.u.). 

 
 
13  Theobald/Kühling, Strom- und Energiesteuern Stromsteuergesetz/Energiesteuergesetz Einführung Rn. 141. 
14  Staatliche Beihilfe N 775/2006, Beschluss v. 13.06.2007, K (2007) 2416 endg. 
15  Beschluss v. 13.06.2007, S. 6. 
16  Beschluss v. 13.06.2007, S. 6. 
17  Aktenzeichen: SA.39500 für § 10 StromStG und Aktenzeichen SA.39496 für § 55 EnergieStG. 
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b. Beihilferechtliche Zulässigkeit der allgemeinen Steuerentlastung für Produzierendes Gewerbe (§ 9b 
StromStG und § 54 EnergieStG) 

Die in § 54 EnergieStG und § 9b EnergieStG geregelte Steuerentlastung für Unternehmen des Produzierenden 
Gewerbes wurde als staatliche Beihilfe durch die EU-Kommission erstmals durch Beschluss von 13.06.2007 geneh-
migt.18 Die Genehmigung wurde im Wesentlichen damit begründet, dass die allgemeine Steuerentlastung für Un-
ternehmen des Produzierenden Gewerbes nicht dazu führt, dass die in der EnergieStRL (Richtlinie 2003/96/EG v. 
27.10.2004) vorgesehenen Mindeststeuersätze unterschritten werden.19  

Die ursprüngliche beihilferechtliche Genehmigung von § 54 EnergieStG und § 9b StromStG ist am 31.12.2011 aus-
gelaufen. Daraufhin hat Deutschland die beiden Vorschriften nach der AGVO gegenüber der EU-Kommission bis 
zum 31.12.2022 angezeigt.20 

c. Beihilferechtliche Zulässigkeit der prozessbezogenen Befreiungen (§ 9a StromStG und § 51 EnergieStG) 

Demgegenüber stellen § 9a StromStG und § 51 EnergieStG nach Auffassung der EU-Kommission keine Beihilfen 
dar.21 Denn diese beiden Tatbestände werden durchgängig auf alle darin genannten Prozesse und Verfahren ange-
wendet. Die Steuerentlastungen sind damit in der Natur und Logik der gemeinschaftlichen Bestimmungen und des 
deutschen Steuersystems begründet:22  

So lange gewährleistet ist, dass Deutschland alle unter § 9a StromStG und § 51 EnergieStG genannten Verwendun-
gen gleich behandelt, bestünden laut EU-Kommission keine beihilferechtlichen Bedenken. In diesem Fall kann aus 
der „internen Logik des deutschen Energiesteuersystems“ abgeleitet werden, dass die Steuererleichterungen keine 
Beihilfe darstellen.23 

In der Tat kommt es in Anwendung der Rechtsprechung des EuGH24 darauf an, ob eine steuerrechtliche Maß-
nahme eine Ausnahme von der Anwendung des allgemein geltenden (nationalen) Steuersystems zugunsten be-
stimmter Unternehmen eines Mitgliedstaats darstellt und damit geeignet sein kann, den Wettbewerb zu verfäl-
schen und den Handel zwischen den Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen.25  

Das deutsche Energiesteuersystem sieht die Besteuerung von Energieerzeugnissen vor, die als Heizstoff oder 
Kraftstoff verwendet werden, was bedeutet, dass nach dieser Logik andere Verwendungen keiner solchen Besteu-
erung unterliegen. Dieser Logik folgend werden alle Energieerzeugnisse, die zu zweierlei Zwecken (dual use) oder 
in mineralogischen Verfahren verwendet werden, sowie in ähnlicher Weise verwendeter elektrischer Strom befreit, 
da sie als Energieerzeugnisse betrachtet werden, die nicht als Heizstoff oder Kraftstoff verwendet werden.26  

Die Steuerentlastungen bewirken damit keine Begünstigung einzelner Unternehmen oder Unternehmensgrup-
pen, was Wesensmerkmal einer Beihilfe ist. Fraglich ist, ob dem entgegensteht, dass nur Unternehmen des Produ-
zierenden Gewerbes die Entlastung gem. § 9a StromStG und § 51 EnergieStG in Anspruch nehmen können. Denn 
hierdurch werden Unternehmen ausgeschlossen, die entlastungsfähige Prozesse als Dienstleistungs- oder Han-
delsunternehmen durchführen. Sinn und Zweck ist schließlich, Energieerzeugnisse dann steuerlich zu entlasten, 
wenn sie „anderen Verwendungen“ zugeführt werden. Dabei ist der Status des Unternehmens als Unternehmen 
des Produzierenden Gewerbes grundsätzlich unbeachtlich.27 Im Rahmen des Beihilfeverfahrens28 hat die Bundes-

 
 
18  Beschluss Kommission v. 13.6.2007, K (2007) 2416 endg. 
19  Beschluss Kommission v. 13.6.2007, K (2007) 2416 endg., S. 7, 8. So beträgt der Mindeststeuerbetrag für Strom beispiels-

weise 0,5 Euro/MWh bei Betrieblicher Verwendung. 
20  Anzeige für § 54 EnergieStG unter Az. SA.36137 und Anzeige für § 9b StromStG unter Az. SA.39499. 
21  Vgl. Entscheidung der EU-Kommission v. 7.2.2007, K (2007) 298 endg. 
22  Vgl. Möhlenkamp/Milewski, 2. Aufl. 2020, § 9a StromStG Rn. 2; Ismer/Haußner/Piotrowski, ZfZ 2016, S. 278. 
23  Schiebold/Veh/Liebheit, Entwicklung der Rechtsprechung im Energie- und Stromsteuerrecht in 2013, EnWZ 2014, 158, 

S. 161. 
24  Vgl. u.a. EuGH, Urt. v. 2.7.1974, 173/73 – Italien/Kommission; EuGH, Urt. v. 17.6.1999, C-75/97 – Belgien/Kommission 

(„Maribel“); EuGH, Urt. v. 14.4.2005, C-128/03 und 129/03 – AEM und AEM Torino. 
25  Theobald/Kühling, Strom- und Energiesteuern Stromsteuergesetz/Energiesteuergesetz Einführung Rn. 148. 
26  Entscheidung der EU-Kommission v. 7.2.2007, K (2007) 298 endg., S. 6; vgl. Schiebold/Veh/Liebheit: Entwicklung der 

Rechtsprechung im Energie- und Stromsteuerrecht in 2013, EnWZ 2014, 158, S. 161. 
27 Möhlenkamp/Milewski/Möhlenkamp, 2. Aufl. 2020, EnergieStG § 51 Rn. 6. 

28  Entscheidung der EU-Kommission v. 7.2.2007, K (2007) 298 endg., S. 5. 
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regierung dargelegt, dass die Beschränkung auf das Produzierende Gewerbe nicht den Kreis der Begünstigten ein-
schränkt, sondern lediglich die faktische Lage widerspiegelt, da die aufgeführten Prozesse und Verfahren nur von 
diesen Unternehmen vorgenommen werden. Auch bestand die Einschränkung auf Unternehmen des Produzieren-
den Gewerbes nach der Rechtslage des Mineralölsteuerrechts nicht; diese Rechtslage sollte unverändert bleiben.29 

Jedenfalls sofern im Rahmen einer Neuregelung nur bestimmte Unternehmen oder Produktionszweige begünstigt 
würden, wäre die Regelung geeignet, den Wettbewerb zu verfälschen und wäre daher als Beihilfe einzuordnen.30 

3.2 Energiesteuerrichtlinie 

Die Energiebesteuerung ist Gegenstand eines schon lange andauernden und noch nicht abgeschlossenen Harmo-
nisierungsprozesses in der Europäischen Union. Rechtsgrundlage hierfür ist Art. 113 AEUV, der eine Harmonisierung 
indirekter Steuern gestattet, aber eine Einstimmigkeit aller Mitgliedstaaten erfordert. Da es sich bei Verbrauchsteu-
ern um wesentliche Einnahmequellen der Mitgliedstaaten handelt, wurde den – teilweise ambitionierten – Bemü-
hungen der EU-Kommission zur Angleichung der Rechtsvorschriften immer wieder mit Ablehnung begegnet. Den-
noch konnte mittlerweile eine recht umfassende Mindestharmonisierung erreicht werden.31 

Als solches wurde im Jahre 2003 die neue, oben bereits angesprochene, Energiesteuerrichtlinie (Richtlinie 
2003/96/EG v. 27.10.2004; „EnergieStRL“) erlassen, die immer noch die aktuelle europäische Grundlage für das 
deutsche Strom- und Energiesteuerrecht darstellt. Die Vorgaben dieser Richtlinie sind maßgeblich bei allen Zwei-
felsfragen, die das Strom- oder EnergieStG aufwerfen (richtlinienkonforme Auslegung).32 

Die EU-Kommission strebt an, dass alle Energieträger möglichst einheitlich besteuert sind. Nach einem Vorschlag 
der Kommission33 von 2011 sollte sich die Energiesteuer – zweiteilig – aus einer CO2 -abhängigen Steuerkompo-
nente und einer allgemeinen Energieverbrauchssteuer zusammensetzen. Zwischen beiden Bestandteilen sollte 
insbesondere hinsichtlich der vorgesehenen Steuererleichterungen ausdrücklich unterschieden werden.34 Ermä-
ßigungen würden dergestalt nicht die gesamten Kosten umfassen, so dass nach wie vor ein Anreiz zur Reduzierung 
des Strom-/Energieverbrauchs verbliebe. 

Derzeit bestehen verschiedene und sehr unterschiedliche fakultative Befreiungsmöglichkeiten. Diese sind insbe-
sondere in Art. 15, 17 und 21 EnergieStRL vorgesehen. Die Mitgliedstaaten können diese Regelungen in nationales 
Recht übernehmen; sie sind hierzu aber nicht verpflichtet.35 

1. Spitzenausgleich (§ 10 StromStG und § 55 EnergieStG) 

Bei der Ausgestaltung des Spitzenausgleichs in § 10 StromStG und in § 55 EnergieStG hat sich der Gesetzgeber an 
Art. 17 Abs. 1 lit. b EnergieStRL orientiert. Nach dieser Vorschrift können die Mitgliedstaaten für Unternehmen 
Steuerermäßigungen auf Strom und Energieerzeugnisse einführen, sofern mit den begünstigten Unternehmen 
oder Unternehmensverbänden Vereinbarungen abgeschlossen werden, die dem Erreichen von Umweltschutzzie-
len oder der Steigerung der Energieeffizienz dienen.  

Eine solche Vereinbarung hat die Bundesregierung bereits am 09.11.2000 mit der deutschen Wirtschaft abge-
schlossen (sog. Klimaschutzvereinbarung36). Darin hat sich die deutsche Wirtschaft verpflichtet, den Ausstoß kli-
maschädlicher Treibhausgase stufenweise zu reduzieren. Die hierbei zu erreichenden Zielwerte sind in der Anlage 
zu § 55 EnergieStG und in der Anlage zu § 10 StromStG festgehalten. Ob diese Zielwerte erreicht werden, wird 
durch eine unabhängige wissenschaftliche Stelle im Rahmen eines Monitorings überprüft, vgl. § 55 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 
lit. a EnergieStG und § 10 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 lit. a StromStG. Die Ermäßigung der Strom- und Energiesteuer kann nur in 
Anspruch genommen werden, sofern die Emissionsreduktionsziele erreicht werden.  

 
 
29  Bongartz/Jatzke/Schröer-Schallenberg/Bongartz, 17. EL August 2020 Rn. 28, EnergieStG § 51 Rn. 28. 
30  Möhlenkamp/Milewski, 2. Aufl. 2020, § 51 EnergieStG Rn. 5. 
31  Theobald/Kühling, Strom- und Energiesteuern Stromsteuergesetz/Energiesteuergesetz Einführung Rn. 136. 
32  Theobald/Kühling, Strom- und Energiesteuern Stromsteuergesetz/Energiesteuergesetz Einführung Rn. 138. 
33  Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie 2003/96/EG zur Restrukturierung der gemein-

schaftlichen Rahmenvorschriften zur Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektrischem Strom, K (2011) 169 endg. 
34  Theobald/Kühling, Strom- und Energiesteuern Stromsteuergesetz/Energiesteuergesetz Einführung Rn. 142. 
35  Theobald/Kühling, Strom- und Energiesteuern Stromsteuergesetz/Energiesteuergesetz Einführung Rn. 141. 
36  Neu abgeschlossen durch Vereinbarung vom 01.08.2012, veröffentlicht Banz AT 16.10.2012 B1. 
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2. Allgemeine Steuerentlastung für Unternehmen des Produzierenden Gewerbes (§ 9b StromStG und § 54 
EnergieStG) 

Wie oben ausgeführt beruht die beihilferechtliche Genehmigung der allgemeinen Privilegierung für Unternehmen 
des Produzierenden Gewerbes im Wesentlichen darauf, dass der auch nach der Steuerermäßigung geschuldete 
Betrag weit über den Mindeststeuersätzen gem. EnergieStRL liegt. 

3. Befreiung für energieintensive Prozesse (§ 9a StromStG und § 51 EnergieStG) 

Dass die EU-Kommission § 9a StromStG und § 51 EnergieStG nicht als Beihilfen eingeordnet hat, ist auch darauf 
zurückzuführen, dass die vollständige Steuerentlastung für die darin genannten Prozesse ausdrücklich im Einklang 
steht mit den gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben der EnergieStRL. Denn gem. Art. 2 Abs. 4 lit. b EnergieStRL gilt 
die Richtlinie gerade nicht für die darin genannten Prozesse. ErwGr. 22 der EnergieStRL stellt daher klar, dass es der 
„Art und Logik des Steuersystems [entspricht], die Verwendung von Energieerzeugnissen […] zu anderen Zwecken 
als Kraft – oder Heizstoff sowie für mineralogische Verfahren vom Anwendungsbereich“ auszunehmen. An dieser 
Wertung im sekundären Gemeinschaftsrecht dürfte sich die Kommission bei ihrer Einschätzung, die Befreiung 
stelle keine Beihilfe dar, orientiert haben.  

Für die vom Anwendungsbereich ausgenommenen Verwendungen gilt dementsprechend nicht das in der Ener-
gieStRL verankerte Besteuerungsgebot. Durch die Reduzierung des Anwendungsbereiches der EnergieStRL wird 
den Mitgliedstaaten ein maximaler Gestaltungsspielraum eingeräumt. Es steht den Mitgliedstaaten daher grund-
sätzlich frei, in den von Art. 2 Abs. 4 EnergieStRL genannten Fällen eine vollständige Entlastung oder nur eine teil-
weise Entlastung zu gewähren. Ebenso kann gänzlich von einer Entlastung abgesehen werden. Diese Rechtssyste-
matik ist bereits mehrfach vom BFH bestätigt worden.37 Dementsprechend führt auch der Umstand, dass von der 
eingeräumten Entlastungsmöglichkeit kein oder nicht vollständig Gebrauch gemacht wurde, nicht zu einem An-
spruch auf Entlastung wegen unzureichender Richtlinienumsetzung.38 Damit kann der Mitgliedstaat, sollte er dies 
für zweckmäßig erachten, von der vollständigen Befreiung auf eine teilweise Entlastung umschwenken. 

3.3 Anforderungen aus den Subventionspolitischen Leitlinien der 
Bundesregierung 

1. Subventionsbegriff 

Unter den Begriff der Subvention fallen neben Finanzhilfen auch Steuervergünstigungen: Finanzhilfen sind Geld-
leistungen des Bundes an Stellen außerhalb der Bundesverwaltung, die privaten Unternehmen und Wirtschafts-
zweigen zugutekommen. Steuervergünstigungen sind steuerliche Sonderregelungen, die für die öffentliche Hand 
zu Mindereinnahmen führen.39 

Bei den vorliegend zu überprüfenden Regelungen 

▪ Spitzenausgleich (§ 10 StromStG und § 55 EnergieStG) 

▪ Befreiung für energieintensive Prozesse (§ 9a StromStG und § 51 EnergieStG) 

▪ Allgemeine Steuerentlastung für Unternehmen des Produzierenden Gewerbes (§ 9b StromStG und § 54 Ener-
gieStG) 

handelt es sich um steuerliche Sonderregelungen. 

Steuerliche Sonderregelungen werden dann als Subvention (und somit als Steuervergünstigung im Sinne des Sub-
ventionsberichts) eingestuft, wenn es sich um mittel- oder unmittelbar wirkende Begünstigungen einzelner Sekto-
ren oder Teilbereiche der Wirtschaft handelt. Auch steuerliche Sonderregelungen, die die Wirtschaft insgesamt ge-
genüber der Allgemeinheit begünstigen, stellen Subventionen dar.40 

Die steuerlichen Sonderregelungen nach §§ 9a, 9b, 10 StromStG und §§ 51, 54, 55 EnergieStG wirken unmittelbar 
und begünstigen einzelne Sektoren oder Teilbereiche der Wirtschaft (strom-/energieintensive Unternehmen), 

 
 
37  Vgl. BFH v. 30.6.2015 VII R 53/13, BFH/NV 2015, 1523, ZfZ 2015, 306; v. 29.10.2013 VII R 24/12, BFHE 243, 96, ZfZ 2014, 

52. 
38  Bongartz/Jatzke/Schröer-Schallenberg/Bongartz, 17. EL August 2020, StromStG § 9a Rn. 2. 
39  27. Subventionsbericht des Bundes, Rn. 9. 
40  27. Subventionsbericht des Bundes, Rn. 11; s.a. S. 117. 
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bzw. die Wirtschaft insgesamt gegenüber der Allgemeinheit. Sie stellen somit Steuervergünstigungen im Sinne 
des Subventionsbegriffs dar.41 

2. Subventionsarten 

Der Subventionsbericht differenziert zwischen vier verschiedenen Arten von Subventionen:42 

Subventionen, die entsprechend § 12 StabG 

1. der Erhaltung von Betrieben oder Wirtschaftszweigen, 

2. der Anpassung von Betrieben oder Wirtschaftszweigen an neue Bedingungen und 

3. der Förderung des Produktivitätsfortschritts und des Wachstums von Betrieben oder Wirtschaftszweigen, ins-
besondere durch Entwicklung neuer Produktionsmethoden und -richtungen dienen, oder 

4. Sonstige Leistungen.43 

Diese Klassifikation gilt auch bei der subventionsrechtlichen Bewertung von Steuerbegünstigungen, die den Cha-
rakter einer Subvention haben.  

Im Einzelnen: 

Erhaltungshilfen sind Subventionen, die insbesondere der Aufrechterhaltung bestimmter Sektoren oder Produk-
tionsverfahren bzw. der Abfederung auslaufender Prozesse dienen. Sie sind vornehmlich wirtschafts-, verteilungs- 
und/oder regionalpolitisch motiviert und kommen insbesondere der Land- und Forstwirtschaft, dem Steinkohlen-
bergbau sowie dem Schiffbau zugute. Auch Energiesteuerbegünstigungen für bestimmte Bereiche oder Wirt-
schaftszweige werden teilweise als Erhaltungshilfen eingestuft. Erhaltungshilfen sollen allerdings nicht zeitlich un-
begrenzt gewährt werden, um Anpassungsprozesse nicht dauerhaft zu verhindern.44 

Anpassungshilfen sollen im Wesentlichen zur Änderung bestehender Strukturen von Betrieben und Wirtschafts-
zweigen dienen und sich dadurch langfristig selbst entbehrlich machen. Die so ermöglichte „Hilfe zur Selbsthilfe“ 
war auch Grundgedanke der strukturändernden Hilfen in den neuen Ländern.45 

Produktivitätshilfen dienen vor allem der Förderung von Innovationen und Wachstum in Betrieben und Wirt-
schaftszweigen, insbesondere durch Entwicklung neuer Produktionsmethoden und -richtungen.46  

Als Sonstige Hilfen werden vor allem Subventionen ausgewiesen, die nicht unmittelbar an Betriebe oder Wirt-
schaftszweige gehen, sondern bestimmte Güter und Leistungen für private Haushalte verbilligen. Die Hilfen an pri-
vate Haushalte werden nur dann im Subventionsbericht erfasst, wenn sie mittelbar dem Wirtschaftsgeschehen zu-
gerechnet werden können.47  

3. Einordnung der energie- und steuerrechtlichen Sonderregelungen 

Die Sonderregelungen nach §§ 9a, 9b, 10 StromStG und §§ 51, 54, 55 EnergieStG sind mit dem Ziel eingeführt wor-
den, die internationale Wettbewerbsfähigkeit der inländischen Wirtschaft zu erhalten. Es handelt sich also um 
Erhaltungssubventionen.48 Im Einzelnen:  

▪ Spitzenausgleich (§ 10 StromStG und § 55 EnergieStG) 

Der sog. Spitzenausgleich soll die Verlagerung von Produktionsprozessen in Drittstaaten mit weniger strengen 
Klimaschutzauflagen vermeiden und zugleich Arbeitsplätze erhalten.49 

▪ Befreiung für energieintensive Prozesse (§ 9a StromStG und § 51 EnergieStG) 

Durch die strom-/ energiesteuerliche Begünstigung der strom-/ energieintensiven Prozesse und Verfahren 
wird eine Verschlechterung der internationalen Wettbewerbsposition, der in der Bundesrepublik Deutschland 
produzierten und international handelbaren Güter vermieden, eine Gefährdung des Wirtschaftsstandorts 

 
 
41  Vgl. 27. Subventionsbericht des Bundes, Rn. 35. 
42  27. Subventionsbericht des Bundes, Anlage 6, S. 114. 
43  Vgl. 27. Subventionsbericht des Bundes, Rn. 35. 
44  27. Subventionsbericht des Bundes, S. 114. 
45  27. Subventionsbericht des Bundes, S. 114. 
46  27. Subventionsbericht des Bundes, S. 115. 
47  27. Subventionsbericht des Bundes, S. 115. 
48  27. Subventionsbericht des Bundes, Anlage 2, S. 84, 85. 
49  27. Subventionsbericht des Bundes, S. 399, 390. 
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Deutschland verhindert und einer Verlagerung von Produktion und Arbeitsplätzen in das Ausland entgegenge-
wirkt.50 

▪ allgemeine Steuerentlastung für Unternehmen des Produzierenden Gewerbes (§ 9b StromStG und § 54 Ener-
gieStG) 

Durch die strom-/ energiesteuerliche Begünstigung der Unternehmen des Produzierenden Gewerbes sowie 
der Land- und Forstwirtschaft soll eine Verschlechterung der internationalen Wettbewerbsposition, der in der 
Bundesrepublik Deutschland produzierten und international handelbaren Güter vermieden, eine Gefährdung 
des Wirtschaftsstandorts Deutschland verhindert und einer Verlagerung von Produktion, Arbeitsplätzen und 
Emissionen in das Ausland entgegengewirkt werden.51 

Vor diesem Hintergrund sind sie zu bewerten und ggf. umzugestalten. 

Die Art der Subvention enthält dabei Aussagekraft über den angestrebten Kurs: Während es bei Erhaltungshilfen 
darum geht, bestimmte Sektoren zu fördern, deren Erhalt gesellschaftlich bzw. politisch gewünscht ist, dienen An-
passungshilfen der Veränderung bestehender Strukturen von Unternehmen und Wirtschaftszweigen. 52  Dauer-
hafte Erhaltungshilfen werden als hinderlich für Anpassungsprozesse gesehen.53 Erhaltungshilfen sollen lediglich 
die betroffenen Betriebe und Wirtschaftszweige in einem Übergangszeitraum finanziell unterstützen, indem sie an 
marktwirtschaftliche Gegebenheiten herangeführt werden.54 

4. Bewertung der aktuell geltenden Steuervergünstigungen nach den Subventionspolitischen Leitlinien 

Bei den Subventionspolitischen Leitlinien der Bundesregierung55 handelt es sich um Verwaltungsrichtlinien, die 
eine Selbstbindung der Verwaltung erzeugen. Diese Leitlinien sind daher bei jeder Neueinführung oder Änderung 
von Finanzhilfen und Steuervergünstigungen zu berücksichtigen. Die Kernvorgaben der Subventionspolitischen 
Leitlinien sind Befristung, Degression, Evaluierung und Nachhaltigkeitsprüfung.56 Bei bestehenden und bisher 
nicht befristeten und/oder nicht degressiv ausgestalteten Finanzhilfen soll möglichst eine Befristung und grund-
sätzlich eine Degression eingeführt werden. Geprüft wird zudem, inwieweit bestehende Steuervergünstigungen in 
Finanzhilfen oder andere, den Staatshaushalt weniger belastende Maßnahmen überführt werden können. Zudem 
soll eine Form gewählt werden, die eine Erfolgskontrolle hinsichtlich der Zielerreichung ermöglicht. 

Im Rahmen des Forschungsgutachtens „Evaluierung von Steuervergünstigungen“ durch das FiFo Köln in Koope-
ration mit ZEW Mannheim, ifo München und dem Fraunhofer Institut für Angewandte Informationstechnik (FIT) 
wurden die Maßnahmen evaluiert (FiFo‐Bericht Nr. 28‐A, Oktober 2019). Die Evaluierung hat folgendes ergeben:  

▪ Alle drei Regelungen sind auf nationaler Ebene nicht direkt befristet, allerdings müssen die Vergünstigungen 
gemäß § 54 EnergieStG bzw. § 9b StromStG sowie der Spitzenausgleich regelmäßig aufs Neue von der EU‐

Kommission beihilferechtlich genehmigt werden,57 was einer laufenden Befristung gleichkommt (vorliegend 
bis Ende 2022). Die Befreiung für energieintensive Prozesse ist demgegenüber unbefristet. Während dies bei 
Steuervergünstigungen keine Ausnahme darstellt,58 sind Finanzhilfen zum überwiegenden Teil befristet. Aller-
dings spielen für Finanzhilfen gesetzliche Befristungen eine eher untergeordnete Rolle, da der Großteil der Fi-
nanzhilfen auf Richtlinien der Ressorts beruht.59 

▪ Bei der Degression lassen sich verschiedene Ausgestaltungen unterscheiden. Degression kann zum einen beim 
Hilfeempfänger ansetzen und bedeutet in diesem Fall, dass bei (mehrjährigen) Hilfen die Unterstützung im 
Zeitablauf absolut zurückgeht. Mit dieser Form der Degression soll insbesondere einem „Gewöhnungsef-
fekt“ beim Subventionsempfänger entgegengewirkt werden. Degression kann jedoch zum anderen aus Sicht 
des Subventionsgebers auch bedeuten, dass das Aufkommen für die Hilfen insgesamt im Zeitablauf zurück-
geht. Dieses lässt sich auch erreichen, indem – bei konstanter oder sogar steigender Förderhöhe im Einzelfall – 

 
 
50  27. Subventionsbericht des Bundes, S. 382, 397. 
51  27. Subventionsbericht des Bundes, S. 388, 395. 
52  Breuer/Schlecht, Handbuch der Finanzierung, 2013, S. 753. 
53  27. Subventionsbericht des Bundes, S. 115. 
54  FiFo‐Bericht Nr. 28‐A, Oktober 2019, S. 106. 
55  27. Subventionsbericht des Bundes, Kasten 1, S. 11. 
56  27. Subventionsbericht des Bundes, Rn. 141, 142. 
57  Vgl. § 55 Abs. 9 S. 1 EnergieStG und § 10 Abs. 8 StromStG. 
58  27. Subventionsbericht des Bundes, Rn. 145, 150. 
59  27. Subventionsbericht des Bundes, Rn. 144. 



Endbericht fe 6/20 • Seite 48 von 278 
 

 

die Zahl der Förderfälle beschränkt wird.60 Für keine der hier zu untersuchenden Steuervergünstigungen ist 
eine Degression vorgesehen; laut 26. Subventionsbericht „da das Ziel der Maßnahme fortbestehen soll“ bzw. 
die Maßnahme selbst „weiterhin erforderlich ist“.61 Damit stehen die Maßnahmen im Widerspruch zur entspre-
chenden subventionspolitischen Leitlinie. Die Einführung einer Degression wäre bei den hier gegenständli-
chen Maßnahmen bspw. auch durch die Einschränkung des Begünstigtenkreises möglich.62  

▪ Gemäß den Subventionspolitischen Leitlinien sind grundsätzlich alle Subventionen regelmäßig in Bezug auf 
Grad der Zielerreichung sowie auf Effizienz und Transparenz zu evaluieren.63 Die Subventionen sollen dabei 
auf Notwendigkeit, Zweckmäßigkeit und Effektivität (einschließlich externer Effekte) sowie ihre Kohärenz mit 
den finanzpolitischen, wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Zielsetzungen der Politik der Bundesregie-
rung sowie mit Blick auf Optimierungspotenziale überprüft werden. So sollen Potenziale für einen gezielten 
und ökonomisch sinnvollen Subventionsabbau oder eine Optimierung bzw. Feinjustierung in der Subventions-
ausgestaltung erschlossen werden. Im Rahmen einer Erfolgskontrolle ist auch zu prüfen, ob die Notwendigkeit 
einer Förderung weiterhin besteht, sowie ob und in welchem Umfang die betrachtete Maßnahme tatsächlich 
das gewünschte Ziel erreicht. Voraussetzung hierfür ist, dass bereits bei Einführung von Subventionen die an-
gestrebten Ziele hinreichend konkretisiert und idealerweise mit operationalen Indikatoren unterlegt werden.64 
Für die Ziele der vorliegend zu untersuchenden Steuervergünstigungen sind keine direkten Indikatoren fest-
gelegt, so dass eine Evaluation im Sinne der subventionspolitischen Leitlinien schwierig ist. Nötig wäre eine 
Kausalanalyse, für die die notwendigen Daten nicht vorhanden sind.65 Während bspw. zur Inanspruchnahme 
der Besonderen Ausgleichsregelung bei der EEG‐Umlage Daten auf Firmenebene gesammelt und ausgewer-
tet werden, mangelt es an derartigen Daten auf Firmenebene bei den hier gegenständlichen Steuerentlastun-
gen. Diese werden in der Energiesteuerstatistik und der Stromsteuerstatistik lediglich aggregiert aufbereitet. 
Ein wie bei der Inanspruchnahme der Besonderen Ausgleichsregelung üblicher Überblick über die Verteilung 
der privilegierten Unternehmen und Abnahmestellen auf Landesebene gegeben wird, die Nutzung verschie-
dener Energiemanagementsysteme dargestellt und die Bedeutung der Unternehmen als Arbeitgeber aufge-
zeigt wird (vgl. Bundesministerium für Wirtschaft und Energie / Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkon-
trolle (2020), Hintergrundinformationen zur Besonderen Ausgleichsregelung. Antragsverfahren 2019 für Be-

grenzung der EEG‐Umlage 2020), ist folglich nicht gewährleistet, wäre aber notwendig, um die Effekte der 
Steuerentlastungen in der Form einer originären ökonometrischen Kausalanalyse besser evaluieren zu können. 
Die Leitlinie, die die Erfolgskontrolle betrifft, wird folglich nur teilweise erfüllt. 

▪ Gemäß den erweiterten Subventionspolitischen Leitlinien unterliegen alle Subventionen einer Nachhaltigkeits-
prüfung. Federführend sind die jeweils fachlich zuständigen Ministerien. Im Mittelpunkt der Nachhaltigkeits-
prüfung steht die Abwägung der Auswirkungen der Maßnahmen aus ökologischer, ökonomischer und sozialer 
Perspektive, die insbesondere Zielkonflikte in den Blick nimmt.66 Die Leitlinie betreffend, ist die Überprüfung 
der Nachhaltigkeit im Subventionsbericht ist ebenfalls nur unzureichend umgesetzt. Zwar werden in der Deut-
schen Nachhaltigkeitsstrategie, die im November 2018 von der Bundesregierung aktualisiert worden ist,67 pas-
sende festgehaltene Ziele und Managementregeln herangezogen und im Subventionsbericht diskutiert. Eine 
Evaluation erfolgt allerdings bislang nicht regelmäßig. Anknüpfungspunkt für eine vertiefte Überprüfung der 
Nachhaltigkeit von Subventionen könnte der Subventionsbericht der Bundesregierung sein.68 Die Nachhaltig-
keitswirkungen der vorliegenden Maßnahmen in den wirtschaftspolitischen Bereichen halten sich in Grenzen. 

 
 
60  27. Subventionsbericht des Bundes, Rn. 146. 
61  FiFo‐Bericht Nr. 28‐A, Oktober 2019, S. 163; 26. Subventionsbericht des Bundes, S. 313f. 
62  FiFo‐Bericht Nr. 28‐A, Oktober 2019, S. 163. 
63  Vgl. Prüfschema, 27. Subventionsbericht des Bundes, S. 50f. 
64  27. Subventionsbericht des Bundes, Rn. 151, 152. 
65  FiFo‐Bericht Nr. 28‐A, Oktober 2019, S. 162, 163. 
66  27. Subventionsbericht des Bundes, Rn. 164; vgl. auch die sogenannten Sustainable Development Goals (Anlage 10, 27. 

Subventionsbericht des Bundes). 
67  27. Subventionsbericht des Bundes, Rn. 166. 
68  BMWI, Nachhaltigkeitsstrategie des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie auf Grundlage der Deutschen 

Nachhaltigkeitsstrategie, 2017; S. 26 
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Des Weiteren haben die Subventionen zum Großteil negative umweltpolitische Wirkungen.69 Diese Zielkon-

flikte begründen u.a. den Rechtfertigungszwang, dem die Subventionen unterliegen.70 So sollen nach dem Kli-
maschutz Sofortprogramm 2022 die Steuerentlastungen, für die im 27. Subventionsbericht der Bundesregie-
rung umwelt- und klimaschädliche Nebenwirkungen festgestellt wurden, hinsichtlich ihres Fortbestandes auf 
Basis vorliegender Evaluierungsergebnisse überprüft werden71 ( 

▪ Auch gibt es keine Pläne für eine Überführung der vorliegenden Steuervergünstigungen in (grundsätzlich vor-
rangige)72 Finanzhilfen. Eine solche Umwandlung würde eine genauere Zieldefinition voraussetzen.73 

Im Einzelnen: 

a. Spitzenausgleich (§ 10 StromStG und § 55 EnergieStG) 

Der Spitzenausgleich wird im Hinblick auf die Subventionspolitischen Leitlinien kritisch gesehen:74 

Der FiFo‐Bericht bemängelt eine zu hohe Komplexität, einen zu breiten Begünstigtenkreis und zu wenig Anreize 
für die Senkung der Energieintensität:75 

Die Subvention sei insbesondere nicht spezifisch genug ausgestaltet, um nur von Unternehmen in Anspruch ge-
nommen zu werden, die sich tatsächlich einem erhöhten Risiko ausgesetzt sehen, ihre Wettbewerbsfähigkeit auf-
grund höherer Strompreise einzubüßen. Es besteht eine gewisse Beschränkung auf strom-/energieintensive Un-
ternehmen, aber keine Einschränkung auf handelsintensive Branchen. Insgesamt scheint der Begünstigtenkreis 
breiter zu sein, als für die angestrebten Ziele nötig wäre. Zudem werden arbeitsintensive gegenüber weniger ar-
beitsintensiven Unternehmen benachteiligt. 

Ein unmittelbarer Wirkungszusammenhang zwischen der Steuervergünstigung und der Wettbewerbsfähigkeit 
kann nicht eindeutig bestimmt werden. Zudem seien negative Effekte von Energie- und Stromsteuern etwa auf Be-
schäftigung und Produktivität eher kurzfristig relevant, weshalb auch der Spitzenausgleich für die nachhaltige Ent-
wicklung von Unternehmen irrelevant sein sollte. Im Falle des Ziels einer Erhöhung der Ausgaben für Forschung 
und Entwicklung behindern die Steuervergünstigungen eventuell sogar die Erreichung dieses Ziels. 

Zudem bestehe in Bezug auf die Komplexität der Ausgestaltung sowie die Anreizsetzung zur Steigerung der Ener-
gieeffizienz noch Optimierungsbedarf. 

Optionen zur Neu-Gestaltung76 

▪ Zur Senkung der Komplexität der Ausgestaltung sollte die Arbeitgeberentlastung im Rahmen der Rentenver-
sicherung durch gesunkene Beiträge von der Berechnung des Höchstbetrags des Spitzensteuerausgleichs 
nicht mehr berücksichtigt werden. Im Gegenzug sollten Maßnahmen ergriffen werden, um das Entlastungsvo-
lumen durch diese Streichung nicht unverhältnismäßig ansteigen zu lassen. Eine mögliche Begrenzung kann 
durch Anhebung des Sockelbetrags sowie durch Senkung des Vergütungsanspruchs erfolgen. 

▪ Eine Begrenzung des Begünstigtenkreises kann über die Erhöhung des Sockelbetrags erreicht werden. In Be-
zug auf die Zielsetzung der Vergünstigung wäre eine Begrenzung der Vergünstigung auf energieintensive Un-
ternehmen zielführender. Die Definition von energieintensiven Unternehmen sollte abgestimmt auf den be-
stehenden Regelungsrahmen der Umweltgesetzgebung erfolgen. Konkret wird im Rahmen der Evaluation auf 
die Kriterien der Handels‐ und Energieintensität verwiesen. 

▪ Als Anreiz zur Senkung des Energieverbrauchs wird zukünftig ein zwingender Nachweis der durchgeführten 
Reduktionsmaßnahmen auf Unternehmensebene vorgeschlagen. Derzeit wird die Zielerreichung wenig ziel-
genau auf der übergeordneten Industrieebene gemessen. Dies führt aktuell dazu, dass Unternehmen auf 
Ebene der Besteuerung von der Senkung des Energieverbrauchs durch andere Unternehmen profitieren, ob-
wohl sie selbst keine Reduktionsbemühungen umgesetzt haben („FreeRiding Problem“).77 

 
 
69  FiFo‐Bericht Nr. 28‐A, Oktober 2019, S. 163. 
70  27. Subventionsbericht des Bundes, Rn. 171. 
71  Bundesregierung .- Klimaschutz Sofortprogramm 2022, S. 7. 
72  FiFo‐Bericht Nr. 28‐A, Oktober 2019, S. 337. 
73  FiFo‐Bericht Nr. 28‐A, Oktober 2019, S. 163. 
74  27. Subventionsbericht des Bundes, Lfd.-Nr. 60, S. 391; Lfd.-Nr. 65, S. 399. 
75  FiFo‐Bericht Nr. 28‐A, Oktober 2019, S. 25ff., 33ff. 
76  FiFo‐Bericht Nr. 28‐A, Oktober 2019, S. 27, 35. 
77  FiFo‐Bericht Nr. 28‐A, Oktober 2019, S. 183. 
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▪ Um möglichen Schwankungen im Investitionsverhalten von Unternehmen zu entgegnen, ist eine Anlehnung an 
die schweizerische Ausgestaltung von der Befreiung der CO2 -Abgabe empfehlenswert. Unternehmen ver-
pflichten sich hierbei über einen bestimmten Zeitraum ihre Treibhausgase – im Rahmen des Spitzenausgleichs 
die Energieintensität – kontinuierlich zu senken.78 

b. Allgemeine Steuerentlastung für Unternehmen des Produzierenden Gewerbes (§ 9b StromStG und § 54 
EnergieStG) 

Auch die Befreiung für Unternehmen des Produzierenden Gewerbes wird kritisch evaluiert:79 

Zwar bezwecke die Subvention eine Vergünstigung für strom-/ energieintensive Unternehmen. Allerdings können 
durch die niedrigen Voraussetzungen auch weniger strom-/ energieintensive Unternehmen von der Vergünsti-
gung profitieren. Die Privilegierung hängt auch nicht davon ab, ob die Unternehmen im internationalen Wettbe-
werb stehen. Es könne daher nicht ausgeschlossen werden, dass die Privilegierung auch solchen Unternehmen zu-
gutekomme, die sich tatsächlich nicht einem erhöhten Risiko ausgesetzt sind, ihre Wettbewerbsfähigkeit aufgrund 
höherer Strom-/Energiepreise einzubüßen.80 

Ein Grad der Zielerreichung sei quantitativ schwer fassbar, da einerseits die Ziele zu vage definiert sind und/oder 
die Wirkungen der Subvention methodisch schwer identifizierbar sind.  

Damit schlussfolgert der FiFo-Bericht: 

Für die Beibehaltung der Subventionen findet sich in der empirischen Literatur keine Evidenz. Der Anteil der Strom-
/ Energiekosten an den Gesamtkosten variiert jedoch sehr stark zwischen den Unternehmen. Daher ist zu überle-
gen, tatsächlich (potenziell) negativ betroffene Unternehmen zu identifizieren und die Vergünstigung auf diese Un-
ternehmen zu begrenzen. Insgesamt scheint der Begünstigtenkreis wieder breiter zu sein, als für die angestrebten 
Ziele nötig wäre.81 

Optionen zur Neu-Gestaltung82 

▪ Ein Hauptkritikpunkt in der Evaluation ist der relativ weit gefasste Begünstigtenkreis. Von daher werden (alter-
native) Ansätze zur Eingrenzung des Begünstigtenkreises vorgeschlagen.  

▪ Eine Option innerhalb des aktuellen Regelungsrahmens zur Beschränkung des Begünstigtenkreises ist 
daher eine weitere, schrittweise Erhöhung des Sockelbetrags. Kommt es in der Ausgestaltung zugleich 
zu einer Reduzierung der Entlastungsbeträge, kann hierdurch der Anreiz zur Senkung der Energiein-
tensität gestärkt werden. Zu beachten ist hierbei, dass es für stromintensive kleine und mittlere Unter-
nehmen zu Mehrbelastungen kommen kann, da diese ggf. nicht mehr die erhöhten Sockelbeträge 
überschreiten.  

▪ Neben der aktuellen Ausgestaltung ist die Einführung eines pauschalen Entlastungsbetrags für Un-
ternehmen eine Möglichkeit zur Einschränkung des Begünstigtenkreises bzw. des Entlastungsvolu-
mens der verschiedenen Industrien. Die Höhe des jeweiligen Pauschalbetrags wäre hierbei vom durch-
schnittlichen Stromverbrauch der relevanten Industrie abhängig. Durch diese Ausgestaltung soll das 
Abwanderungsrisiko strom-/ energieintensiver Unternehmen reduziert werden sowie die Anreize zur 
Senkung der Energieintensität durch Beibehaltung des hohen Regelsteuersatzes erhalten bleiben. Des 
Weiteren wird von den Unternehmen keine Gegenleistung für die Inanspruchnahme der Steuerver-
günstigung gefordert. Da eine Reduzierung des Stromsteuersatzes der Grundidee einer Stromsteuer 
entgegensteht, wird eine verpflichtende Einführung von Energie‐ bzw. Umweltmanagementsyste-
men zur Steigerung der Energieeffizienz empfohlen.  

 

c. Befreiung für energieintensive Prozesse (§ 9a StromStG und § 51 EnergieStG) 

Die Befreiung für energieintensive Prozesse83 wird nicht grundsätzlich kritisch gesehen: 

 
 
78  FiFo‐Bericht Nr. 28‐A, Oktober 2019, S. 27, 35, 183. 
79  27. Subventionsbericht des Bundes, Lfd.-Nr. 59, S. 389 und Lfd.-Nr. 63, S. 395. 
80  FiFo‐Bericht Nr. 28‐A, Oktober 2019, S. 28. 
81  FiFo‐Bericht Nr. 28‐A, Oktober 2019, S. 29. 
82  FiFo‐Bericht Nr. 28‐A, Oktober 2019, S. 29f. 
83  27. Subventionsbericht des Bundes, Lfd.-Nr. 54, S. 383 und Lfd.-Nr. 64, S. 397. 
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Die empirische Literatur zeige, dass sehr strom-/ energieintensive Unternehmen kurzfristig negativ von Strom-
/Energiesteuern beeinflusst werden können. Daher seien die wirtschaftlichen Nachhaltigkeitswirkungen für die 
Vergünstigung plausibel. Die Subvention ziele auf strom-/energieintensive Produktionsverfahren und korrigiert 
damit Wettbewerbsnachteile, die sich aus dem hohen Regelsteuersatz ergeben. Die komplette Entlastung verhin-
dere jedoch jegliche Anreize zur Reduzierung von Emissionen. Zudem wird keine Differenzierung nach der Handel-
sintensität der Unternehmen vorgenommen. 

Eine Beibehaltung der Subvention erscheint gerechtfertigt. Lediglich die volle Steuerentlastung wird als potenziell 
umweltschädlich angesehen.84 

Optionen zur Gestaltung85 

▪ Durch die verpflichtende Einführung von Energie‐ bzw. Umweltmanagementsystemen zur Steigerung der 
Energieeffizienz in Bezug auf den Stromeinsatz für bestimmte Prozesse und Verfahren als Gegenleistung zur 
vollständigen (teilweisen) Steuerbefreiung soll es zu einer Senkung der Energieintensität bei den betroffenen 
Industrien kommen. Allerdings hält sich das Energieeinsparpotenzial bei einigen Prozessen und Verfahren in 
Grenzen, weshalb differenzierte, niedrigere Zielwerte im Vergleich zum Spitzenausgleich zur Anwendung 
kommen sollten. 

▪ Durch eine Umwandlung in eine teilweise Steuerentlastung vergleichbar mit der Befreiung durch den Spitzen-
ausgleich in Höhe von bis zu 90 % des Stromeinsatzes bleibt ein Anreiz bestehen, den Strom-/ Energieverbrauch 
zu reduzieren, um die entstehenden Kosten in Form von erhöhten Strom-/ Energiesteuern zu senken. 

  

 
 
84  FiFo‐Bericht Nr. 28‐A, Oktober 2019, S. 31f. 
85  FiFo‐Bericht Nr. 28‐A, Oktober 2019, S. 32. 
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4 Administrative Aspekte: Erfüllungsaufwand der Regelungen 

Die Gewährung der strom- und energiesteuerlichen Entlastungen für das Produzierende Gewerbe (und die Land- 
und Forstwirtschaft) führt zu Aufwänden sowohl in der Verwaltung (v.a. Zollämter) als auch bei den Unternehmen. 
Grundsätzlich müssen die Unternehmen die verbrauchten Energieerzeugnisse bzw. Strom zunächst versteuern 
(bzw. nachweislich versteuert beziehen). Die Entlastungen werden dann auf eigenen Antrag der anspruchsberech-
tigten Unternehmen beim zuständigen Hauptzollamt gewährt. Dabei greifen Sockelbeträge. Dadurch wird erreicht, 
dass keine Bagatellzahlungen notwendig sind, und somit Aufwand und Ertrag verhältnismäßig bleiben. 

4.1 Antragsverfahren 
 

Allgemeine Steuerentlastung für Unternehmen des Produzierenden Gewerbes und der Land- und Forstwirt-
schaft (§ 9b StromStG, §54 EnergieStG) 
 

▪ Voraussetzung: Bevor die Entlastungen gewährt werden, müssen die begünstigten Unternehmen die Regel-
steuersätze gemäß §2 Abs. 3 S. 1, Nr. 1, 3 und 5 EnergieStG und §3 StromStG bezahlt haben. Die Entlastung gilt 
für die Energie- oder Strommenge, die für betriebliche Zwecke genutzt wird. Für nach §9a StromStG und §§37, 
51 EnergieStG (bestimmte Prozesse und Verfahren) bereits vollständig entlastete Energie- und Strommengen 
sind keine weiteren Entlastungen möglich (FiFo Köln u.a. 2019). 

▪ Verfahren: Die Entlastungen werden nach §100 Abs. 1 EnergieStV lediglich auf eigenen Antrag der anspruchs-
berechtigten Unternehmen beim zuständigen Hauptzollamt gewährt. Dafür gibt es amtlich vorgeschriebene 
Vordrucke (Formular 1118 bzw. Formular 1453 "Antrag auf Steuerentlastung für Unternehmen"). Die zu erwar-
tenden Steuerentlastungen müssen die Unternehmen selbst berechnen und alle notwendigen Angaben dem 
Antrag anhängen. Es ist das Formular 1402 („Beschreibung der wirtschaftlichen Tätigkeiten“) auszufüllen. Zu 
den benötigten Angaben zählen die Art, Menge, Herkunft und der Verwendungszweck der Energieerzeug-
nisse oder des verwendeten Stromes. Wird die entlastete Nutzenergie von anderen Unternehmen verwendet, 
wird dazu eine Selbsterklärung des nutzenden Unternehmens (Formular 1456 „Selbsterklärung des Nutzers 
von Nutzenergie“) und die Bestätigung eines Dritten benötigt. Zusätzlich zu diesen Angaben muss seit 2017 
die Selbsterklärung „Staatliche Beihilfen (Formular 1139) von den Unternehmen abgegeben werden (FiFo Köln 
u.a. 2019; Generalzolldirektion 2021a; Generalzolldirektion 2021b) 

▪ Frist: Die Anträge müssen bis zum letzten Tag des Kalenderjahres, das auf das Kalenderjahr folgt, in dem die 
Verwendung der Energieerzeugnisse oder des Stromes stattfand, gestellt werden. 

▪ Sockelbetrag: 250 Euro (Entlastungsbetrag) 
 

Steuerentlastung für Unternehmen des Produzierenden Gewerbes in Sonderfällen (Spitzenausgleich, §10 
StromStG, §55 EnergieStG) 
 

▪ Voraussetzung: wie bei der allgemeinen Entlastung müssen die begünstigten Unternehmen die Regelsteuers-
ätze gemäß §2 Abs. 3 S. 1, Nr. 1, 3 und 5 EnergieStG und §3 StromStG bezahlt haben. Die Entlastung gilt für die 
Energie- oder Strommenge, die für betriebliche Zwecke genutzt wird. Dabei wird die mögliche Steuerentlas-
tung nach §9b StromStG in Abzug gebracht. Die Steuerentlastung nach §54 EnergieStG wird nicht abgezogen, 
da sich der Spitzenausgleich bei der Energiesteuer nur auf die in §55 EnergieStG genannten Steueranteile be-
zieht. Auch sind für die nach §9a StromStG und §§37, 51 EnergieStG (bestimmte Prozesse und Verfahren) be-
reits vollständig entlastete Energie- und Strommengen keine weiteren Entlastungen möglich (FiFo Köln u.a. 
2019).  

▪ Verfahren: Wie bei der allgemeinen Steuerentlastung wird auch der Spitzenausgleich nur auf amtlichen Antrag 
der anspruchsberechtigten Unternehmen gewährt (Formular 1450). Dazu muss eine Beschreibung der wirt-
schaftlichen Tätigkeiten erbracht werden (Formular 1402). Für die Berechnung der Höhe des Spitzenausglei-
ches sind die genauen Angaben der verbrachten Strom- und Energiemengen, dem genauen Verwendungs-
zweck der verbrauchten Menge und des rentenversicherungspflichtigen Arbeitsentgeltes nötig (FiFo Köln u.a. 
2019; Generalzolldirektion 2021b).  

▪ Frist: Der Antrag muss bis Ende des Folgejahres nach Verbrauch eingereicht werden. 

▪ Sockelbetrag: 1.000 Euro (Steuerlast; Stromsteuer) bzw. 750 Euro (Energiesteuer). 

▪ Verrechnung mit Rentenversicherungsbeiträgen: Bei der Berechnung der Entlastungshöhe durch das 
Hauptzollamt werden eingesparte Rentenversicherungsbeiträge der Unternehmen verrechnet. Dabei wird die 
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Entlastung betrachtet, die Unternehmen schon durch die Senkung des Arbeitgeberanteils an den Rentenver-
sicherungsbeträgen als Folge der Ökosteuerreform genießen. Es werden daher nicht die gesamten 90 % der 
Energie- und Stromsteuern erstattet, sondern lediglich 90 % des Differenzbetrages zwischen der Strom- oder 
Energiesteuerlast und dem Entlastungsbetrag im Arbeitgeberanteil an den Rentenversicherungsbeiträgen, 
die sich für das Antragsjahr ergeben. Damit wird sichergestellt, dass die Steuerentlastungen lediglich gewährt 
werden, wenn sie die Höhe der Arbeitgeberentlastung überschreiten. Dieses Vorgehen sorgt für einen erheb-
lichen Teil des verwaltungstechnischen Aufwandes. Die Errechnung erfolgt durch ein zweistufiges Verfahren, 
in dem zuerst die Steuerentlastung vor einem Vergleich mit dem Höchstbetrag und daraufhin der Höchstbe-
trag unter Berücksichtigung der Arbeitgeberentlastung berechnet wird. Fällt der mögliche Steuerentlastungs-
betrag unter den Höchstbetrag, wird er gewährt. Ist der Entlastungsbetrag höher als der errechnete Höchstbe-
trag, wird lediglich der Höchstbetrag gewährt (siehe .BMF 2020a). 

▪ Wie in Kapitel 2.2 erläutert, ist unternehmensspezifisch der Nachweis von Energiemanagement/Umweltma-
nagementsystemen Voraussetzung. Dafür wird ein Nachweis (Formular 1449) bspw. eines Umweltgutachters 
oder einer EMAS-Registrierungsstelle benötigt (FiFo Köln u.a. 2019).  

▪ Für die unternehmensübergreifende Voraussetzung einer Reduzierung der Energieintensität im produzie-
renden Gewerbe (vgl. Kapitel 2.2) besteht ein eigenes Gutachter-Verfahren, das von einem unabhängigen 
wissenschaftlichen Institut geleitet wird. Es wird jährlich ein Monitoring-Bericht veröffentlicht, der aufzeigt, wie 
sich die Energieintensität verändert hat und ob das Reduzierungsziel erreicht wurde. Das Monitoring wird je-
weils zu 50 % von der Bundesregierung und von der Wirtschaft finanziert (RWI 2020).  

 

Steuerentlastung für bestimmte Prozesse und Verfahren (§ 9a StromStG, § 51 EnergieStG) 

Wie auch bei den vorher beschriebenen Steuerentlastungen ist eine Gewährung der Entlastung nur auf Antrag der 
anspruchsberechtigten Unternehmen möglich. Das Hauptzollamt kann durch die Prüfung der beigelegten Be-
schreibung der wirtschaftlichen Tätigkeit im Unternehmen entscheiden, ob das Unternehmen zum Produzieren-
den Gewerbe gehört. Der Entlastungsbetrag muss wiederum vom Unternehmen selbst berechnet werden. Wird 
Kohle als Heizstoff für eines der Verfahren benutzt, ist eine spezielle Erlaubnis und eine ausführliche Beschreibung 
der Betriebs- und Lagerräume, der Verwendung und Bezug der Kohle sowie der wirtschaftlichen Tätigkeiten des 
Unternehmens nötig (FiFo Köln u.a. 2019).  

4.2 Abschätzung des Aufwands 

Die Erfüllungsaufwände für die antragstellende Wirtschaft und die prüfende Verwaltung sind in der Evaluation der 
Energie- und Stromsteuer durch (FiFo Köln u.a. 2019) für das Jahr 2018 abgeschätzt worden (Tabelle 13):  

▪ Für die allgemeinen energiesteuerlichen Entlastungen ergeben sich Aufwände von 4,6 Mio. Euro für die Wirt-
schaft (300 Euro pro Fall) und 310.000 Euro für die Verwaltung (21 Euro pro Fall). Bei der Stromsteuer betra-
gen die Aufwände 6,3 Mio. Euro für die Wirtschaft (191 Euro pro Fall) und 780.000 Euro (24 Euro pro Fall) für 
die Verwaltung.  

▪ Beim Spitzenausgleich beträgt der monetäre Aufwand für die Wirtschaft 1,5 Mio. Euro bei der Energiesteuer 
(380 Euro pro Fall) und 1,8 Mio. Euro bei der Stromsteuer (250 Euro pro Fall). Für die Verwaltung fallen Kosten 
in Höhe von 760.000 Euro an, davon 270.000 für die Entlastungen bei der Energiesteuer (69 Euro pro Fall) 
und 490.000 Euro bei der Stromsteuer (68 Euro pro Fall). Zusätzliche Aufwandskosten können durch die Ein-
richtung eines Energieeffizienzsystems anfallen (FiFo Köln u.a. 2019). 

▪ Es existieren keine Schätzungen zum Erfüllungsaufwand in Wirtschaft und Verwaltung für die Entlastung be-
stimmter Prozesse und Verfahren.  
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Tabelle 13:  Aufwandsschätzung für Verwaltung und Wirtschaft in (Mio. Euro pro Jahr) 

 Wirtschaft Verwaltung 
Entlastungsvolumen 

(2018, Hochrechnung*) Anteil am Entlastungsvolumen ( %) 

§54 EnergieStG 
allgemeine 
Entlastungen  

4,6  0,31 148 3,3 

§ 55 EnergieSt 
Spitzenausgleich 

1,5  0,27 159 1,1 

§ 9b StromStG 
allgemeine 
Entlastungen 

6,3  0,78 940 0,8 

§ 10 StromStG 
Spitzenausgleich 1,8  0,49 1.460 0,2 

Quelle: (FiFo Köln u.a. 2019)(eigene Darstellung) *Hochrechnung (FiFo Köln u.a. 2019) auf Basis Fortschreibung Fallzahlen, weicht von Entlastungs-
volumen der Energie/Stromsteuerstatistik ab 

 

Insgesamt ist der monetäre Verwaltungsaufwand im Verhältnis zu den ausgezahlten Entlastungen gering. Er liegt 
auf Grundlage der Schätzung von (FiFo Köln u.a. 2019) zwischen 0,2 und 3,3  %, wobei die Energiesteuerentlastun-
gen aufgrund der Erfassung unterschiedlicher Energieerzeugnisse aufwändiger sind. Der Spitzenausgleich, insbe-
sondere beim Strom, zeigt aufgrund der hohen Entlastungsvolumina bei nur geringfügig höherem Aufwand dage-
gen ein vorteilhafteres Kosten-Nutzen-Verhältnis gegenüber den allgemeinen Entlastungen.  
Im Durchschnitt lohnt sich die Antragstellung also erst ab Überschreiten des Erfüllungsaufwands, d.h. wenn der 
Auszahlungsbetrag höher ist als die mit der Antragstellung verbundenen Transaktionskosten für die Unternehmen. 
Aus der Auswertung der vom BMF zur Verfügung gestellten Datensätze für die Inanspruchnahme der Entlastungen 
im Jahr 2017 (BMF 2021a) zeigt sich, dass der größte Teil der Unternehmen daher höhere Auszahlungsbeträge be-
kommt: 
 

▪ So finden sich bei den allgemeinen Stromsteuerentlastungen nur 1.059 Unternehmen des Produzierenden 
Gewerbes (von 33.630) mit Auszahlungsbeträgen bis zur oben geschätzten Aufwandshöhe von 190 Euro pro 
Fall. Der durchschnittliche Auszahlungsbetrag über alle Unternehmen des Produzierenden Gewerbes liegt bei 
ca. 30.804 Euro.  

▪ Bei den allgemeinen Energiesteuerentlastungen gibt es 2.513 Unternehmen (von 15.492 Unternehmen mit 
Auszahlungen) mit Auszahlungsbeträgen von jeweils bis 300 Euro und der durchschnittliche Auszahlungsbe-
trag über alle Unternehmen liegt bei ca. 9.888 Euro. Hier ist zu beachten, dass über 96 % (2.424) der Unterneh-
men mit Energiesteuerentlastungen nach § 54 EnergieStG bis 300 Euro auch Auszahlungen nach 
§ 9b StromStG in Anspruch nehmen, die im Durchschnitt ca. 6.863 Euro betragen. D.h. es ist anzunehmen, dass 
im Zuge der allgemeinen Stromsteuerentlastungen die allgemeinen Energiesteuerentlastungen mit beantragt 
werden.  

▪ Deutlich feststellbar ist die Transaktionskostenschwelle auch beim Spitzenausgleich. Bei der Energiesteuer 
weisen 342 von 4.789 Unternehmen Auszahlungsbeträge unter 380 Euro auf. Der durchschnittliche Auszah-
lungsbetrag über alle Unternehmen beträgt 34.286 Euro. Bei der Stromsteuer sind es nur 38 Unternehmen 
(von 9.220) mit Auszahlungsbeträgen jeweils unter dem geschätzten Aufwand von 250 Euro, während der 
durchschnittliche Auszahlungsbetrag über alle Unternehmen bei 178.173 Euro liegt.  
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5 Begünstigte Mengen und Entlastungsvolumina bei der Stromsteuer 

Die o.g. Entlastungen bei der Energie- und Stromsteuer für das Produzierende Gewerbe mit einem Volumen von 
insgesamt mehr als 4,4 Mrd. Euro (im Jahr 2017) verteilen sich ungleichmäßig über die Wirtschaftszweige, abhängig 
vom Ausmaß des Energie- und Stromverbrauchs, der Beschäftigungsstruktur und der Art der Produktionsprozesse.  

Die nachfolgenden Auswertungen basieren auf Datensätzen der Generalzolldirektion (BMF 2021a) (BMF 2021b) 
zu den o.g. Entlastungen für die Abrechnungsjahre 2017 und 2018. Für die Auswertung auf 4-Steller-Ebene wurden 
das Jahr 2017 verwendet, da der Datensatz nach Angaben des BMF vollständiger ist.  

Abbildung 10 zeigt die begünstigten Strommengen auf 2-Steller-Ebene (WZ 2003) und die Entlastungsvolumina 
im Jahr 2017. Begünstigte Strommengen sind dabei die Strommengen, für die eine Entlastung nach §9b StromStG 
(allg. Entlastung) sowie nach §9a StromStG (Prozesse und Verfahren) gewährt werden kann. Zusätzlich kann für die 
gleichen Strommengen wie nach §9b bei Vorliegen der weiteren Voraussetzungen (siehe Kapitel 2.2) eine Entlas-
tung nach Spitzenausgleich (§10 StromStG) gewährt werden. Die nach Spitzenausgleich begünstigten Strommen-
gen stellen somit eine Teilmenge der nach §9b entlasteten Strommengen dar.  
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Abbildung 10:  Strommengen* und Entlastungsvolumina (2017, WZ2003, 2-Steller) 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der Generalzolldirektion. *Strommengen: Entlastungsfähige Strommengen (Bemessungs-
grundlage) für die allgemeine Stromsteuerentlastung nach §9b sowie stromintensiven Prozessen und Verfahren nach §9a StromStG.  
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Die Abbildung zeigt eine starke Konzentration auf einzelne Wirtschaftssektoren. Allein die Unternehmen aus der 
Chemieindustrie (WZ03-24 ) und der Metallindustrie (WZ03- 27) nehmen mit ca. 910 Mio. Euro und 776 Mio. Euro 
zusammen knapp die Hälfte des insgesamten ausgezahlten Entlastungsvolumens von etwa 3,5 Mrd. Euro im Be-
reich der Stromsteuer in Anspruch. Auch die darauffolgende Papierindustrie (WZ03- 21) und das Ernährungsge-
werbe (WZ03- 15) erhalten Entlastungszahlungen von über 200 Mio. Euro im Abrechnungsjahr 2017, sodass jene 
vier Wirtschaftssektoren insgesamt knapp zwei Drittel der gesamten Entlastungen erhalten.  

5.1 Umfang der allgemeinen Stromsteuerentlastung nach §9b StromStG 

Auch bei der Auswertung der begünstigten Strommengen und Entlastungsvolumina nach § 9b StromStG zeigt sich, 
dass sich die Entlastungen vorwiegend auf einzelne Wirtschaftssektoren konzentrieren (Tabelle 14). Die größten 
Anteile des Entlastungsvolumens entfallen dabei auf Unternehmen der chemischen Industrie (WZ03-24). Die ent-
sprechenden Unternehmen haben mit über 190 Mio. Euro ca. 18 % des gesamten Entlastungsvolumens in Anspruch 
genommen im Abbrechungsjahr 2017. Die folgende Metallindustrie (WZ03-27) sowie die Papierindustrie (WZ03-
21) und das Ernährungsgewerbe (WZ03-15) erhalten ebenfalls jeweils jährliche Entlastungszahlungen von über 
90 Mio. Euro. Insgesamt decken Unternehmen aus den genannten Wirtschaftssektoren mit knapp 500 Mio. Euro 
somit etwa die Hälfte des gesamten Entlastungsvolumens bei der allgemeinen Stromsteuerentlastung ab. Das ist 
auf den hohen Stromverbrauch in diesen Sektoren zurückzuführen. 
 

Tabelle 14:  Strommengen* und Entlastungsvolumina nach § 9b StromStG (2017 und 2018, WZ 2003, 2-
Steller) 

WZ 2003 
(2-Steller) 

Bezeichnung 
Mio. 
Euro 
(2017) 

MWh (2017) Anzahl 
Unternehmen 

Mio. 
Euro 
(2018) 

MWh (2018) Anzahl 
Unternehmen 

10 Kohlenbergbau, Torfgewinnung 12,18 2.376.056 22 11,85 2.310.510 21 

11 
Gewinnung von Erdöl und 
Erdgas, Erbringung damit 
verbundener Dienstleistungen 

4,39 856.141 9 3,45 672.003 8 

13 Erzbergbau 0,01 2.622 2 0,01 2.690 2 

14 
Gewinnung von Steinen und 
Erden, sonstiger Bergbau 8,17 1.621.020 601 8,10 1.607.696 592 

15 Ernährungsgewerbe 94,33 18.666.008 5.685 91,01 18.008.096 5.479 

16 Tabakverarbeitung 0,91 178.610 16 0,98 191.066 15 

17 Textilgewerbe 8,17 1.616.536 506 7,91 1.564.607 485 

18 Bekleidungsgewerbe 0,19 40.133 54 0,19 39.812 49 

19 Ledergewerbe 0,43 86.019 51 0,40 81.012 50 

20 
Holzgewerbe (ohne Herstellung 
von Möbeln) 22,38 4.413.520 1.041 22,29 4.395.398 1.019 

21 Papiergewerbe 94,58 18.467.924 635 94,33 18.419.047 632 

22 
Verlagsgewerbe, Druckgewerbe, 
Vervielfältigung von bespielten 
Ton-, Bild- und Datenträgern 

11,78 2.348.753 1.076 11,08 2.211.052 1.045 

23 
Kokerei, Mineralölverarbeitung, 
Herstellung und Verarbeitung 
von Spalt- und Brutstoffen 

39,71 7.743.258 54 36,47 7.111.453 49 

24 
Herstellung von chemischen 
Erzeugnissen 190,94 37.282.904 1.266 186,50 36.415.739 1.242 

25 
Herstellung von Gummi- und 
Kunststoffwaren 71,29 14.033.979 2.830 69,92 13.768.115 2.835 

26 
Glasgewerbe, Herstellung von 
Keramik, Verarbeitung von 
Steinen und Erden 

55,59 10.916.954 1.671 56,04 11.001.444 1.599 

27 
Metallerzeugung und –
bearbeitung 118,97 23.238.135 963 114,92 22.449.001 961 

28 
Herstellung von 
Metallerzeugnissen 54,23 10.874.734 6.241 55,70 11.166.344 6.325 

29 Maschinenbau 42,15 8.359.458 2.947 38,52 7.650.345 2.914 
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30 
Herstellung von Büromaschinen, 
Datenverarbeitungsgeräten und -
einrichtungen 

0,30 60.871 30 0,30 59.749 31 

31 
Herstellung von Geräten der 
Elektrizitätserzeugung, -
verteilung u.Ä. 

14,21 2.805.297 710 14,26 2.813.060 696 

32 
Rundfunk- und 
Nachrichtentechnik 11,60 2.276.475 298 11,73 2.300.739 298 

33 
Medizin-, Mess-, Steuer- und 
Regelungstechnik, Optik, 
Herstellung von Uhren 

11,54 2.280.337 643 10,98 2.171.678 630 

34 Herstellung von Kraftwagen und 
Kraftwagenteilen 

83,52 16.315.099 704 81,78 15.974.330 670 

35 Sonstiger Fahrzeugbau 5,64 1.108.490 175 5,18 1.016.877 154 

36 

Herstellung von Möbeln, 
Schmuck, Musikinstrumenten, 
Sportgeräten, Spielwaren und 
sonstigen Erzeugnissen 

5,68 1.145.814 790 5,61 1.131.014 759 

37 Recycling 6,42 1.272.846 419 6,49 1.285.869 405 

40 Energieversorgung 52,71 10.413.508 2.826 61,42 12.112.414 2.847 

41 Wasserversorgung 9,76 1.947.061 906 9,88 1.968.638 874 

45 Baugewerbe 4,17 835.646 459 4,43 885.176 427 

Summe   1.035,96 203.584.205 33.630 1.021,73 200.784.975 33.113  

Quelle: eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der Generalzolldirektion. *Strommengen: entlastungsfähige Strommengen (Bemessungs-
grundlage) für die allgemeine Stromsteuerentlastung nach §9b 

 

Die weitere Aufschlüsselung der allgemeinen Steuerentlastungen auf der WZ 2003- 4-Steller-Ebene verdeutlicht 
zusätzlich eine große Bündelung der Entlastungen bei einzelnen Wirtschaftssektoren (Abbildung 11). Für das Ab-
rechnungsjahr 2017 entfallen auf die ersten zehn Wirtschaftssektoren ca. 43 % der gesamten Entlastungszahlun-
gen. Für die Unternehmen aus den ersten 20 Wirtschaftssektoren beträgt der Anteil ca. 57 % und für die ersten 50 
Wirtschaftssektoren knapp 77 %. Im Rahmen der allgemeinen Steuerentlastungen haben im Jahr 2017 insgesamt 
33.630 Unternehmen aus 278 Wirtschaftszweigen Entlastungszahlungen erhalten.  
 

Abbildung 11:  Allgemeine Steuerentlastungen nach §9b StromStG ( % 2017, kumuliert) 

 
Quelle: eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der Generalzolldirektion. Aufgrund der besseren Lesbarkeit zeigt die Abbildung lediglich die 

größten 247 Wirtschaftszweige. 

 

Abbildung 12 zeigt die 10 Wirtschaftszweige auf WZ2003-4-Steller-Ebene, welche am stärksten von der Entlas-
tungsregelung im Jahr 2017 profitieren. Aufgrund der feingliedrigeren Aufteilung der Wirtschaftszweige unter-

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

70%

80%

90%

100%

1 9

1
7

2
5

3
3

4
1

4
9

5
7

6
5

7
3

8
1

8
9

9
7

1
0

5

1
1

3

1
2

1

1
2

9

1
3

7

1
4

5

1
5

3

1
6

1

1
6

9

1
7

7

1
8

5

1
9

3

2
0

1

2
0

9

2
1

7

2
2

5

2
3

3

2
4

1

A
nt

ei
l E

nt
la

st
un

g

Anzahl Wirtschaftszweige (WZ 2003, 4-Steller)



Endbericht fe 6/20 • Seite 59 von 278 
 

 

scheidet sich die Rangfolge gegenüber der Auswertung auf 2-Steller-Ebene. Unternehmen aus dem Sektor „Her-
stellung von Papier, Karton, und Pappe (WZ03-21.12) haben mit über 72 Mio. Euro ca. 7 % des gesamten Entlas-
tungsvolumens in Anspruch genommen. Die darauffolgenden Wirtschaftszweige mit ebenfalls Entlastungen von 
über 50 Mio. Euro sind die „Herstellung von Roheisen, Stahl, Ferrolegierungen“ (WZ03-27.10) mit knapp 70 Mio. 
Euro, gefolgt von Unternehmen des Sektors „Herstellung von organischen Grundstoffen und Chemikalien“ (WZ03-
24.14) mit ca. 63 Mio. Euro sowie die Automobilindustrie (WZ03-34.10) mit etwa 50 Mio. Euro. 
Nachteil dabei ist jedoch, dass u.U. miteinander verbundene Wertschöpfungsketten über Wirtschaftszweige hin-
weg nicht gemeinsam abgebildet sind. 
 

Abbildung 12:  Allgemeine Steuerentlastungen nach §9b StromStG, 10 größte Wirtschaftszweige (Mio. Euro, 
2017, WZ 2003, 4-Steller) 

 
Quelle: eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der Generalzolldirektion. 

5.2 Umfang des Spitzenausgleichs nach §10 StromStG 

Die Verteilung der begünstigten Strommengen und Entlastungsvolumina beim Spitzenausgleich auf der 2-Steller-
Ebene spiegelt die Struktur der energieintensiven Industrie in Deutschland für die Jahre 2017 und 2018 wider (Ta-
belle 15). Die vier Wirtschaftssektoren mit den größten Entlastungsvolumina sind mit der chemischen Industrie 
(WZ03-24), der Metallindustrie (WZ03-27) sowie der Papierindustrie (WZ03-21) und dem Ernährungsgewerbe 
(WZ03-15) dabei die gleichen Sektoren wie bei der allgemeinen Stromsteuerentlastung. Die chemische Industrie 
erhält mit knapp 400 Mio. Euro bzw. knapp 25 % wie bei der allgemeinen Steuerentlastung den größten Anteil der 
Entlastungszahlungen im Jahr 2017 
 

Tabelle 15:  Strommengen* und Entlastungsvolumina nach §10 StromStG (2017 und 2018, WZ 2003, 2-
Steller) 

WZ 2003 
(2-Steller) 

Bezeichnung 
Mio. 
Euro 
(2017) 

MWh 
(2017) 

Anzahl 
Unternehmen 

Mio. 
Euro 
(2018) 

MWh 
(2018) 

Anzahl 
Unternehmen 

10 Kohlenbergbau, 
Torfgewinnung 

24,31 2.368.379 8 23,96 2.302.745 8 

11 
Gewinnung von Erdöl und 
Erdgas, Erbringung damit 
verbundener Dienstleistungen 

10,34 853.277 6 8,27 671.167 5 

13 Erzbergbau 0,01 2.463 1 0,01 2.525 1 

14 Gewinnung von Steinen und 
Erden, sonstiger Bergbau 

14,86 1.477.327 380 14,40 1.481.552 379 

15 Ernährungsgewerbe 139,60 16.024.026 1.457 127,30 15.394.317 1.309 

16 Tabakverarbeitung 0,14 125.057 2 0,09 62.082 2 

17 Textilgewerbe 11,87 1.411.354 203 10,91 1.369.220 192 
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18 Bekleidungsgewerbe 0,00 8.231 2 0,00 2.645 0 

19 Ledergewerbe 0,35 50.924 6 0,30 50.077 7 

20 
Holzgewerbe (ohne 
Herstellung von Möbeln) 47,01 4.035.437 302 45,69 3.996.380 297 

21 Papiergewerbe 225,15 18.139.481 290 219,85 17.886.112 274 

22 

Verlagsgewerbe, 
Druckgewerbe, 
Vervielfältigung von bespielten 
Ton-, Bild- und Datenträgern 

12,82 1.622.329 228 10,91 1.475.210 195 

23 
Kokerei, Mineralölverarbeitung, 
Herstellung und Verarbeitung 
von Spalt- und Brutstoffen 

99,21 7.671.942 31 90,61 7.053.335 28 

24 
Herstellung von chemischen 
Erzeugnissen 398,41 34.402.826 510 371,52 33.237.238 477 

25 
Herstellung von Gummi- und 
Kunststoffwaren 103,56 12.935.832 1.483 94,28 12.207.038 1.397 

26 
Glasgewerbe, Herstellung von 
Keramik, Verarbeitung von 
Steinen und Erden 

107,98 9.998.578 565 105,81 10.011.255 509 

27 
Metallerzeugung und –
bearbeitung 241,89 22.768.609 525 223,93 21.976.300 487 

28 
Herstellung von 
Metallerzeugnissen 38,16 6.755.451 1.106 33,20 6.590.966 995 

29 Maschinenbau 4,60 2.756.002 121 4,08 1.785.488 98 

30 

Herstellung von 
Büromaschinen, 
Datenverarbeitungsgeräten 
und -einrichtungen 

0,02 4.059 2 0,02 4.372 2 

31 
Herstellung von Geräten der 
Elektrizitätserzeugung, -
verteilung u.Ä. 

5,23 1.159.845 64 4,99 1.113.940 58 

32 
Rundfunk- und 
Nachrichtentechnik 13,73 1.600.282 63 12,93 1.550.880 57 

33 
Medizin-, Mess-, Steuer- und 
Regelungstechnik, Optik, 
Herstellung von Uhren 

2,12 565.465 25 1,84 558.755 21 

34 Herstellung von Kraftwagen 
und Kraftwagenteilen 

18,89 4.895.178 201 15,28 4.165.074 187 

35 Sonstiger Fahrzeugbau 0,32 157.298 17 0,19 216.028 14 

36 

Herstellung von Möbeln, 
Schmuck, Musikinstrumenten, 
Sportgeräten, Spielwaren und 
sonstigen Erzeugnissen 

2,37 452.899 66 1,85 416.617 57 

37 Recycling 11,53 1.125.616 218 11,43 1.129.357 197 

40 Energieversorgung 87,12 8.362.775 984 102,66 9.952.566 949 

41 Wasserversorgung 17,45 1.642.585 337 17,06 1.644.042 306 

45 Baugewerbe 3,74 329.800 19 4,60 417.809 21 

Summe   1.642,75 163.703.330 9.220 1.557,98 158.725.095 8.529  

Quelle: eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der Generalzolldirektion. *Strommengen: entlastungsfähige Strommengen (Bemessungs-
grundlage) für die Anwendung des Spitzenausgleichs nach §10 StromStG 

 

Auf 4-Steller-Ebene zeigt sich eine gegenüber der allgemeinen Stromsteuerentlastung noch stärkere Konzentra-
tion des Entlastungsvolumens auf einzelne Wirtschaftszweige (Abbildung 13). Unternehmen aus zehn Wirtschafts-
zweigen haben ca. 56 % der gesamten Entlastungen erhalten. Die ersten 20 Wirtschaftszweige haben hingegen 
knapp 70 % und die ersten 50 Wirtschaftszweige ca. 88 % des ausgezahlten Entlastungsvolumens in Anspruch ge-
nommen. Insgesamt haben im Abrechnungsjahr 2017 insgesamt 9.220 Unternehmen aus 238 Wirtschaftszweigen 
den Spitzenausgleich erhalten. 
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Abbildung 13:  Entlastungen Stromsteuer-Spitzenausgleich ( % 2017, kumuliert) 

 
Quelle: eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der Generalzolldirektion. Aufgrund der besseren Lesbarkeit zeigt die Abbildung lediglich die 

größten 198 Wirtschaftszweige. 

 

Die zehn Wirtschaftszweige mit den umfangreichsten Entlastungen beim Spitzenausgleich auf der 4-Steller-Ebene 
zeigt Abbildung 14. Der Sektor mit den höchsten Entlastungszahlungen ist der gleiche wie bei der allgemeinen 
Stromsteuerentlastung. Unternehmen aus dem Sektor „Herstellung von Papier, Karton und Pappe“ (WZ03-21.12) 
haben mit über 180 Mio. Euro ca. 11 % des insgesamt ausgezahlten Entlastungsvolumens erhalten. An zweiter Stelle 
steht die Herstellung von Roheisen, Stahl, Ferrolegierungen (WZ03-27.10) mit knapp 160 Mio. Euro, gefolgt von 
Unternehmen des Sektors „Herstellung von organischen Grundstoffen und Chemikalien“ (WZ03-24.14) mit knapp 
145 Mio. Euro.  
 

Abbildung 14:  Entlastungen Stromsteuer-Spitzenausgleich, 10 größte Wirtschaftszweige (Mio. Euro, 
2017, WZ 2003, 4-Steller) 

 
Quelle: eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der Generalzolldirektion. 

 

Auffällig ist, dass die Automobilindustrie (WZ03-34.10 Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenmotoren) bei 
der allgemeinen Steuerentlastung mit einem Entlastungsvolumen von ca. 50 Mio. Euro an vierter Stelle steht, wäh-
rend sie beim Spitzenausgleich nicht unter den ersten zehn Wirtschaftszweigen auftaucht. Ein Grund könnte sein, 
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dass hier aufgrund der Beschäftigungsstruktur die Lohnsummen und somit die abgezogenen Rentenversiche-
rungsbeiträge insgesamt umfangreicher sind.  

5.3 Umfang der Entlastung nach §9a StromStG (Prozesse und Verfahren) 

Die Verteilung der steuerlichen Entlastungen nach §9a StromStG auf der 2-Steller Ebene für die Jahre 2017 und 
2018 konzentriert sich noch stärker als bei der allgemeinen Steuerentlastung und dem Spitzenausgleich auf die Me-
tallindustrie (WZ03-27) und die chemische Industrie (WZ03-24), bei denen sich die im Gesetz abschließend defi-
nierten stromintensiven Prozesse finden (Tabelle 16). Sowohl Unternehmen aus der Metallindustrie mit einem Ent-
lastungsvolumen von ca. 415 Mio. Euro als auch Unternehmen der chemischen Industrie mit Entlastungen von ca. 
320 Mio. Euro erhalten zusammen knapp 90 % der gesamten Entlastungszahlungen bei stromintensiven Prozessen 
und Verfahren. 
 

Tabelle 16:  Strommengen* und Entlastungsvolumina nach §9a StromStG (2017 und 2018, WZ 2003, 2-
Steller) 

WZ 2003 
(2-Steller) Bezeichnung 

Mio. 
Euro 
(2017) 

MWh (2017) 
Anzahl 
Unternehmen 

Mio. 
Euro 
(2018) 

MWh (2018) 
Anzahl 
Unternehmen 

14 
Gewinnung von Steinen und 
Erden, sonstiger Bergbau 0,03 1.688 8 0,02 781 2 

17 Textilgewerbe 0,01 264 1 0,01 419 1 

20 Holzgewerbe (ohne 
Herstellung von Möbeln) 

0,01 332 1 0,01 304 1 

21 Papiergewerbe 0,01 704 2 0,01 534 2 

22 

Verlagsgewerbe, 
Druckgewerbe, 
Vervielfältigung von 
bespielten Ton-, Bild- und 
Datenträgern 

0,07 3.316 7 0,08 4.090 6 

23 

Kokerei, 
Mineralölverarbeitung, 
Herstellung und 
Verarbeitung von Spalt- und 
Brutstoffen 

0,26 12.624 3 0,53 25.759 1 

24 Herstellung von chemischen 
Erzeugnissen 

320,72 15.644.694 35 308,65 15.056.317 36 

25 
Herstellung von Gummi- und 
Kunststoffwaren 0,37 17.950 19 0,40 19.332 17 

26 
Glasgewerbe, Herstellung 
von Keramik, Verarbeitung 
von Steinen und Erden 

34,10 1.663.251 259 35,15 1.714.413 243 

27 
Metallerzeugung und –
bearbeitung 415,34 20.260.676 486 396,41 19.337.039 491 

28 Herstellung von 
Metallerzeugnissen 

37,83 1.845.196 729 39,76 1.939.304 747 

29 Maschinenbau 14,40 702.562 183 14,86 724.880 182 

31 
Herstellung von Geräten der 
Elektrizitätserzeugung, -
verteilung u.Ä. 

4,78 232.929 53 4,85 236.519 54 

32 Rundfunk- und 
Nachrichtentechnik 

0,34 16.712 16 0,55 26.742 19 

33 
Medizin-, Mess-, Steuer- und 
Regelungstechnik, Optik, 
Herstellung von Uhren 

0,52 25.416 17 0,34 16.531 18 

34 Herstellung von Kraftwagen 
und Kraftwagenteilen 

11,81 576.023 96 11,63 567.548 96 

35 Sonstiger Fahrzeugbau 0,94 46.020 15 0,66 32.309 13 

36 
Herstellung von Möbeln, 
Schmuck, 
Musikinstrumenten, 

0,12 5.865 17 0,11 5.466 16 
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Sportgeräten, Spielwaren 
und sonstigen Erzeugnissen 

37 Recycling 0,01 219 1 - - - 

40 Energieversorgung 0,04 1.968 2 0,04 1.822 1 

45 Baugewerbe 0,22 10.814 16 0,01 386 2 

Summe   841,92 41.069.223 1.966 814,07 39.710.496 1.948  

Quelle: eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der Generalzolldirektion. *Strommengen: entlastungsfähige Strommengen (Bemessungs-
grundlage) für stromintensive Prozesse und Verfahren nach §9a StromStG 

 

Die im Stromsteuergesetz entlasteten energieintensiven Prozesse und Verfahren finden naturgemäß nicht in allen 
Wirtschaftszweigen statt. Dementsprechend ist sowohl die Anzahl der Unternehmen (1.966) als auch die Anzahl 
der Wirtschaftszweige (128) in denen Unternehmen Entlastungen nach §9a StromStG erhalten haben, kleiner als 
bei den allgemeinen Entlastungen und dem Spitzenausgleich. Abbildung 15 zeigt, dass sich das Entlastungsvolu-
men (und damit die begünstigten Strommengen) noch stärker als beim Spitzenausgleich auf wenige Sektoren be-
schränkt. Die zehn Wirtschaftszweige mit den größten Entlastungen im Jahr 2017 erhalten mehr als 87 % des Ent-
lastungsvolumens, die 20 größten ca. 95 %. Insgesamt haben 1.966 Unternehmen aus 128 Wirtschaftszweigen Ent-
lastungszahlungen gemäß §9a StromStG erhalten.  
 

Abbildung 15:  Entlastungen Prozesse und Verfahren (Stromsteuer, % 2017, kumuliert) 

 
Quelle: eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der Generalzolldirektion. Aufgrund der besseren Lesbarkeit zeigt die Abbildung lediglich die 

größten 92 Wirtschaftszweige. 

 

Die Auswertung der zehn Wirtschaftszweige mit den höchsten Entlastungen bei stromintensiven Prozessen und 
Verfahren verdeutlicht wiederum eine starke Konzentration auf drei Wirtschaftszweige. Sowohl die Herstellung von 
organischen Grundstoffen und Chemikalien (WZ03-24.14), als auch die Herstellung von Aluminium (WZ03-27.42) 
und Roheisen, Stahl, und Ferrolegierungen (WZ03-27.10) bekommen jeweils Entlastungsvolumina von über 
150 Mio. Euro. Nach der Kunststoffindustrie (WZ03-24.16) mit knapp 100 Mio. Euro folgt darauf der Sektor der an-
organischen Grundstoffe und Chemikalien (WZ03-24.13) mit knapp 50 Mio. Euro Entlastungszahlungen. Insge-
samt entfallen auf die drei Wirtschaftszweigen mit den höchsten Entlastungen mit knapp 500 Mio. Euro ca. 60 % 
der Entlastungen bei stromintensiven Prozessen und Verfahren. 
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Abbildung 16:   Entlastungen Prozesse und Verfahren (Stromsteuer), 10 größte Wirtschaftszweige (Mio. 
Euro, 2017, WZ 2003, 4-Steller) 

 
Quelle: eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der Generalzolldirektion. 

5.4 Zwischenfazit 

Die Auswertung der begünstigten Strommengen und Entlastungsvolumina für alle drei Entlastungen bei der 
Stromsteuer zeigt eine starke Konzentration auf einzelne, stromintensive Wirtschaftszweige. Die begünstigten 
Strommengen und damit die Entlastungszahlungen konzentrieren sich dabei vorwiegend auf einzelne Sektoren 
und spiegeln die Struktur des Stromverbrauchs im Produzierenden Gewerbe wider. Insbesondere die chemische 
Industrie (WZ03-24), die Metallindustrie (WZ03-27), das Papiergewerbe (WZ03-21) und das Ernährungsgewerbe 
(WZ03-15) haben sehr hohe Stromverbräuche und erhalten mit 2.240 Mio. Euro knapp zwei Drittel der gesamten 
Stromsteuerentlastungen.  

Die Datenauswertung ermöglicht einen guten Überblick zur Verteilung der Entlastungen auf die Wirtschafts-
zweige. Sie lässt jedoch noch keine Aussage zu, wie stark Unternehmen von Änderungen bei den Stromsteuerent-
lastungen betroffen wären. Dafür sind weitere Kriterien nötig wie die Energieintensität, die den Energie- bzw. 
Stromverbrauch ins Verhältnis zur Bruttowertschöpfung (BWS) setzt. So kann es also durchaus sein, dass Unter-
nehmen aus Wirtschaftszweigen, die ein insgesamt geringes Entlastungsniveau haben (aufgrund von z.B. nur ge-
ringer Bedeutung des Sektors in Deutschlands, d.h. wenigen Produktionsstandorten in Deutschland) dennoch im 
Verhältnis zur BWS stark betroffen wären, während bei anderen die Stromintensität niedrig ist (d.h. auch Stromkos-
ten im Vergleich zur BWS nicht stark ins Gewicht fallen), obwohl die Branche insgesamt sehr hohe Entlastungen 
erhält.   
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6 Begünstigte Mengen und Entlastungsvolumina bei der Energiesteuer 

Abbildung 17 zeigt die begünstigten Energiemengen auf 2-Steller-Ebene (WZ 2003) und die Entlastungsvolumina 
im Jahr 2017. Anders als bei der Stromsteuer wird der Spitzenausgleich bei der Energiesteuer nicht um den Betrag 
der allgemeinen Steuerentlastung gemindert, ist dafür aber der Höhe nach auf die in §55 Abs. 3 EnergieStG ge-
nannten Steueranteile begrenzt. Diese stellen die Erhöhungsschritte aufgrund der ökologischen Steuerreform 
1999-2003 dar. Wie bei den Stromsteuerentlastungen sind die durch Spitzenausgleich begünstigten Mengen je-
doch Teilmengen der nach §54 EnergieStG entlastungsfähigen Mengen. Begünstigt werden die Energieerzeug-
nisse Schweröl, gasförmige Kohlenwasserstoffe, Flüssiggas, Erdgas sowie leicht- und mittelschwere Öle. In der Pra-
xis ist v.a. Erdgas relevant.  

Bei den energieintensiven Prozessen und Verfahren sind zusätzlich noch die Energieerzeugnisse Kohle und Petrol-
koks entlastungsfähig.  
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Abbildung 17:  Energiemengen* und Entlastungsvolumina (2017, 2-Steller) 

 
Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der Generalzolldirektion. *Energiemengen: Entlastungsfähige Energiemengen 
(Bemessungsgrundlage) für die allgemeine Energiesteuerentlastung nach §54 sowie energieintensiven Prozessen und Verfahren nach §51 
EnergieStG.  
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Das Gesamtvolumen der Entlastungen ist bei der Energiesteuer mit knapp 900 Mio. Euro (2017) deutlich geringer 
als bei der Stromsteuer. Die Abbildung zeigt – wie bei den Stromsteuerentlastungen - eine starke Konzentration auf 
einzelne Wirtschaftssektoren. Dominierend sind hierbei WZ 03-27 (Metallerzeugung) und WZ 03-26 (Glas, Kera-
mik, Verarbeitung von Steinen und Erden). 

6.1 Umfang der allgemeinen Energiesteuerentlastung nach §54 EnergieStG 

Die begünstigten Energiemengen und Entlastungsvolumina gemäß der allgemeinen Energiesteuerentlastung auf 
der 2-Steller-Ebene konzentrieren sich im Vergleich zum Umfang der allgemeinen Stromsteuerentlastung noch 
stärker auf einzelne Wirtschaftssektoren (Tabelle 17). Die größten Anteile des Entlastungsvolumens entfallen dabei 
auf Unternehmen des Ernährungsgewerbes (WZ03-15) und der chemischen Industrie (WZ03-24). Die entspre-
chenden Unternehmen aus den beiden Wirtschaftssektoren nehmen mit knapp 38 Mio. Euro und 32 Mio. Euro 
etwa 45 % des gesamten Entlastungsvolumens im Jahr 2017 in Anspruch. Die folgende Papierindustrie (WZ03-21) 
sowie die Energieversorgung (WZ03-40) erhalten ebenfalls jeweils Entlastungszahlungen von über 10 Mio. Euro. 
Insgesamt beanspruchen die Unternehmen aus den vier genannten Wirtschaftssektoren mit ca. 100 Mio. Euro so-
mit etwa knapp zwei Drittel des gesamten Entlastungsvolumens der allgemeinen Energiesteuerentlastung. 
 

Tabelle 17:  Energiemengen* und Entlastungsvolumina nach § 54 EnergieStG (2017 und 2018, WZ 2003, 
2-Steller) 

WZ 2003 (2-
Steller) Bezeichnung 

Mio. Euro 
(2017) PJ (2017) 

Anzahl 
Unternehmen 

Mio. 
Euro 
(2018) 

PJ (2018) 
Anzahl 
Unternehmen 

10 
Kohlenbergbau, 
Torfgewinnung 0,32 0,84 1 0,32 0,84 12 

11 

Gewinnung von Erdöl und 
Erdgas, Erbringung damit 
verbundener 
Dienstleistungen 

1,01 2,63 375 0,04 0,10 4 

13 Erzbergbau 0,00 0,00 1 0,00 0,00 1 

14 
Gewinnung von Steinen 
und Erden, sonstiger 
Bergbau 

1,45 3,86 287 1,46 3,91 147 

15 Ernährungsgewerbe 37,59 100,26 3.379 38,66 103,00 3.294 

16 Tabakverarbeitung 0,34 0,89 8 0,29 0,75 12 

17 Textilgewerbe 3,33 8,93 391 3,29 8,83 361 

18 Bekleidungsgewerbe 0,10 0,28 37 0,10 0,28 35 

19 Ledergewerbe 0,18 0,49 15 0,17 0,46 33 

20 
Holzgewerbe (ohne 
Herstellung von Möbeln) 2,48 6,57 178 2,32 6,16 152 

21 Papiergewerbe 15,21 39,95 415 15,79 41,45 430 

22 

Verlagsgewerbe, 
Druckgewerbe, 
Vervielfältigung von 
bespielten Ton-, Bild- und 
Datenträgern 

0,93 2,65 1 1,40 3,90 364 

23 

Kokerei, 
Mineralölverarbeitung, 
Herstellung und 
Verarbeitung von Spalt- 
und Brutstoffen 

2,77 7,25 27 2,46 6,44 33 

24 
Herstellung von 
chemischen Erzeugnissen 31,89 83,77 876 42,70 111,96 872 

25 Herstellung von Gummi- 
und Kunststoffwaren 

6,98 18,94 1.127 7,32 19,85 1.135 

26 
Glasgewerbe, Herstellung 
von Keramik, Verarbeitung 
von Steinen und Erden 

3,78 10,39 789 4,56 12,43 801 

27 Metallerzeugung und –
bearbeitung 

6,80 18,20 1.680 7,75 20,66 669 
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28 
Herstellung von 
Metallerzeugnissen 6,09 17,53 2.488 6,55 18,74 2.478 

29 Maschinenbau 6,64 18,44 669 6,46 17,96 1.665 

30 

Herstellung von 
Büromaschinen, 
Datenverarbeitungsgeräten 
und -einrichtungen 

0,03 0,09 17 0,03 0,09 10 

31 
Herstellung von Geräten 
der Elektrizitätserzeugung, 
-verteilung u.Ä. 

1,31 3,69 403 1,40 3,92 397 

32 
Rundfunk- und 
Nachrichtentechnik 0,29 0,83 111 0,37 1,04 120 

33 

Medizin-, Mess-, Steuer- 
und Regelungstechnik, 
Optik, Herstellung von 
Uhren 

1,44 3,92 156 1,19 3,28 266 

34 
Herstellung von Kraftwagen 
und Kraftwagenteilen 6,61 17,56 503 6,80 18,05 467 

35 Sonstiger Fahrzeugbau 1,16 3,10 106 1,22 3,25 109 

36 

Herstellung von Möbeln, 
Schmuck, 
Musikinstrumenten, 
Sportgeräten, Spielwaren 
und sonstigen 
Erzeugnissen 

0,62 1,79 261 0,65 1,87 278 

37 Recycling 0,43 1,19 109 0,41 1,13 101 

40 Energieversorgung 12,84 34,03 826 16,57 43,69 797 

41 Wasserversorgung 0,13 0,39 88 0,12 0,38 85 

45 Baugewerbe 0,45 1,28 151 0,72 1,99 148 

Summe   153,18 409,76 15.474 171,14 456,40 15.276  

Quelle:  eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der Generalzolldirektion. *Energiemengen: Entlastungsfähige Energiemengen (Bemes-
sungsgrundlage) für die allgemeine Energiesteuerentlastung nach §54 EnergieStG 

 

Die Abbildung der allgemeinen Energiesteuerentlastungen auf der 4-Steller-Ebene verdeutlicht den großen Anteil 
einzelner Wirtschaftszweige (Abbildung 18). Für das Abrechnungsjahr 2017 entfallen auf die ersten zehn Wirt-
schaftssektoren ca. 34 % des gesamten Volumens. Für die ersten 20 Wirtschaftszweige beträgt der Anteil etwa 50 
% und für die ersten 50 Wirtschaftssektoren knapp 76 %. Insgesamt haben 15.474 Unternehmen aus 270 Wirt-
schaftszweigen Zahlungen im Rahmen der allgemeinen Energiesteuerentlastungen erhalten. 
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Abbildung 18:   Allgemeine Steuerentlastungen nach §54 EnergieStG ( % 2017, kumuliert) 

 
Quelle: eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der Generalzolldirektion. Aufgrund der besseren Lesbarkeit zeigt die Abbildung lediglich die 

größten 246 Wirtschaftszweige. 

 

Die Auflistung der zehn Wirtschaftszweige mit den umfangreichsten Entlastungen gemäß der allgemeinen Ener-
giesteuerentlastungen auf der 4-Steller-Ebene zeigt, dass die fünf Wirtschaftszweige mit den größten Entlastungs-
zahlungen jeweils zwischen fünf und zehn Mio. Euro erhalten haben und somit zusammengenommen knapp ein 
Viertel des gesamten Entlastungsvolumens im Abrechnungsjahr 2017 in Anspruch genommen haben (Abbildung 
19). Den größten Anteil enthalten dabei die Unternehmen der Papierindustrie mit knapp 10 Mio. Euro. 

 

 Abbildung 19:   Allgemeine Steuerentlastungen nach §54 EnergieStG, 10 größte Wirtschaftszweige (Mio. 
Euro, 2017, WZ 2003, 4-Steller) 

 
Quelle: eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der Generalzolldirektion. 

6.2 Umfang des Spitzenausgleichs nach §55 EnergieStG 

Die Verteilung der begünstigten Energiemengen und Entlastungsvolumina beim Spitzenausgleich auf der 2-Stel-
ler-Ebene weist ebenfalls eine Parallele zur Verteilung des Spitzenausgleichs bei der Stromsteuer auf und verdeut-
licht somit ebenfalls die Struktur der energieintensiven Industrie in Deutschland (Tabelle 18). Unter den fünf Wirt-
schaftssektoren mit den größten Entlastungsvolumina sind mit dem Ernährungsgewerbe (WZ03-15), der chemi-
schen Industrie (WZ03-24), der Papierindustrie (WZ03-21) und der Metallindustrie (WZ03-27) vier Wirtschafts-
sektoren, die ebenfalls im Rahmen des Spitzenausgleichs bei der Stromsteuer den größten Anteil am gesamten 
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Entlastungsvolumens erhalten haben. Die Unternehmen des Ernährungsgewerbes beanspruchen dabei mit etwa 
45 Mio. Euro den größten Anteil der Entlastungszahlungen und sind somit für knapp 28 % des gesamten Entlas-
tungsvolumens im Abrechnungsjahr 2017 verantwortlich. 
 

Tabelle 18:  Energiemengen* und Entlastungsvolumina nach § 55 EnergieStG (2017 und 2018, WZ 2003, 
2-Steller) 

WZ 2003 (2-
Steller) 

Bezeichnung Mio. Euro 
(2017) 

PJ (2017) Anzahl 
Unternehmen 

Mio. 
Euro 
(2018) 

PJ (2018) Anzahl 
Unternehmen 

10 Kohlenbergbau, 
Torfgewinnung 

0,43 0,81 7 0,42 0,82 6 

11 

Gewinnung von Erdöl und 
Erdgas, Erbringung damit 
verbundener 
Dienstleistungen 

1,49 2,63 5 0,05 0,10 3 

14 
Gewinnung von Steinen und 
Erden, sonstiger Bergbau 1,81 3,63 69 1,76 3,62 70 

15 Ernährungsgewerbe 45,64 88,62 1.314 46,65 91,06 1.194 

16 Tabakverarbeitung 0,13 0,44 2 0,13 0,24 1 

17 Textilgewerbe 3,76 7,48 177 3,75 7,61 171 

18 Bekleidungsgewerbe 0,01 0,04 1 0,00 0,01 - 

19 Ledergewerbe 0,13 0,29 6 0,13 0,29 6 

20 
Holzgewerbe (ohne 
Herstellung von Möbeln) 3,29 6,10 45 3,09 5,73 40 

21 Papiergewerbe 21,42 38,82 247 21,45 39,29 243 

22 

Verlagsgewerbe, 
Druckgewerbe, 
Vervielfältigung von 
bespielten Ton-, Bild- und 
Datenträgern 

0,84 1,78 129 1,58 3,11 128 

23 

Kokerei, 
Mineralölverarbeitung, 
Herstellung und 
Verarbeitung von Spalt- und 
Brutstoffen 

3,97 7,00 19 3,42 6,02 16 

24 
Herstellung von chemischen 
Erzeugnissen 39,66 73,06 356 52,65 97,22 341 

25 
Herstellung von Gummi- 
und Kunststoffwaren 8,00 16,56 544 7,27 16,79 520 

26 
Glasgewerbe, Herstellung 
von Keramik, Verarbeitung 
von Steinen und Erden 

3,50 7,45 257 4,20 9,01 270 

27 
Metallerzeugung und –
bearbeitung 8,86 16,51 390 9,94 18,65 376 

28 
Herstellung von 
Metallerzeugnissen 3,84 8,97 560 4,03 9,47 504 

29 Maschinenbau 0,66 4,04 75 0,57 2,84 67 

30 

Herstellung von 
Büromaschinen, 
Datenverarbeitungsgeräten 
und -einrichtungen 

0,00 0,01 1 0,00 0,00 1 

31 
Herstellung von Geräten der 
Elektrizitätserzeugung, -
verteilung u.Ä. 

0,37 1,35 40 0,43 1,41 36 

32 
Rundfunk- und 
Nachrichtentechnik 0,16 0,39 27 0,32 0,70 27 

33 

Medizin-, Mess-, Steuer- 
und Regelungstechnik, 
Optik, Herstellung von 
Uhren 

0,66 1,71 16 0,60 1,60 13 
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34 
Herstellung von Kraftwagen 
und Kraftwagenteilen 2,20 6,21 150 02,06 5,87 136 

35 Sonstiger Fahrzeugbau 0,13 0,46 11 0,16 0,75 11 

36 

Herstellung von Möbeln, 
Schmuck, 
Musikinstrumenten, 
Sportgeräten, Spielwaren 
und sonstigen Erzeugnissen 

0,17 0,50 29 0,23 0,62 27 

37 Recycling 0,54 1,06 56 0,51 1,04 55 

40 Energieversorgung 12,36 24,40 202 15,02 32,08 179 

41 Wasserversorgung 0,11 0,31 48 0,11 0,32 44 

45 Baugewerbe 0,08 0,21 6 0,07 0,16 6 

Summe   164,20 320,86 4.789 180,58 356,43 4.491  

Quelle:  eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der Generalzolldirektion. *Energiemengen: Entlastungsfähige Energiemengen (Bemes-
sungsgrundlage) für die Anwendung des Spitzenausgleichs nach §55 EnergieStG 

 

Auf der 4-Steller-Ebene zeigt sich wiederum eine Akkumulation der Entlastungszahlung bei einzelnen Wirtschafts-
zweigen (Abbildung 20). Die Unternehmen aus den zehn Wirtschaftszweigen mit den höchsten Entlastungen er-
halten dabei knapp 41 % des gesamten Entlastungsvolumens im Abrechnungsjahr 2017. Ähnlich dem Umfang des 
Spitzenausgleich bei der Stromsteuer haben die ersten 50 Wirtschaftszweige ebenfalls einen Anteil von über 85 % 
der ausgezahlten Entlastungszahlungen bei der Energiesteuer. Insgesamt haben 4.789 Unternehmen aus 224 
Wirtschaftszweigen den Spitzenausgleich im Abrechnungsjahr 2017 in Anspruch genommen. 
 

Abbildung 20:    Entlastungen Energiesteuer-Spitzenausgleich ( % 2017, kumuliert) 

 
Quelle: Quelle: eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der Generalzolldirektion. Aufgrund der besseren Lesbarkeit zeigt die Abbildung ledig-

lich die größten 192 Wirtschaftszweige. 

 

Die Auswertung der zehn Wirtschaftszweige mit den umfangreichsten Entlastungen beim Spitzenausgleich auf der 
4-Steller-Ebene spiegelt wiederum die Industriezweige mit den energieintensiven Tätigkeiten wider (Abbildung 
21). Unternehmen aus dem Sektor „Herstellung von Papier, Karton und Pappe“ (WZ03-21.12) erhalten dabei eben-
falls mit knapp 15 Mio. Euro den größten Anteil des Entlastungsvolumens. Wie bei den allgemeinen Energiesteu-
erentlastungen folgen darauf die Sektoren zur Herstellung von sonstigen organischen Grundstoffen und Chemika-
lien (WZ03-24.14) sowie zur Herstellung von Kunststoffen in Primärformen (WZ03-24.16) mit jeweils Entlastungs-
zahlungen von etwa 10 Mio. Euro. 
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Abbildung 21:  Entlastungen Energiesteuer-Spitzenausgleich, 10 größte Wirtschaftszweige (Mio. Euro, 
2017, WZ 2003, 4-Steller) 

 
Quelle: eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der Generalzolldirektion. 

6.3 Umfang der Entlastung nach §51 EnergieStG (energieintensive Prozesse 
und Verfahren) 

Die vollständigen Entlastungen nach §51 EnergieStG werden entsprechend den im Gesetz abschließend definier-
ten energieintensiven Prozessen und Verfahren nur in bestimmten Branchen in Anspruch genommen. Die Vertei-
lung der steuerlichen Entlastungen bei energieintensiven Prozessen und Verfahren konzentriert sich daher auf der 
2-Steller-Ebene im Vergleich zur allgemeinen Steuerentlastung und dem Spitzenausgleich noch stärker auf v.a. 
zwei Wirtschaftssektoren. Sowohl die Metallindustrie (WZ03-27) mit einem Entlastungsvolumen von ca. 
220 Mio. Euro als auch der Sektor „Glasgewerbe, Herstellung von Keramik, Verarbeitung von Steinen und Erden“ 
(WZ03-26) mit Entlastungen von ca. 209 Mio. Euro erhalten zusammen knapp drei Viertel der gesamten Entlas-
tungszahlungen bei energieintensiven Prozessen und Verfahren.  

Tabelle 19:  Energiemengen* und Entlastungsvolumina nach §51 EnergieStG (2017 und 2018, WZ 2003, 
2-Steller) 

WZ 2003 (2-
Steller) 

Bezeichnung Mio. Euro 
(2017) 

PJ (2017) Anzahl 
Unternehmen 

14 Gewinnung von Steinen und Erden, sonstiger Bergbau 1,49 1,44 50 

15 Ernährungsgewerbe 6,51 4,40 65 

16 Tabakverarbeitung 0,02 0,01 1 

17 Textilgewerbe 0,74 0,48 19 

19 Ledergewerbe 0,00 0,00 1 

20 Holzgewerbe (ohne Herstellung von Möbeln) 0,51 0,33 2 

21 Papiergewerbe 5,61 3,67 31 

22 
Verlagsgewerbe, Druckgewerbe, Vervielfältigung von 
bespielten Ton-, Bild- und Datenträgern 2,67 1,75 78 

23 
Kokerei, Mineralölverarbeitung, Herstellung und Verarbeitung 
von Spalt- und Brutstoffen 1,56 1,02 12 

24 Herstellung von chemischen Erzeugnissen 49,42 32,99 174 

25 Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren 2,84 1,86 91 

26 Glasgewerbe, Herstellung von Keramik, Verarbeitung von 
Steinen und Erden 

208,98 182,79 742 

27 Metallerzeugung und –bearbeitung 220,53 148,19 539 

28 Herstellung von Metallerzeugnissen 33,42 21,89 1.078 

29 Maschinenbau 8,17 5,35 213 
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31 
Herstellung von Geräten der Elektrizitätserzeugung, -verteilung 
u.Ä. 1,94 1,27 58 

32 Rundfunk- und Nachrichtentechnik 0,40 0,26 10 

33 
Medizin-, Mess-, Steuer- und Regelungstechnik, Optik, 
Herstellung von Uhren 0,36 0,23 13 

34 Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen 21,61 14,15 125 

35 Sonstiger Fahrzeugbau 0,59 0,39 20 

36 
Herstellung von Möbeln, Schmuck, Musikinstrumenten, 
Sportgeräten, Spielwaren und sonstigen Erzeugnissen 0,42 0,27 31 

37 Recycling 0,87 1,27 15 

40 Energieversorgung 9,10 6,11 34 

41 Wasserversorgung 0,11 0,07 2 

45 Baugewerbe 1,31 1,57 57 

Summe   579,19 431,77 3.461  

Quelle: eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der Generalzolldirektion. *Energiemengen: Entlastungsfähige Energie-mengen (Bemessungs-
grundlage) für energieintensive Prozesse und Verfahren nach §51 EnergieStG 

 

Die Analyse der Entlastungen bei energieintensiven Prozessen und Verfahren auf der 4-Steller-Ebene zeigt auch 
auf der disaggregierten Ebene, dass sich das Entlastungsvolumen auf wenige Wirtschaftszweige beschränkt (Ab-
bildung 22). Die zehn Wirtschaftszweige mit den größten Entlastungen erhalten dabei mehr als 62 % des Entlas-
tungsvolumens. Für die ersten 20 Wirtschaftszweige beträgt der Anteil etwa 78 % und für die ersten 50 Wirtschafts-
sektoren über 95 %. Insgesamt ist mit 3.461 Unternehmen aus 177 Wirtschaftszweigen die Anzahl der Unternehmen, 
die Entlastungszahlungen gemäß §51 EnergieStG erhalten haben, geringer als bei den allgemeinen Entlastungen 
und dem Spitzenausgleich. Dies entspricht dem Muster bei der Stromsteuer. 
 

Abbildung 22:  Entlastungen Prozesse und Verfahren (Energiesteuer,  % 2017, kumuliert) 

 
Quelle: eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der Generalzolldirektion. Aufgrund der besseren Lesbarkeit zeigt die Abbildung lediglich die 

größten 151 Wirtschaftszweige. 

 

Die Darstellung der zehn Wirtschaftszweige mit den größten Entlastungen bei energieintensiven Prozessen und 
Verfahren im Jahr 2017 verdeutlicht den großen Anteil des Sektors zur Erzeugung von Roheisen, Stahl und Ferro-
legierungen (WZ03-27.10) am ausgezahlten Entlastungsvolumen (Abbildung 23). Die Unternehmen des Wirt-
schaftszweiges bekommen mit knapp 140 Mio. Euro etwa ein Viertel der gesamten Entlastungszahlungen und ha-
ben somit ein größeres Entlastungsvolumen als die folgenden vier Wirtschaftszweige zusammen. 
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Abbildung 23:   Entlastungen Prozesse und Verfahren (Energiesteuer), 10 größte Wirtschaftszweige (Mio. 
Euro, 2017, WZ 2003, 4-Steller) 

 
Quelle: eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der Generalzolldirektion. 

6.4 Zwischenfazit 

Die Auswertung der begünstigten Energiemengen und Entlastungsvolumina für alle drei Entlastungen zeigt eben-
falls eine Akkumulation bei einzelnen Wirtschaftssektoren. Im Gegensatz zur Verteilung bei den Stromsteuerent-
lastungen ist hierbei jedoch ein Unterschied hinsichtlich der begünstigten Energiemengen zwischen den Entlas-
tungsregelungen zu beobachten. Bei der allgemeinen Energiesteuerentlastung und dem Spitzenausgleich kon-
zentrieren sich die steuerlichen Entlastungen und damit die begünstigten Energiemengen insbesondere auf die 
chemische Industrie (WZ03-24) und das Ernährungsgewerbe (WZ03-15), die zusammen mit knapp 320 Mio. Euro 
etwa die Hälfte der gesamten Entlastungszahlungen erhalten. Bei den steuerlichen Entlastungen von energiein-
tensiven Prozessen und Verfahren gemäß §51 EnergieStG beschränkt sich das Entlastungvolumen hingegen vor-
wiegend auf die Metallindustrie (WZ03-27) und den Sektor „Glasgewerbe, Herstellung von Keramik, Verarbeitung 
von Steinen und Erden“ (WZ03-26). Unternehmen aus den entsprechenden Sektoren haben mit über 
580 Mio. Euro etwa drei Viertel des ausgezahlten Entlastungvolumens erhalten. Im Gegensatz zu den Stromsteu-
erentlastungen ist die vollständige Steuerentlastung für energieintensive Prozesse und Verfahren bei der Energie-
steuer die finanziell bedeutsamste, während bei der Stromsteuer der Spitzenausgleich das größte Volumen auf-
weist. 
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7 Ausgestaltung weiterer Entlastungsregelungen im Energiebereich 

7.1 Besondere Ausgleichsregelung (BesAR) im Erneuerbaren-Energien-
Gesetz (EEG) 

Nach §63 ff. EEG und Anlage 4 EEG steht stromintensiven Industrien, die stark von der EEG-Umlage belastet wer-
den, im Zuge der Besonderen Ausgleichsregelung (BesAR) eine Reduzierung der Umlagezahlungen zu. Die Entlas-
tung der Unternehmen wird mit der Erhaltung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit begründet (FÖS u.a. 
2019). Ziel der “Besonderen Ausgleichsregelung” im EEG ist ausweislich ihres § 63 Nr. 1 zu verhindern, dass Unter-
nehmen aufgrund der finanziellen Belastung durch die EEG-Umlage in das Ausland abwandern. Dazu soll die EEG-
Umlage in einem solchen Maße gehalten werden, das mit der internationalen Wettbewerbssituation der betroffe-
nen Unternehmen vereinbar ist, soweit hierdurch jeweils die Ziele des Gesetzes nicht gefährdet werden und die 
Beihilfe dem Interesse der Gesamtheit der Stromverbraucher nicht entgegensteht.  
 

Die Begrenzung der EEG-Umlage ist nach Stromintensität und Strombezug gegliedert.  

▪ Unternehmen sind antragsberechtigt, wenn ihre Stromkostenintensität (SKI), d.h. der Stromkostenanteil an 
der Bruttowertschöpfung einen Schwellenwert überschreitet. Sofern das Unternehmen einem Wirtschafts-
zweig angehört, der der Liste 1 der Anlage 486 des EEG zugeordnet ist, liegt der Schwellenwert bei 14 %87, im 
Falle von Liste 2 bei 20 %. 

▪ Für eine Entlastungsgewährung muss außerdem der Stromverbrauch des Unternehmens im letzten Geschäfts-
jahr mindestens 1 GWh betragen haben. Die Begrenzung der EEG-Umlage erfolgt erst oberhalb des Selbst-
behalts von 1 GWh. 

▪ Die Umlage wird für die Unternehmen oberhalb des Selbstbehalts auf 15 % begrenzt, d.h. die Entlastungshöhe 
beträgt im Regelfall 85 %88. Gleichzeitig darf die Höhe der zu zahlenden Umlage jedoch nicht mehr betragen 
als 0,5 % der Bruttowertschöpfung des Unternehmens, sofern die SKI mindestens 20 % beträgt und 4 % der 
Bruttowertschöpfung, sofern die SKI des Unternehmens weniger als 20 % beträgt. Des Weiteren erfolgt die 
Begrenzung nur so weit, dass für den Stromanteil über 1 GWh mindestens 0,1 Cent/kWh an EEG-Umlage zu 
zahlen ist. Für Unternehmen aus den WZ 2442, Erzeugung und erste Bearbeitung von Aluminium, WZ 2443, 
Erzeugung und erste Bearbeitung von Blei, Zink und Zinn und WZ 2444, Erzeugung und erste Bearbeitung von 
Kupfer beträgt die Mindestumlage 0,05 Cent/kWh. 

 

Um die Entlastung zu erhalten, sind Gegenleistungen zu erbringen, und zwar 

▪ sofern der Stromverbrauch im abgeschlossenen Geschäftsjahr 5 GWh oder mehr betragen hat, die Installation 
und der Betrieb 

▪ eines zertifizierten Energiemanagementsystems nach ISO 50001 oder  

▪ eines zertifizierten Umweltmanagementsystems nach EMAS oder 

▪ sofern der Stromverbrauch 5 GWh unterschritten hat die Installation und der Betrieb 

▪ eines “Alternativen Systems” zur Verbesserung der Energieeffizienz nach § 3 der SpaEfV. 
 

Die Nachweisführung im Hinblick auf Energie- und Umweltmanagementsysteme sowie auch die Einhaltung der 
einschlägigen Regelungen zu “Alternativen Systemen” gem. der SpaEfV entsprechen denen des Strom- und des 
Energiesteuergesetzes (s.o.). 

Für das Begrenzungsjahr 2019 nahmen 2.058 Unternehmen die Besondere Ausgleichsregelung in Anspruch, da-
von 148 Schienenbahnen. 2.261 Unternehmen hatten eine Entlastung beantragt. Insgesamt erfolgte ein Entlas-
tungsvolumen von etwa 4,9 Mrd. Euro bei einer begünstigten Strommenge von 112 TWh (BAFA 2020). Tabelle 
20 stellt dar, aus welchen Wirtschaftszweigen im Jahr 2019 Unternehmen entlastet wurden und wie hoch die privi-
legierte Strommenge ist.  

 
 
86  Zu den Zuordnungskriterien der Liste 1 und 2 siehe Kapitel 12.2.  
87  Im Antragsjahr 2021, in den Folgejahren sinkt der Schwellenwert um 1 % jährlich auf 11 % in 2024. Hintergrund ist die be-

schlossene Absenkung der EEG-Umlage durch die Einnahmen aus dem BEHG, durch die bei Beibehaltung des Schwel-

lenwerts Unternehmen aus der BesAR herausfallen würden.  
88  Die Differenzierung der Begrenzung der EEG-Umlage in Abhängigkeit der Stromkostenintensität wurde im EEG 2021 

gestrichen. 
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Tabelle 20:  Übersicht über Branchen und privilegierte Strommenge beim EEG (2-Steller WZ 2008, 
Begrenzungsjahr 2019) 

Wirtschaftszweig (WZ 2008) Abnahmestellen Privilegierte Strommenge 
(in GWh) 

0800 Gewinnung von Steinen und Erden, sonstiger Bergbau 135 607 

1000 Herstellung von Nahrungs- und Futtermitteln 366 4.406 

1100 Getränkeherstellung 39 388 

1300 Herstellung von Textilien 52 598 

1600 Herstellung von Holz, Flecht, Korb und Korkwaren (ohne Möbel) 132 3.293 

1700 Herstellung von Papier, Pappe und Waren daraus 126 12.313 

1800 Herstellung von Druckerzeugnissen etc. 16 264 

1900 Kokerei und Mineralölverarbeitung 15 3.321 

2000 Herstellung von chemischen Erzeugnissen 289 28.707 

2200 Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren 376 4.829 

2300 Herstellung von Glas und Glaswaren, Keramik, etc. 313 8.818 

2400 Metallerzeugung und -bearbeitung 322 30.289 

2500 Herstellung von Metallerzeugnissen 175 1.577 

2600 Herstellung von Datenverarbeitungsgeräten, etc. 15 226 

2700 Herstellung von elektrischen Ausrüstungen 18 621 

2800 Maschinenbau 12 417 

2900 Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen 17 153 

3800 Sammlung, behandlung und Beseitigung von Abfällen etc. 98 629 

4900 Landverkehr und Transport in Rohrfernleitungen* 148 12.808 

Sonstige WZ 55 952 

Gesamtergebnis 2.719 115.216 

Quelle: eigene Darstellung nach (BAFA 2020) *Schienenbahnen (nicht Teil des Produzierenden Gewerbes) 

 

Es zeigt sich, dass die privilegierten Strommengen auf wenige Branchen konzentriert sind. Auf 18 Branchen auf 2-
Steller-Ebene entfällt 99 % der privilegierten Strommenge des Produzierenden Gewerbes. Mehr als die Hälfte 
der privilegierten Strommenge entfällt auf die Metallerzeugung und die chemische Industrie, etwa 12.300 GWh 
auf die Papierindustrie. Im Vergleich zu den Stromsteuerentlastungen ist die insgesamt privilegierte Strommenge 
geringer (vgl. Kapitel 5), was zum einen am etwas kleineren Kreis der umfassten Wirtschaftszweige, vor allem aber 
daran liegen dürfte, dass die BesAR erst für Strommengen oberhalb 1 GWh pro Jahr greift und der Selbstbehalt da-
mit wesentlich höher liegt als bei den Stromsteuerentlastungen.  

7.2 BEHG-Carbon-Leakage-Verordnung (BECV) 

Der nationale Emissionshandel ist zum 1. Januar 2021 gestartet und erfasst Brennstoffemissionen aus den Sektoren 
Wärme und Verkehr, soweit sie nicht bereits vom EU-Emissionshandel abgedeckt sind. Gesetzliche Grundlage ist 
das Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG). Bis 2025 werden die Emissionszertifikate zunächst zu Festprei-
sen verkauft. Der Preis pro Emissionszertifikat steigt schrittweise an (Tabelle 21). Ab dem Jahr 2026 findet eine 
Versteigerung der Emissionszertifikate statt. 2026 existiert dafür noch ein Preiskorridor mit einem Mindestpreis 
von 55 Euro und einem Höchstpreis von 65 Euro pro Zertifikat. Erst nach dieser mehrjährigen Übergangsphase soll 
die Preisbildung ab 2027 dann frei über den Markt erfolgen (DEHSt 2020). 
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Tabelle 21:  CO2 -Preispfad und Auswirkungen auf Energiepreise 

  CO2 -
Preis 
(Euro/t) 

Benzin 
(Cent/l) 

Diesel 
(Cent/l) 

Heizöl 
(Cent/l) 

Erdgas 
(Cent/kWh) 

2021 25 6 7  7  0,5  

2022 30 7  8  8  0,5 

2023 35 8  10  10  0,6 

2024 45 11  12  12  0,8 

2025 55 13  15  15  1,0 

Quelle: DEHSt 2020. Umgerechnete Preise ohne Mehrwertsteuer 

 

 Um Carbon-Leakage in Folge der zusätzlichen Kosten aus dem BEHG zu vermeiden, können Unternehmen eine 
Kompensation beantragen, sofern sie einem beihilfeberechtigten Sektor oder Teilsektor nach § 5 i.V.m. den dort 
genannten Tabellen 1 und 2 zuzuordnen sind. Von der Regelung umfasst sind Unternehmen aus 48 Sektoren und 
13 Teilsektoren des Produzierenden Gewerbes (siehe Tabelle in Anhang). Eine nachträgliche Anerkennung der 
Beihilfefähigkeit von Sektoren ist nach den Maßgaben der Verordnung möglich. Begründet wird die Entlastung da-
mit, dass diese Unternehmen in besonderem Maße im internationalen Wettbewerb stehen und die zusätzlichen 
Kosten nicht über die Produktpreise abwälzen können, wenn ausländische Wettbewerber keiner vergleichbaren 
CO2 -Bepreisung unterliegen. Details sind in der Verordnung über Maßnahmen zur Vermeidung von Carbon-
Leakage durch den nationalen Brennstoffemissionshandel (BEHG-Carbon-Leakage-Verordnung – BECV) gere-
gelt (BMU 2021), die das Bundeskabinett Ende März 2021 verabschiedet und der Bundestag mit Änderungen Ende 
Juni 2021 angenommen hat (Bundestag 2021). Die wesentlichen Elemente der BECV zeigt Abbildung 24. 
 

Abbildung 24:  Elemente der Carbon-Leakage-Verordnung (BECV) 

 
Quelle: eigene Darstellung 

 

Danach umfasst die Regelung alle Sektoren, die auch im EU ETS kostenlose Zertifikate bekommen. Weitere Sekto-
ren können nachträglich als beihilfeberechtigt anerkannt werden (Abschnitt 6). Die Höhe der Beihilfe ergibt sich 
aus den Bestimmungen der §§ 7, 8 und 9 der BECV. Unternehmen bekommen demnach pauschal mindestens 60 
% der CO2 -Kosten der beihilfefähigen Brennstoffmenge erstattet, je nach Sektor steigt der Kompensationsgrad 
auf bis zu 95 % (siehe Tabelle in Anhang). Die Branchen- und Unternehmenskriterien sind im Detail in Kapitel 12.2 
dargestellt. Für Unternehmen gilt in der Regel ein Selbstbehalt von 150 t CO2 . Für kleinere Unternehmen gilt ein 
reduzierter Selbstbehalt abhängig vom Gesamtenergieverbrauch (Tabelle 22). 
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Tabelle 22:  Selbstbehalt BECV 
Gesamtenergieverbrauch (GWh/a) Selbstbehalt (t  CO2 /a) 

ab 10  150 

über 9,8 bis unter 10  130 

über 9,6 bis 9,8  110 

über 9,4 bis 9,6  90 

über 9,2 bis 9,4  70 

Bis 9,2  50 

Quelle: eigene Darstellung 

 

Der größte Teil der CO2 -Emissionen im Industriesektor entfällt auf Anlagen, die dem EU-Emissionshandel unter-
liegen und daher nicht erneut über das BEHG mit einem CO2 -Preis belegt werden. Der Verordnungsentwurf geht 
davon aus, dass etwa 24,7 Mio. t CO2  der Bepreisung nach dem BEHG unterliegen. Etwas weniger als die Hälfte 
davon, 11 Mio. t CO2  , fallen nach den Abschätzungen des Bundesumweltministeriums unter die BECV-Regelung. 
Allerdings sind die verminderten Selbstbehalte, die aufgrund der Beschlussempfehlung des Bundestages in die 
Carbon-Leakage-Verordnung aufgenommen wurden, bei der Abschätzung noch nicht berücksichtigt.  

Zu den Beihilfebedingungen zählen ab dem 1. Januar 2023 zu erbringende Gegenleistungen, die in Abschnitt 4 der 
Verordnung geregelt sind. Hiernach muss gem. § 10 BECV ein betreffendes Unternehmen  

▪ ein zertifiziertes Energiemanagementsystem nach ISO 50001 oder  

▪ ein zertifiziertes Umweltmanagementsystem nach EMAS betreiben. 

Sofern in einem Unternehmen in den drei Kalenderjahren vor dem Abrechnungsjahr ein durchschnittlicher Gesam-
tenergieverbrauch fossiler Brennstoffe von weniger als 10 GWh vorgelegen hat, reicht es – an Stelle eines ISO 
50001- oder EMAS-Systems – aus, wenn  

▪ ein nicht zertifiziertes Energiemanagementsystem nach ISO 50005 mit Umsetzungsstufe 3 oder höher oder  

▪ die Mitgliedschaft in einem Energieeffizienz- und Klimaschutznetzwerk (bei der Initiative “Energieeffizienz- und 
Klimaschutznetzwerke”) 

nachgewiesen wird. 

Darüber hinaus müssen Beihilfe begehrende Unternehmen  

▪ gem. § 11 Abs. 1 BECV Investitionen für Maßnahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz, die im Rahmen 
des jeweiligen Energiemanagementsystems konkret identifiziert und als wirtschaftlich durchführbar bewer-
tet wurden, tätigen, sofern sich wirtschaftlich durchführbare Investitionen identifizieren lassen oder alternativ  

▪ gem. § 11 Abs. 4 BECV Investitionen für Maßnahmen zur Dekarbonisierung des Produktionsprozesses,  so-
weit solche Maßnahmen die Treibhausgasemissionen der von diesem Unternehmen hergestellten Produkte 
auf einen Wert verringern, der unterhalb des für diese Produkte jeweils festgelegten Produkt-Benchmarkwer-
tes89 liegt.  

Soweit in einem Unternehmen keine wirtschaftlich durchführbaren Maßnahmen identifiziert wurden, erhält das 
Unternehmen die Beihilfe, auch ohne im Abrechnungsjahr Investitionen getätigt zu haben.  

Die wirtschaftliche Durchführbarkeit einer Maßnahme ist nach § 11 Abs. 2 BECV gegeben, wenn die Maßnahme 
bei der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung im Rahmen des Energiemanagementsystems einen positiven Kapitalwert 
aufweist, der unter Zugrundelegung der DIN EN 17463, Ausgabe Februar 202090, ermittelt worden ist, und zwar  

▪ für die Abrechnungsjahre 2023 bis 2025 nach maximal 60 % der vorgesehenen Nutzungsdauer, jedoch be-
grenzt auf einen Bewertungszeitraum von höchstens neun Jahren, und  

▪ ab dem Abrechnungsjahr 2026 nach maximal 90 % der vorgesehenen Nutzungsdauer.  

Sofern ein Unternehmen vor dem Tag des Inkrafttretens der BECV ein Energiemanagementsystem eingeführt hat, 
bei dem die wirtschaftliche Durchführbarkeit einer Maßnahme auf Basis der Amortisationszeitmethode bewertet 
wurde, ist die wirtschaftliche Durchführbarkeit einer Maßnahme in den Jahren 2023 bis 2025 abweichend von der 

 
 
89  Maßgeblich ist der in dem jeweiligen Durchführungsrechtsakt nach Artikel 10a Absatz 2 Unterabsatz 3 der Richtlinie 

2003/87/EG für das jeweilige Abrechnungsjahr festgelegte Emissionswert für Zuteilungselemente mit Produkt-Bench-

mark. 
90  Damals noch Entwurf; Endfassung (Ausgabe 12/2021) ist zwischenzeitlich veröffentlicht. 
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obigen Kapitalwertberechnung gem. § 11 Abs. 2 BECV auch gegeben, wenn eine Amortisationsdauer ausgewiesen 
wird, die kürzer ist als 60 % der vorgesehenen Nutzungsdauer (max. 9 Jahre)91. 

In § 11 Abs. 3 schreibt die BECV vor, dass der Umfang der Effizienzinvestitionen – abzüglich der Fördermittel Drit-
ter –  

▪ für die Abrechnungsjahre 2023 und 2024 mindestens 50 % und  

▪ ab dem Abrechnungsjahr 2025 mindestens 80 %  

des gewährten Beihilfebetrags für das dem Abrechnungsjahr vorangegangene Jahr zu betragen hat, sofern wirt-
schaftlich durchführbare Maßnahmen identifiziert wurden. Andernfalls sind keine Investitionen zu tätigen. Eine An-
rechnung höherer Investitionsbeträge ist über einen Zeitraum von fünf Jahren möglich. 

Die Nachweisführung gem. § 12 BECV im Hinblick auf  

▪ ein Energiemanagementsystem nach ISO 50001 und EMAS entsprechen weitgehend denen des Strom- und 
des Energiesteuergesetzes; 

▪ ein Energiemanagementsystem nach ISO 50005 erfolgt durch die Angabe, dass das Unternehmen zum Ende 
des Abrechnungsjahres ein entsprechendes, nicht zertifiziertes Energiemanagementsystem mindestens ent-
sprechend Umsetzungsstufe 3 betreibt92; 

▪ die Mitgliedschaft in einem Energieeffizienznetzwerk wird durch eine Bestätigung der Initiative Energieeffizi-
enz- und Klimaschutznetzwerke erbracht; 

▪ wirtschaftlich durchführbare Investitionen für 

▪ Energieeffizienzverbesserungsmaßnahmen erfolgt durch eine Erklärung des Unternehmens, dass  

▪ sie in dem erforderlichen Umfang getätigt wurden,  

▪ verbunden mit einer Aufstellung der durchgeführten Maßnahmen einschließlich  

▪ des jeweiligen Investitionsvolumens und  

▪ des Kapitalwertes gemäß DIN EN 17463  

▪ bzw. dass keine weiteren als wirtschaftlich durchführbar bewerteten Maßnahmen identifiziert 
werden konnten 

▪ Dekarbonisierungsmaßnahmen erfolgt durch eine Erklärung des Unternehmens, dass 

▪ Investitionen oder Auftragsvergaben in dem erforderlichen Umfang getätigt wurden, verbunden 
mit  

▪ einer Aufstellung der durchgeführten Maßnahmen einschließlich  

▪ des jeweiligen Investitionsvolumens 

und verlangt zudem eine Bestätigung all dessen durch eine Stelle, die Zertifizierungen von Umwelt- oder Ener-
giemanagementsystemen vornehmen darf. Letztgenanntes gilt bei Unternehmen, die kein ISO 50001-System 
oder EMAS betreiben müssen, nur für den Fall der Erklärung, dass im Rahmen des Energiemanagementsystems 
keine weiteren wirtschaftlich durchführbaren Maßnahmen identifiziert wurden. 

Eine zusammenfassende Darstellung und eine Gegenüberstellung der im deutschen Energierecht genutzten Ge-
genleistungsregelungen zeigt die diesbezügliche Tabelle im Anhang IV.  

7.3 EU-ETS-Strompreiskompensation 

Stromintensive Unternehmen, die besonders von den indirekten CO2 -Kosten des Europäischen Emissionshandels 
betroffen sind, werden seit 2013 durch die Strompreiskompensation entlastet. Die Kompensation wird aus dem 
Energie- und Klimafonds finanziert. Die Entlastung wird damit begründet, die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
der Unternehmen nicht weiter zu gefährden. Bedeutend ist: 

 
 
91  Jene Regelung, nach der für die Deklarierung als “wirtschaftlich” die Amortisationszeit kürzer zu sein hat als die anteilige 

Nutzungsdauer der Maßnahme bei Anwendung der in § 11 Abs. 1 Nr. 2 BECV angegebenen %sätze, also bei 90 %  der 

vorgesehenen Nutzungsdauer für die Abrechnungsjahre ab 2026, ist entbehrlich, weil diese Regelung ab 2026 nicht 

mehr Gültigkeit hat. 
92  Für die Jahre 2021 und 2022 ist die Umsetzungsstufe gem. § 12 Abs. 1 Nr. 2 de facto nicht von Belang. 
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▪ Die beihilfeberechtigten Sektoren und Teilsektoren sind in den EU-Beihilfe-Leitlinien festgelegt. Von diesen 
Branchen wird angenommen, dass eine erhebliche Gefahr der Verlagerung der  CO2 -Emissionen in Nicht-EU-
Staaten (Carbon-Leakage) besteht (Europäische Kommission 2012).  

▪ Pro Jahr und Anlage haben die begünstigten Unternehmen die indirekten CO2 -Kosten für 1 GWh Strom als 
Selbstbehalt zu begleichen.  

▪ Für einen Teil der beihilfeberechtigten Unternehmen existieren produktspezifische Stromverbrauchseffi-
zienzbenchmarks nach Anhang 3 der EU-Beihilfe-Leitlinien. Diese geben an, welcher Stromverbrauch pro 
produzierte Tonne des Produkts berechnet wird. Die Beihilfehöhe richtet sich also nach der Menge der produ-
zierten Produkte. Für die übrigen Produkte ohne Benchmark berechnet sich das Beihilfevolumen nach dem 
Stromverbrauch für die Herstellung der Produkte. Dazu wird der Stromverbrauch mit einem Fallback-Faktor 
von 0,8 multipliziert.  

▪ Nach Abzug des Selbstbehaltes wird die ermittelte Strommenge mit dem durchschnittlichen Preis für Emissi-
onsberechtigungen (EUA) im Vorjahr und dem  CO2 -Emissionsfaktor von 0.76t  CO2  pro MWh multipliziert 
(DEHSt 2021; FÖS u.a. 2019). 

Tabelle 23 zeigt die begünstigten Branchen, die begünstigte Strommenge in GWh und die ausgezahlten Beihilfen 
pro Branche. 2019 wurden 322 Unternehmen durch die Strompreiskompensation begünstigt. Die insgesamt be-
günstigte Strommenge liegt bei 76 TWh, davon ca. 20TWh eigenproduzierter Strom. Daraus ergibt sich ein Ge-
samt-Beihilfevolumen von ca. 546 Mio. Euro (DEHSt 2021). 
 

Tabelle 23:  Strompreiskompensation: Stromverbrauch und Beihilfevolumen nach Branche (2019) 

Branche Stromverbrauch in GWh 
Ausgezahlte Beihilfe in Mio 

Euro 

Chemische Industrie 31.199 218 

Eisen und Stahl 17.921 131 

Papier 14.717 102 

Nichteisenmetalle 12.394 95 

Bekleidung 40 0,2 

Gesamtergebnis 76.271 546 

Quelle: (DEHSt 2021) (eigene Darstellung) 

 

Wie bei der BesAR sind auch bei der Strompreiskompensation die chemische Industrie, die Metallindustrie sowie 
die Papierindustrie die Industriezweige mit dem größten Beihilfevolumen. Die privilegierte Strommenge liegt 
mit etwa 76 TWh jedoch nochmals deutlich unter derjenigen der BesAR und der Stromsteuerentlastungen.  

Mit der “Mitteilung der Kommission – Leitlinien für bestimmte Beihilfemaßnahmen im Zusammenhang mit dem 
System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten nach 2021” vom 21.09.2020 (C(2020) 6400 final) hat 
die EU-Kommission den Rahmen für die Fortführung der Strompreiskompensation ab dem Abrechnungsjahr 2021 
beschlossen. Auf dieser Grundlage beurteilt die EU-Kommission, ob die zukünftigen einschlägigen Regelungen der 
Mitgliedsstaaten angemessen und mit dem europäischen Binnenmarkt vereinbar sind.  

Die Gewährung der Strompreiskompensation ist gem. dieser Leitlinien ab 2022 erstmalig an die Erbringung von 
Gegenleistungen geknüpft. Gem. Abschn. 5 Nr. 54 dieser Leitlinien verpflichten sich die Mitgliedstaaten zu über-
prüfen, dass der Empfänger einer Beihilfe seiner Pflicht nachkommt, ein Energieaudit im Sinne des Artikels 8 der 
EU-Energieeffizienzrichtlinie (2012/27/EU) durchzuführen, und zwar entweder in Form  

▪ eines eigenständigen Energieaudits im Sinne der europäischen Norm (also nach der europäischen Norm DIN 
EN 16247-1:2012) oder im Rahmen  

▪ eines zertifizierten Energiemanagement- oder Umweltmanagementsystems wie dem EU-System für Umwelt-
management und Umweltbetriebsprüfung (EMAS). 

Im Hinblick auf alle beihilfeberechtigten Unternehmen, die nach der EU-Energieeffizienzrichtlinie verpflichtet sind, 
ein Energieaudit durchzuführen, verpflichten sich die Mitgliedstaaten zudem zu überwachen, dass ebendiese Un-
ternehmen 

▪ die Empfehlungen im Audit-Bericht umsetzen, soweit  

▪ die Amortisationszeit für die einschlägigen Investitionen 3 Jahre nicht übersteigt und  

▪ die Kosten für ihre Investitionen verhältnismäßig sind, oder stattdessen 



Endbericht fe 6/20 • Seite 81 von 278 
 

 

▪ den CO2 -Fußabdruck ihres Stromverbrauchs verringern, sodass sie mindestens 30 % ihres Strombedarfs aus 
CO2 -freien Energiequellen decken, oder stattdessen 

▪ einen erheblichen Anteil von mindestens 50 % des Beihilfebetrags in Projekte investieren, die zu erheblichen 
Verringerungen der Treibhausgasemissionen der Anlage führen, deutlich unter die anwendbare Benchmark, 
die für die kostenlose Zuteilung im Rahmen des EU-Emissionshandelssystems herangezogen wird. 

▪ Im Gegenzug kann nun als neue Beihilfekomponente ein sog. „Supercap“ eingeführt werden, d.h. eine absolute 
Begrenzung der CO2 -Kostenbelastung eines Unternehmens, analog zu den Umwelt- und Energiebeihilfeleit-
linien. Die Obergrenze ist in den SPK-Beihilfeleitlinien mit 1,5 % beziffert.  

 

Auf der Grundlage der o.e. EU-„Beihilfe-Leitlinien“ wurde auf nationaler Ebene Anfang 2022 ein erster Entwurf 
der „SPK-Förderrichtlinie 4. HP“93 vorgelegt. In Abschnitt 6 jenes Entwurfes werden die Gegenleistungen für die 
Gewährung von Beihilfe in Deutschland geregelt. Sie entsprechen weitgehend denen der Carbon-Leakage-Ver-
ordnung (BECV), auf die im vorangegangenen Kapitel genauer eingegangen worden ist. Abweichend von den 
BECV-Regelungen brauchen nach der „SPK-Förderrichtlinie 4. HP“ auch im Anschluss an das Jahr 2024 Investiti-
onen in Klimaschutzmaßnahmen 50 % des gewährten Beihilfebetrags nicht zu überschreiten (BECV: 80 % ab 
2025). Zudem können Unternehmen auf Investitionen in Klimaschutzmaßnahmen verzichten, wenn sie mindes-
tens 30 % ihres Strombedarfs mit Strom aus erneuerbaren Energien decken. Eine Anrechnung von Klimaschutz-
maßnahmen als Gegenleistung im Rahmen beider Systeme (Strompreiskompensation und BECV) ist ausge-
schlossen. Die Investitionssumme solcher Maßnahmen kann jedoch anteilig aufgeteilt werden. 

 

  

 
 
93             Richtlinie für Beihilfen für Unternehmen in Sektoren bzw. Teilsektoren, bei denen angenommen wird, dass angesichts der 

mit den EU-ETS-Zertifikaten verbundenen Kosten, die auf den Strompreis abgewälzt werden, ein erhebliches Risiko der 

Verlagerung von  CO2 -Emissionen besteht 
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8 Zusammenfassende Übersicht zu Entlastungsregeln im Energiebereich 

Berechtigte Sektoren 

Obwohl bei allen der in den vorangehenden Kapiteln vorgestellten Entlastungsregeln der Schutz der Wettbe-
werbsfähigkeit als Begründung für die Gewährung der Entlastung aufgeführt wird, unterscheidet sich  die Anzahl 
der berechtigten Sektoren, aus denen Unternehmen Entlastungen erhalten können, deutlich (Abbildung 25).  
 

Abbildung 25:  Berechtigte Sektoren des Produzierenden Gewerbes (4-Steller-Ebene) 

 
Quelle: eigene Darstellung. *Energie- und Stromsteuer: Branchen auf 4-Steller-Ebene der WZ 2003 

 

Am weitesten gefasst ist der Anwendungskreis bei den allgemeinen Energie- und Stromsteuerentlastungen und 
beim Spitzenausgleich, der undifferenziert alle Sektoren des Produzierenden Gewerbes umfasst. Die Besondere 
Ausgleichsregelung des EEG (BesAR) umfasst den größten Teil des Produzierenden Gewerbes (221 Sektoren). 
Deutlich kleiner ist der Anwendungsbereich der BECV, der die Entlastungsberechtigung auf 48 Sektoren und 13 
Teilsektoren begrenzt. Am engsten gefasst ist der Anwendungsbereich der Strompreiskompensation mit lediglich 
15 Sektoren. Alle Sektoren der Strompreiskompensation sind auch bei der BesAR und der BECV kompensations-
berechtigt94 Ein vollständiger Abgleich der jeweils berechtigten Sektoren findet sich im Anhang. 

Vergleich des Umfangs der Entlastungen 

Der Umfang der Entlastungen ist bei der Stromsteuer im Vergleich zur Besonderen Ausgleichsregelung oder der 
BECV höher (Abbildung 26:). Wie die Abbildung zeigt, entfällt auf umgerechnet 70 % der Strommenge der Unter-
nehmen des Produzierenden Gewerbes, die Entlastungen erhalten haben, keine Stromsteuer (Abrechnungsjahr 
2017). Bei der BesAR beträgt die befreite Strommenge nur 45 %. Bei der BECV ist der entlastete Anteil relativ gering. 
Hier ist jedoch zu beachten, dass der größte Teil der Brennstoffmengen bereits im EU ETS1 durch kostenloste Zu-
teilung begünstigt ist.  

  

 
 
94  Mit Ausnahme von WZ 14.11 (WZ 2008) „Herstellung von Lederbekleidung“ (in der BECV nicht antragsberechtigt, Be-

gründung s. BECV).  

Energie- 
und 

StromSt-
Entlastunge

n (282)

BesAR (221)

BECV 
(48 
+13)

SP
K 

(15)
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Abbildung 26:  Vergleich des Umfangs der Entlastungen (in %) bei Stromsteuer, BesAR und BECV 

 
Quelle:     eigene Darstellung. Die Berechnung bezieht sich im Falle der BECV auf die Entlastung der BECV gemessen an den gesamten energiebe-

dingten CO2 -Emissionen der Industrie. Nur ein kleiner Teil (24,7 Mio. t  CO2  ab 2023, laut BECV) sind davon grundsätzlich im Nationalen 
Emissionshandel (BEHG) zahlungspflichtig. Gemessen an diesem Geltungsbereich des BEHG beträgt der Umfang der Carbon-Leakage 
Entlastung 44 % (274 Mio. Euro) im Vergleich zu einer Situation ohne BECV (wenn die betroffenen Emissionen den vollen Preis zahlen 
müssten). 

 

Die Auswertung der Stromsteuerzahlungen im Abrechnungsjahr 2017 zeigt eine durchschnittliche Begünstigung 
von 70 % der entlastungsfähigen Strommenge derjenigen Unternehmen, die im Abrechnungsjahr 2017 Entlastun-
gen bei mindestens einem der drei Entlastungstatbestände erhalten haben (vgl. Kapitel 5). Die Bandbreite zwi-
schen den Unternehmen und Wirtschaftszweigen ist dabei groß und hängt von folgenden Faktoren ab: 

▪ Stromintensive Prozesse und Verfahren: je größer die Anteile der Strommengen, für die eine vollständige Ent-
lastung nach §9a beantragt werden kann, desto größer der Anteil der insgesamt begünstigten Strommenge.  

▪ Arbeitsintensität der Produktion: je höher die rentenversicherungspflichtigen Arbeitsentgelte, desto größer der 
Unterschiedsbetrag, der in Abzug gebracht wird.  

▪ Selbstbehalt: je höher der Stromverbrauch, desto geringer der aufgrund des Selbstbehalts voll versteuerte Stro-
manteil. Zwischen den Wirtschaftszweigen entstehen Unterschiede durch die Branchenstruktur: je mehr Un-
ternehmen, desto stärker fällt der Selbstbehalt bei gleicher Strommenge ins Gewicht.  

▪ Stromverbrauch: je höher der Stromverbrauch, desto größer die Entlastung. Ab einem unternehmensspezifi-
schen Schwellenwert (Selbstbehalt + Unterschiedsbetrag umgerechnet in MWh) wird jede zusätzliche 
Stromeinheit zu 90 % entlastet, da Selbstbehalt und Unterschiedsbetrag Fixbeträge sind, die unabhängig vom 
Stromverbrauch sind. 

Tabelle 24 zeigt die Wirtschaftszweige auf 4-Steller-Ebene, bei denen der Anteil der begünstigten Strommenge an 
der gesamten entlastungsfähigen Strommenge bei mind. 80 % liegt.  
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Tabelle 24:  Anteil der begünstigten Strommenge an der gesamten entlastungsfähigen Strommenge 
(WZ 2003, 4-Steller, 2017) 

 
WZ 2003 Bezeichnung Begünstigte 

Strommenge*  

27.42 Erzeugung und erste Bearbeitung von Aluminium 94 % 

27.43 Erzeugung und erste Bearbeitung von Blei, Zink und Zinn 93 % 

23.10 Kokerei 92 % 

24.13 Herstellung von sonstigen anorganischen Grundstoffen und Chemikalien 92 % 

24.11 Herstellung von Industriegasen 91 % 

24.14 Herstellung von sonstigen organischen Grundstoffen und Chemikalien 89 % 

21.11 Herstellung von Holz- und Zellstoff 89 % 

27.10 Erzeugung von Roheisen, Stahl und Ferrolegierungen 89 % 

24.16 Herstellung von Kunststoffen in Primärformen 89 % 

26.51 Herstellung von Zement 89 % 

15.92 Herstellung von Alkohol 89 % 

21.12 Herstellung von Papier, Karton und Pappe 89 % 

45.33 Klempnerei, Gas-, Wasser-, Heizungs- und Lüftungsinstallation 88 % 

23.20 Mineralölverarbeitung 88 % 

15.62 Herstellung von Stärke und Stärkeerzeugnissen 87 % 

26.52 Herstellung von Kalk 86 % 

20.20 Herstellung von Furnier-, Sperrholz-, Holzfaser- und Holzspanplatten 86 % 

15.41 Herstellung von rohen Ölen und Fetten 86 % 

26.11 Herstellung von Flachglas 85 % 

26.13 Herstellung von Hohlglas 85 % 

26.14 Herstellung von Glasfasern und Waren daraus 84 % 

11.10 Gewinnung von Erdöl und Erdgas 84 % 

27.51 Eisengießereien 83 % 

23.30 Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen 83 % 

21.22 Herstellung von Haushalts-, Hygiene- und Toilettenartikeln aus Zellstoff, Papier und Pappe 83 % 

27.44 Erzeugung und erste Bearbeitung von Kupfer 82 % 

15.42 Herstellung von raffinierten Ölen und Fetten 82 % 

24.70 Herstellung von Chemiefasern 82 % 

15.97 Herstellung von Malz 81 % 

15.83 Herstellung von Zucker 81 % 

24.17 Herstellung von synthetischem Kautschuk in Primärformen 81 % 

15.61 Mahl- und Schälmühlen 81 % 

24.15 Herstellung von Düngemitteln und Stickstoffverbindungen 80 % 

10.20 Braunkohlenbergbau und -veredlung 80 % 

Quelle:  eigene Berechnung auf Grundlage von Daten der Generalzolldirektion (BMF 2021a)* Berechnung : Gesamtvolumen der Entlastung aus 
§9a, 9b und 10 StromStG (in Euro) geteilt durch entlastungsfähige Strommenge §9a + entlastungsfähige Strommenge §10 multipliziert mit 
dem Regeltarif (20,5 Euro/MWh).  

 

Es wird deutlich, dass insbesondere in Branchen der Grundstoffindustrie (Aluminium, Blei, Zink, Zinn, Chemiein-
dustrie, Stahlindustrie) nahezu die gesamte verbrauchte Strommenge entlastet wird. Dies ist insofern problema-
tisch, als das bisher – mit Ausnahme des Energiemanagements für den Spitzenausgleich – keine unternehmensspe-
zifischen Anreize oder Anforderungen bestehen, die Stromeffizienz zu verbessern.  

  



Endbericht fe 6/20 • Seite 85 von 278 
 

 

Zwischenfazit 

Aus der bisherigen Analyse der geltenden Entlastungsregeln bei Energie- und Stromsteuer sowie der weiteren be-
trachteten Entlastungsregeln lassen sich folgende Schlussfolgerungen ziehen (vgl. dazu auch FÖS u.a. 2019): 

▪ Die Regelungen weisen sehr unterschiedliche Zugangsvoraussetzungen auf. Dies betrifft sowohl den Gel-
tungsbereich (z.B. bezogen auf Anlagen, Produkte, Unternehmen, Branchen, Sektoren oder auf eine Kombi-
nation daraus) als auch die Kriterien selbst. Manche Entlastungsregelungen werden (implizit durch Sockelbe-
träge oder explizit) erst ab einem bestimmten jährlichen Strom- bzw. Energieverbrauch gewährt, wobei die 
Schwellenwerte sehr unterschiedlich sind. Bei den Energie- und Stromsteuerentlastungen sind die Schwellen-
werte durch die niedrigen Sockelbeträge gering. Daneben gelten weitere Zugangsvoraussetzungen z.B. 
Stromkostenanteil an der Bruttowertschöpfung bei der BesAR, das Verhältnis zu den Rentenversicherungs-
beiträgen beim Spitzenausgleich oder die Verwendung für die Herstellung bestimmter energieintensiver Pro-
dukte. Nur bei der allgemeinen Energie- und Stromsteuerentlastung bestehen keine weiteren Voraussetzun-
gen.  

▪ Auffällig ist, dass zwar bei den meisten Ausnahmen der Erhalt der internationalen Wettbewerbsfähigkeit als 
Begründung genannt wird, aber ganz unterschiedliche Indikatoren zur Abgrenzung herangezogen werden. 
Während bei der BesAR, der Strompreiskompensation und der BECV das Ausmaß des Wettbewerbs durch das 
Kriterium der Handelsintensität95 berücksichtigt ist, fehlt dieses Kriterium bei den Energie- und Stromsteu-
erentlastungen. Auf die unterschiedlichen Kriterien zur Erfassung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
wird ausführlich in Kapitel 12 eingegangen. 

▪ Obwohl gesenkte Energiepreise Anreize für Energieeinsparungen verringern, wird diesem Effekt nicht bei allen 
Regelungen entgegengewirkt. Nur beim Spitzenausgleich, bei der BesAR sowie bei der BECV wird von den 
begünstigten Unternehmen der Nachweis von Energie- oder Umweltmanagementsystemen als Gegenleis-
tung verlangt (vgl. ausführlich Kapitel 10). Dabei muss von den begünstigten Unternehmen bei den beiden 
erstgenannten Regelungen nicht individuell nachgewiesen werden, dass die Effizienz verbessert wurde oder 
dass in Energieeffizienzmaßnahmen investiert wurde. Bei der BECV ist das erstmalig anders: um vom  CO2 -
Preis im Brennstoffemissionshandel entlastet zu werden, müssen Unternehmen die erhaltenen Entlastungen 
teilweise für Klimaschutz- oder Effizienzmaßnahmen verwenden, sofern wirtschaftlich durchführbar. 

▪ Die Vielzahl unterschiedlicher Regelungen mit unterschiedlichem Zuschnitt führt dazu, dass es keine Gesamt-
schau des Geltungsbereichs der Regelungen mit Angaben zur Überschneidung gibt. So ist beispielsweise 
nicht bekannt, ob die Unternehmen mit Anspruch auf den Spitzenausgleich gleichzeitig von der Besonderen 
Ausgleichsregelung profitieren bzw. zu welchen Teilen. Verschiedene Ausnahmen bewirken in Kombination, 
dass die Strom- und Energiepreise einzelner Unternehmen erheblich reduziert werden, allerdings ist das Aus-
maß und die durchschnittliche Belastung mit Abgaben, Umlagen und Entgelten der Wirtschaftssektoren un-
bekannt. 

 

Tabelle 25 fasst Kerninformationen der Entlastungsregelungen zusammen und ermöglicht einen Vergleich. 

  

 
 
95  In der BECV implizit durch Übernahme der Carbon-Leakage-Liste des europäischen Emissionshandels 
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Tabelle 25:  Übersicht Entlastungsregelungen im Energiebereich 
Entlastungsrege-
lung 

Zu-
gangs-
voraus-
setzung: 
Ver-
brauch 

Zugangsvoraussetzung: sonstige  Begüns-
tigte Un-
terneh-
men 
(2019) 

Begüns-
tigte 
Strom-
bzw. 
Energie-
menge* 
(2019) 

Entlastungs-
volumen 
(2019) 

Allgemeine Steuer-
begünstigung 
Stromsteuer 

~ 49 
MWh /a 

- 33.192 + 203 TWh+ 1.035 Mio. 
Euro+ 

Allgemeine Steuer-
begünstigung 
Energiesteuer 

Je nach 
Energie-
träger 

- 14.889+ ~ 447 PJ+ 178 Mio. Euro+ 

Spitzenausgleich 
Stromsteuer 

~ 65 
MWh /a 

Strom- bzw. Energiesteuerbelastung ist 
größer als Entlastung bei der Rentenver-
sicherung; 
Nachweis von Energiemanagementsys-
tem / Energieaudit; 
Ab 2015: Verringerung der Energieinten-
sität im Produzierenden Gewerbe (inkl. 
Energiewirtschaft) insgesamt 

9.409  103 TWh 1.592 Mio. 
Euro 

Spitzenausgleich 
Energiesteuer 

Je nach 
Energie-
träger 

5.448 > 146 PJ 180 Mio. Euro 

Stromsteuerbefrei-
ung bestimmter 
Prozesse und Ver-
fahren 

- Zugehörigkeit zu einer Liste von Prozes-
sen und Verfahren 

1.826  39 TWh 808 Mio. Euro 

Energiesteuerbe-
freiung bestimmter 
Prozesse und Ver-
fahren 

- 3.190 
(2019) 

> 146 PJ 484 Mio. Euro 

Besondere Aus-
gleichsregelung 
bei der EEG-Um-
lage 

1 GWh 
 

Stromkostenanteil an der Bruttowert-
schöpfung mind. 14  % bzw. 20  %; 
ab 5 GWh Jahresverbrauch Nachweis ei-
nes Umwelt- oder Energiemanagement-
systems 

2.261  112 TWh 4.900 Mio. 
Euro 

Strompreiskom-
pensation (EU ETS) 

- Produkt von Strompreiskompensations-
liste 

322  76 TWh  546 Mio. Euro 

BEHG-Carbon-
Leakage-Verord-
nung – BECV 

50- 150 t 
CO2 , 
abh. von 
Energie-
ver-
brauch 

Zugehörigkeit zu beihilfeberechtigten 
Sektoren und Teilsektoren nach Tabelle 1 
und 2 im Anhang der BECV 

Ca. 1.500 11 Mio. t 
CO2  ** 

274 Mio. Euro 

Quelle:  eigene Darstellung in Anlehnung an FÖS u.a. (2019) * Der Stromverbrauch wird in Endenergie (TWh) angegeben, der Energieverbrauch in 

Primärenergie (PJ). Es wurden bewusst unterschiedliche Einheiten gewählt **Prognose für 2021 gemäß (BMU 2021) +Angaben inkl. Unter-
nehmen der Land- und Forstwirtschaft 
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9 Betriebswirtschaftliche Analyse der Lenkungsmechanismen von Strom- 
und Energiesteuer und möglicher Entlastungen 

Zur Prüfung bestehender und Ableitung modifizierter oder neuer Regelungen für Unternehmen ist es notwendig, 
die Funktionsweise der Lenkungswirkung sowohl der Strom- und Energiesteuer als auch der Gegenleistungen für 
Entlastungen näher zu betrachten. Aus mikroökonomischer Sicht geht man üblicherweise davon aus, dass Prei-
selastizitäten vorliegen, die numerisch darstellen, wie bzw. in welchem Ausmaß Energieverbräuche auf Preisände-
rungen reagieren. Normalerweise gilt die Annahme, dass ein etwa durch eine Stromsteuer hervorgerufener Anstieg 
des spez. Gesamtstrompreises um X % zu einer Verringerung des Energieverbrauchs um Y % führt, eine Annahme, 
die sich empirisch überprüfen ließe.  

Eine sich hieraus ergebende Preiselastizität ist jedoch nur ein Mittelwert der untersuchten Stichprobe. Sie sagt 
nicht, dass eine Energie-Preisänderung in allen Unternehmen dementsprechend wirkt, also die gleiche Lenkungs-
wirkung hervorgebracht hat bzw. hervorbringt. Vielmehr kann davon ausgegangen werden, dass Unternehmen sehr 
unterschiedlich auf Energiepreisänderungen reagieren. Das umfassende Schrifttum zum “Energy Efficiency Gap”, 
das aufzeigt, dass verschiedene individuelle Barrieren Unternehmen häufig daran hindern, ihre wirtschaftlichen 
Energieeffizienzpotentiale auszuschöpfen, deutet stark darauf hin. Hierauf wird noch zurückzukommen sein. 

Es erscheint daher sinnvoll, die mikroökonomische Betrachtung durch eine betriebswirtschaftliche zu verfeinern, in 
der versucht wird zu klären,  

▪ was hinter der intendierten Strom- und Energiesteuer-Lenkungswirkung und der jeweiligen Preiselastizität in 
der Praxis steckt,  

▪ wie eine Energieeffizienzerhöhung in Industrieunternehmen üblicherweise – Schritt für Schritt – zustande 
kommt, 

▪ wie eine Preissteigerung wahrgenommen und verarbeitet wird, 

▪ welche Reaktionen dabei ausgelöst werden, 

▪ welche Barrieren typischer Weise entstehen und 

▪ welche betrieblichen Instrumente und Verfahren/Vorgehensweise sinnvoller Weise zum Einsatz kommen soll-
ten, um die intendierte Lenkungswirkung zustande zu bringen, zumindest zu unterstützen.  

Mit dieser Teiluntersuchung sollen Rahmengegebenheiten skizziert werden, die erforderlich oder zumindest hilf-
reich erscheinen, um die Durchführung von Klimaschutzmaßnahmen zu fördern und damit einen entsprechenden 
Lenkungseffekt zu erzeugen. Diese Rahmengegebenheiten werden später als Bewertungskriterien der bereits exis-
tierenden Gegenleistungen verwandt und für die Herleitung von neuen genutzt. 

Da sich die in der vorliegenden Untersuchung betrachteten Steuerentlastungen und Gegenleistungen an produ-
zierende Unternehmen richtet, sollen nur derartige Unternehmen im Zentrum der Betrachtung stehen. Das heißt, 
dass beispielsweise unmittelbar verhaltensorientierte Wirkungen von Energiepreiserhöhungen, wie sie vor allem in 
Privathaushalten erwünscht und anzutreffen sind und weniger in Unternehmen – etwa der sparsame Umgang mit 
Waschmaschinen (z.B. nur bei voller Beladung waschen und dann mit niedriger Temperatur), um persönlich Kosten 
zu sparen – unberücksichtigt bleiben.  

Abgesehen von ungewöhnlichen Spezialsituationen96 haben Strom- und Energiesteuer aus betriebswirtschaftli-
cher Sicht zunächst einmal eine belastende Wirkung auf das jeweilige Betriebsergebnis, indem der vorhandene 
Energieverbrauch verteuert wird und damit die Kosten steigen. In den allermeisten Fällen sind Strom- und Energie-
steuer also als Netto-Kostenbelastung (nach Abzug der kostensenkenden Effekte, die sie auslösen soll) anzusehen. 

Auf eine derartige Kostensteigerung können Unternehmen auf zwei unterschiedliche Weisen reagieren97:  

(a.) Weitergabe der Kosten an Kunden oder  

(b.) Reduzierung der Energieverbräuche durch verhaltensändernde Maßnahmen oder Erhöhung der Energieeffi-
zienz durch technische Maßnahmen an Prozessen.  

 
 
96  Es sind Gegebenheiten vorstellbar, in denen die Strom- und Energiesteuer dadurch einen wertsteigernden Beitrag leis-

ten kann, dass durch sie Verbrauchsreduktionsmaßnahmen ergriffen werden, die den Energieverbrauch so stark redu-

zieren, dass der Einspareffekt (minus der Ausgaben für die Reduktionsmaßnahmen) höher ausfällt als die Zusatzkosten, 

die sie verursacht. 
97  Sie können auch gar nicht reagieren, also die Kostensteigerung hinnehmen. Das wäre aber dann keine Reaktion. 
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Zum einen ist denkbar, dass die zusätzlichen Energiekosten den Produkten zugerechnet und im Zuge einer Preis-
erhöhung auf die Kunden abgewälzt werden, was zu einer Änderung des Verbraucherverhaltens und schließlich 
Absatzreduktion führen kann.  

Eine weitere mögliche Reaktion ist, dass die Steuer-bedingten Energiekostensteigerungen Impuls sind, Maßnah-
men zu entwickeln, die den Energieverbrauch reduzieren oder bei vorhandenem Energieverbrauch den Energie-
träger zu substituieren (etwa Strom durch Gas oder konventionellen Strom durch Regenerativstrom)98.  

Dies geschieht üblicherweise schrittweise dadurch, dass etwa durch eine Controllingabteilung im Rahmen des be-
trieblichen Kostenmanagements99 in ... 

▪ Schritt 1 (Datenauswertung und Auswahl relevanter Prozesse): Prozesse mit bedeutendem Energiever-
brauch auf der Grundlage ihrer Jahreskosten als solche identifiziert und auf mögliche Kosteneinsparpotentiale 
geprüft werden.  

▪ Schritt 2 (Ideenentwicklung): Sind Prozesse mit bedeutenden Energiekosten identifiziert worden, ist dies re-
gelmäßig ein Auslöser, sich diese Prozesse genauer vorzunehmen und Ideen zu entwickeln, um die Kosten 
durch Verbesserung der Energieeffizienz100 etwa durch Umbau, Ergänzung oder Ersatz zu reduzieren.  

▪ Schritt 3 (Potentialabschätzung): Sollten erfolgversprechende Ideen erarbeitet werden, findet im Anschluss 
typischer Weise eine Berechnung des Umfangs der Jahresenergieeinsparung statt, und es werden Kostenvor-
anschläge eingeholt oder eigene Aufwands-Kalkulationen durchgeführt101. 

▪ Schritt 4 (Ideenbewertung): Danach folgt regelmäßig eine Wirtschaftlichkeitsberechnung auf der Grundlage 
der vorliegenden Informationen. Die bewerteten Einsparungen werden dabei den entstehenden Auszahlun-
gen gegenübergestellt.  

▪ Schritt 5 (Maßnahmenfreigabe): Sollte die Wirtschaftlichkeitsberechnung zu einem positiven Ergebnis ge-
kommen sein, wäre eine Freigabe bei der Unternehmensleitung einzuholen.  

▪ Schritt 6 (Maßnahmenumsetzung): Im Anschluss folgt die Umsetzung der Maßnahme. 

▪ Schritt 7 (Erfolgssicherung): Und danach ist im Rahmen von Soll-Ist-Vergleichen regelmäßig zu prüfen, ob das 
angestrebte Ergebnis erreicht wird oder ob ggf. Korrekturmaßnahmen einzuleiten sind (vgl. auch Abbildung 
42:). 

Im Rahmen der Ideen-Bewertung (also erst ab Schritt 4 der dargestellten typischen Abfolge) kommt die Wirkung 
einer Strom- und Energiesteuer zum Tragen. Erst zu jenem Zeitpunkt kann sich die Lenkungswirkung entfalten. Die 
folgenden Tabellen und Ausführungen sollen dies beispielhaft verdeutlichen. Ihnen liegt das folgende Veranschau-
lichungsbeispiel zu Grunde: In einem Unternehmen würde – als Effizienzmaßnahme A – eine Wärmedämmung für 
mehrere Keramikbrennöfen zu Jahreseinsparungen von 500.000 kWh führen. Die Investitionsausgabe dafür be-
trüge 300.000 Euro. Die aktuellen spezifischen Stromkosten lägen bei 0,10 Euro/kWh, und die Finanzierung er-
folgt durch Eigenkapital. Die beste Alternativanlagemöglichkeit wäre, den Betrag von 300.000 Euro im Betrieb zu 
halten. Als Kalkulationszins würde der Return on Assets (ROA) mit 5 % zugrunde gelegt werden. Der Planungshori-
zont, also die Wirkungsdauer der Maßnahme, betrüge 10 Jahre. Zunächst wird davon ausgegangen, dass keine 
Stromsteuer erhoben wird. Eine Kapitalwertberechnung würde zu dem in Tabelle 26 dargestellten Ergebnis führen. 
 

 
 
98 Wesentlich ist nicht, ob eine Abwälzung möglich ist (ohnehin sehr individuell und marktstrukturabhängig). Eine Höher-

bewertung von Energieeinsparungen ist in allen Fällen gegeben und würde daher eine Lenkungswirkung hin zum Ener-

giesparen auslösen. Man kann aber vielleicht davon ausgehen, dass der Druck hin zur Energieeinsparung größer ist, 

wenn eine Kostenabwälzung ausscheidet. 
99 Vgl. hierzu die Ausführungen von (Harfst, 2021, S. 29ff.). 
100  Energieeinsparmaßnahmen zielen darauf ab, die Energieeffizienz zu verbessern. Der tatsächliche Energieverbrauch 

steht nicht im Vordergrund der Optimierungsbetrachtung, da der Produktionsvolumen in aller Regel eine unabhängige 

Variable des Energieverbrauchs ist und Unternehmen üblicherweise das Produktionsvolumen nicht zu reduzieren pla-

nen. In der Kennzahl der Energieintensität (z.B. 100 kWh/Tonne)  oder der Energieeffizienz (0,01 Tonnen/kWh)  wird das 

Produktionsvolumen neutralisiert. 
101       Vgl. hierzu umfassend: Nissen, U. (2014). 
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Tabelle 26:  Wirtschaftlichkeitsanalyse einer Effizienzmaßnahme A ohne Stromsteuer; 
Energieeffizienzmaßnahme A lohnt sich, da sich ein positiver Kapitalwert ergibt 

 
Quelle: Eigene Darstellung 

 

Der Kapitalwert in Höhe von 174.544 Euro zeigt, dass diese Maßnahme um ebendiesen Betrag die Alternativanla-
gemöglichkeit hier überragt. Sie ist also deutlich vorteilhafter. Mit ihr wird über eine interne Verzinsung von 5 % hin-
aus noch ein zusätzlicher Betrag in Höhe von 174.000 Euro erwirtschaftet. Auf der Grundlage einer Unternehmens-
bewertung nach einem “Discounted-Cash-Flow-Verfahren” kann dieser Kapitalwert auch als Beitrag zur Steige-
rung des Unternehmenswertes (Wertsteigerungsbeitrag) betrachtet werden. 

KERNAUSSAGE: Wenn eine Investition – ob energieorientiert oder für einen gänzlich anderen Zweck – einen po-
sitiven Kapitalwert aufweist, dann ist deren Umsetzung für ein betreffendes Unternehmen wirtschaftlich vorteil-
haft, sofern der Kalkulationszins den allgemeinen Regeln der Kapitalwertrechnung entsprechend festgelegt ist. 
Sollten Unternehmen – etwa im Rahmen einer “Gegenleistung” wie bei der BECV– verpflichtet werden, Energieef-
fizienzmaßnahmen mit positivem Kapitalwert umzusetzen, ist dies insofern nie als Last, sondern als wirtschaftlicher 
Nutzen anzusehen. Ökonomisch rational handelnde Entscheider müssten dazu – eigentlich – nicht verpflichtet wer-
den. 

9.1 Förderung von Effizienzmaßnahmen durch Strom- und Energiesteuern 

Nun soll eine weitere Maßnahmenidee – Maßnahme B – auf Vorteilhaftigkeit geprüft werden. Die Maßnahme erfor-
dert eine Investition in Höhe von 250.000 Euro und führt zu Energieeinsparungen von 250.000 kWh pro Jahr. Die 
restlichen Parameterwerte entsprechen denen von Maßnahme A. 
 

Tabelle 27:  Wirtschaftlichkeitsanalyse einer Effizienzmaßnahme B ohne Stromsteuer; 
Energieeffizienzmaßnahme B lohnt sich nicht, da negativer Kapitalwert 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Das Analyseergebnis in Tabelle 27 zeigt, dass Maßnahme B wegen des negativen Kapitalwertes keine Vorteilhaf-
tigkeit aufweist. Sie sollte – aus rein wirtschaftlichen Gründen – abgelehnt werden. 

Nun wird eine Stromsteuer mit einem Steuersatz von 0,02 Euro/kWh erhoben. Diese Stromsteuer erhöht die spe-
zifischen Energiekosten um ebendiesen Betrag und führt zu einer Höherbewertung der Energieeinsparungen. 
Konsequenz ist, dass der Kapitalwert der Maßnahme B steigt, und zwar in diesem Fall deutlich auf etwa 
26.000 Euro, sodass diese Maßnahme als wirtschaftlich vorteilhaft gewertet werden würde und zur Freigabe und 
schließlich Umsetzung anstünde, vgl. Tabelle 28. 
 

Tabelle 28:  Wirtschaftlichkeitsanalyse einer Effizienzmaßnahme B mit Stromsteuer; Energieeffizienz-
maßnahme B lohnt sich, da positiver Kapitalwert 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

Strom- und Energiesteuer erhöhen also – wie bereits erwähnt – den Wert von Energieeinsparungen, sodass 
dadurch ein höherer Kapitalwert als ohne Strom- und Energiesteuer generiert wird. Die Lenkungswirkung kommt 
danach dann zustande, wenn dieser positive Kapitalwert schließlich auch in einer Freigabe und Umsetzung mündet. 

Wird nun, etwa um Wettbewerbsgefahren in bestimmten Branchen abzuwenden, eine Steuervergünstigung wie 
im Rahmen des “Spitzenausgleichs” z.B. um bis zu 90 % gewährt, dann verringert sich der Wert der Energieeinspa-
rungen wieder, sodass in Folge der Kapitalwert abnimmt und unter Umständen – je nach Höhe der Vergünstigung 
– in den Negativbereich rutscht (vgl. Tabelle 29). 
 

Tabelle 29:  Wirtschaftlichkeitsanalyse einer Effizienzmaßnahme B; mit Stromsteuer nach Einführung des 
Spitzenausgleichs 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

Da die Steuervergünstigung einen Rechtsanspruch darstellt, kann davon ausgegangen werden, dass die eben ge-
zeigte Herabsenkung der Strom- und Energiesteuer im Rahmen der Wirtschaftlichkeitsanalyse bei der Bewertung 
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der Energieeinsparungen von vornherein berücksichtigt wird, sodass eine Maßnahme, die ohne Vergünstigung 
wirtschaftlich attraktiv wäre, gar nicht als solche erkannt und daher auch nicht in Betracht gezogen wird. 

Dies bedeutet, dass Steuervergünstigungen in der Form, dass man für eine definierte Unternehmensgruppe einen 
X-prozentigen Steuererlass oder eine nachträgliche Steuerrückvergütung gewährt, die potenzielle Lenkungswir-
kung der Strom- und Energiesteuer um eben diese X % aushebeln. Eine Möglichkeit, dies zu verhindern, wäre, an-
stelle eines Steuererlasses oder eine Steuerrückerstattung die Beihilfe als Investitionszulage (begrenzt auf die bis-
her individuell gezahlten Strom- und Energiesteuern) anzubieten. Dann würde auch bei begünstigten Unterneh-
men die Strom- und Energiesteuer bei der Bewertung von Einsparmaßnahmen in vollem Umfang berücksichtigt 
werden und könnte so ihre Lenkungswirkung entfalten. Allerdings kann bei dieser Steuerungslösung das Problem 
entstehen, dass bei der Kapitalwertberechnung von Einsparmaßnahmen die jeweilige Investitionsauszahlung mit 
einem Null-Wert angesetzt wird, da ja der Staat über die Zulage die Investition finanziert. Eine solche – durchaus 
nachvollziehbare – Vorgehensweise würde dazu führen, dass nahezu jede Maßnahme einen positiven Kapitalwert 
hervorbrächte. Die Investitionszulage würde dann grundsätzlich von jedem Unternehmen vollständig ausge-
schöpft und u.a. auch für unwirtschaftliche Einsparmaßnahmen eingesetzt. Da dies staatliche Haushaltsprinzipien 
verletzten würde, müsste zu dessen Verhinderung als Beihilferegelung festgelegt werden, dass im Rahmen von In-
vestitionszulagen bei der Wirtschaftlichkeitsrechnung Investitionsausgaben mit ihrem unbegünstigten Wert ange-
setzt werden müssen. 

Die bisherigen Ausführungen haben das Thema Risiko vernachlässigt, genauer das Investitionsrisiko und damit die 
Klärung, ob und inwieweit Investitionsrisiken im Zusammenhang mit der vorliegenden Untersuchung eine Rolle 
spielen. Das Investitionsrisiko wird üblicherweise verstanden als die Wahrscheinlichkeit auftretender Reduktionen 
von zu erwartenden Rückflüssen einer bestimmten Investition. 

Es gibt verschiedene Möglichkeiten, das Risiko im Rahmen der Kapitalwertberechnung zu berücksichtigen102. Eine 
Möglichkeit besteht darin, nach dem sogenannten „Capital Asset Pricing Model“ (CAPM) einen Beta-Faktor 
(β‐Faktor) zu schätzen und mit dem Kalkulationszinssatz zu verknüpfen. Ein β‐Faktor von 0,8 sagt beispielsweise 
aus, dass ein betrachtetes Investitionsprojekt eine um etwa 20 % geringere Risikoneigung im Vergleich zu jener Al-
ternativanlage hat, die sonst in Betracht gezogen und deren interner Zins (ralt) als Kalkulationszins verwendet wer-
den würde (im Falle einer Eigenkapitalfinanzierung). Der Kalkulationszinssatz errechnet sich dann als 𝑟 = 𝑟𝑓 +

𝛽(𝑟𝑎𝑙𝑡 − 𝑟𝑓) mit rf als Zinssatz einer risikofreien Anlage. Im Falle eines β‐Faktors < 1 ergibt sich ein Kalkulationszins, 

der kleiner ausfällt als jener der Alternativanlage, was zu einem tendenziell höheren Kapitalwert führen würde (und 
vice versa). Ein hohes Risiko hat demzufolge eine kapitalwertreduzierende Wirkung. 

Eine weitere Möglichkeit, Risiko in der Investitionsrechnung zu berücksichtigen, ergibt sich dadurch, es als zusätz-
liche Auszahlung in der Kalkulationstabelle zu betrachten. Dieser Ansatz erfordert vom Kalkulator, dass er den Wert 
eines bestimmten Investitionsrisikos schätzt, indem er in einem ersten Schritt eine mögliche „auftretende Net-
torückflusseinbuße“ (Rloss [ %]) definiert (im vorliegenden Beispiel: „Es ist denkbar, dass der Nettorückfluss je Peri-
ode um 20 % geringer ausfallen könnte als erwartet“). In einem zweiten Schritt muss die „Eintrittswahrscheinlichkeit 
dieses Risikos“ (ploss [ %]) geschätzt werden („Wie wahrscheinlich ist das Auftreten einer 20 %igen Nettorückfluss-
einbuße? Antwort im vorliegenden Beispiel: 30 %“). Diese beiden Indikatoren (Rloss × ploss) werden schließlich auf die 
einzelnen Netto-Cashflows angewendet, um den Risikoabzug zu berechnen. Auch hier gilt: Je höher das Risiko, 
desto tendenziell geringer der Kapitalwert. 

Zu den möglichen Risiken bei energiebezogenen Investitionen (Investitionen in Energieeffizienz und erneuerbare 
Energieanwendungen) zählen vor allem: 

▪ mögliche künftige Ertragsausfälle (etwa bei Regenerativanlagen, etwa durch Hagelschlag o. ä.); 

▪ technischer Ausfall von Effizienzanlagen (z.B. Wärmerückgewinnung) über einen Zeitraum oder dauerhaft; 

▪ geringere Energiepreissteigerungen als erwartet; 

▪ Schwankung der Produktionsvolumina (da i.d.R. das Produktionsvolumen den Energieverbrauch einer Anlage 
maßgeblich bestimmt und demzufolge die Wirkung von Effizienzmaßnahmen bei Produktionsanlagen auch 
davon abhängig ist); 

▪ Ausfall von Produktionsanlagen, bei denen Effizienzverbesserungsmaßnahmen umgesetzt worden sind; 

▪ äußere Rahmengegebenheiten wie Temperatur, Luftfeuchte, insbesondere der Klimawandel (zunehmende 
Temperatur führt regelmäßig dazu, dass der Wärmebedarf – etwa eines Gebäudes – sinkt und in Folge der Ka-
pitalwert von Wärmedämmmaßnahmen ebenso [und vice versa bei Abkühlungsprozessen]). 

 
 
102  Vgl. hierzu auch die Ausführungen in der DIN EN 17463 „Bewertung von energiebezogenen Investitionen“, insbes. Ab-

schnitt 6.5 und Anhang F sowie umfassend (Nissen, 2014) und den dort angegebenen Quellen. 
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Technologieänderungen und -entwicklungen stellen keine Investitionsrisiken i.e.S. dar, da sich eine Investitions-
rechnung auf eine (aktuelle) Technologie bezieht und Opportunitätskosten (durch Nichtanwendung der neuen 
Technologie) üblicherweise nicht berücksichtigt werden; denn dann müsste die Technologie zum Zeitpunkt der Be-
rechnung ja schon bekannt und bewusst nicht ausgewählt worden sein. Gleiches gilt für eine mögliche staatliche 
Deckelung einer Investitionszulage oder Steuerermäßigung. Sie kann Investitionen verhindern. Ein Risiko während 
der Projektlaufzeit, das dann mit einem Risikoabzug oder einer β‐Faktor -Erhöhung berücksichtigt werden sollte, 
ist dadurch aber nicht gegeben.  

9.2 Förderung von Erneuerbare-Energie-Maßnahmen durch Strom- und 
Energiesteuern 

Bei Investitionen in erneuerbare Energien wird im Hinblick auf die Wirkung von Strom- und Energiesteuer ein ent-
sprechendes Ergebnis wie bei direkten Einsparmaßnahmen erzielt. Beispielhaft soll das an der möglichen Investi-
tion – Maßnahme C – in eine Photovoltaikanlage verdeutlicht werden, die zur Deckung von Grundlastverbräuchen 
– also 100 % Eigenverbrauch, keine Einspeisung103 – eingesetzt werden würde und pro Jahr 250.000 kWh gene-
rierte. Die Investitionsausgabe läge bei 250 Tsd. Euro; die restlichen Parametereinstellungen entsprechen den vo-
rangegangenen Beispielen. Die folgenden Abbildungen zeigen die Veränderung der wirtschaftlichen Vorteilhaf-
tigkeit durch die Strom- und Energiesteuer. 
 

Tabelle 30:  Einsatz erneuerbarer Energie anstatt konventioneller; Maßnahme C lohnt sich vor Einführung 
der Stromsteuer nicht, da negativer Kapitalwert 

 
Quelle: Eigene Darstellung 

 

 
 
103 ...  und damit stromsteuerbefreit gem. §9 StromStG. 
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Tabelle 31:  Einsatz erneuerbarer Energie anstatt konventioneller; Maßnahme lohnt sich nach Einführung 
der Stromsteuer, da positiver Kapitalwert 

 
Quelle: Eigene Darstellung 

 

Wie Tabelle 30 und Tabelle 31 aufzeigen, erhöht sich durch die Stromsteuer der Wert der durch den Einsatz von 
Regenerativstrom verdrängten konventionellen Elektrizität. Im Beispiel ist die Erhöhung stark genug, um einen zu-
vor negativen in einen positiven Kapitalwert zu wandeln. 

Die vorangegangenen Ausführungen haben aufgezeigt, dass die Strom- und Energiesteuer den Wert von Ein-
sparungen (direkte Einsparungen aufgrund von Effizienzmaßnahmen oder indirekte aufgrund einer Substitution 
von konventioneller Energie durch Regenerativenergie) erhöht und infolgedessen den Kapitalwert und damit die 
Vorteilhaftigkeit einer jeweils betrachteten Energieeffizienzmaßnahme steigert. Die Betrachtungen bezogen sich 
jeweils auf einzelne beispielhafte Maßnahmen und sind nicht verallgemeinerbar. 

9.3 Gesamteffekt von Strom- und Energiesteuern auf Unternehmen 

Um den Gesamteffekt der Einführung von Strom- und Energiesteuern innerhalb eines Unternehmens zu verdeut-
lichen, können unternehmensspezifische Vermeidungs- bzw. Einsparkostenkurven eingesetzt werden. Zu ihrer 
Herleitung sind zunächst Einspar-Gestehungskosten (oder “Costs of Conserved Energy” [CCE [Euro/kWh]) für alle 
in einem Unternehmen in Frage kommenden Effizienz- oder Regenerativmaßnahmen zu ermitteln und dann in ei-
nem Koordinatensystem mit Bezug zum jeweils erwarteten Einspareffekt darzustellen. Damit ist man in der Lage, 
einen Vergleich zwischen den jeweiligen CCEs mit den aktuellen spezifischen Energiepreisen bzw. -kosten - mit 
und ohne Strom- und Energiesteuer – durchzuführen, um so wirtschaftlich vorteilhafte Maßnahmen visuell identi-
fizieren zu können. Die Herleitung des CCE-Indikators findet sich im Anhang V. 

Um die Ergebnisse der CCE-Analyse in einem Koordinatensystem darzustellen, fügt man alle ausgewerteten Maß-
nahmenideen (etwa eines Unternehmens), die zu Energieeinsparungen mit gleichem Energieträger führen könn-
ten – mit CCE als Y-Wert und Jahresenergieeinsparung als X-Wert – sortiert nach den CCE-Werten aufsteigend 
nebeneinander und erhält auf diese Weise eine Einspar- bzw. Vermeidungskostenkurve (vgl. Abbildung 27), die für 
weitere Auswertungszwecke genutzt werden kann. 
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Abbildung 27:  Herleitung einer Vermeidungskostenkurve von potenziellen Einsparmaßnahmen 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

Zu diesen Auswertungszwecken zählt nach Einfügung des aktuellen Energiepreises die Darstellung des vorhande-
nen Einsparpotentials und – später, nach Einfügung einer Strom- und Energiesteuer – jene des Gesamteffektes der 
Strom- und Energiesteuer in einem Unternehmen. Die zusammengefasste Fläche, die sich aus den Strecken zwi-
schen den CCE-Werten und dem aktuellen Energiepreis und der Multiplikation mit den jeweiligen Jahresver-
brauchsminderungen ergibt, zeigt den jährlichen Kapitalwert- und damit Wertsteigerungsbeitrag noch nicht um-
gesetzter Einsparmaßnahmen, also das Potential auf (in Abbildung 28 grün dargestellt für die Maßnahmen 1 und 2). 
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Abbildung 28:  Ermittlung des Gesamteinsparpotentials auf der Grundlage einer Vermeidungskostenkurve 
ohne Strom- und Energiesteuer 

 
Quelle: Eigene Darstellung 

 

Ein ideales Energieeffizienzniveau eines Unternehmens veranschaulicht Abbildung 29. Zu erkennen ist, dass bei 
jenem Unternehmen keine Energieeffizienzmaßnahmen mit positivem Kapitalwert vorliegen. Sämtliche wirtschaft-
lichen Effizienzpotenziale sind ausgeschöpft (keine grüne Fläche). 
 

Abbildung 29:  Ermittlung des Gesamteinsparpotentials auf der Grundlage einer Vermeidungskostenkurve 
eines Unternehmens, das sämtliche wirtschaftlichen Effizienzpotentiale ausgeschöpft hat 

 
Quelle: Eigene Darstellung 

 

Eine derartige, aus Effizienzsicht ideale Lage ist in der betrieblichen Praxis aber – wie in Kapitel 10 aufgezeigt wird - 
eher selten anzutreffen. Ist sie gegeben, dann wären gesetzliche Verpflichtungen, wirtschaftlich vorteilhafte Effizi-
enzmaßnahmen für eine Gewährung der Beihilfe (z.B. anteilige Kompensation der Kosten) umsetzen zu müssen, 
wie sie in der Carbon-Leakage-Verordnung (siehe Kapitel 7.2) als Gegenleistung vorgesehen sind, wirkungslos, weil 
sich derartige Maßnahmen hier nicht finden lassen.  



Endbericht fe 6/20 • Seite 96 von 278 
 

 

Im Vergleich zu dieser Idealsituation ist hingegen üblich, dass – wie in Abbildung 30 dargestellt – regelmäßig un-
ausgeschöpfte wirtschaftliche Energieeinsparpotenziale in Unternehmen vorliegen und das über einen langen 
Zeitraum oder dauerhaft. Dies sind Erkenntnisse aus der “Energy-Efficiency-Gap”-Forschung. In jenem For-
schungsgebiet ist das Vorliegen solcher Effizienzlücken seit Mitte der 90er Jahre durch zahlreiche Studien nach-
gewiesen und zudem aufgezeigt worden, dass ein derartiges Verharren regelmäßig auf die Herausbildung von Bar-
rieren zurückzuführen ist, die dafür sorgen, dass Energieeffizienzpotenziale auf dem Weg von ihrer möglichen Auf-
deckung bis zur Umsetzung verpuffen (Allcott/Greenstone 2012; Backlund u.a. 2012; Cagno/Trianni 2014; 
Chai/Yeo 2012; Gerarden u.a. 2017; Gillingham/Palmer 2013; Harfst 2021; Hirst/Brown 2003; IEA/OECD 2012; 
Jaffe/Stavins 2003; Maiorano/Savan 2012; Schleich 2007; Schleich 2009; Schleich/Gruber 2008; Sorrell u.a. 2011; 
Thollander/Palm 2013). Zu besonders häufig vorliegenden Barrieren zählen: 

▪ begrenzte Rationalität (Energiemanagement wird tendenziell eher als Last denn als Erfolgsfaktor gesehen; irra-
tionale Prioritätensetzung); 

▪ unklare Verantwortlichkeiten; 

▪ ungenügende Anreize (etwa über personenorientierte Zielsetzungen und Zielerreichungskontrolle); 

▪ mangelnde Informationen über relevante Energieverbraucher sowie über das mögliche Einsparpotential; 

▪ Unklarheit über versteckte Kosten (Unklarheit, welche Kosten und Nutzen im Detail Effizienzmaßnahmen ver-
ursachen, welcher Arbeitsaufwand mit Energiemanagement verbunden ist); 

▪ unklare und/oder ungeeignete Bewertungen der Wirtschaftlichkeit von Maßnahmen; 

▪ unklare Entscheidungswege auf dem Weg zur Freigabe einer Maßnahme;  

▪ fehlende Erfolgssicherungsmaßnahmen. 

Da das Vorhandensein solcher Barrieren die Realität der betrieblichen Praxis widerspiegelt, sollen in den folgenden 
Ausführungen die Erkenntnisse der “Energy-Efficiency-Gap”-Forschung berücksichtigt werden. Es wird also davon 
ausgegangen, dass Abbildung 28 eine typische Betriebssituation vor Erhebung von Strom- und Energiesteuer dar-
stellt.  

Wird nun die Strom- oder Energiesteuer erhoben, verschiebt sich der aktuelle spezifische Energiepreis um die Höhe 
der Strom- und Energiesteuer nach oben, sodass regelmäßig weitere zuvor negativ evaluierte Einsparmaßnahmen 
in den Bereich der wirtschaftlichen Vorteilhaftigkeit gelangen, und zwar all jene, deren CCE geringer als das neue 
Preisniveau ist, siehe Abbildung 30. 
 

Abbildung 30:    Ermittlung des Gesamteinsparpotentials auf der Grundlage einer Vermeidungskostenkurve 
nach Einführung einer Stromsteuer 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

Dieser Abbildung ist zu entnehmen, dass die Erhebung der Strom- und Energiesteuer das Einsparpotential typi-
scher Weise ausweitet (beim Beispielunternehmen um die Einsparbeiträge der Maßnahmen 3 bis 7). Es handelt sich 
dabei zunächst einmal nur um ein Potenzial. Inwieweit eine Energieeinsparung im genannten Umfang tatsächlich 
dann auch zustande kommt, hängt davon ab, ob das betreffende Unternehmen die Einzelpotenziale erkennt, be-
stimmt, vor dem Hintergrund des Strom- und Energiesteuer bedingten Preisanstiegs (neu-)bewertet und schließ-
lich ausschöpft und dabei nicht von Barrieren behindert wird.  
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Eine Steuerermäßigung würde die oben genannte Potenzialausweitung reduzieren, und zwar umso stärker, je um-
fangreicher die Ermäßigung ist, indem sie den “Netto”-Energiepreis senkt, sodass Maßnahmen mit Einspargeste-
hungskosten (CCE) oberhalb dieses Preises als unwirtschaftlich aussortiert werden. Das kann in Einzelfällen so weit 
gehen, dass der Lenkungseffekt komplett aufgehoben wird (vgl. Abbildung 31). 
 

Abbildung 31:  Wirkungen einer Ermäßigung der Stromsteuer 

 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

Da Energy-Efficiency-Gap-Barrieren – wie aufgezeigt – in die intendierte Lenkungswirkung einer Strom- und 
Energiesteuer und schließlich auch – nach Gewährung von Beihilfen – in die der Gegenleistungen hineinwirken, 
mithin das Lenkungspotential reduzieren, sollten sie bei der Bewertung und Neugestaltung von “Gegenleistun-
gen” berücksichtigt werden. Zweckmäßig erscheint, die Gegenleistungen so zu gestalten, dass derartige Barrie-
ren in ihrer Wirkung reduziert oder vermieden werden. So können über den Weg der Gegenleistungen und der 
damit verbundenen Anforderungen bei Unternehmen Voraussetzungen geschaffen werden (z.B. die Etablierung 
eines Energiemanagementsystems, die Bewertung der Einsparpotentiale nach einem einheitlichen Verfahren etc.), 
Energieeinsparpotentiale aufzudecken und auszuschöpfen. 
 

Zusammenfassend lässt sich aus der betriebswirtschaftlichen Analyse ableiten:  

▪ Strom- und Energiesteuer führen zu einer Erhöhung des Bruttopreises für eine Energieeinheit und vergrößern 
dadurch den Wert von Energieeinsparungen. Maßnahmen, die bisher als unwirtschaftlich bewertet wurden, 
können durch die Strom- und Energiesteuer wirtschaftlich vorteilhaft werden. 

▪ Eine wirtschaftlich vorteilhafte Einsparmaßnahme ist eine, die einen Kapitalwert größer 0 Euro aufweist, so-
fern der Kalkulationszins den allgemeinen Regeln der Kapitalwertrechnung entsprechend festgelegt ist, sich 
z.B. bei Eigenkapitalfinanzierung nach dem internen Zins der besten risikogleichen Alternativinvestition richtet. 
In einem solchen Fall wäre eine Nichtumsetzung der Effizienzmaßnahme ökonomisch nicht rational, sofern 
nicht Liquiditätsengpässe vorliegen. Ein gesetzlicher Zwang zur Umsetzung wirtschaftlich vorteilhafter Effizi-
enzmaßnahmen erscheint daher zunächst unsinnig, ist aber dennoch zweckmäßig, weil – wie die Energy-Effi-
ciency-Forschung aufzeigt – häufig nicht ökonomisch rational entschieden wird. 

▪ Eine Steuerentlastung reduziert das Einsparpotential in Unternehmen, weil der Wert der Einsparungen ge-
schmälert und in Folge eine ökonomische Vorteilhaftigkeit einzelner Effizienzmaßnahmen u.U. verloren geht. 

▪ Die Auswirkungen dürften bei Unternehmen des Produzierenden Gewerbes besonders umfangreich sein, da zu 
dieser Gruppe häufig energieintensive Unternehmen gehören, bei denen besonders hohe Einsparpotenzi-
ale vermutet werden können. 

▪ Da sich die Steuerentlastung bisher an Unternehmen des Produzierenden Gewerbes richtete, ist es deshalb be-
sonders wichtig, wirksame Gegenleistungen zu erarbeiten und anzuwenden.  

▪ Als wirksam kann eine Gegenleistung angesehen werden, wenn sie nicht nur das von Strom- und Energiesteuer 
ausgehende Einsparpotenzial erhält, sondern darüber hinaus Mechanismen entfaltet, die Unternehmen dabei 
unterstützen, wirtschaftlich vorteilhafte Entscheidungen zu fällen und dabei die Entstehung von Energy-Effi-
ciency-Gap-Barrieren verhindert. 



Endbericht fe 6/20 • Seite 98 von 278 
 

 

▪ Um die Lenkungswirkung der Strom- und Energiesteuer zu erhalten (Erzeugung von Einsparpotentialen) 
sollte mit Blick auf eine Gegenleistungsregelung die Wirkung der Strom- und Energiesteuer als Verteuerung 
des Strom-/Energieverbrauchs nicht durch Entlastung von der Steuer aufgelöst werden, sondern sollte in der 
Form einer finanziellen Unterstützung für Effizienz- und Klimaschutzmaßnahmen (etwa im Umfang der ge-
zahlten oder zu zahlenden Steuer) gewährt werden. Alternativ käme in Betracht, die Strom- und Energiesteuer 
bei der Wirtschaftlichkeitsberechnung – etwa durch eine gesetzliche Vorschrift – in voller Höhe anzusetzen. 
Letztgenanntes würde aber eine bewusste Falschkalkulation notwendig machen und ist daher mit Blick auf 
eine ordnungsgemäße Umsetzung in der Praxis fraglich. 

▪ Durch eine finanzielle Unterstützung würde auch ein unmittelbarer Anreiz für eine Investitionstätigkeit aus-
gelöst werden. Damit kann die Wettbewerbsfähigkeit erhalten bleiben, da die Strom- und Energiesteuer auf-
grund der durchgeführten Effizienzmaßnahmen dann nicht zu einer zusätzlichen Kostenbelastung führt. 

▪ Zweckmäßig wäre, Effizienzmaßnahmen nur dann staatlich zu unterstützen, wenn sie wirtschaftlich sind, da 
die finanzielle Unterstützung aus Haushaltsmitteln finanziert werden würde, der Finanzierungsspielraum somit 
möglicherweise auf die Höhe der zusätzlichen Einnahmen aus der Strom- und Energiesteuer begrenzt wäre 
und der Staat unwirtschaftliche Maßnahmen zweckmäßigerweise nicht unterstützen sollte. 

▪ Um sicherzustellen, dass begünstigte Maßnahmen auch wirtschaftlich vorteilhaft sind, erscheint es erforderlich, 
dass sich die Wirtschaftlichkeitsermittlung an einer standardisierten Berechnungsvorgehensweise orien-
tiert und auch nachzuweisen ist. 

▪ Wichtig ist ferner, dass die staatliche finanzielle Unterstützung für Effizienzmaßnahmen bei der Wirtschaft-
lichkeitsberechnung nicht verrechnet wird, da sonst die “Investitionsauszahlung” mit = 0 Euro angesetzt wer-
den könnte, sodass nahezu immer positive Kapitalwerte entstünden und in Folge auch unwirtschaftliche Maß-
nahmen zur Anwendung kommen würden.  

▪ Wenn die Gegenleistungen wirken, haben sie nicht nur positiven Einfluss auf die Ausschöpfung der durch die 
Strom- und Energiesteuer generierten Einsparpotenziale. Sie würden Unternehmen auch dabei unterstützen, 
die Einsparpotenziale, die vor Einführung der Strom- und Energiesteuer vorlagen und nicht erkannt wurden, 
auszuschöpfen. 

▪ Würde eine finanzielle Unterstützung für Effizienz- und Klimaschutzmaßnahmen anstelle einer Steuerentlas-
tung gewährt, wäre zu überlegen, diese allen Unternehmen, d.h. auch Unternehmen außerhalb des Produzie-
renden Gewerbes, anzubieten, um den allgemeinen Wirkungsbarrieren der Strom- und Energiesteuer etwas 
entgegenzusetzen (vgl. Kapitel 16). 

▪ Vor dem Hintergrund der Erkenntnis, dass regelmäßig in Unternehmen Energy-Efficiency-Gap-Barrieren die 
Ausschöpfung von wirtschaftlich vorteilhaften Einsparpotentialen be- oder gar verhindern, kann davon 
ausgegangen werden, dass die Strom- und Energiesteuer ohne Flankierung ihre intendierte Lenkungswirkung 
allenfalls eingeschränkt entfalten kann. Mit Flankierung sind Strukturen/Aktivitäten gemeint, die Barrieren 
beseitigen und Unternehmen dabei unterstützen, die Wirkung derartiger Steuern auf die Wirtschaftlichkeit 
von Einsparmaßnahmen auch zu erkennen.  
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10 Analyse bestehender Gegenleistungsregelungen  

10.1 Herleitung von Anforderungen zur Beurteilung von bestehenden und 
Ableitung von neuen Gegenleistungen 

Eine Analyse, Bewertung und Weiterentwicklung von “Gegenleistungen“ für die Gewährung von Begünstigungen 
im Strom- und Energiesteuerrecht sollte sich an den Zielen ebendieser Gegenleistungen (im Kontext der überge-
ordneten Gesetze und Ziele des europäischen Beihilferechts) orientieren und eine Prüfung der Eignung von ent-
sprechenden Regelungen aus anderen Energierechtsbereichen einschließen. Eine Übersicht der aktuellen und vo-
raussichtlich künftigen Gegenleistungsregelungen für Begünstigungen in Energierecht befindet sich im Anhang 
IV. 

Insofern sind zunächst die Ziele herauszuarbeiten, abzugrenzen und in Bewertungskriterien umzuformen. Die zent-
rale Frage lautet dabei: Was möchte der Gesetzgeber mit den “Gegenleistungen” bewirken? 

Da die Gewährung einer Begünstigung bei Regelungen, die eine Lenkungswirkung entfalten sollen, zu einem Aus-
bleiben oder zumindest Abschwächen ebendieser Lenkungswirkung führt (vgl. die Ausführungen in Kapitel 9), wäre 
eine zielorientierte Gegenleistung eine Aktivität, die die Lenkungswirkung zumindest zum Teil wieder herstellt, 
aber auf andere Weise. Zur Klärung der Ziele von “Gegenleistungen” ist es somit notwendig, zunächst die relevan-
ten Zwecke der Regelung (auch im Kontext der Ziele des europäischen Beihilferechts), die die Lenkungswirkung 
erzeugen soll, detailliert herauszuarbeiten, also die Ziele des Strom- und Energiesteuergesetzes als Ganzes und ins-
besondere des Spitzenausgleichs und der Gegenleistungen. 

Da die ökologische Steuerreform mehr als 20 Jahre zurückliegt und sich seitdem neue Priorisierungen in der Ener-
gie- und Umweltpolitik insbesondere im Hinblick auf den Klimaschutz ergeben haben, sollte dem eine Zielanalyse 
der Strom- und Energiesteuer mit Blick auf eine Novellierung Rechnung tragen. 

 Ziele der Strom- und Energiesteuer 

Die Zielsetzungen der durch die ökologische Steuerreform 1998/1999 eingeführten Strom- und höhergesetzten 
Mineralölsteuer (später Energiesteuer) sind im Entwurf des “Gesetzes zum Einstieg in die ökologische Steuerre-
form” (BT-Drs. 14/40) vom 17.11.1998 benannt.  

Entsprechend der Problembeschreibung in Abschnitt A sei es  

“erforderlich, Energie über den Preis zu verteuern und durch Senkung der Sozialversicherungsbeiträge Arbeit billi-
ger zu machen, … da Energie … ein knappes und endliches Gut” sei. “Die Preise für seine Nutzung sind in Deutsch-
land zu niedrig. Sie bieten zu wenig Anreize, vorhandene Energieeinsparpotentiale auszuschöpfen, erneuerbare 
Energie stärker auszubauen und energiesparende und ressourcenschonende Produkte und Produktionsverfahren 
zu entwickeln.” In der Begründung zum Entwurf heißt es: “Bei der Konzeption des Stromsteuergesetzes werden so-
wohl wirtschaftspolitische als auch ökologische Ziele berücksichtigt und ein angemessener Ausgleich zwischen 
beiden Aspekten geschaffen.” Ferner: “Um den Wirtschaftsstandort Deutschland nicht zu gefährden – insbeson-
dere vor dem Hintergrund der bislang nicht erreichten umfassenden Harmonisierung der Energiebesteuerung in 
der Europäischen Union – ist es erforderlich, zugunsten des Produzierenden Gewerbes Ausnahmen von der Strom-
steuer vorzusehen.” 

Die Begründung zum Spitzenausgleich (im Entwurf noch § 9) lautete: “§ 9 regelt die Fälle der Steuerbegünstigung 
und ist damit von zentraler Bedeutung für das Stromsteuergesetz. Absatz 1 Nr. 1 stellt Strom, der von energieinten-
siven Unternehmen entnommen wird, von der Stromsteuer frei. Diese steuerliche Begünstigung findet ihre Recht-
fertigung darin, dass die Unternehmen und Betriebe, die nach der Definition in § 2 Nr. 4 in Verbindung mit der An-
lage von Gesetzes wegen als energieintensiv gelten, einen im Vergleich zu Unternehmen anderer Wirtschafts-
zweige bereits jetzt überdurchschnittlich hohen Energiekostenanteil bezogen auf die Produktionskosten aufwei-
sen. Da das Energiepreisniveau in Deutschland ohnehin eines der höchsten in der EU ist, wäre ohne eine steuerliche 
Entlastung eine Beeinträchtigung der Wettbewerbsfähigkeit der energieintensiven Branchen des Produzierenden 
Gewerbes nicht auszuschließen.” 

Eine erste Revision erfuhr das Öko-Steuer-Gesetz mit dem “Gesetz zur Fortentwicklung der ökologischen Steuer-
reform” (am 05.12.2002 beschlossen). In dessen Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN (BT-Drs. 15/21) wird in Abschnitt A ausgeführt:  

“Bei der Einführung der ökologischen Steuerreform wurden für Unternehmen des Produzierenden Gewerbes und 
Unternehmen der Land- und Forstwirtschaft Steuerbegünstigungen geschaffen, um diesen Unternehmen ihre in-
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ternationale Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten und ihnen Zeit zu geben, sich an die neue energiesteuerliche Situ-
ation anzupassen. Dabei wurde in Kauf genommen, dass die steuerlichen Begünstigungen die Lenkungswirkung 
der Energiesteuern abschwächen. Nach einer fast vierjährigen Anpassungszeit können diese Steuerbegünstigun-
gen in weiten Bereichen abgeschmolzen werden, ohne die internationale Wettbewerbssituation der Unternehmen 
zu gefährden, aber gleichzeitig ökologische Anreize zur effizienten Energienutzung zu verstärken. Die Anstrengun-
gen zur Emissionsreduzierung, zu denen sich die deutsche Industrie im Rahmen der Klimaschutzvereinbarung mit 
der Bundesregierung verpflichtet hat, und die dabei erzielten Ergebnisse sind bei der Ausgestaltung der Regelun-
gen zu würdigen. Auch künftig ist sicherzustellen, dass dann, wenn es zu einer Nettobelastung von Unternehmen 
kommt, diese einen tragbaren Selbstbehalt nicht übersteigt.” 

Im Jahr 2006 wurde das Energiesteuergesetz als Ablösung des Mineralölsteuergesetzes erlassen. Hintergrund war 
die nationale Umsetzung der EG-Energiesteuerrichtlinie (2003/96/EG). Obwohl jene EG-Richtlinie ausschließlich 
die Steuerharmonisierung der EU – und keine ökologische Lenkungswirkung – zum Ziel hatte, ist das Energiesteu-
ergesetz dennoch als Bestandteil der ökologischen Steuerreform anzusehen; denn lenkungsrelevante “Einstellun-
gen” sind im Zuge der Einführung des Gesetzes zum Einstieg in die ökologische Steuerreform vorgenommen wor-
den (durch eine deutliche Anhebung der Mineralölsteuern). Insofern und aufgrund der erheblichen strukturellen 
und z.T. auch inhaltlichen Ähnlichkeit sind das Energiesteuergesetz und das Stromsteuergesetz hinsichtlich ihrer 
Lenkungsziele als gleich anzusehen (ohne dass dies in Gesetzgebungsdokumenten ausdrücklich erwähnt wird). 

 Ziele und Abgrenzung des Spitzenausgleichs und der Gegenleistungen 

Nach Artikel 107 Absatz 1 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) sind "staatliche oder 
aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen gleich welcher Art, die durch die Begünstigung bestimmter Unterneh-
men oder Produktionszweige den Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen drohen, mit dem Binnenmarkt un-
vereinbar, soweit sie den Handel zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigen."104 Hierzu gibt es jedoch Ausnahmere-
gelungen. 

So können gem. Art 107 Abs. 3 lit. c AEUV Beihilfen zur Förderung der Entwicklung gewisser Wirtschaftszweige oder 
Wirtschaftsgebiete, soweit sie die Handelsbedingungen nicht in einer Weise verändern, die dem gemeinsamen In-
teresse zuwiderläuft, als mit dem Binnenmarkt vereinbar angesehen werden. Unter bestimmten Voraussetzungen 
kann die EU-Kommission daher solche Beihilfen genehmigen. Dazu müssen die geplanten Beihilfen von den Mit-
gliedsstaaten vorab bei der EU-Kommission angemeldet werden. Erst wenn die EU-Kommission nach genauer Prü-
fung die Genehmigung erteilt hat, das heißt, wenn die Beihilfe notifiziert ist, darf sie gewährt werden (sog. "Durch-
führungsverbot"). 

Im Interesse der Rechtssicherheit und der Überprüfbarkeit ihres Handelns hat die EU-Kommission für verschiedene 
Sektoren und Beihilfekategorien Verwaltungsvorschriften erlassen, die sie bei der Ausübung ihrer Entscheidungs-
befugnisse zu Grunde legt. Für die hier zu untersuchenden Sachverhalt sind die “Leitlinien für staatliche Umwelt-
schutz- und Energiebeihilfen 2014 - 2020 (2014/C 200/01), insbesondere Abschnitt 3.7.1 ”Beihilfen in Form von 
Umweltsteuerermäßigungen oder -befreiungen” von besonderer Bedeutung. 

Dort heißt es in Gliederungspunkt 168: 

“Die Steuerermäßigungen sollten erforderlich sein und auf objektiven, transparenten und diskriminierungsfreien 
Kriterien basieren, und die begünstigten Unternehmen sollten einen Beitrag zur Verbesserung des Umweltschut-
zes leisten. Dies könnte durch die Gewährung eines Ausgleichs in Form einer Steuererstattung erfolgen, wobei die 
Unternehmen nicht von der Steuer als solcher befreit würden, sondern einen festen jährlichen Ausgleichsbeitrag 
für die zu erwartende Erhöhung der Steuerschuld erhalten würden.” 

In Ihrer Beihilfeentscheidung N 625/99 vom 09.03.2000 (SG(2000) D/102167) zum Stromsteuergesetz führt die 
EU-Kommission aus:  

“Soweit die Beihilfemaßnahmen die Befreiung von neuen Umweltabgaben zum Gegenstand haben, erkennt Ziffer 
3.4. des Umweltrahmens105 an, dass die Einführung solcher Abgaben mit staatlichen Beihilfen verbunden sein 
kann, weil einige Firmen nicht in der Lage sind, kurzfristig die zusätzlichen finanziellen Belastungen zu tragen, und 
daher eine vorübergehende Entlastung erforderlich sein kann. Die Voraussetzungen, unter denen solche Beihilfen, 
bei denen es sich um Betriebsbeihilfen handelt, genehmigt werden können, sind, dass sie lediglich die Produktions-
mehrkosten im Vergleich zu den üblichen Kosten ausgleichen dürfen und dass sie vorübergehend und grundsätz-
lich degressiv sein müssen, um einen Anreiz zur Herabsetzung der Umweltbelastungen oder zum beschleunigten, 

 
 
104  Ausführlich werden die beihilferechtlichen Vorgaben in Kapitel 3 erörtert. 
105  Gemeinschaftsrahmen für staatliche Umweltschutzbeihilfen (ABl. C 72 vom 10.3.1994) 
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rationelleren Einsatz von Ressourcen darzustellen. Darüber hinaus ist die von den betreffenden Unternehmen zu 
erbringende Gegenleistung in Form von Maßnahmen zur Verringerung der Umweltbelastungen zu berücksichti-
gen.“ 

Ziffer 3.4 Absatz 1 des Gemeinschaftsrahmens sieht vor, dass staatliche Beihilfen in Form einer Befreiung von Um-
weltabgaben vorübergehend, d.h. auf einen bestimmten Zeitraum begrenzt sein müssen. Deutschland hat wieder-
holt darauf hingewiesen, dass es die Dauer dieses Zeitraums erst dann bestimmen kann, wenn auf europäischer 
Ebene eine Energiesteuer eingeführt worden ist. Unter Berücksichtigung dieser Argumentation möchte die Kom-
mission unterstreichen, dass ihres Erachtens vorübergehend hier auf einen bestimmten Zeitraum begrenzt bedeu-
tet, den die betreffenden Unternehmen benötigen, um sich auf die neuen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
einzustellen, und der nicht unbedingt dem Zeitraum - gleich welcher Länge - entsprechen muss, während dem der 
Wettbewerbsnachteil gegenüber Ländern, in denen keine solchen Maßnahmen eingeführt wurden, andauert. 

Im vorliegenden Fall kann die Erhebung der Energie- und Stromsteuer generell eine zusätzliche Belastung für ener-
gieverbrauchende Unternehmen in Deutschland mit sich bringen. Diese Belastung muss entweder auf die Verbrau-
cher übergewälzt oder von den entsprechenden Unternehmen aufgefangen werden, beispielsweise durch die Ent-
wicklung und Einführung neuer, weniger energieintensiver Produktionsverfahren während einer Übergangszeit. 
Insbesondere mit Blick auf diese Situation ist die Kommission der Auffassung, dass die Beihilfe, wegen der ihr zu-
grunde liegenden Logik während der Übergangszeit verfügbar und folglich vorübergehender Natur sein sollte.” 

 Ursprung der Gegenleistungen 

In Ihrem “Energiekonzept für eine umweltschonende, zuverlässige und bezahlbare Energieversorgung” aus dem 
Jahre 2010 (BT-Drs. 17/3049), Abschnitt B.2, führt die Bundesregierung aus:  

“Die EU-Kommission hat die Steuervergünstigungen der deutschen Wirtschaft im Rahmen der Öko-Steuer bis 
zum 31. Dezember 2012 genehmigt. Die entsprechende Richtlinie fordert, dass die Betriebe für Steuervergünsti-
gungen, wie den Spitzenausgleich, eine entsprechende Gegenleistung erbringen. Die Bundesregierung wird ab 
2013 den im Haushaltsbegleitgesetz zu beschließenden Spitzenausgleich im Rahmen der Energie- und Strom-
steuer nur noch gewähren, wenn die Betriebe einen Beitrag zu Energieeinsparungen leisten. Der Nachweis der 
Einsparung kann durch die zertifizierte Protokollierung in Energiemanagementsystemen oder durch andere 
gleichwertige Maßnahmen erfolgen. Bei den anderen Steuervergünstigungen wird die Bundesregierung prüfen, 
mit welchen Maßnahmen den Anforderungen der Richtlinie nach einer entsprechenden Gegenleistung Rechnung 
getragen werden kann. Diese soll in Zukunft an die Durchführung von Energiemanagementsystemen entspre-
chend den internationalen Normen (EN 16001, ISO 50001) geknüpft werden. Damit sollen die entsprechenden 
Effizienzpotentiale sichtbar gemacht und damit auch genutzt werden können. Dabei geht es um ein kostengüns-
tiges Konzept, das insbesondere kleine und mittlere Unternehmen nicht überfordert und dennoch systematisch 
die Verbesserungschancen offenlegt.” 

In Ihrer Beihilfeentscheidung “Staatliche Beihilfe N 775/2006 – Deutschland” vom 13.06.2007 (K (2007) 2416 
endg.) führt die Europäische Kommission aus:  

“Der Spitzenausgleich ist auf Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe b der Energiesteuerrichtlinie gestützt. Nach diesem Ar-
tikel sind Steuerermäßigungen zulässig, wenn Vereinbarungen mit Unternehmen oder mit Unternehmensverbän-
den bestehen und sofern damit Umweltschutzziele erreicht werden oder die Energieeffizienz erhöht wird.” 

 Ziele, die sich aus der aktuellen energiepolitischen Diskussion ableiten lassen und im Hinblick auf eine 
Novellierung des Strom- und Energiesteuergesetzes Bedeutung haben 

Nach dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 29.04.2021 zum Bundes-Klimaschutzgesetz und vor 
dem Hintergrund des Pariser Klimaabkommens sowie der EU-Klimaziele des “Green Deal”106 hat die Bundesregie-
rung am 12.05.2021 das geänderte Klimaschutzgesetz vorgelegt. Mit jener Änderung wurden die Zielvorgaben im 
Hinblick auf THG-Emissionen angehoben (vgl. Kapitel 1). Das Minderungsziel für 2030 stieg auf “≤ 65 % gegenüber 
1990”. Für das Jahr 2040 gilt ein neues nationales Klimaschutzziel von “≤ 88 %”. Bis zum Jahr 2045 sind die Treib-
hausgasemissionen so weit zu mindern, dass eine Netto-Treibhausgasneutralität erreicht wird. 

 
 
106  COM(2019) 640 final vom 11.12.2019 i.V.m den Verschärfungsvorschlägen der EU-Kommission (Mitteilung an die Kom-

mission … “Mehr Ehrgeiz für das Klimaziel Europas bis 2030” [COM(2020) 562 final] vom 17.09.2020 
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Zur Erreichung der nationalen Klimaschutzziele wurden die bis 2030 konkret festgelegten maximalen Jahresemis-
sionsmengen (“Budgets”) für die Sektoren Energiewirtschaft, Industrie, Verkehr, Gebäude und Landwirtschaft ver-
schärft. Die “Industrie” hat nunmehr ihre Jahresemissionsmenge von 186 Mio. Tonnen CO2  in 2020 bis zum Jahr 
2030 auf 118 Mio. Tonnen, also um 37 % zu reduzieren. 

Für die Jahre von 2031 bis 2040 wurden sektorübergreifende jährliche Minderungsziele festgelegt, die den Rah-
men für die bis zum Jahr 2024 bzw. 2034 zu erfolgende Festlegung der sektorscharfen Jahresemissionsmengen 
bilden. 

Die Klimaziele werden kontinuierlich per Monitoring überprüft. Der Expertenrat für Klimafragen wird erstmals ab 
2022 alle zwei Jahre ein Gutachten über die bisher erreichten Ziele, Maßnahmen und Trends vorlegen. Werden die 
Budgets nicht eingehalten, steuert die Bundesregierung umgehend nach. 

 Zusammenfassender Ziel- und Anforderungsrahmen an eine Novellierung der Beihilfe-
Gegenleistungsregelungen im deutschen Strom- und Energiesteuerrecht 

Zusammenfassend lässt sich der Ziel- und Anforderungsrahmen wie folgt aufspannen: 

▪ Die Strom- und Energiesteuern sollen Anreize erwirken, um vorhandene Energieeinsparpotenziale auszu-
schöpfen, erneuerbare Energie stärker auszubauen und energiesparende und ressourcenschonende Produkte 
und Produktionsverfahren zu entwickeln.  

▪ Die dabei entstehende Belastung muss entweder an die Verbraucher weitergegeben oder von den entspre-
chenden Unternehmen aufgefangen werden, beispielsweise durch die Entwicklung und Einführung neuer 
oder die Weiterentwicklung bestehender, weniger energieintensiver Produktionsverfahren. 

▪ Eine Senkung der Sozialversicherungsbeiträge ist bzw. war als ein Nebenziel anzusehen, um die Kostenbelas-
tung in den Unternehmen auszugleichen. Wenn es ein Hauptziel gewesen wäre, hätte das Vorhaben 1998/1999 
auch nicht “Gesetz zum Einstieg in die ökologische Steuerreform”, sondern “… in die Renten- und ökologische 
Steuerreform” o.ä. geheißen. 

▪ Es soll ein angemessener Ausgleich zwischen der Erfüllung von wirtschaftspolitischen und ökologischen 
Zielen geschaffen werden. 

▪ Bei der Ausschöpfung von Energieeinsparpotenzialen stehen solche im Fokus, die wirtschaftlich vorteilhaft 
sind. 

▪ Ausnahmen von der Strom-/Energiesteuer (= Beihilfe) zugunsten des – energieintensiven – Produzierenden 
Gewerbes seien erforderlich  

▪ wegen der bislang nicht erreichten Harmonisierung der Energiebesteuerung in der Europäischen 
Union; 

▪ um Unternehmen ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten (aus der Anfangsphase der 
Gesetzgebung) und um zu verhindern, dass Produktionsstandorte energiekostenbedingt in das Aus-
land verlegt werden (derzeitig artikulierte Risikolage, sog. Carbon-Leakage); 

▪ um derartigen Unternehmen Zeit zu geben, sich an die neue energiesteuerliche Situation anzupassen. 

▪ Es würde in Kauf genommen, dass die steuerlichen Begünstigungen die Lenkungswirkung der Energiesteuern 
abschwächten. 

▪ Begünstigten Unternehmen ist eine zu erbringende Gegenleistung in Form von Maßnahmen zur Verringerung 
der Umweltbelastungen abzuverlangen. 

▪ Diese Gegenleistungen dürfen keine Carbon-Leakage-Effekte auslösen. 

▪ Dabei solle es um ein kostengünstiges Konzept gehen, das insbesondere kleine und mittlere Unternehmen 
nicht überfordert und dennoch systematisch die Verbesserungschancen offenlegt.  

▪ Steuerermäßigungen wären zulässig, wenn Vereinbarungen mit Unternehmen oder mit Unternehmensver-
bänden bestehen und sofern damit Umweltschutzziele erreicht werden oder die Energieeffizienz erhöht wird. 

▪ Energiepolitische Aktivitäten sollten sich an den klimapolitischen Zielen ausrichten, die – national – im Bun-
des-Klimaschutzgesetz festgelegt sind 

Auf der Grundlage der Analyse der Ziele, die mit Strom- und Energiesteuern, Beihilfen und Gegenleistungen ver-
folgt werden, sowie der in Kapitel 9 analysierten betriebswirtschaftlichen Aspekte der Verwirklichung von Energie-
einsparungen in Unternehmen lassen sich die in der Tabelle 32 aufgeführten Anforderungen an Gegenleistungen 
für Beihilfen im Strom- und Energiesteuerrecht ableiten. 
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Tabelle 32:  Ableitung von Anforderungen zur Forcierung der Durchsetzung von Einsparmaßnahmen und 
der Verhinderung/Reduzierung der Umsetzungsbarrieren 

 
Quelle: Eigene Darstellung 

 

Eine gesetzliche Regelung zu Gegenleistungen für Vergünstigungen im Strom- und Energiesteuerrecht sollte Un-
ternehmen dazu auffordern, 

▪ eine detaillierte Energieverbrauchs- und THG-Emissionserfassung und Abgrenzung von Hauptenergiever-
brauchern (ggf. alle THG-Emittenten) durchzuführen; 

▪ Schulungen und Sensibilisierungen der Mitarbeiter zu veranlassen; 

▪ Verbesserungsideen für alle Hauptverbraucher zu erarbeiten; 

▪ sowohl den Nutzen als auch die Kosten der entwickelten Verbesserungsideen detailliert zu erfassen; 

▪ die Verbesserungsideen hinsichtlich ihrer Wirtschaftlichkeit nach einem geeigneten und nachvollziehbaren 
Verfahren zu bewerten;  

▪ geeignete Entscheidungsverfahren für die Durchsetzung wirtschaftlich vorteilhafter Maßnahmen zu entwi-
ckeln und zu dokumentieren; 

▪ die volle oder einen Teil der Beihilfe in wirtschaftlich vorteilhafte Einsparmaßnahmen zu investieren107  

▪ und dabei derart strukturiert sein, dass 

▪ sie einfach und damit leicht verständlich ist, 

▪ ihre Anwendung einen möglichst niedrigen Administrationsaufwand und möglichst niedrige Kosten 
nach sich zieht, 

▪ sichergestellt wird, dass die materiellen Detailregelungen ordnungsgemäß umgesetzt werden, sofern er-
forderlich Rücksicht auf kleinere und mittlere Unternehmen durch vereinfachte Verfahren nimmt. 

10.2 Bewertung der Gegenleistungen im StromStG und EnergieStG 

Auf der Grundlage der Ziele, die mit den Strom- und Energiesteuergesetz verfolgt werden, der betriebswirtschaft-
lichen Analyse der Wirkungsweise und den daraus abgeleiteten Anforderungen an geeignete Detailregelungen für 
einen wirksamen Vollzug sollen im Folgenden die Elemente der Gegenleistung bewertet werden. Dabei wird diffe-
renziert zwischen unternehmensspezifischen und unternehmensübergreifenden Gegenleistungen. 

 
 
107  Eine derartige Regelung ist theoretisch – wie bereits erwähnt – eigentlich nicht notwendig, weil Unternehmen – ökono-

misch rational handelnde Entscheider vorausgesetzt – im Eigeninteresse all jene Maßnahmen, die wirtschaftlich vorteil-

haft sind, umsetzen müssten. Die Praxis (so etwa auch zahlreiche Kommentare zum Referentenentwurf der Carbon-

Leakage-Verordnung) zeigt jedoch, dass sie notwendig ist. 
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 Gegenleistung – unternehmensspezifisch 

Steuerentlastungen ohne Gegenleistungen  

▪ Allgemeine Steuerentlastung: Nach § 54 Abs. 1 EnergieStG und § 9b StromStG wird Unternehmen des Produ-
zierenden Gewerbes eine allgemeine Steuerentlastung ohne Gegenleistung gewährt. In Anbetracht der Tat-
sache, dass bei der Stromsteuer mehr als 30.000 Unternehmen bzw. bei der Energiesteuer fast 15.000 Unter-
nehmen eine derartige Beihilfe in Anspruch nehmen, stellt sich die Frage, wieso bei ihnen keine Gegenleistung  
gefordert wird. Der Umfang der Steuerentlastung erwirkt eine Reduktion der Lenkungswirkung der Strom- und 
Energiesteuern um etwa ein Viertel (bei Strom wird beispielsweise die Steuer von 20,50 Euro/MWh auf 
15,37 Euro/MWh abgesenkt).  

Diese Verringerung des Lenkungsmechanismus ist insofern von bedeutender Relevanz, weil es sich bei den be-
günstigten Unternehmen häufig um energieintensive handelt, bei denen umfassende Einspar- und in Folge 
THG-Vermeidungspotentiale vermutet werden können.  

 

▪ Steuerentlastung für bestimmte Prozesse/Verfahren: Nach § 9a StromStG und § 51 EnergieStG wird auf An-
trag die Steuer für Strom und Energieerzeugnisse erlassen, erstattet oder vergütet, die ein Unternehmen des 
Produzierenden Gewerbes für verschiedene im jeweiligen Gesetz aufgeführte Prozesse bzw. Verfahren – wie 
etwa für die Herstellung von Glas, Keramik, Zement etc. – entnommen bzw. verheizt hat. Bei den dort aufge-
führten Prozessen und Verfahren handelt es sich offenbar um energieintensive, bei denen auf der einen Seite 
je nach verwandter Technologie und physikalischen Rahmengegebenheiten hohe Einsparpotentiale erwartet 
werden dürften, aber auf der anderen Seite auch internationaler Wettbewerbsdruck bestehen könnte, der ent-
weder zur Verlagerung des Standortes in das Ausland oder eines Outsourcings von Prozessen führen könnte. 

Wie die allgemeine Entlastung ist auch die vollständige Steuerentlastung für bestimmte Prozesse und Verfah-
ren nicht an die Erbringung von Gegenleistungen geknüpft.  

 

Gegenleistungen für den Spitzenausgleich  

Die Gewährung des bereits vorgestellten “Spitzenausgleichs” ist bei Nicht-KMU mit der Verpflichtung verbunden, 
ein Energie- oder Umweltmanagementsystems einzuführen, zertifizierten zu lassen und zu betreiben. Als Ener-
giemanagementsystem kommt ausschließlich eines nach der internationalen Norm ISO 50001:2018 und als Um-
weltmanagementsystem die Umsetzung der EMAS-Verordnung in Frage. 

Für KMU gibt es darüber hinaus zwei weitere Alternativen, zum einen, die europäische Norm EN 16247-1 zu Ener-
gieaudits anzuwenden und zum anderen eine tabellarische Erfassung verschiedener energierelevanter Informatio-
nen, die auch aufzeigen, ob und inwieweit Maßnahmen zur Reduzierung des Energieverbrauchs bzw. zur Verbes-
serung der Energieeffizienz ergriffen worden sind.  

 

Energiemanagementsystem nach ISO 50001:2018 als Element einer Gegenleistung für die Gewährung des 
Spitzenausgleichs 

Mit der ISO 50001:2018 wird entsprechend den Ausführungen in ihrer Einleitung (Abschnitt 01) das Ziel verfolgt, 
Organisationen in die Lage zu versetzen, solche Systeme und Prozesse festzulegen, die zur fortlaufenden Verbes-
serung der energiebezogenen Leistung erforderlich sind. Sie legt die Anforderungen an ein Energiemanagement-
system (EnMS) für eine Organisation fest. Es handelt sich um eine Spezifikations- und damit “normative” Norm (im 
Gegensatz zum Typ “informativ”), in der überprüfbare Anforderungen festgelegt sind, deren Einhaltung (Normkon-
formität) unter Zugrundelegung der Normen 

▪ ISO 50003 (Energiemanagementsysteme – Anforderungen an Stellen, die Energiemanagementsysteme audi-
tieren und zertifizieren) und  

▪ ISO 17021-1 (Konformitätsbewertung – Anforderungen an Stellen, die Managementsysteme auditieren und zer-
tifizieren)  

geprüft und zertifiziert werden können. Die Normungsregelungen sind daher mit den Modalverben “muss” und 
“soll” verfasst – im Gegensatz zu “könnte” und “sollte”, die in informativen Normen (i.d.R. Leitfäden) verwandt wer-
den. Der Rezertifizierungszyklus beträgt drei Jahre mit jährlichen Überwachungsaudits. 



Endbericht fe 6/20 • Seite 105 von 278 
 

 

Im Zentrum der ISO 50001 steht – wie erwähnt – die fortlaufende Verbesserung der energiebezogenen Leistung 
(ebL) aller SEUs. SEUs sind dabei “significant energy uses”, also Energieeinsätze, die sich auf Hauptenergieverbrau-
cher in einem Unternehmen beziehen und als solche selbst festgelegt werden. Die Norm teilt somit Energiever-
braucher in zwei Gruppen ein: SEUs und Nicht-SEUs. Die SEUs stehen im Vordergrund der Betrachtung. Vornehm-
lich für sie sollen Effizienzverbesserungsmaßnahmen entwickelt und umgesetzt werden. Auf diese Weise wird eine 
Schwerpunktorientierung erzeugt.  

Der Nachweis der fortlaufenden Verbesserung ist ein wesentliches Kriterium für die (Re-)Zertifizierung des Sys-
tems an einem Standort bzw. für ein Unternehmen. Diese Verbesserung wird über sogenannte EnPIs (energy per-
formance indicators, Energieleistungskennzahlen) ermittelt, indem Energieverbräuche der aktuellen Periode mit 
normalisierten Verbräuchen einer Baselineperiode (i.d.R. Vorjahr) verglichen werden, wobei es sich bei EnPIs regel-
mäßig um Energieverbrauchsgleichungen handelt, die – entsprechend der ISO 50006 (Energiemanagementsys-
teme – Messung der energiebezogenen Leistung) – über Regressionsanalysen unter Berücksichtigung aller signifi-
kanten Faktoren, die Einfluss auf den Energieverbrauch haben, ermittelt werden108.  

Derartige Energieverbrauchsgleichungen werden grundsätzlich vorgezogen, weil sie – im Gegensatz zu früher üb-
lichen Quotienten (etwa Energieverbrauch pro Produktionsvolumen gemessen in kWh/t) – Grundlasten berück-
sichtigen können und in der Lage sind, Energieverbräuche mit mehr als einem Einflussfaktor vollständig abzubilden. 
Zudem haben Wertangaben von Energieverbrauchsgleichungen eine einheitliche Einheit (kWh/a oder MWh/a) 
und können daher SEU-übergreifend aggregiert werden, sodass eine Gesamtverbesserung für ein jeweiliges Un-
ternehmen ermittelt werden kann. 

Die Nutzung von erneuerbarer Energie hat nach derzeit herrschender Meinung keinen Einfluss auf Veränderung 
der ebL im Sinne der ISO 50001, da sie in den Abschnitten A.6.3 sechster Absatz sowie A.8.2 zweiter Absatz davon 
explizit ausgeschlossen werden109. Insofern steht für die Norm die Steuerung des Endenergieverbrauchs und nicht 
des (fossilen) Primärenergieverbrauchs im Vordergrund der Betrachtung. 

Die Ermittlung der Verbesserung der ebL findet – wie erwähnt – auf der Grundlage von normalisierten Baseline-
Werten statt. Diese Normalisierung soll dabei sicherstellen, dass ein “fairer” Vergleich zustande kommt, indem der 
Baseline-Endenergieverbrauch vor dem Vergleich mit dem aktuellen Verbrauch an geänderte Rahmenbedingun-
gen (z.B. ein geändertes Produktionsvolumen) dadurch angepasst wird, dass er durch Anwendung des EnPIs unter 
Zugrundelegung der aktuellen Werte der Einflussfaktoren (z.B. aktuelles Produktionsvolumen in Tonnen) ermittelt 
wird. In der Sprache der ISO 50001 wird dies „Normalisierung“ genannt. 

Eine Verbesserung der ebL stellt insofern eine Erhöhung der Endenergieeffizienz des betreffenden SEUs dar und 
nicht notwendigerweise auch eine Senkung des Endenergieverbrauchs; denn wenn sich beispielsweise der Wert 
des EnPIs eines SEUs um 10 % verringert und sich gleichzeitig das Produktionsvolumen um 20 % vergrößert, dann 
hat sich zwar die ebL verbessert. Der Energieverbrauch hat aber zugenommen und damit einhergehend – bei fossi-
len Energieträgern – auch die CO2-Emission. 

Die ISO 50001 beschreibt ein sehr systematisches Verfahren – insbesondere in Kombination mit der ISO 50006 –, 
das auf eine fortlaufende Verbesserung der ebL hinwirken soll. Es schafft den Rahmen, um sich systematisch mit 
allen energieverbrauchenden Prozessen/Einheiten/Systemen (das sind die SEUs) auseinanderzusetzen. Mit Hilfe 
dieser Norm werden Energieverbräuche den Verursachern zugeordnet, sodass sie im Hinblick auf das Auffinden 
von Einsparpotentialen genau untersucht werden können. Die Norm fordert die Entwicklung von Verbesserungs-
ideen für jeden SEU. Bereits zur Erstzertifizierung muss eine Verbesserung der ebL seit der Einführung des Systems 
nachgewiesen werden (ISO 50003:2016, Abschnitt 5.7.2).  

  

 
 
108          Vgl. Hierzu umfassend: Nissen u.a. (2018) 
 
109  Da sich die einschlägigen Textabschnitte im informativen Anhang der Norm befinden, ist die Auslegung strittig. 
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Bis Ende 2019 sind nach dem von der ISO jährlich erarbeiteten “The ISO Survey of Management System Stan-
dard Certifications 2019 - complementary statistics”110 weltweit 18.227 ISO 50001-Zertifikate für Organisationen 
ausgestellt worden, davon 5786 in Deutschland. 
 

Abbildung 32: Top-Ten der ISO 50001-Länder Ende 2019 nach Deutschland 

 
Quelle: ISO Survey of Management System Standard Certifications 2019 - complementary statistics 

 

Der hohe Anteil Deutschlands von über 30 % in 2019 dürfte stark auf den Spitzenausgleich sowie die Besondere 
Ausgleichsregelung des EEG zurückzuführen sein. 

 

Mit Blick auf die Nutzung als (Teil-)Gegenleistung für Begünstigungen bei der Strom- und Energiesteuer lassen 
sich als Stärken der ISO 50001 zusammenfassen: 

▪ Einbeziehung von Geschäftsführung, Organisationsstruktur und Personen; 

▪ Verpflichtung zur fortlaufenden Verbesserung der „energiebezogenen Leistung“; 

▪ Aufbau und Anwendung eines kennzahlengestützten Systems zur Steuerung der Energieverbräuche; 

▪ Verursachungsorientierung durch Fokus auf wesentliche Verbraucher (SEUs); 

▪ Vorhandensein von Prüfinstitutionen (Energieauditoren + Aufsicht); 

▪ etabliertes System, das seine Wirksamkeit verschiedentlich auch schon unter Beweis gestellt hat111. 

Als Schwächen der ISO 50001 Norm sind die Aspekte anzuführen, dass  

▪ sie Anreize zur Entwicklung und Umsetzung von Einsparmaßnahmen mit Klimaschutzwirkung nur einge-
schränkt erzeugt, da sie  

▪ erstens nicht auf absoluten Energieverbrauch bzw. die daraus hervorgehenden THG-Emissionen fokus-
siert ist, sondern auf die Verbesserung der Energieeffizienz und  

▪ zweitens den Einsatz von erneuerbaren Energien nicht fördert, tendenziell sogar zurückdrängt und dar-
über hinaus, dass  

▪ sie den Normanwender nicht auffordert, (geeignete) Wirtschaftlichkeitsanalysen für ausgedachte Einsparmaß-
nahmen durchzuführen, wodurch Anreizeffekte für Investitionen in vielen Fällen sicherlich unterbleiben dürf-
ten.  

Diese genannten Lücken ließen sich durch 

▪ eine additive Erfassung der THG-Emissionen, die sich aus den Energieverbräuchen ergeben, 

 
 
110  https://www.iso.org/the-iso-survey.html 
111  Vgl. etwa die empirische Analyse von (Harfst, 2021). 
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▪ eine Öffnung zu Erneuerbaren Energien und 

▪ eine Verpflichtung, Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nach einem geeigneten Standard durchzuführen, 

beheben. 

 

Umweltmanagementsystem nach EMAS als Element einer Gegenleistung für den Spitzenausgleich 

Als ein Bestandteil der Gegenleistung für Steuervergünstigungen kann anstelle eines Energiemanagementsystems 
de lege lata auch ein Umweltmanagementsystem nach EMAS III anerkannt werden. Mit EMAS III ist die EG-Ver-
ordnung 1221/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2009 über die freiwillige Teil-
nahme von Organisationen an einem Gemeinschaftssystem für Umweltmanagement und Umweltbetriebsprüfung 
gemeint, die seit ihrer Einführung im Jahr 1993 zweimal novelliert wurde (eng. “EMAS” für Eco-Management and 
Audit Scheme, früher “Öko-Audit-Verordnung"; siehe umfassend Nissen (1999) und mehrfach zusätzliche Ände-
rungen erfahren hat (zuletzt durch die Verordnung 2018/2026 der Kommission vom 19. Dezember 2018 zur Ände-
rung des Anhangs IV der Verordnung (EG) Nr. 1221/2009).  

Mit EMAS wird das Ziel verfolgt, kontinuierliche Verbesserungen der Umweltleistung von Organisationen zu för-
dern, indem die Organisationen Umweltmanagementsysteme errichten und anwenden, und die Leistung dieser 
Systeme einer systematischen, objektiven und regelmäßigen Bewertung unterzogen wird. Die “Umweltleistung” 
definiert die Verordnung in ihrem Art. 2 Nr. 2 als “die messbaren Ergebnisse des Managements der Umweltaspekte 
einer Organisation durch diese Organisation”. Gemessen wird sie durch Werte von Umweltleistungsindikatoren.  

Organisationen, die an dem freiwilligen EMAS-System teilnehmen wollen, haben  

▪ eine (einmalige) Umweltprüfung aller sie betreffenden Umweltaspekte vorzunehmen; 

▪ auf der Grundlage der Ergebnisse dieser Prüfung ein von ihnen entwickeltes Umweltmanagementsystem ein-
zurichten und aufrechtzuerhalten, 

▪ eine Umweltbetriebsprüfung (sogenanntes Umweltaudit) durchzuführen, 

▪ eine “Umwelterklärung” (ein Umweltbericht nach einem definierten Muster) zu erstellen und zu veröffentlichen; 
das sind Anforderungen, die in den Anhängen der Verordnung detailliert geregelt sind.  

Im Anschluss an die Erfüllung der Anforderungen ist eine Prüfung der Verordnungskonformität und eine Validie-
rung der Umwelterklärung durch einen Umweltgutachter vorgesehen. Danach kann sich eine betreffende Organi-
sation – bei positivem Testat – bei der zuständigen Stelle (bei der zuständigen IHK oder HWK) registrieren lassen. 
Der Re-Registrierungszyklus beträgt drei Jahre, für kleinere Unternehmen ggf. auch vier Jahre. Darüber hinaus va-
lidiert der Umweltgutachter in Abständen von höchstens zwölf Monaten sämtliche aktualisierten Informationen der 
Umwelterklärung oder der aktualisierten Umwelterklärung. 

Die Umweltprüfung, das Umweltmanagementsystem, das Verfahren für die Umweltbetriebsprüfung und seine 
Umsetzung werden von akkreditierten oder zugelassenen Umweltgutachtern begutachtet und die Umwelterklä-
rung von ihnen validiert. 

In Anhang IV, Abschnitt C der EMAS-Verordnung wird vorgeschrieben, dass für sogenannte Kernindikatoren Um-
weltleistungen zu ermitteln sind. Bei diesen Indikatoren handelt es sich um Umweltleistungskennzahlen für Schlüs-
selbereiche, die auch die Themen Energie und Emissionen umfassen. Die Werte dieser Kennzahlen sind durch 
Quotientenbildung A/B zu ermitteln, wobei – in Bezug zu Energieverbräuchen/Emissionen in Industrieunterneh-
men – A  

▪ den jährlichen Gesamtenergieverbrauch und 

▪ den jährlichen Gesamtverbrauch der Organisation von Energie aus erneuerbaren Quellen, 

▪ die jährliche Gesamterzeugung der Organisation von Energie aus erneuerbaren Quellen 

▪ bzw. die jährlichen Gesamtemissionen von Treibhausgasen, die mindestens die Emissionen an CO2 , CH4, N2O, 
Hydrofluorkarbonat, Perfluorkarbonat und SF6 enthalten, ausgedrückt in Tonnen  CO2 -Äquivalent112 

und B die 

▪ jährliche Gesamtbruttowertschöpfung, ausgedrückt in Mio. Euro oder  

▪ jährliche Gesamtausbringungsmenge, ausgedrückt in Tonnen 

darstellen.  

 
 
112  Im Gegensatz zur ISO 50001 behandelt EMAS also auch unmittelbar klimaschutzrelevante Aspekte, indem die THG zu 

erfassen und in der Umwelterklärung als Kennzahl zu bilanzieren sind. 
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Sollte aus der Sicht eines Unternehmens ein Kernindikator nicht als wesentlich gelten, muss die Organisation keine 
Informationen zu diesen Kernindikatoren abgeben. Dies ist allerdings zu begründen. Dadurch besteht die Möglich-
keit, einzelne Themen wie Energie oder Emissionen abzuwählen. 

Neben den Kernindikatoren sind auch einschlägige branchenspezifische Indikatoren für die Bewertung der Verän-
derung der Umweltleistung zu berücksichtigen, sofern sie – vereinzelt – von der Kommission erarbeitet und als 
Kommissions-Beschluss veröffentlicht wurden. In ihnen sind in geringem Ausmaße Leistungsrichtwerte zu Energie 
und Emissionen enthalten.  

Eine (kontinuierliche) Verbesserung der Umweltleistung zeigt sich gem. Art. 25 Abs. 6 lit. C EMAS III durch eine 
abnehmende Veränderung der Kernindikatoren und weiterer Indikatoren über die Zeit. Es werden zu deren Klärung 
Vergleiche zwischen der Referenzperiode und der Berichtsperiode unter Berücksichtigung der Umweltzielsetzun-
gen und -einzelzielen der Organisation durchgeführt. Die Ergebnisse sind gem. Anhang IV von EMAS III in der Um-
welterklärung darzustellen, sodass beurteilt werden kann, ob und inwieweit sich die Umweltleistung verbessert hat, 
allerdings nicht verursacher-, sondern gesamtunternehmensorientiert. 
 

Bis Anfang 2021 sind europaweit 3.924 Organisationen im EMAS-Register113 registriert worden, davon 1.188 in 
Deutschland. 
 

Abbildung 33:  EMAS-Organisationen in Europa Ende 2019 

 
Quelle: EMAS-Register 

 

Der hohe Anteil Deutschlands von etwa 30 % dürfte stark auf den Spitzenausgleich sowie die Besondere Aus-
gleichsregelung des EEG zurückzuführen sein. 

 

Mit Blick auf die Nutzung als (Teil-)Gegenleistung für Begünstigungen bei der Strom- und Energiesteuer lassen 
sich als Schwächen der EMAS-Verordnung anführen, dass  

▪ eine verursacherorientierte Bearbeitung von Energieverbräuchen bzw. THG-Emissionen mit Fokussierung auf 
Hauptenergieverbraucher nicht vorgesehen ist (im Vergleich zu der SEU-Orientierung der ISO 50001); 

 
 
113  European Kommission: EMAS Register zum 28.01.2021 (https://webgate.ec.europa.eu/emas2/public/registration/list) 
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▪ die Leistungsindikatoren in der EMAS-Verordnung eher auf die Darstellung der Leistungsveränderung und we-
niger auf eine unmittelbare Lenkung von energieverbrauchs- bzw. emissionsrelevanten Prozessen ausgerich-
tet sind, was auch daran zu erkennen ist, dass in EMAS eine Normalisierung nicht stattfindet; 

▪ eine Begutachtung mit Validierung der Umwelterklärung keine sichere Aussage darüber abgibt, dass Energie-
einsparungen bzw. Emissionsreduzierungen auch zustande gekommen sind (sofern in anderen Bereichen, 
etwa Abfall, eine Verbesserung erzielt wurde); im Gegensatz zur ISO 50001 wird also nicht sichergestellt, dass 
sich die energie- oder gar klimabezogene Leistung verbessert; 

▪ durch die vereinzelte Festlegung von Leistungsrichtwerten der Blick auf die Hauptenergieverbraucher erst 
recht nicht entstehen könnte; 

▪ sie den Normanwender nicht auffordert, (geeignete) Wirtschaftlichkeitsanalysen für ausgedachte Einsparmaß-
nahmen durchzuführen, wodurch Anreizeffekte für Investitionen in vielen Fällen sicherlich unterbleiben dürf-
ten; 

▪ abgesehen von Änderungen von Informationen der Umwelterklärung eine externe Prüfung verglichen mit den 
jährlichen Überwachungsaudits der ISO 50001 nur alle drei bzw. – bei kleinen Unternehmen alle vier – Jahre 
vorgesehen ist, was den Administrationsaufwand bzw. die Kosten verringert, gleichwohl aber die Wahrschein-
lichkeit der Umweltleistungsverbesserung dämpfen dürfte. 

Zu den Stärken von EMAS zählen: 

▪ Einbeziehung von Geschäftsführung, Organisationsstruktur und Personen; 

▪ Verpflichtung zur fortlaufenden Verbesserung der „Umweltleistung“; 

▪ breite Ausrichtung auf zahlreiche Umweltschutzbereiche und damit auch CO2 -Emissionen; 

▪ Vorhandensein von Prüfinstitutionen (Umweltgutachter mit Aufsichtsbehörde); 

▪ etabliertes System mit zahlreichen Anwendern. 

 

Energieaudits nach EN 16247-1 (“Alternatives System 1”) als Element einer Gegenleistung für den Spitzenaus-
gleich 

KMU können die Forderung zur Erfüllung einer Gegenleistung auch dadurch erfüllen, dass sie anstelle der Einfüh-
rung und Aufrechterhaltung eines ISO 50001-Systems oder EMAS ein Energieaudit nach der europäischen Norm 
EN 16247-1 mit verordnungsgemäßem Bericht (“Alternatives System” nach SpaEfV Nr. 1) oder eine Erfassung und 
Analyse von Daten sowie die Identifizierung und Bewertung von Einsparpotentialen mit Tabellen aus der SpaEfV 
(“Alternatives System” nach SpaEfV Nr. 2) durchführen. Die Norm EN 16247-1 “Energieaudits – Teil 1: Allgemeine 
Anforderungen” umfasst Regelungen zur Durchführung eines Energieaudits. 

Mit jener Norm wird ausweislich Ihrer Einleitung darauf abgezielt, Organisation im Zuge der Durchführung eines 
Energieaudits dabei zu unterstützen, ihre Energieeffizienz zu verbessern, den Energieverbrauch zu verringern, um 
dadurch Vorteile für die Umwelt zu erreichen. Der Energieauditprozess wird in ihr als chronologische Abfolge dar-
gestellt, die die folgenden Schritte umfasst:  

▪ Im Rahmen eines “einleitenden Kontaktes” hat der Energieauditor, der i.d.R. kein Mitarbeiter des zu auditieren-
den Unternehmen ist (aber sein kann) und i.d.R. bei dem BAFA nach Prüfung der Qualifikation anerkannt und 
registriert ist, mit der Organisation die Rahmenbedingungen der Beratung festzulegen.  

▪ Insbesondere sind die mit der Beratung verbundenen Ziele und Erwartungen zu bestimmen sowie die Kriterien, 
an denen Energieeffizienzmaßnahmen gemessen werden sollen.  

▪ Es folgt die Auftakt-Besprechung, in deren Rahmen insbesondere die zu liefernden Daten, Anforderungen an 
Messungen und Vorgehensweisen für die Installation von Messausrüstungen zu erläutern sind.  

▪ In der drauf folgenden Datenerfassung muss der Energieauditor Informationen und Daten erfassen wie bei-
spielsweise über die Energie verbrauchenden Systeme, Prozesse und Einrichtungen und die quantifizierbaren 
Parameter, die den Energieverbrauch beeinflussen.  

▪ Im Anschluss erfolgt der Außeneinsatz, bei dem der Energieauditor das zu prüfende Objekt begeht, um den 
Energieeinsatz zu evaluieren und Arbeitsabläufe sowie das Nutzerverhalten und ihr Einfluss auf den Energie-
verbrauch und die Effizienz zu untersuchen. Auf dieser Basis sollen erste Verbesserungsvorschläge generiert 
werden.  

▪ Der nächste Schritt ist die Analyse, in der der Energieauditor die bestehende Situation der energiebezogenen 
Leistung feststellt. Hierbei sollte eine Aufschlüsselung des Energieverbrauchs auf der Verbrauchs- und Versor-
gungsseite stattfinden, auf dessen Grundlage Ansätze zur Verbesserung der Energieeffizienz bestimmt wer-
den. Diese Verbesserungsmöglichkeiten müssen nach festgelegten Kriterien bewertet werden.  
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▪ Schließlich ist ein Bericht zu erstellen, der eine Zusammenfassung, allgemeine Informationen zum Hintergrund, 
die Dokumentation der Energieberatung und eine Liste der Möglichkeiten zur Verbesserung der Energieeffi-
zienz enthält und zumindest auf Folgendes eingeht: 

▪ Empfehlungen und Pläne zur Umsetzung; 

▪ Annahmen, die für die Berechnung der Einsparungen verwendet wurden; 

▪ Informationen über anwendbare Zuschüsse und Beihilfen,  

▪ geeignete Wirtschaftlichkeitsanalyse; 

▪ Vorschlägen für Mess- und Nachweisverfahren für eine Abschätzung der Einsparung nach der Umset-
zung der empfohlenen Maßnahmen; 

▪ möglichen Wechselwirkungen mit anderen vorgeschlagenen Empfehlungen und Schlussfolgerungen.  

▪ In einer Abschlussbesprechung präsentiert der Energieauditor seine Ergebnisse, erklärt diese bei Bedarf und 
übergibt den Bericht. 

Ein Re-Auditierungszyklus ist in der Norm nicht vorgesehen114. § 4 Abs. 3 SpaEfV regelt daher, dass frühestens zwölf 
Monate vor Beginn des Antragsjahres ein Energieaudit abgeschlossen sein muss (§ 4 Abs. 3 Satz 5 SpaEfV), sodass 
sich hieraus ein Auditzyklus von einem Jahr ergibt. 

Wie bereits angeführt, fordert die SpaEfV für das erste “Alternative System” – scheinbar über die Anforderungen 
der Norm EN 16237-1 hinaus – bestimmte Inhalte im Energieauditbericht, die aber vollständig von der Norm abge-
deckt werden, sodass diese Inhalte hier nicht gesondert behandelt werden müssen. 

Mit Blick auf die Nutzung als eine Gegenleistung für Begünstigungen bei der Strom- und Energiesteuer speziell für 
KMU, lassen sich als Schwächen der EN 16247-1 anführen, dass  

▪ der Fokus auf Energieeffizienz – und nicht THG-Minderung – liegt, sodass der Einsatz von erneuerbarer Energie 
keine Bedeutung hat; 

▪ keine energieverbraucherspezifische Leistungsmessung vorgesehen ist; 

▪ keine Fokussierung auf Hauptenergieverbraucher erfolgt; 

▪ eine umfassende Einbindung des Unternehmenspersonals nicht gefordert wird; 

▪ es keine Verpflichtung zur Sensibilisierung und Qualifizierung des Personals gibt; 

▪ ein Aufbau von Management-Strukturen, die dauerhaft darauf hinwirken, dass eine fortlaufende Verbesserung 
der energiebezogenen Leistung zustande kommt, nicht gefordert wird; 

▪ ein Aufbau von kennzahlengestützten Regelkreisen zur Erfolgssicherung nicht vorgesehen ist.  

Als Stärke des Energieaudits nach EN 16247-1 ist – im Vergleich auch zu ISO 50001 und EMAS – zu nennen, dass 
der Normanwender verpflichtet ist, Wirtschaftlichkeitsanalysen für alle erarbeiteten Verbesserungsmaßnahmen 
durchzuführen. Darüber hinaus liegt ein Akkreditierungs- und Registrierungssystem für Energieauditoren vor, bei 
dem man davon ausgegangen kann, dass eine umfassende Menge an qualifizierten Fachkräften für die Durchfüh-
rung von Audits vorliegt. 

 

Identifizierung und Bewertung von Einsparpotentialen mit Tabellen (“Alternatives System 2”) als Element ei-
ner Gegenleistung für den Spitzenausgleich 

Optional zur Durchführung eines Energieaudits nach der europäischen Norm EN 16247-1 können – wie bereits er-
wähnt – KMU anstelle der Einführung und Aufrechterhaltung eines ISO 50001-Systems oder EMAS auch eine Er-
fassung und Analyse von Daten sowie die Identifizierung und Bewertung von Einsparpotentialen mit drei definier-
ten Tabellen (vgl. Tabelle 33) aus der SpaEfV (“Alternatives System” nach SpaEfV Nr. 2) als Gegenleistung vorneh-
men und nach einer Rückkopplung mit der jeweiligen Geschäftsführung durch Umweltgutachter oder akkreditierte 
Energieauditoren bestätigen lassen. 

  

 
 
114  Er ergäbe sich, wenn ein Energieaudit nach der EN 16247-1 auf der Grundlage von § 8 EDL-G durchgeführt werden 

muss. Nach § 8 Abs. 1 EDL-G betrüge der Auditzyklus dann vier Jahre. 
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Tabelle 33:  Angaben in den Tabellen der SpaEfV 
Tabelle 1: “Erfassung und Analyse 
eingesetzter Energieträger” 

Tabelle 2: “Erfassung und Analyse von 
Energieverbrauchern” 

Tabelle 3: “Bewertung nach interner 
Verzinsung und Amortisationszeit” 

▪ Jahr 

▪ Eingesetzte Energie/Energieträger 

▪ Verbrauch [kWh/a] 

▪ Anteil am Gesamtenergiever-
brauch 

▪ Kosten 

▪ Kostenanteil 

▪ Messsystem oder alternative Art 
der Erfassung und Analyse 

▪ Grad der Genauigkeit/Kalibrierung 

▪ Energieverbraucher 

▪ Eingesetzte Energie [kWh] und 
Energieträger 

▪ Abwärme (Temperaturniveau) 

▪ Messsystem oder alternative Art 
der Erfassung und Analyse 

▪ Grad der Genauigkeit/Kalibrierung 

 

▪ Investition/Maßnahme 

▪ Investitionssumme [Euro] 

▪ Einsparung [Euro/a] 

▪ Technische Nutzung [Jahre] 

▪ Interne Verzinsung; Rentabilität der 
Investition/a [ %] 

▪ Statische Amortisation; Kapital-
rückfluss [Jahre] 

 

Quelle: eigene Darstellung 

 

Mit Blick auf die Nutzung als eine Gegenleistung für Begünstigungen bei der Strom- und Energiesteuer speziell für 
KMU lassen sich als Schwächen dieser Tabellen anführen, dass  

▪ der Fokus auf Energieeffizienz – und nicht THG-Minderung – liegt, sodass der Einsatz von erneuerbarer Energie 
keine Bedeutung hat; 

▪ keine energieverbraucherspezifische Leistungsmessung vorgesehen ist; 

▪ keine Fokussierung auf Hauptenergieverbraucher erfolgt; 

▪ eine umfassende Einbindung des Unternehmenspersonals nicht gefordert wird; 

▪ es keine Verpflichtung zur Sensibilisierung und Qualifizierung des Personals gibt; 

▪ ein Aufbau von Management-Strukturen, die dauerhaft darauf hinwirken, dass eine fortlaufende Verbesserung 
der energiebezogenen Leistung zustande kommt, nicht gefordert wird; 

▪ ein Aufbau von kennzahlengestützten Regelkreisen zur Erfolgssicherung nicht vorgesehen ist; 

▪ eine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung zwar gefordert wird, neben der internen Verzinsung allerdings die statische 
Amortisationszeit, die - erstens – wegen der Vernachlässigung des Zeitwert des Geldes fehlerhafte Ergebnisse 
hervorbringt und – zweitens – selbst wenn sie dynamisch und nicht statisch wäre zudem massive systematische 
Schwächen aufweist (etwa keine Berücksichtigung von Energieeinsparungen nach Erreichen der Amortisati-
onszeit), sodass sie für die Bewertung von Einsparmaßnahmen als ungeeignet deklariert werden muss. 

 Gegenleistung – unternehmensübergreifend 

Voraussetzung für die Gewährung des Spitzenausgleichs ist, dass ein gesetzlich jeweils vorgesehener Zielwert für 
eine Reduzierung der Energieintensität erreicht wird. Es handelt sich dabei um geforderte prozentuale Verringe-
rungen der Energieintensität des für das Antragsjahr maßgeblichen Bezugsjahres gegenüber der jahresdurch-
schnittlichen Energieintensität in den Jahren 2007 bis 2012. Die “Energieintensität” ist dabei der Quotient aus dem 
temperatur- und konjunkturbereinigten Gesamtenergieverbrauch und der Gesamtsumme der inflationsbereinig-
ten Bruttoproduktionswerte. Tabelle 11 zeigte bereits die Zielwerte für die Bezugsjahre 2013 bis 2020. Zur Beurtei-
lung der Energieintensitätsregelung wurden drei Szenarien mit Bezug zum Bezugsjahr 2013 entwickelt, die in der 
folgenden Tabelle dargestellt sind. 
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Tabelle 34:  Bedeutung der Zielwerte für die zu erreichende Reduzierung der Energieintensität nach § 10 
III StromStG und § 55 IV EnergieStG 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

Szenario 1 zeigt die tatsächliche Lage im Jahr 2013 auf, so wie sie im Monitoring-Bericht 2013 beschrieben wird. In 
jenem Jahr wurde eine Veränderung der Energieintensität in Höhe von -4,5 % erreicht. Da dieser Wert unter dem 
Zielwert war, konnte der Spitzenausgleich – wie bisher in allen Folgejahren – grundsätzlich gewährt werden. 

Das erdachte Szenario 2 verdeutlicht, dass eine positive Veränderung der Energieintensität auch erreicht werden 
kann, ohne dass sich der Energieverbrauch ändert, sofern der reale Bruttoproduktionswert um mindestens den glei-
chen Prozentsatz steigt, wie die Ziel-Intensitätsveränderung (hier: 1,3 %). Gleichzeitig wird damit ausgedrückt, dass 
der Spitzenausgleich immer grundsätzlich gewährt werden würde, solange der reale Bruttoproduktionswert um 
den Zielprozentsatz wächst (bei konstantem bereinigtem Energieverbrauch). 

Das ebenfalls erdachte (Extrem-)Szenario 3 zeigt auf, dass der Zielwert auch bei steigendem Primärenergiever-
brauch unterschritten werden kann, nämlich dann, wenn der reale BPW stärker zunimmt plus dem Zielprozentsatz. 

Aus alledem wird deutlich, dass die derzeit vorliegende Energieintensitätsregelung nicht sicherstellt, dass Bei-
träge zum Klimaschutz zustande kommen. Dann müsste nämlich eine Energieverbrauchszunahme eine Brems-
wirkung im Hinblick auf die Beihilfegewährung auslösen. Insofern sollte sie ersetzt werden durch eine solche, die 
einen sicheren Pfad zum Klimaschutz bietet.  

10.3 Bewertung der Gegenleistungen aus weiteren Energierechtsbereichen 

 Gegenleistung für Entlastungen im Rahmen der Besonderen Ausgleichsregelung nach dem EEG 

Die von Unternehmen zu zahlende EEG-Umlage kann unter bestimmten Voraussetzungen begrenzt werden (vgl. 
Kapitel 7.1.). Um die Entlastung zu erhalten, sind nach § 64 Abs. 1 Gegenleistungen zu erbringen. Hierbei handelt es 
sich um den Nachweis des Betriebs eines Energiemanagementsystems nach ISO 50001 oder eines Umweltmana-
gementsystems nach EMAS, sofern der Stromverbrauch im abgeschlossenen Geschäftsjahr 5 GWh oder mehr be-
tragen hat; andernfalls reicht ein “Alternatives System” zur Verbesserung der Energieeffizienz nach § 3 der SpaEfV. 
Da die Gegenleistungselemente denen des Stromsteuer- und des Energiesteuergesetzes i.V.m. der SpaEfV ent-
sprechen, kann an diese Stelle eine Beschreibung und Bewertung ebendieser Elemente ausbleiben, da bereits ge-
schehen. 

  Gegenleistung für Entlastungen im Rahmen der BECV 

Nach der Carbon-Leakage-Verordnung können Unternehmen zur Erlangung von Beihilfe als Gegenleistung an-
stelle eines Energiemanagementsystems nach ISO 50001 oder EMAS – worauf in diesem Abschnitt nicht mehr ein-
gegangen werden soll, weil dies im vorangegangenen bereits geschehen ist – auch  

▪ die Einführung eines nicht zertifizierten Energiemanagementsystem nach ISO 50005 mit Umsetzungsstufe 3 
oder  

▪ die Mitgliedschaft in einem Energieeffizienz- und Klimaschutznetzwerk (bei der Initiative “Energieeffizienz- und 
Klimaschutznetzwerke”) 
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wählen, sofern sie einen durchschnittlichen Jahresenergieverbrauch an fossilen Brennstoffen von weniger als 10 
GWh in den drei Kalenderjahren vor dem Abrechnungsjahr nachweisen. 

 

Energiemanagementsystem nach ISO 50005 als Element einer Gegenleistung im Rahmen der BECV 

Mit der internationalen Norm ISO 50005 wird entsprechend den Ausführungen in ihrer Einleitung (Abschnitt 01) 
das Ziel verfolgt, Unternehmen in die Lage zu versetzen, Energiemanagementpraktiken zu initiieren und zu verbes-
sern, indem sie einen systematischen Ansatz verfolgen und angesichts ihrer Ressourcen und ihres Kontextes ange-
messene Anstrengungen unternehmen, um die energiebezogene Leistung fortlaufend zu verbessern. 

Die Norm soll praktische Hilfe bieten, um eine “Phased Implementation” zu initiieren, sodass schrittweise durch fort-
laufende Ausweitung der Aktivitäten am Ende die Anforderungen an die ISO 50001-Norm erfüllt werden. 

Sie enthält Anleitungen für Organisationen zur Festlegung und Umsetzung einer schrittweisen Implementierung 
eines Energiemanagementsystems. Dieser schrittweise Ansatz soll die Implementierung eines solchen Systems für 
alle Arten von Organisationen unterstützen und den Einführungsprozess vereinfachen, insbesondere für kleine und 
mittlere Organisationen.  

Hierzu beschreibt die Norm, wie Organisationen über zwölf zentrale Elemente mit jeweils vier Umsetzungsstufen 
bzw. Reifegraden (Levels) hinweg einen schrittweisen Weg hin zu einem vollumfänglichen Energiemanagement-
system im Sinne der ISO 50001 beschreiten können. Basierend auf der Analyse des aktuellen Standes der eigenen 
Energiemanagementpraktiken kann die Organisation für jedes Element eine angemessene Implementierungsge-
schwindigkeit und den gewünschten Reifegrad auswählen.  

Durch eine geplante schrittweise Implementierung eines Energiemanagementsystems sollen die Kosten gesenkt 
und gleichzeitig kurzfristige Erfolge zustande gebracht werden, auf denen aufgebaut werden kann. Dies soll dazu 
beitragen, Hindernisse für die Umsetzung insbesondere in kleineren Organisationen zu überwinden.  

Zwölf definierte Elemente beschreiben ein Reifegradmodell, anhand dessen Organisationen ihren eignen aktuellen 
Reifegrad bestimmen können. Durch das Setzen von Zielen hinsichtlich des angestrebten Reifegrades soll eine sys-
tematisierte und schrittweise Hinführung zu einem vollumfänglichen Energiemanagementsystem im Sinne der ISO 
50001 gefördert werden.  

Bei den Elementen handelt es sich um: 

▪ Element 1 - Kontext der Organisation 

▪ Element 2 - Führung 

▪ Element 3 - Ressourcen 

▪ Element 4 – Energetische Bewertung 

▪ Element 5 – Energieleistungskennzahlen und energetische Ausgangsbasen 

▪ Element 6 - Ziele, Energieziele und Aktionspläne 

▪ Element 7 - Überwachung, Messung und Analyse 

▪ Element 8 - Kompetenz und Bewusstsein 

▪ Element 9 - Betrieb und Wartung 

▪ Element 10 - Beschaffung und Auslegung 

▪ Element 11 - Verfahren zur Kommunikation und Kontrolle dokumentierter Information 

▪ Element 12 - Management Bewertung 

Für jedes Element beschreibt die Norm Anforderungen, die in vier Niveaustufen unterteilt sind. Die vier Stufen stel-
len eine Staffelung von einem geringen Grad an Erfahrung im Energiemanagement zu einem Niveau dar, das sich 
der Konformität mit den Anforderungen der ISO 50001 nähert.  

Ein nach der ISO 50005 aufgebautes funktionierendes EnMS kann demzufolge schrittweise erweitert werden, um 
am Ende alle Anforderungen der ISO 50001 zu erfüllen.  

Die vier Reifegrade umfassen: 

Reifegrad 1: Energiemanagement ermöglichen 

Beginn der Managementunterstützung; Entwicklung eines gewissen Bewusstseins und Verständnisses für den 
Energieverbrauch und Möglichkeiten zur Energieeinsparung; Erfassung einiger Energiedaten (z. B. Energierech-
nungen); keine systematischen Energiemanagementpraktiken. 

Reifegrad 2: Verbesserung des Energiemanagements 
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Energiepolitik formulieren; formelles Energiemanagementteam; grundlegende Analyse des Energieverbrauchs 
und der Energiekosten; Bewertung von Möglichkeiten zur Energieeinsparung; einige systematische Energiema-
nagementpraktiken. 

Reifegrad 3: Aufstrebendes Energiemanagement 

Systematische Energiemanagementpraktiken; Energiemanagement als strategische Angelegenheit betrachten; 
Überwachung und Überprüfung verbessern; Einhaltung von Gesetzen ist Teil des Energiemanagements; die Orga-
nisation lernt. 

Reifegrad 4: Etabliertes Energiemanagementsystem 

Fortlaufende Verbesserung des Energiemanagementsystems und der energiebezogenen Leistung; Kernelemente 
der ISO 50001 implementiert; System ist bereit für die Analyse von noch nicht umgesetzten Anforderungen aus der 
ISO 50001, falls gewünscht. 

Mit Blick auf die Nutzung als eine Gegenleistung für Begünstigungen bei der Strom- und Energiesteuer speziell für 
KMU lassen sich als Schwächen der ISO 50005 anführen, dass 

▪ sie als “informative Norm” nicht zertifizierbar ist, also Ihre Einführung auf Aufrechterhaltung nicht von einem 
akkreditierten Energieauditor auf Normkonformität überprüft werden kann; 

▪ sie als Leitfaden ausgestaltet ist und überwiegend Modalverben im Konjunktiv verwendet (should und may, also 
sollte und könnte), sodass eine nicht unbeträchtliche Rechtsunsicherheit entstehen kann. 

Ansonsten gelten die gleichen Schwächen wie die der ISO 50001.  

Als Stärke ist anzumerken, dass die ISO 50005 gerade darauf ausgerichtet ist, einen “leichten” Einstieg zur einem 
zertifizierbaren Energiemanagementsystem nach ISO 50001 zu ebnen und daher für KMU besonders geeignet ist. 

 

Mitgliedschaft in einem Energieeffizienz- und Klimaschutznetzwerk als Element einer Gegenleistung für Ent-
lastungen im Rahmen der BECV 

Ende 2014 wurde im Zuge einer “Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und Ver-
bänden und Organisationen der deutschen Wirtschaft über die Einführung von Energieeffizienz-Netzwerken” eine 
Initiative gestartet, die darauf ausgerichtet ist, zur Steigerung der Energieeffizienz in Unternehmen beizutragen. 
Die Initiative war zunächst bis 12/2020 befristet. 

Ein Effizienznetzwerk besteht aus 5 bis 15 Unternehmen. Es wird von einem Netzwerkträger initiiert und von einer 
qualifizierten Energieberatung begleitet. Die Vernetzung der Unternehmen findet in einem moderierten Erfah-
rungsaustausch statt. Mit Hilfe der qualifizierten Energieberatung setzt sich jedes teilnehmende Unternehmen ein 
eigenes Einsparziel und unterlegt dies mit Maßnahmen. Diese Ziele werden teilnehmerübergreifend zu einem ag-
gregierten Netzwerkziel zusammengeführt, das der DENA (Deutsche Energie-Agentur) spätestens ein Jahr nach 
Beginn der Netzwerklaufzeit gemeldet wird und den nötigen Druck auslöst, gemeinsam die jeweiligen Ziele auch 
zu erreichen. 

Nach fünf Jahren Erfahrungsdauer wurde die Initiative evaluiert und auf der Grundlage des Evaluationsergebnisses 
um weitere fünf Jahre bis 12/2025 verlängert und darüber hinaus auch um das Themengebiet Klimaschutz erwei-
tert, sodass die Bezeichnung nun “Initiative Energieeffizienz- und Klimaschutz-Netzwerke” lautet. Bis Januar 2022 
sind 333 Netzwerke entstanden. 

Die Themen Energiemanagement und Energieaudits spielen in den Netzwerken eine nicht unbedeutende Rolle. 
Verschiedentlich sind im Zuge der Netzwerkarbeit Energiemanagementsysteme in Unternehmen aufgebaut und 
Energieaudits durchgeführt worden.  

Wenngleich umfassende Effizienzverbesserungen durch die Netzwerke insgesamt erzielt werden konnten, wie die 
jährlich erscheinenden Monitoringberichte verdeutlichen, so stellen Netzwerke nicht sicher, dass jedes einzelne 
Mitglied anspruchsvolle Effizienzverbesserungen oder Energieeinsparungen erzielen (in den Monitoringberichten 
zu erkennen an der sehr starken Streuung der Maßnahmen-Wirkungen), sodass alleine eine Netzwerkmitglied-
schaft es nicht rechtfertigen kann, eine Steuererleichterung zu gewähren. Mit Blick auf die Nutzung als eine Gegen-
leistung für Begünstigungen bei der Strom- und Energiesteuer speziell für KMU lassen sich als Schwächen einer 
Mitgliedschaft in einem Energie- und Klimaschutznetzwerk (im Rahmen der Initiative) anführen, dass 

▪ sie keineswegs sicherstellt, dass ein Energiemanagementsystem aufgebaut wird; 

▪ insofern auch nicht garantiert werden kann, dass durch eine Mitgliedschaft – für jedes einzelne Mitglied des 
Netzwerkes – auch eine Verbesserung der energiebezogenen Leistung, also Energieeinsparungen auch zu-
stande kommt. 
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Investitionen in Maßnahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz oder zur Dekarbonisierung des Produkti-
onsprozesses als Element einer Gegenleistung für Entlastungen im Rahmen der BECV 

Über die Einführung eines Energie- oder Umweltmanagementsystems bzw. eine Mitgliedschaft in einem Energie-
effizienz- und Klimaschutznetzwerk hinaus fordert die Carbon-Leakage-Verordnung im Gegenzug für Entlastun-
gen ab dem Jahr 2023 wirtschaftlich durchführbare Investitionen in Maßnahmen zur  

▪ Verbesserung der Energieeffizienz oder zur  

▪ Dekarbonisierung des Produktionsprozesses, soweit solche Maßnahmen die Treibhausgasemissionen der von 
diesem Unternehmen hergestellten Produkte auf einen Wert verringern, der unterhalb des für diese Produkte 
jeweils festgelegten Produkt-Benchmarkwertes liegt. 

Gem. § 11 Abs. 2 BECV ist die wirtschaftliche Durchführbarkeit einer Maßnahme gegeben, wenn die Maßnahme bei 
der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung im Rahmen des Energiemanagementsystems nach § 10 einen positiven Kapi-
talwert aufweist, der unter Zugrundelegung der DIN EN 17463 unter den folgenden Maßgaben ermittelt worden ist: 

▪ in einem Umfang von mind. 50 % (bis 2024) bzw. 80 % (ab 2025) des gewährten BECV-Beihilfebetrags, sofern 
sie einen  

▪ pos. Kapitalwert bei max. 60 % (bis 2025) bzw. 90 % (ab 2026) der vorgesehenen Nutzungsdauer aufweisen 
(nach EN 17463 zu prüfen). 

Sollte ein Unternehmen vor dem Inkrafttreten der Verordnung ein Energiemanagementsystem eingeführt haben 
(„ältere Energiemanagementsysteme“), bei dem die wirtschaftliche Durchführbarkeit einer Maßnahme auf Basis 
der Amortisationszeitmethode bewertet wurde, kann in der Zeitspanne 2023 bis 2025 auch die Amortisationszeit 
unter Anwendung der obigen Prozentsätze zugrunde gelegt werden. 

Soweit in einem Unternehmen keine (weiteren) wirtschaftlich vorteilhaften Maßnahmen nach Satz 1 identifiziert 
wurden, erhält das Unternehmen die Beihilfe nach dieser Verordnung, auch ohne im Abrechnungsjahr Investitio-
nen getätigt zu haben. 

Kommentar: Sollte eine mögliche Investition eine Nutzungsdauer von 10 Jahren aufweisen und bei 60 % der Nut-
zungsdauer (bzw. bei 90 %), also bei angesetzten 6 bzw. 9 Jahren einen Kapitalwert von nahezu 0 Euro hervorbrin-
gen, wäre sie gerade noch als wirtschaftlich vorteilhaft im Sinne der Verordnung anzusehen. Dann läge per Defini-
tion die Amortisationszeit dieser Investition bei 6 bzw. 9 Jahren (Amortisationszeit ist jener Zeitpunkt, bei dem die 
abgezinsten Zahlungsströme einen Kapitalwert von null generieren). 

Hieraus ergibt sich, dass die o.a. BECV-Regelung zur Ermittlung eines Kapitalwertes in Wirklichkeit eine (dynami-
sche) Amortisationszeitrechnung fordert. Die Sonderregelung für ältere Energiemanagementsysteme ist ferner 
entbehrlich, da sie sich aus der Normalregelung bereits ergibt. Auf die Probleme der Anwendung der Amortisati-
onszeitrechnung insbesondere für Energieeffizienz- und Erneuerbare-Energie-Investitionen soll im folgenden 
Sonderkapitel umfassend eingegangen werden. 

§ 11 BECV regelt in Abs. 3 über die Amortisationszeitrestriktionen hinaus, dass für die von Unternehmen mit positi-
vem Kapitalwert bewertete Maßnahmen aufgewendete Investitionssumme mindestens 50 bzw. 80 % des gewähr-
ten Beihilfebetrags entsprechen muss. 

Diese Verordnungsregelung suggeriert, dass derart bewertete Investitionen in Effizienzmaßnahmen, also wirt-
schaftliche – d.h. ökonomisch “vorteilhaften” Investitionen – eine betriebswirtschaftliche Last wären. Das ist aber 
überhaupt nicht der Fall. Über den Zinssatz wird – z.B. bei Eigenkapitalfinanzierung – ein Vergleich mit der besten 
(risikogleichen) Alternativanlagemöglichkeit, die mit Energieeffizienz überhaupt nichts zu tun zu haben braucht, 
gezogen. Wenn die Energieeffizienzmaßnahme besser abschneidet (= pos. Kapitalwert), dann ist sie auch ökono-
misch besser für das Unternehmen als die Alternativanlagemöglichkeit. 

M.a.W.: Die Verordnungsregelung, nach der 50 % bzw. 80 % der Beihilfesumme in Effizienzinvestitionen mit positi-
vem Kapitalwert fließen müssen, ist irreführend. Wenn nämlich Effizienzmaßnahmen einen pos. Kapitalwert aufwei-
sen (und das ist ja die Voraussetzung zum Durchführungsgebot), dann sind sie betriebswirtschaftlich vorteilhaft, 
anderen Anlagemöglichkeiten überlegen und daher sowieso vorzuziehen. Sofern es die Liquidität im Einzelfall zu-
lässt, würde ein ökonomisch rational handelnder Entscheider alle Investitionen mit pos. Kapitalwert umsetzen wol-
len. Eine Begrenzung auf 50 % oder 80 % wäre nicht rational. Diese zuletzt aufgeführte Regelung ist daher entbehr-
lich, mag aber den Eindruck erzeugen, dass Unternehmen eingesparte Kosten (= Beihilfe) für etwas unwirtschaftli-
ches einsetzen müssten. In Stellungnahmen zum Verordnungsentwurf war die Kritik zu lesen, dass durch die Rege-
lung de facto nur 50 % oder nur 20 % der Beihilfe gewährt werden würde. Das entspricht nicht den Tatsachen. 

Abschließend: Nach der BECV ist die wirtschaftliche Durchführbarkeit von Energieeffizienzmaßnahmen auf der 
Grundlage einer Amortisationszeit zu bestimmen, auch wenn der Begriff Kapitalwertberechnung verwendet und 
auf § 13 Abs. 2 auf die DIN EN Norm 17463 verwiesen wird (die ausschließlich die Kapitalwertmethode zulässt). Das 
ist zunächst einmal sehr kritisch zu sehen, weil die Amortisationszeitrechnung gar keine Methode zur Bewertung 
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der Wirtschaftlichkeit ist und prinzipiell “Langläufer”, also Investitionen mit langanhaltenden Rückflüssen (wie 
Energieeffizienzinvestitionen), systematisch schlecht abschneiden lässt. Bei sehr knappen Amortisationszeitrest-
riktionen (in der Praxis i.d.R. 3 Jahre) verhindert diese Berechnungsmethode wirtschaftlich vorteilhafte Effizienz-
verbesserungsmaßnahmen. 

Darüber hinaus ist die o.a. 50 %- bzw. 80 %-Regelung entbehrlich, erzeugt gar eine Fehlsteuerungswirkung, weil sie 
den Eindruck erweckt, dass der Einsatz der Beihilfe für – wirtschaftlich vorteilhafte – Effizienzmaßnahmen eine be-
triebswirtschaftliche Last wäre. 

Allerdings: Da die Eingrenzung in § 11 Abs. 2 Satz 1 bei 60 % bzw. ab 2025 bei 90 % liegt, dürften die sich in der Praxis 
ergebenden Amortisationszeitrestriktionen bei relativ langen Amortisationszeiten (häufig bei > 6 Jahren bzw. 9 Jah-
ren und mehr) und damit deutlich über der typischen betrieblichen Restriktion von drei Jahren liegen, zukünftig als 
weniger einschränkend darstellen. Ab 2025 geht die de facto Amortisationszeitregelung der BECV daher in eine 
Kapitalwertberechnung nahezu über.  

Die Verpflichtung zur Anwendung der Norm 17463 zwingt die Unternehmen, sich bei der Bewertung von Effizienz-
maßnahmen mit den sich ergebenden Kapitalwerten auseinanderzusetzen, was zu Einsichten in die unterneh-
menswertsteigernde Wirkung von Effizienzmaßnahmen führen kann (reflexive Steuerung). 

  Exkurs: Amortisationszeit als gesetzliche Anforderung ungeeignet115 

Potenzielle Investitionsprojekte – so auch im Energiebereich – werden nicht selten auf der Grundlage von Ergeb-
nissen der statischen oder dynamischen Amortisationszeitrechnung beurteilt. Durch Vergleich mit einem Schwel-
lenwert, etwa: die „Amortisationszeit darf generell drei Jahre nicht überschreiten” (o.ä.), oder verschiedener Inves-
titionsoptionen untereinander ergibt sich regelmäßig eine Aussage, auf deren Basis ein vorgeschlagenes Projekt 
entweder freigegeben oder abgelehnt wird. Insbesondere für die Bewertung von energieeffizienzorientierten In-
vestitionsprojekten oder solchen für Erneuerbare-Energie-Anlagen ist die Amortisationsrechnung jedoch sehr 
problematisch. Wieso? 

Die dynamische Amortisationszeit116 ist jener Zeitpunkt, an dem die abgezinsten Rückflüsse einer Investition (zum 
Beispiel eingesparte Energiekosten) die abgezinsten Auszahlungen genau decken. Zu jenem Zeitpunkt ist der Ka-
pitalwert null. Üblicherweise nimmt der Kapitalwert ab dann zu. Die dynamische Amortisationszeit ist also eine Art 
„Break-Even“-Punkt für eine Investition.  

Sie wird ermittelt, indem schrittweise für jede Periode – beginnend mit der Gegenwart (Periode 0) – die Auszahlun-
gen und Rückzahlen bilanziert werden, woraus sich ein Saldo ergibt, der auf den Anfangszeitpunkt abzuzinsen ist. 
Den sich jeweils ergebenden Gegenwartswert des Periodensaldos nennt man Barwert. Die Barwerte der jeweiligen 
Periode werden schließlich summarisch aufgerechnet und bilden dann am Ende den Kapitalwert der Investition – 
in Abhängigkeit von der jeweils berücksichtigten Periodenzahl.  

Zur Ermittlung der dynamischen Amortisationszeit geht man dann – anhand eines Beispiels in Tabelle 35 verdeut-
licht – wie folgt vor: Zuerst wird der Kapitalwert aus der Summe der Barwerte der ersten beiden Perioden berechnet 
(hier: -304.762 Euro), dann jener der ersten drei Perioden (-214.059 Euro), dann der ersten vier Perioden und so 
fortlaufend. Beginnend mit der Periode Null erhöht man sukzessive die berücksichtigte Periodenanzahl, um 
schließlich nach dem Zeitpunkt zu suchen, bei dem der periodenspezifische Kapitalwert einen Nullwert hervor-
bringt (zwischen jenen Kapitalwertangaben, bei denen das Vorzeichen wechselt). Dieser Zeitpunkt wird dynami-
sche Amortisationszeit genannt (in Tabelle 35 zwischen der vierten und der fünften Periode). Sobald sie ermittelt 
ist, kann die Berechnung abgebrochen werden. 
 

 
 
115  Die folgenden Ausführungen lehnen sich an einen Anhang an, den einer der Verfasser für den Leitfaden: “Energiemana-

gementsysteme in der Praxis” erarbeitet hat (Nissen u.a. 2019) 

 
116  Auf die “statische Amortisationszeit” (oder “Simple Payback Period” [SPB]) soll hier nicht eingegangen werden, weil sie 

fehlerhafte Ergebnisse in dem Sinne hervorbringt, als dass systematisch Zins und Zinseszins vernachlässigt und der ge-

naue Zeitbezug von Zahlungen unberücksichtigt bleibt. Sie sollte daher grundsätzlich nicht zum Einsatz kommen und 

daher nicht gesetzliche Anforderung sein. 
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Tabelle 35:  Ermittlung des Amortisationszeitpunktes für ein Modell mit 10 Zahlungsperioden bei einem 
Zinssatz von 5 % 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

Die systemimmanente Problematik dieser Methode liegt nun darin, dass zur Ermittlung des Amortisationszeitpunk-
tes nur jene Zahlungsströme benötigt und daher berücksichtigt werden, die im Amortisationszeitintervall, also bis 
zum Erreichen der Amortisationszeit (hier: bis 4,6 Jahre) anfallen. Alle weiteren Zahlungsströme sind für das Ergeb-
nis irrelevant. Zur Verdeutlichung zeigt Tabelle 36 beispielhaft auf, dass sämtliche Zahlungen der Perioden 6 bis 10 
aus Tabelle 35 gestrichen werden könnten, ohne dass sich die Amortisationszeit ändert (gleichwohl aber natürlich 
der Kapitalwert), weil sie erst nach Erreichen der Amortisationszeit anfallen. Diese Zahlungsströme werden also sys-
tematisch nicht berücksichtigt. 
 

Tabelle 36:  Veranschaulichung der Irrelevanz von Zahlungen nach Erreichen des 
Amortisationszeitpunktes 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

Besonders deutlich wird die negative Auswirkung der Nichtberücksichtigung aller Zahlungsströme ab dem Amor-
tisationszeitpunkt, wenn am Ende der Lebensdauer einer Anlage kostspielige Rückbau-/Abbau-, Sanierungs- oder 
Modernisierungskosten, etwa bei Atomkraftwerken, beim Repowering von Windenergieanlagen etc. einzuplanen 
sind (in Tabelle 37 in einer zusätzlichen Periode 11 dargestellt). Jene Kosten werden bei der Amortisationszeitrech-
nung ebenso systematisch ausgeklammert wie die anderen Zahlungen ab dem Amortisationszeitpunkt (zu erken-
nen daran, dass sich die Amortisationszeit bei Ihrer Berücksichtigung nicht ändert). 
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Tabelle 37:  Veranschaulichung der Problematik einer systematischen Nicht-Berücksichtigung alle 
Zahlungsströme über die Laufzeit einer Investition 

 
Quelle: Eigene Darstellung 

 

Das Beispiel macht deutlich, dass die Amortisationszeitrechnung unvollständig rechnet, weil sie Zahlungsströme 
nicht vollumfänglich berücksichtigt. Aus diesem Grund dürfte sie eigentlich nicht als Investitionsrechnung (zur Ent-
scheidungsfindung) angesehen werden. Die Unvollständigkeit wirkt sich vor allem bei langlaufenden Investitions-
projekten aus. Und dazu gehören in aller Regel Investitionen in Energieeffizienz oder in den Einsatz erneuerbarer 
Energien. Die Amortisationszeitmethode ist als Grundlage zur Entscheidungsfindung über entsprechende Maß-
nahmen daher ungeeignet und sollte daher – genauso wie die statische Amortisationszeitrechnung – keine gesetz-
liche Anforderung sein. 

 Gegenleistungen für Entlastungen im Rahmen des EU-ETS (Strompreiskompensation, SPK) 

Mit den – bereits erwähnten – “Leitlinien für bestimmte Beihilfemaßnahmen im Zusammenhang mit dem System 
für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten” fordert die EU-Kommission die Mitgliedstaaten auf, dafür 
zu sorgen, dass für die Gewährung einer Strompreiskompensation ab 2022 Gegenleistungen gefordert werden. An-
fang 2022 wurden daher auf nationaler Ebene im ersten Entwurf der sogenannten „SPK-Förderrichtlinie 4. HP“ ent-
sprechende Regelungen vorgelegt. Sie entsprechen – wie bereits erwähnt – weitgehend denen der Carbon-
Leakage-Verordnung (BECV). Eine Bewertung jener – deckungsgleichen – Gegenleistungselemente ist daher 
nicht notwendig. 

Abweichend von den BECV-Regelungen müssen nach der „SPK-Förderrichtlinie 4. HP“ auch über das Jahr 2025 
hinaus nur 50 % des gewährten Beihilfebetrags für Investitionen in Klimaschutzmaßnahmen – damit sind der Ver-
ordnung entsprechend Maßnahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz bzw. zur Dekarbonisierung der Pro-
duktion gemeint – eingesetzt werden. Die BECV fordert demgegenüber ab 2025 mindestens 80 %, wobei die Bei-
hilfe aber auch gewährt wird, sollten keine weiteren – wirtschaftlich vorteilhaften – Maßnahmen erkennbar sein. 
Die Herabsenkung auf 50 % ist ökonomisch widersinnig denn wenn – wie in Kap. 10.4.1 bereits angeführt – wirt-
schaftlich vorteilhafte Effizienz- oder Klimaschutzmaßnahmen identifiziert werden, wäre es ökonomisch rational, 
sie auch auszuschöpfen, und zwar unabhängig davon, ob mindestens 80 % oder 50 % der Beihilfesumme dafür 
verwandt werden müssen oder ob überhaupt Beihilfe gewährt wird. Die Sonderregelung ist möglicherweise sogar 
schädlich; denn sie suggeriert noch einmal und deutlicher als die einschlägige Regelung der BECV, dass der Ein-
satz der Beihilfe für – wirtschaftlich vorteilhafte – Effizienzmaßnahmen eine betriebswirtschaftliche Last wäre. Und 
das ist ja nicht der Fall, wird doch durch die Umsetzung von wirtschaftlich vorteilhaften Investitionsvorhaben der 
Unternehmenswert gesteigert (vgl. dazu Nissen, 2014, S. 220ff.). 

Als weitere Spezialregelung gegenüber der BECV sieht der Entwurf der „SPK-Förderrichtlinie 4. HP“ vor, dass Un-
ternehmen auf Investitionen in Klimaschutzmaßnahmen verzichten können, wenn sie mindestens 30 % ihres 
Strombedarfs mit Strom aus erneuerbaren Energien decken. Hierdurch soll offenbar zum einen – a.) ein Anreiz 
zum Einsatz erneuerbarer Energien geschaffen werden. Zum anderen – b.) wird damit ausgedrückt, dass es aus-
reicht, wenn mindestens 30 % des Stromverbrauchs aus erneuerbaren Quellen stammen.  

Ad a.) Der Anreiz ist praktisch überflüssig; denn die BECV fordert Investitionen in Energieeffizienzmaßnahmen 
oder zur Dekarbonisierung des Produktionsprozesses (sofern wirtschaftlich vorteilhaft). Bei Letztgenanntem kann 
es sich nur um den Einsatz erneuerbarer Energien (so auch Strom) handeln.  

Und ad b.) Die Regelung, nach der 30 % des Stromverbrauchs aus erneuerbaren Quellen ausreichen, um Beihilfe 
in voller Höhe zu erhalten, ist mit Blick auf die Herausforderungen des Klimaschutzes, die auf nationaler Ebene im 
Bundesklimaschutzgesetz widergespiegelt werden, deshalb höchst bedenklich, weil sie statisch ist, also keine Dy-
namisierung aufweist (etwa ein über die Zeit zunehmender Prozentsatz). Denn zur Sicherstellung der Vorgaben 
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des Bundesklimaschutzgesetzes wird es mittelfristig notwendig sein, dass nahezu der gesamte Strom- und dar-
über hinaus auch sonstige Energieverbrauch, also nahezu 100 %, aus erneuerbaren Quellen stammt. Mit anderen 
Worten ist diese Detailregelung kontraproduktiv gegenüber dem Bundesklimaschutzgesetz. 

Insgesamt ergeben sich aus der Analyse der (möglichen) künftigen Regelung für Gegenleistungen bei der Strom-
preiskompensation keine neuen Impulse für die Neuregelung von Gegenleistungen bei den Energie- und 
Stromsteuerentlastungen. 
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Teil B: Wettbewerbsanalyse 

11 Wettbewerbssituation der Unternehmen des Produzierenden Gewerbes  

Im Folgenden wird analysiert, wie sich veränderte Strom- und Energiepreise auf die internationale Wettbewerbsfä-
higkeit einzelner Teilbereiche des Produzierenden Gewerbes auswirken. Staatliche Umweltregulierungen, z.B. er-
höhte Abgaben bei Strom- und Energiekosten, variieren zwischen Ländern. Dadurch können sie die Wettbewerbs-
fähigkeit eines Landes, einer Branche bzw. eines Unternehmens positiv oder negativ beeinflussen. Dies gilt insbe-
sondere, wenn die Umweltregulierung unilateral eingeführt wurde, da dies zu einer Veränderung in den relativen 
Produktionskosten führt (Dechezleprêtre/Sato 2017). Auch wenn Energiekosten über das gesamte Produzierende 
Gewerbe nur einen kleinen Kostenfaktor darstellen (oft nur 1 %), machen Energiekosten in energieintensiven Bran-
chen oft mehr als 5 % des Gesamtkostenanteiles aus. Für diese energieintensiven Sektoren kann eine Veränderung 
von Energiepreisen bzw. der verschiedenen Energiepreiskomponenten demnach potenziell einen fundamentalen 
Einfluss auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit haben und zum sogenannten Carbon Leakage führen.  

Ziel der Wettbewerbsanalyse ist es demnach, Erkenntnisse über den Einfluss der Strom- und Energiepreise auf die 
Wettbewerbsfähigkeit der Sektoren des Produzierenden Gewerbes zu liefern. Dies ermöglicht wiederum Rück-
schlüsse auf die Wettbewerbsfähigkeit des Produzierenden Gewerbes bei sich verändernden Energiepreisen, die 
sich aus der Reformierung der aktuellen Entlastungstatbestände ergeben könnten. Hierbei wird – analog zu den 
Regelungen der aktuellen Entlastungstatbestände – die Sektorebene als primäre Analyseebene gewählt.  

11.1 Methodische Vorbemerkungen 

 (Energieintensive) Sektoren des Produzierenden Gewerbes 

Für die Analyse werden folgende Sektoren des Produzierenden Gewerbes betrachtet117, die auf der Wirtschafts-
zweig-Klassifikation aus dem Jahr 2008 basieren: 

Tabelle 38:  Sektoren des Produzierenden Gewerbes (WZ08 auf 2-Steller-Ebene) 

Abschnitt WZ-2008 Kode Beschreibung 

A - Land- und Forstwirtschaft, Fischerei  A Land- und Forstwirtschaft, Fischerei  

B - Bergbau und Gewinnung von 
Steinen und Erden  

B Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden  

C - Verarbeitendes Gewerbe  

C 10-12 
Herstellung von Nahrungs- und Futtermitteln; 
Getränkeherstellung und Tabakverarbeitung 

C 13-15 
Herstellung von Textilien, Bekleidung, Leder, Lederwaren 
und Schuhen 

C 16 Herstellung von Holz-, Flecht-, Korb-, und Korkwaren (ohne 
Möbel) 

C 17 Herstellung von Papier, Pappe und Waren daraus 

C 18 
Herstellung von Druckerzeugnissen; Vervielfältigung von 
bespielten Ton-, Bild- und Datenträgern 

C 19 Kokerei und Mineralölverarbeitung 

C 20 Herstellung von chemischen Erzeugnissen 

C 21 Herstellung von pharmazeutischen Erzeugnissen 

C 22 Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren 

C 23 
Herstellung von Glas und Glaswaren, Keramik, Verarbeitung 
von Steinen und Erden 

C 24 Metallerzeugung und -bearbeitung 

C 25 Herstellung von Metallerzeugnissen 

C 26 Herstellung von Datenverarbeitungs- 
geräten, elektronischen und optischen Erzeugnissen 

C 27 Herstellung von elektrischen Ausrüstungen 

 
 
117  Für die Analyse auf sektoraler Einzelebene (WZ08-2-Steller-Ebene) können die Sektoren A, C19, C33, E36 & F aufgrund 

einer zu geringen Datenverfügbarkeit nicht berücksichtigt werden.  
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C 28 Maschinenbau 

C 29 Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen 

C 30 Sonstiger Fahrzeugbau 

C 31-32 Herstellung von Möbeln und sonstigen Waren 

C 33 Reparatur und Installation von Maschinen und Ausrüstungen 

D - Energieversorgung  D Energieversorgung  

E - Wasserversorgung; Abwasser- und 
Abfallentsorgung und Beseitigung von 
Umweltverschmutzungen  

E 36 Wasserversorgung  

F - Baugewerbe  F Baugewerbe  

Quelle: Statistisches Bundesamt 

 

Als energieintensiv gelten Branchen, für die das Verhältnis von Energieverbrauch zu Bruttowertschöpfung beson-
ders hoch ist. Von den oben genannten Branchen sind demnach besonders die folgenden Sektoren energieintensiv 
(vgl. Abbildung 34): 

▪ B:  Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden118  

▪ C 16:  Herstellung von Holz-, Flecht-, Korb-, und Korkwaren (ohne Möbel) 

▪ C 17:  Herstellung von Papier, Pappe und Waren daraus 

▪ C 19:  Kokerei und Mineralölverarbeitung 

▪ C 20:  Herstellung von chemischen Erzeugnissen 

▪ C 23:  Herstellung von Glas und Glaswaren, Keramik, Verarbeitung von Steinen und Erden 

▪ C 24:  Metallerzeugung und -bearbeitung 
 

 
 
118  Der Sektor Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden (B) wird in der Literatur tendenziell nicht als energieintensiv 

angesehen (Europäische Kommission 2020). Aufgrund der geringen Bruttowertschöpfung in Deutschland ist der rela-

tive Energieverbrauch aber sehr hoch.  
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Abbildung 34:  Energieintensität der Sektoren des Produzierenden Gewerbes in Deutschland 

 
Quelle: Eurostat 

 

 Sektorale Wettbewerbsfähigkeit 

Wettbewerbsfähigkeit ist einer der meistgenutzten Begriffe in der volks- und betriebswirtschaftlichen Literatur. 
Auch in der wissenschaftlichen Debatte um Energiepreisentwicklungen, Umweltsteuern und -regulierungen wird 
der Begriff Wettbewerbsfähigkeit häufig verwendet, um geplante Änderungen und deren wirtschaftliche Auswir-
kungen zu quantifizieren (Dechezleprêtre/Sato 2017). Nichtsdestotrotz fehlt es in der ökonomischen Forschung an 
einer einheitlich anerkannte Begriffsdefinition zur Wettbewerbsfähigkeit, und auch Indikatoren zu ihrer Messung 
bleiben umstritten (FiFo Köln u.a. 2019). Dies liegt insbesondere daran, dass die Wettbewerbsfähigkeitsdefinition 
von der Analyseebene abhängt und sowohl auf Produkt-, Unternehmens-, Sektor-, Regional- und Landes-Ebene 
durchgeführt werden kann. Dies hat zur Entwicklung einer Vielzahl von Definitionen und Indikatoren geführt, die 
sowohl eine ein- als auch multidimensionale119 Betrachtungen erlauben.  

 
 
119  Bei einer eindimensionalen Maßzahl werden einzelne Komponenten der Wettbewerbsfähigkeit betrachtet, z.B. die 

Wertschöpfung eines Sektors. Multidimensionale Maßzahlen setzten sich aus verschiedenen Einflussfaktoren zusam-

men, aus denen ein gewichteter Durchschnittswert berechnet wird.  
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Trotz der Diskrepanzen, die durch die mehrstufige Analysemöglichkeit entstehen können, kann Wettbewerbsfä-
higkeit im Allgemeinen als die Fähigkeit eines Sektors (bzw. Unternehmens) verstanden werden, langfristig den 
Wettbewerb am Markt zu bestehen, zu wachsen und profitabel zu sein (Bristow 2005). Insbesondere auf sektoraler 
Ebene kann Bristows (2005) Definition tiefgehender spezifiziert und auf die Fähigkeit eines Sektors, seinen Markt-
anteil im inländischen (inter-industriellen) und ausländischen (intra-industriellen) Wettbewerb zu erhalten und 
auszubauen, ausgeweitet werden (Peneder/Rammer 2018)120. Aufgrund dieser Definition wird die Wettbewerbs-
fähigkeit sowie ihre zukünftige Entwicklung oft durch eine Kombination aus Wertschöpfungs-, Produktivitäts- und 
Außenhandelsindikatoren beurteilt. Die folgende Analyse beschränkt sich auf Außenhandelsindikatoren, da diese 
die internationale Wettbewerbsfähigkeit von Sektoren am besten darstellen.  

Um in der folgenden empirischen Analyse die Auswirkung von Strom- und Energiepreisen besser verstehen zu kön-
nen, wird auf fünf verschiedene Außenhandelsindikatoren zurückgegriffen. Die Nutzung und der Vergleich meh-
rerer Indikatoren erlaubt es, die Robustheit der gefundenen Ergebnisse zu validieren und ein allgemeineres Ver-
ständnis für den Zusammenhang zwischen Wettbewerbsfähigkeit und Strom- und Energiepreisen zu entwi-
ckeln.  

Auch Indikatoren zur Quantifizierung der sektoralen Wettbewerbsfähigkeit gibt es viele (Castellani/Koch 2015; Pe-
neder/Rammer 2018). Die für die vorliegende Analyse ausgewählten Indikatoren sollen insbesondere Aussagen 
darüber ermöglichen, inwiefern die Wettbewerbsfähigkeit eines Sektors in der Vergangenheit von verschiedenen 
Determinanten abhing. Hierbei wird auf Maßzahlen der Außenhandelstheorie zurückgegriffen, da diese den ver-
gangenen (ex-post) Effekt der Wettbewerbsfähigkeit eines Sektors darstellen und somit eine Evaluierung treiben-
der Faktoren ermöglichen.121  

Im Folgenden werden die ausgewählten Indikatoren zur ex-post Beurteilung der Wettbewerbsfähigkeit eines Lan-
des vorgestellt. 

 

▪ Der Weltexportanteil (WEA) gibt den Anteil der Exporte eines Sektors an den weltweiten Exporten dieses Sek-
tors an. Der WEA berechnet sich als:  

 

𝑾𝑬𝑨 =
𝑬𝒙𝒑𝒐𝒓𝒕𝒆𝒊𝒔

∑ 𝑬𝒙𝒑𝒐𝒓𝒕𝒆𝒊𝒔𝒊
 

 

Dabei werden die Exporte eines Sektors 𝑠 von Land 𝑖 durch die Gesamtexporte des Sektors über alle Länder i geteilt.  

 

▪ Das Relative Exportwachstum (REW) basiert auf der Idee, den Trend des Exportwachstums eines Sektors 𝑠 
über eine Zeitperiode (t-1 bis t) mit dem Trend des Gesamtexportwachstums desselben Sektors 𝑠 zu verglei-
chen. Das REW berechnet sich als Differenz der Wachstumsraten:  

 

𝑹𝑬𝑾 =
𝑬𝒙𝒑𝒐𝒓𝒕𝒆𝒊𝒔𝒕 − 𝑬𝒙𝒑𝒐𝒓𝒕𝒆𝒊𝒔𝒕−𝟏

𝑬𝒙𝒑𝒐𝒓𝒕𝒊𝒔𝒕−𝟏
−  

∑ 𝑬𝒙𝒑𝒐𝒓𝒕𝒆𝒊𝒔𝒕𝒊 − ∑ 𝑬𝒙𝒑𝒐𝒓𝒕𝒆𝒊𝒔𝒕−𝟏𝒊

∑ 𝑬𝒙𝒑𝒐𝒓𝒕𝒆𝒊𝒔𝒕−𝟏𝒊
 

 

Ist das REW größer als 0, so ist der Sektor 𝑠 des Landes 𝑖 stärker als die Exporte des gesamten Sektors 𝑠 gewachsen 
und hat relativ an Export-Wettbewerbsfähigkeit gewonnen. Ist das REW kleiner als 0, dann ist der Sektor 𝑠 des Lan-
des 𝑖 langsamer als der gesamte Sektor 𝑠 im Durchschnitt gewachsen und hat somit an Marktanteilen verloren.  

 

▪ Der Relative Weltmarktanteil (RWA) gibt an, wie bedeutsam ein Sektor für ein Land im internationalen Handel 
ist. Der RWA berechnet sich als: 

 

 
 
120  (Peneder/Rammer 2018) definieren intra-industrielle Wettbewerbsfähigkeit als die Wettbewerbsfähigkeit eines Sektors 

eines Landes über verschiedene konkurrierende Länder hinweg, während inter-industrielle Wettbewerbsfähigkeit die 

Wettbewerbsfähigkeit eines Sektors im Vergleich zu anderen Sektoren innerhalb eines Landes beschreibt. 
121  Andere gängige Indikatoren wie das Investitionsvolumen oder Preisniveaus beeinflussen hingegen selbst die Wettbe-

werbsfähigkeit eines Sektors und erlauben somit keine Abschätzung der Auswirkung von Strom- und Energiepreisent-

wicklungen auf die vergangene (ex-post) Wettbewerbsfähigkeit.  
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𝑹𝑾𝑨 =

𝑬𝒙𝒑𝒐𝒓𝒕𝒆𝒊𝒔
∑ 𝑬𝒙𝒑𝒐𝒓𝒕𝒆𝒊𝒔𝒊

∑ 𝑬𝒙𝒑𝒐𝒓𝒕𝒆𝒊𝒔𝒔
∑ 𝑬𝒙𝒑𝒐𝒓𝒕𝒆𝒊𝒔𝒊𝒔

 

 

Der RWA berechnet sich dabei aus dem Verhältnis des Exportanteiles des Sektors s von Land i an den weltweiten 
Exporten des Sektors relativ zu den Gesamtexporte eines Landes an den Weltexporten. Ein RWA > 1 zeigt, dass der 
Sektor, im Vergleich zur Referenzgruppe, einen komparativen Vorteil besitzt und überdurchschnittlich stark zu den 
Exporten eines Landes beiträgt. Der RWA stellt dabei ein Maß für die Spezialisierung und intra-industrielle Wett-
bewerbsfähigkeit dar.  

 

▪ Der Revealed Comparative Advantage (RCA) betrachtet, im Vergleich zu dem RWA, die inländische (inter-
industrielle) Wettbewerbsfähigkeit und setzt das Export-Import-Verhältnis eines Sektors in Relation mit dem 
des gesamten Landes. Der RCA berechnet sich als: 

 

𝑹𝑪𝑨 =

𝑬𝒙𝒑𝒐𝒓𝒕𝒆𝒊𝒔

𝑰𝒎𝒑𝒐𝒓𝒕𝒆𝒊𝒔

∑ 𝑬𝒙𝒑𝒐𝒓𝒕𝒆𝒊𝒔𝒔
∑ 𝑰𝒎𝒑𝒐𝒓𝒕𝒆𝒊𝒔𝒔

 

 

Dabei wird das Export-Import-Verhältnis eines Sektors 𝑠 in Land 𝑖 in Relation zum Export-Import-Verhältnis über 
alle Sektoren eines Landes gesetzt. Der RCA erfasst somit, inwiefern heimische Sektoren gegen die ausländische 
Konkurrenz auf dem Binnenmarkt bestehen. Ein RCA > 1 gibt dabei an, dass der Sektor 𝑠 eines Landes 𝑖 ein höheres 
Export-Import-Verhältnis aufweist als der Landesdurchschnitt und somit über einen komparativen Vorteil verfügt. 
Der RCA kann als ein Maß für die inter-industrielle Wettbewerbsfähigkeit gesehen werden.  

 

▪ Die Relative Außenhandelsposition (RAP) analysiert den komparativen Vorteil von Exporten und deren Wett-
bewerbsfähigkeit. Der RAP berechnet sich als: 

 

𝑹𝑨𝑷 =
𝑬𝒙𝒑𝒐𝒓𝒕𝒆𝒊𝒔 − 𝑰𝒎𝒑𝒐𝒓𝒕𝒆𝒊𝒔

𝑬𝒙𝒑𝒐𝒓𝒕𝒆𝒊𝒔 + 𝑰𝒎𝒑𝒐𝒓𝒕𝒆𝒊𝒔
 

 

Dabei wird die Differenz zwischen den Exporten und Importen des Sektors 𝑠 von Land 𝑖 zum Verhältnis des gesam-
ten Außenhandelsvolumens eines Sektors gesetzt. Ein RAP-Wert zwischen 0 und 1 gibt einen komparativen Vorteil 
an, da es inländischen Sektoren besser gelingt in ausländische Märkte vorzudringen, während ein RAP-Wert zwi-
schen -1 und 0 einen komparativen Nachteil definiert.  

 

Die genannten Indikatoren werden als abhängige Variablen in die empirische Analyse aufgenommen und analy-
siert. Die Unterscheidung zwischen verschiedenen Wettbewerbsindikatoren ermöglicht es die Robustheit der Er-
gebnisse zu überprüfen und somit ein gesamtheitlicheres Bild des Einflusses von Strom- und Energiepreisen be-
reitzustellen.  
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11.2 Empirische Analyse 

 Datengrundlage 

Ziel der empirischen Analyse ist es, eigene Erkenntnisse über den Einfluss der Strom- und Energiepreise auf die 
Wettbewerbsfähigkeit der Sektoren zu erhalten. Hierfür wurde ein europaweiter Paneldatensatz erstellt, der sich 
verschiedener öffentlich zugänglicher Quellen bedient und größtenteils auf Daten des Statistische Amtes der Eu-
ropäischen Union (Eurostat) basiert. Da ein Großteil der Daten nur sehr aggregiert vorlag, beschränkt sich die Ana-
lyse auf die WZ08-2-Steller-Ebene des Produzierenden Gewerbes122. Aufgrund der eingeschränkten Verfügbar-
keit von Daten zu Strom- und Energiepreisen wird die Analyse für einen Zeitraum von 2010-2018 durchgeführt. Der 
finale Datensatz besteht aus 24 Ländern und 23 Branchen.  

Daten zu Industriestrom- und Energiepreisen werden biennal von Eurostat in drei verschiedenen Kategorien, die 
sich in ihren – teilweise erstattbaren – Kostenkomponenten unterscheiden, zur Verfügung gestellt123. Trotz der gro-
ßen Variation von Energieträgern stellt Eurostat nur Erdgaspreise bereit. Somit kann die Analyse nicht den Einfluss 
aller Energiepreise untersuchen, ermöglicht aber eine Abschätzung über deren Einfluss, da Erdgas im Schnitt 50 % 
des Energiemixes (excl. Strom) ausmacht. Für diese Analyse werden die industrielle Endabnehmerpreise verwen-
det, die Steuern und Umlagen inkludieren, aber keine Umsatzsteuer und andere erstattungsfähigen Steuern bein-
haltet, da diese am ehesten den real gezahlten Energiepreisen für Industriekunden entsprechen.  

Es werden erst Daten ab 2007 verwendet, da in diesem Jahr eine signifikante Veränderung der von Eurostat durch-
geführten Erhebungsmethodik erfolgte. Die Strom- und Erdgaspreise werden von Eurostat als industrielle Durch-
schnittspreise über sieben (für Strom; IA-IG) bzw. sechs (für Erdgas; I1-I6) verschiedene Verbrauchsgrößenklassen 
angegeben. Da Eurostat die Daten nur auf nationaler Ebene veröffentlicht, müssen die Daten zu sektoralen Preisen 
angenähert werden. Dafür wird der Ansatz von der Europäische Kommission (2020) verwendet:  

▪ In einem ersten Schritt wird der sektorale Strom- und Erdgasverbrauch durch die Anzahl der Unternehmen mit 
mehr als 20 Angestellten geteilt. Beide Kenngrößen werden von Eurostat zur Verfügung gestellt. Dieses Maß 
gibt den durchschnittlichen Strom- und Erdgasverbrauch eines Unternehmens des zu untersuchenden Sek-
tors an. Der Vorteil des Ansatzes ist, dass durch die Begrenzung auf Unternehmen mit mehr als 20 Beschäftig-
ten einer Verzerrung aufgrund vieler kleiner Unternehmen mit geringem Strom- und Erdgasverbrauch entge-
gengewirkt wird (Europäische Kommission 2021c).  

▪ In einem zweiten Schritt werden die berechneten Durchschnittsverbräuche zu den entsprechenden Ver-
brauchsgrößenklassen gematcht. Sektoren, die einen durchschnittlichen Stromverbrauch von mehr als 
150.000 MWh und somit Verbrauchsband IG aufweisen, werden der geringeren Verbrauchsstufe IF zugerech-
net, um fehlenden Strompreisen für viele Länder in Band IG Rechnung zu tragen. Die entsprechenden Preise 
zeigen die Strom- und Erdgaspreise eines durchschnittlichen Unternehmens in den Sektoren, vernachlässigen 
aber die Heterogenität der Strom- und Erdgaspreise innerhalb eines Sektors.  

Die Energieverbrauchsdaten werden ebenfalls von Eurostat bereitgestellt und anhand der „Energy supply and use 
by NACE Rev. 2 activity“-Daten approximiert. Der Endenergieverbrauch unterscheidet zwischen den wichtigsten 
Energieträgern.  

Die Handelsdaten zur Berechnung der Außenhandelsindikatoren stammen aus der „Bilateral Trade Database by 
Industry and End-Use Category [BTDIxE]“- Datenbank der OECD. Die BTDIxE-Daten kombinieren Daten zu Im-
porten und Exporten nach Partnerländern und Produktklassifikationen der OECD „International Trade by Commo-
dities Statistics“-Datenbank und der UN-Comtrade-Daten (Zhu u.a. 2011). Die Daten sind in US-Dollar angegeben 
und wurden durch historische bilaterale Jahresdurchschnittswechselkurse in Euro transformiert.  

Weitere Determinanten, die die Wettbewerbsfähigkeit eines Sektors beeinflussen können, erweitern die Kernvari-
ablen der Strom- und Energiedaten: 

Neben der Strom- und Energiekostenbelastung stellen vor allem Personalaufwendungen einen erheblichen Anteil 
der Kostenbelastung dar. Wie auch erhöhte Strom- und Energiekosten können erhöhte Personalaufwendungen in 
einem Sektor, verglichen zu dem Industriedurchschnitt, die sektorale Wettbewerbsfähigkeit verschlechtern. Um 

 
 
122  Ausnahmen stellen die Sektoren A, C19, C33, E36 & F dar, für die keine ausreichende Datenlage vorliegt und die daher 

nicht auf sektoraler Einzelebene betrachtet werden können.  
123  i) Ohne Steuern und Abgaben; ii) Ohne MwSt. und erstattungsfähige Steuern und Abgaben; iii) Alle Steuern und Abga-

ben einbegriffen 
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den Einfluss der Personalaufwendungen zu modellieren, werden sektorale Lohnstückkosten124 berechnet und in 
die Analyse eingeschlossen. Weiterhin werden Unterschiede in Produktivitätsniveaus anhand der Bruttowert-
schöpfung pro Beschäftigten approximiert, welche in Eurostats struktureller Unternehmensstatistik (SBS) ausge-
wiesen sind. Um die Auswirkungen von Investitionen in Forschung und Entwicklung (F&E) auf die Wettbewerbsfä-
higkeit eines Sektors zu quantifizieren, werden Daten von Eurostat zu Forschungs- und Entwicklungsausgaben so-
wie zu dem in F&E-tätigen Personal verwendet. Daten zu makroökonomischen Entwicklungen (z.B. Bruttoinlands-
produkt, Wechselkurse etc.) und Bedingungen (z.B. Belastung durch staatliche Regulierung, Qualität der wissen-
schaftlichen Einrichtungen, Infrastruktur etc.) wurden von Eurostat, der OECD, der Worldbank und des World Eco-
nomic Forums entnommen.  

 Deskriptive Analyse 

Tabelle 39 stellt die Entwicklung der Bruttowertschöpfung, des Produktionswerts, der Erwerbstätigkeit und der Ex-
porte zwischen 2010 und 2018 im Produzierenden Gewerbe Deutschlands dar. Im Allgemeinen ist die Entwicklung 
in Deutschland positiv verlaufen. So ist die Bruttowertschöpfung und der Produktionswert im gesamten Produzie-
renden Gewerbe (ohne Wasserversorgung (E 36)) um 32 % bzw. 28 % gestiegen (über alle Länder betrug die Ver-
änderung jeweils nur 19 %) und auch die Erwerbstätigkeit wuchs überdurchschnittlich stark an (7 % im Vergleich zu 
-1 % in allen Ländern). Im internationalen Vergleich liegt die Exportentwicklung des Produzierenden Gewerbes in 
Deutschland mit 39 % leicht hinter dem allgemeinen Exportwachstum in den Jahren 2010-2018 von ca. 41 %, auch 
wenn einige Sektoren wie der Bergbau und die Gewinnung von Steinen und Erden (B) oder pharmazeutische Er-
zeugnisse (C21) verstärkt ihre hergestellten Produkte ausführen konnten.  

Trotz der insgesamt positiven Entwicklung entwickelten sich einige Sektoren unterdurchschnittlich. Auffällig sind 
die rückläufigen Entwicklungen im Bergbau und bei der Gewinnung von Steinen und Erden (B), bei der Herstellung 
von Druckerzeugnissen; Vervielfältigung von bespielten Ton-, Bild- und Datenträgern (C 18) und Kokerei und Mi-
neralölverarbeitung (C 19). Ein Großteil dieser Entwicklung kann jedoch auf eine allgemein abnehmende Bedeu-
tung dieser Sektoren für die globale Wirtschaft zurückgeführt werden, da auch in anderen Ländern die Entwicklung 
stark rückläufig ist. Positiv fallen hingegen die Entwicklungen im Baugewerbe (F) und bei der Herstellung von Da-
tenverarbeitungsgeräten, elektronischen und optischen Erzeugnissen (C 26) auf, welche bei den Indikatoren auch 
im internationalen Vergleich überdurchschnittlich stark zugenommen haben.  

 
 
124  Die sektoralen Lohnstückkosten wurden aus dem Verhältnis der Personalaufwendungen (Löhne und Gehälter + Sozial-

versicherungskosten) zu den Bruttowertschöpfung zu Faktorkosten berechnet.  
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Tabelle 39:  Branchenentwicklung in Deutschland zwischen 2010-2018 
Wirtschaftszweig Bruttowertschöpfung (Mio. Euro) Produktionswert (Mio. Euro) Erwerbstätige (Tsd.) Exporte (Mio. Euro) 

WZ08-2-Steller-Ebene 2010 2018 
Veränderung 
2010-2018  2010 2018 

Veränderung 
2010-2018  2010 2018 

Veränderung 
2010-2018  2010 2018 

Veränderung 
2010-2018  

A Land- und Forstwirtschaft, Fischerei  20.610 22.309 8 % 49.601 56.112 13 % 645 608 -6 % 9.269 10.804 17 % 

B Bergbau und Gewinnung von Steinen 
und Erden  

5.186 4.308 -17 % 12.538 10.619 -15 % 71 48 -32 % 5.265 11.015 109 % 

C10-12 Herstellung von Nahrungs- und 
Futtermitteln;… 

37.297 46.854 26 % 159.205 194.066 22 % 919 939 2 % 45.641 63.927 40 % 

C13-15 Herstellung von Textilien, 
Bekleidung, Leder,... 

6.831 7.992 17 % 21.666 24.238 12 % 154 141 -8 % 28.341 43.344 53 % 

C16 Herstellung von Holz-, Flecht-, 
Korbwaren,... 

6.059 6.868 13 % 21.558 24.490 14 % 138 137 -1 % 6.482 7.948 23 % 

C17 Herstellung von Papier, Pappe und 
Waren daraus 

9.411 11.665 24 % 37.205 41.030 10 % 146 147 1 % 19.102 21.050 10 % 

C18 Herstellung von 
Druckerzeugnissen;… 

8.294 6.517 -21 % 21.921 17.203 -22 % 192 154 -20 % 1.085 892 -18 % 

C19 Kokerei und Mineralölverarbeitung 5.349 4.493 -16 % 62.423 58.102 -7 % 17 20 18 % 10.523 13.513 28 % 

C20 Herstellung von chemischen 
Erzeugnissen 

40.111 46.687 16 % 125.459 142.243 13 % 329 360 9 % 84.923 112.138 32 % 

C21 Herstellung von pharmazeutischen 
Erzeugnissen 

20.537 25.371 24 % 38.442 56.893 48 % 118 133 13 % 49.446 82.202 66 % 

C22 Herstellung von Gummi- und 
Kunststoffwaren 

23.073 30.224 31 % 66.153 86.125 30 % 397 452 14 % 35.457 49.762 40 % 

C23 Herstellung von Glas und Glaswaren, 
Keramik,… 

14.018 18.458 32 % 38.911 50.647 30 % 240 248 3 % 12.131 16.621 37 % 

C24 Metallerzeugung und -bearbeitung 17.355 22.682 31 % 91.241 108.291 19 % 259 272 5 % 50.629 57.288 13 % 

C25 Herstellung von Metallerzeugnissen 44.056 57.959 32 % 109.843 141.545 29 % 851 936 10 % 32.926 45.885 39 % 

C26 Herstellung von 
Datenverarbeitungsgeräten,… 

29.968 43.296 44 % 68.152 94.101 38 % 317 375 18 % 82.414 120.148 46 % 

C27 Herstellung von elektrischen 
Ausrüstungen 

39.022 45.536 17 % 95.897 109.454 14 % 491 504 3 % 61.012 89.303 46 % 

C28 Maschinenbau 75.790 106.008 40 % 200.495 280.013 40 % 1.035 1.192 15 % 135.339 185.084 37 % 

C29 Herstellung von Kraftwagen und 
Kraftwagenteilen 

83.376 138.074 66 % 293.666 417.377 42 % 781 906 16 % 170.594 239.456 40 % 
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C30 Sonstiger Fahrzeugbau 10.784 14.941 39 % 33.118 51.309 55 % 121 139 15 % 39.697 58.458 47 % 

C31-32 Herstellung von Möbeln und 
sonstigen Waren 

20.448 25.331 24 % 47.179 59.473 26 % 402 414 3 % 27.574 38.578 40 % 

C33 Reparatur und Installation von 
Maschinen… 

13.285 15.041 13 % 35.058 41.466 18 % 233 250 7 % - - - 

D Energieversorgung  54.789 58.783 7 % 137.141 152.227 11 % 249 259 4 % 3.053 3.196 5 % 

F Baugewerbe  99.926 148.334 48 % 236.154 341.223 44 % 2.325 2.515 8 % - - - 

Total 685.575 907.731 32 % 2.003.026 2.558.247 28 % 10.430 11.149 7 % 910.903 1.270.611 39 % 

Quelle: Eurostat, OECD 



 

 

Im Folgenden werden der relative Weltmarktanteil (RWA) und der Revealed Comparative Advantage (RCA) be-
trachtet. Abbildung 35 zeigt die Relevanz eines Sektors für die nationalen Exporte (RWA), und Abbildung 36 be-
schreibt den Handelsvorteil (RCA). Beide Wettbewerbsfähigkeitsindikatoren lassen einen leicht negativen Trend 
für viele Sektoren des Produzierenden Gewerbes erkennen. Auffallend ist, dass fast alle energieintensiven Indust-
rien125 an Bedeutung für die nationalen Exporte verloren haben (vgl. Abbildung 35). Diese Entwicklung kann als 
eine Abnahme der intra-industriellen Wettbewerbsfähigkeit und somit als ein Verlust von Spezialisierungsvorteilen 
der Sektoren interpretiert werden. Weiterhin auffällig ist die Entwicklung des relativen Weltmarktanteils im Sektor 
Herstellung von Druckerzeugnissen und Vervielfältigung von bespielten Ton-, Bild- und Datenträgern (C 18), wel-
che nach einer rückläufigen Entwicklung bis 2014 insbesondere durch Digitalisierungsangebote ihren Weltmarkt-
anteil ausbauen konnte (vgl. Abbildung 35). Auch der Bergbau und die Gewinnung von Steinen und Erden (B) 
konnten durch den starken Exportzuwachs zwischen 2010-2018 ihren relativen Weltmarktanteil stark ausbauen.  
 

Abbildung 35:  Entwicklung des relativen Weltmarktanteils (RWA) in Deutschland zwischen 2010-2018 

 
Quelle: OECD; Datenbeschriftung stellt prozentuale Entwicklung zwischen 2010-2018 dar 

  

 
 
125  Ausnahme stellen Kokerei und Mineralölverarbeitung (C 19) dar, welche ohnehin nur einen kleinen Teil der nationalen 

Exporte ausmachen.  
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Die Entwicklung des RCA ist vergleichbar. Auch die RCA-Ergebnisse implizieren, dass viele der energieintensiven 
Industrien im Zeitverlauf an inländischen Handelsvorteilen verloren haben. Somit scheint das Export-Import-Ver-
hältnis für diese Sektoren im Vergleich zu den anderen Sektoren Deutschlands tendenziell abgenommen zu haben. 
Dies spricht im Allgemeinen für eine Abnahme der inter-industriellen Wettbewerbsfähigkeit dieser Sektoren im 
Zeitverlauf. Im Vergleich zu dem allgemein negativen Trend des Handelsvorteils über alle Sektoren steht die Ent-
wicklung des Bergbaus (B), der Herstellung von Druckerzeugnissen; Vervielfältigung von bespielten Ton-, Bild- und 
Datenträgern (C 18) und der Energieversorgung (D), welche zwischen den Jahren 2010 und 2018 verstärkt kompa-
rative Vorteile erzielen konnten und somit im inter-industriellen Vergleich an Wettbewerbsfähigkeit gewonnen ha-
ben.  
 

Abbildung 36:  Entwicklung des Revealed Comparative Advantages (RCA) in Deutschland zwischen 2010-
2018 

  
Quelle: OECD; Datenbeschriftung stellt prozentuale Entwicklung zwischen 2010-2018 dar 

 

Die Entwicklung der Strom- und Erdgaspreise hat in den letzten Jahren enorm an Bedeutung gewonnen. Im Fol-
genden wird die Entwicklung der Strom- und Erdgaspreise in der Industrie für Gesamtdeutschland (Abbildung 37 
und Abbildung 38:) und die einzelnen Sektoren (Tabelle 40) dargestellt. Die Disaggregation der Daten auf sektora-
ler Ebene wurde hierbei, wie beschrieben, anhand der errechneten durchschnittlichen Strom- und Erdgasverbräu-
che durchgeführt.  
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In Abbildung 37 ist über alle Verbrauchsgrößenklassen ein Anstieg der Industriestrompreise zwischen 2010 und 
2020 zu erkennen. Nachdem die Industriestrompreise zwischen 2014 und 2018 zunächst stagnierten, stiegen sie in 
den letzten Jahren (2019 & 2020) wieder leicht an.  
 

Abbildung 37:  Industriestrompreisentwicklung in Deutschland von 2010-2020 

 
Quelle: Eurostat; Endabnehmerpreise (inkl. Netzentgelte) ohne MwSt. und erstattungsfähige Steuern und Abgaben; Jahresdurchschnitt auf Basis 

der biennalen Daten126  

 

Wie zu erwarten, nehmen die durchschnittlichen Industriestrompreise mit zunehmender Verbrauchsgrößenklasse 
ab. So betrug der durchschnittliche Strompreis für kleinere Abnehmer (Band IA & IB) etwa 25 bzw. 20 Cent pro kWh 
und war somit über 14 Cent je kWh höher als bei Großverbrauchern (Band IF & IG). Auf sektoraler Ebene (Tabelle 
40) liegen die meisten Sektoren in Verbrauchsgrößenklasse ID, welche einem durchschnittlichen Jahresverbrauch 
von 2.000 bis 20.000 MWh entspricht. Nur einige wenige, aber vor allem die energieintensiven Industrien (B, C17, 
C20, C24 & die nicht-energieintensive Industrie D), liegen in der Verbrauchsgrößenklasse IE – bzw. Kokereien und 
Mineralölverarbeitung in IG – und bezahlen somit im Vergleich zum Sektordurchschnitt geringere Strompreise. Wie 
schon in Abbildung 37 zu erkennen sind die Strompreise in den letzten Jahren für viele Sektoren im Schnitt um 20% 
angestiegen.  
 

Tabelle 40:  Industriestrom- und Erdgaspreisentwicklung in Deutschland zwischen 2010-2018 

Wirtschaftszweig Strompreise (in Euro / kWh) Erdgaspreise (in Euro / GJ) 

WZ08-2-Steller-Ebene 
Größen-
klasse 
2010 

Größen-
klasse 2018 

Ver-
änderung 
2010-
2018  

Größen-
klasse 
2010 

Größen-
klasse 
2018 

Ver-
änderung 
2010-
2018  

A Land- und Forstwirtschaft, Fischerei  - - - - - - 

B Bergbau und Gewinnung von Steinen und 
Erden  [ID] 0,1025 [IE] 0,0869 -15 % [I3] 10,60 [I3]  8,79 -17 % 

C10-12 Herstellung von Nahrungs- und 
Futtermitteln;… 

[ID] 0,1025 [ID] 0,1232 20 % [I3] 10,60 [I3] 8,79 -17 % 

C13-15 Herstellung von Textilien, 
Bekleidung, Leder,... [ID] 0,1025 [ID] 0,1232 20 % [I3] 10,60 [I3]  8,79 -17 % 

C16 Herstellung von Holz-, Flecht-, 
Korbwaren,... 

[ID] 0,1025 [ID] 0,1232 20 % [I2] 12,10 [I2] 10,30 -15 % 

C17 Herstellung von Papier, Pappe und 
Waren daraus [IE] 0,0918 [IE] 0,0869 -5 % [I4] 9,45 [I4]  7,25 -23 % 

 
 
126  Für die größte Verbrauchsklasse IG bestehen in den Originaldaten auf Grund von Geheimhaltungs- und Datenverfüg-

barkeitsgründen Datenlücken über mehrere Jahre und Länder 
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C18 Herstellung von Druckerzeugnissen;… [ID] 0,1025 [ID] 0,1232 20 % [I2] 12,10 [I2] 10,30 -15 % 

C19 Kokerei und Mineralölverarbeitung - - - - - - 

C20 Herstellung von chemischen 
Erzeugnissen [IE] 0,0918 [IE] 0,0869 -5 % [I4] 9,45 [I4]  7,25 -23 % 

C21 Herstellung von pharmazeutischen 
Erzeugnissen [ID] 0,1025 [ID] 0,1232 20 % [I3] 10,60 [I3] 8,79 -17 % 

C22 Herstellung von Gummi- und 
Kunststoffwaren [ID] 0,1025 [ID] 0,1232 20 % [I2] 12,10 [I2] 10,30 -15 % 

C23 Herstellung von Glas und Glaswaren, 
Keramik,… [ID] 0,1025 [ID] 0,1232 20 % [I3] 10,60 [I3] 8,79 -17 % 

C24 Metallerzeugung und -bearbeitung [IE] 0,0918 [IE] 0,0869 -5 % [I4] 9,45 [I4]  7,25 -23 % 

C25 Herstellung von Metallerzeugnissen [ID] 0,1025 [IC] 0,1507 47 % [I2] 12,10 [I2] 10,30 -15 % 

C26 Herstellung von 
Datenverarbeitungsgeräten,… [ID] 0,1025 [ID] 0,1232 20 % [I2] 12,10 [I2] 10,30 -15 % 

C27 Herstellung von elektrischen 
Ausrüstungen [ID] 0,1025 [ID] 0,1232 20 % [I2] 12,10 [I2] 10,30 -15 % 

C28 Maschinenbau [ID] 0,1025 [ID] 0,1232 20 % [I2] 12,10 [I2] 10,30 -15 % 

C29 Herstellung von Kraftwagen und 
Kraftwagenteilen [ID] 0,1025 [ID] 0,1232 20 % [I3] 10,60 [I3] 8,79 -17 % 

C30 Sonstiger Fahrzeugbau [ID] 0,1025 [ID] 0,1232 20 % [I3] 10,60 [I3] 8,79 -17 % 

C31-32 Herstellung von Möbeln und 
sonstigen Waren [IC] 0,1155 [IC] 0,1507 31 % [I2] 12,10 [I2] 10,30 -15 % 

C33 Reparatur und Installation von 
Maschinen… [IC] 0,1155 [IC] 0,1507 31 % [I2] 12,10 [I1] 11,70 -3 % 

D Energieversorgung  [ID] 0,1025 [IE] 0,0869 -15 % [I1] 12,60 [I1] 11,70 -7 % 

F Baugewerbe  [IB] 0,1348 [IB] 0,1732 28 % [I2] 12,10 [I1] 11,70 -3 % 

Quellen: Eurostat, Keine Daten für die Sektoren A & C19 aufgrund keiner/schlechter Datenverfübarkeit 

 

Betrachtet man die Entwicklung der Erdgaspreise (Abbildung 38:) ergibt sich ein etwas anderes Bild. Die durch-
schnittlichen Industrieerdgaspreise weisen zwischen den Jahren 2010 und 2020 einen negativen Trend auf, der auf 
eine stetige Abnahme der Erdgaspreise seit 2013 zurückzuführen ist. Dennoch ist die Entwicklung uneinheitlich 
über die Verbrauchsgrößenklassen verteilt. So beträgt die prozentuale Abnahme in der größten Verbrauchsklasse 
(I6) ca. 46 %, während der Erdgaspreis in der kleinsten Verbrauchsklasse (I1) nur um 2 % gesunken ist.  
 

Abbildung 38:  Industrieerdgaspreisentwicklung in Deutschland von 2010-2020 
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Quelle: Eurostat; Endabnehmerpreise (inkl. Netzentgelte) ohne MwSt. und erstattungsfähige Steuern und Abgaben; Jahresdurchschnitt auf Basis 

der biennalen Daten127  

 

Auf sektoraler Ebene ergibt sich eine vergleichbare Verteilung zu den Industriestrompreisen (vgl. Tabelle 40). Wäh-
rend viele der weniger energieintensiven Industrien in den Verbrauchsgrößenklassen I2 (1.000 GJ < Verbrauch < 
10.000 GJ) und I3 (10.000 GJ < Verbrauch < 100.000 GJ) liegen, verbrauchen vor allem energieintensiven Bran-
chen (C17, C19, C20, C24) zwischen 100.000 GJ und 1.000.000 GJ Erdgas und liegen somit in Verbrauchsband I4. 
Somit zahlen diese Unternehmen im Jahr 2018 etwa 17 % weniger pro GJ Erdgas als Unternehmen der geringeren 
Verbrauchsklasse. 

Im Folgenden wird die Bedeutung der Energiekosten für Unternehmen des Produzierenden Gewerbes genauer 
betrachtet. Abbildung 39 zeigt die Entwicklung des Energiekostenanteils an den gesamten Produktionskosten für 
die Jahre 2010, 2014 und 2020. Insbesondere für energieintensive Sektoren machen die Energiekosten128 einen 
erhöhten Teil der Produktionskosten aus und übersteigen oft die 5 % Marke. Für weniger energieintensive Unter-
nehmen beläuft sich der Anteil zwischen 1-3 %. Des Weiteren zeigt die Abbildung, dass der Energiekostenanteil 
zwischen den Jahren 2010-2018 in fast allen betrachteten Sektoren kontinuierlich abgenommen hat. Insbesondere 
in den energieintensiven Sektoren war die prozentuale Abnahme besonders hoch. Ausnahme ist die Kokerei und 
Mineralölverarbeitung (C 19), in der der Energiekostenanteil stagniert bzw. um 4 % angestiegen ist.  
 

 
 
127  Für die größte Verbrauchsklasse I6 bestehen in den Originaldaten auf Grund von Geheimhaltungs- und Datenverfüg-

barkeitsgründen Datenlücken für mehrere Jahre und Länder  
128  Der Energiekostenanteil wurde dabei als Verhältnis der Käufe von Energieprodukten zu den Gesamtproduktionsausga-

ben (Waren- und Dienstleistungskäufe + Personalaufwendungen) berechnet.  
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Abbildung 39:  Energiekostenanteil in Deutschland zwischen 2010-2018 

 
Quelle: Eurostat; Datenbeschriftung stellt prozentuale Entwicklung zwischen 2010-2018 dar 

 

Um die abnehmende Bedeutung der Energiekosten besser nachvollziehen zu können, wird die Entwicklung der 
einzelnen Produktionskostenanteil auf disaggregierter Ebene betrachtet (vgl. Abbildung 40). Bei der disaggregier-
ten Betrachtung fällt auf, dass die kontinuierliche Abnahme des Energiekostenanteils insbesondere durch den An-
stieg von Waren- und Dienstleistungskäufen (ohne Energie) erklärt werden kann, welche für die meisten Sektoren 
um bis zu 25 % anstieg.  
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Abbildung 40:    Dekomposition der Produktionskostenentwicklung in Deutschland zwischen 2010-2018 

 
Quelle: Eurostat 
 

Tabelle 41 zeigt die Korrelation zwischen den Strom- und Erdgaspreisentwicklungen sowie den Wettbewerbsfähig-
keitsindikatoren (RWA, RCA, WEA, REW und RAP) einmal für die die 23 deutschen Branchen separat und für die 
Grundgesamtheit der einbezogenen Branchen in den europäischen Ländern (23 Branchen in 24 Ländern über ei-
nen Zeitraum von 10 Jahren). Sowohl für Deutschland als auch für die Grundgesamtheit aller betrachteten Bran-
chen in den europäischen Ländern besteht ein starker positiver linearer Zusammenhang zwischen dem Revealed 
Comparative Advantage (RCA), dem relativen Weltmarktanteil (RWA) und der relativen Außenhandelsposition 
(RAP). Dies spricht dafür, dass eine Verstärkung der intra-industriellen Wettbewerbsfähigkeit (RCA) auch zu einer 
Stärkung der inter-industriellen Wettbewerbsfähigkeit (RWA) und der Verbesserung der relativen Außenhandels-
position (RAP) führt und vice versa. Das relative Exportwachstums (REW) scheint sich als einziger Wettbewerbsfä-
higkeitsindikator nicht mit den andere vier Indikatoren zu entwickeln, da die Korrelationen zwischen dem REW und 
den anderen Indikatoren in Deutschland, wenn auch nicht signifikant, leicht negativ sind.  

Für die Grundgesamtheit der einbezogenen europäischen Branchen ist ein leicht negativer linearer Zusammen-
hang zwischen den Strompreisen und den Wettbewerbsfähigkeitsindikatoren zu erkennen. Dies deutet tendenziell 



Endbericht fe 6/20 • Seite 136 von 278 
 

 

auf eine Verschlechterung der Wettbewerbsfähigkeit bei steigenden Strompreisen hin. Zwischen der Erdgaspreis-
entwicklung und der Wettbewerbsfähigkeit ist der Zusammenhang in der untersuchten Grundgesamtheit nicht 
signifikant. Diese beobachteten Zusammenhänge scheinen sich für Deutschland hingegen nicht zu bestätigen. 
Während für die Sektoren des Produzierenden Gewerbes in Deutschland kein Zusammenhang zwischen Wettbe-
werbsfähigkeit und Strompreisen festgestellt werden kann, deutet die Korrelationsanalyse auf einen geringen po-
sitiven Zusammenhang mit Energie- bzw. Erdgaspreisen hin. Dieser positive Zusammenhang würde gegen die all-
gemeine Erwartung des Wettbewerbsfähigkeitsverlustes bei steigenden Strom- und Energiepreisen sprechen. Da 
wir in dem Beobachtungszeitraum in Deutschland tendenziell sinkende Erdgaspreisentwicklungen gesehen haben 
(siehe Abbildung 38:), würde das bedeuten, dass zur gleichen Zeit die verschiedenen Wettbewerbsfähigkeitsindi-
katoren abgenommen haben. Es sei darauf hingewiesen, dass durch eine Korrelationsanalyse keine Rückschlüsse 
auf Wirkungszusammenhänge gezogen werden können.  
 

Tabelle 41:  Korrelationsmatrix Außenhandelsindikatoren und Strom- und Erdgaspreise 
Deutschland 

Variables RWA RCA WEA REW RAP Strompreis Erdgaspreis 

RWA 1,000       

RCA 0,887*** 1,000      

WEA 0,989*** 0,892*** 1,000     

REW -0,022 -0,064 -0,007 1,000    

RAP 0,853*** 0,929*** 0,856*** -0,105* 1,000   

Strompreis 0,002 -0,010 -0,008 0,057 0,020 1,000  

Erdgaspreis 0,130* 0,211*** 0,105 -0,091 0,142* 0,363*** 1,000 

Gesamt 

RWA 1,000       

RCA 0,026** 1,000      

WEA 0,159*** -0,014 1,000     

REW 0,042*** 0,002 -0,025** 1,000    

RAP 0,406*** 0,102*** 0,414*** -0,016 1,000   

Strompreise -0,075*** -0,082*** 0,255*** -0,032* -0,033* 1,000  

Erdgaspreise -0,029 0,016 -0,052** -0,021 0,049** 0,212*** 1,000 

Anmerkungen: * p<0,1, ** p<0,05, *** p<0,01; Auch die Nutzung eines Lags von einem Jahr ändert den Zusammenhang nicht. Ein Korrelationskoeffi-
zient von -1 bedeutet eine vollständig negative Korrelation, +1 bedeutet vollständig positive Korrelation. 

 

Zusammenfassend ist anhand der Korrelationsmatrix ein leicht negativer Trend für einen möglichen linearen Zu-
sammenhang von Strom- und Erdgaspreisen zu erkennen, auch wenn dieser in Deutschland nicht zu bestehen 
scheint. Allerdings können ausgelassene Variablen, wie beispielsweise die gesamtwirtschaftliche Entwicklung, zu 
einer Verzerrung der Korrelation führen. Um diese Verzerrung zu adressieren, wird in einem nächsten Schritt eine 
Regressionsanalyse durchgeführt. 

 Ökonometrische Analyse 

Die folgende ökonometrische Analyse basierte auf dem zuvor dargestellten europaweiten Branchen-Paneldaten-
satz und beinhaltet die bereits dargelegten 23 Branchen des Produzierenden Gewerbes (auf WZ08-2-Steller-
Ebene) in insgesamt 24 europäischen Ländern und in Abhängigkeit der Datenverfügbarkeit, insbesondere bei 
Strom- und Gaspreisinformation, für einen Zeitraum von 2010-2018. Um den Effekt der Strom- und Erdgaspreise 
auf die Wettbewerbsfähigkeit empirisch modellieren zu können, wird eine fixed-effects Panel-Regression durch-
geführt, die für unbeobachtete Heterogenität auf Land- und Industrie-Ebene korrigiert. Des Weiteren werden ver-
schiedene volkswirtschaftliche (z.B. Bruttoinlandsprodukt, Körperschaftssteuern, Regulation) und sektorale Kon-
trollvariablen (z.B. Anteil der F&E Ausgaben, Lohnstückkosten) berücksichtigt, um eine Verzerrung durch nicht be-
rücksichtigte Variablen (sog. „omitted variables) zu minimieren. Um weiterhin der Verzerrung der Schätzung durch 
größere Ausreißer entgegenzuwirken, haben wir zudem die Winsorizing-Methode angewandt. Die Modellschät-
zung erfolgt für alle Industrien des Produzierenden Gewerbes sowie separat für die einzelnen Industriezweige. Glei-
chung (1) definiert das geschätzte Modell:  
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 𝒀𝒄𝒔𝒕 = 𝜷𝟎𝑺𝑷𝒄𝒔𝒕 + 𝜷𝟏𝑬𝑷𝒄𝒔𝒕 + 𝜸𝑿𝟏,𝒄𝒕 + 𝜹𝑿𝟐,𝒄𝒔𝒕 + 𝜶𝒄𝒔 + 𝝀𝒕 + 𝜺𝒄𝒔𝒕  (1) 

 

wobei 𝑌𝑐𝑠𝑡  einen Wettbewerbsfähigkeitsindex von Sektor 𝑠 in Land 𝑐 zum Zeitpunkt 𝑡 darstellt. Dieser setzt sich aus 
den oben genannten Indikatoren zusammen. Durch die Kombination und einzelne Betrachtung von fünf verschie-
denen Wettbewerbsfähigkeitsindikatoren kann eine robustere Aussage zum Zusammenhang zwischen Strom- und 
Energiepreisen und sektoraler Wettbewerbsfähigkeit abgeleitet werden. Die erklärenden Variablen werden durch 
die Strompreise (𝑆𝑃𝑐𝑠𝑡)und Erdgaspreise (𝐸𝑃𝑐𝑠𝑡) auf sektoraler Ebene definiert129. Weitere Kontrollvariablen (KV) – 
aufgeteilt in gesamtwirtschaftliche (𝑋1,𝑐𝑡) und sektorale (𝑋2,𝑐𝑠𝑡) Indikatoren – korrigieren für ihren Einfluss auf den 
interessierenden Zusammenhang. Um unbeobachtete länderspezifische Branchencharakteristika, die die Wettbe-
werbsfähigkeit eines Landes beeinflussen könnten, zu berücksichtigen, wird für Länder-Industrie (𝛼𝑐𝑠) fixed-effects 
(FE) kontrolliert. Zudem wird der Einfluss der Zeit durch Jahres-Dummies (𝜆𝑡) berücksichtigt, welche einen flexib-
leren Einfluss der Zeit auf die Wettbewerbsfähigkeit erlauben als ein linearer/quadratischer Trend. 𝜀𝑐𝑠𝑡  definiert den 
Fehlerterm.  

Die Regressionsanalyse findet auf Branchenebene statt, sodass Interdependenzen mit einer Veränderung der 
Wettbewerbsfähigkeit auf Firmen- bzw. Produkt-Ebene vernachlässigt werden. Dies bedeutet auch, dass ein Ver-
lust von Wettbewerbsfähigkeit nicht zwangsläufig eine Verschlechterung der Wettbewerbsfähigkeit aller Firmen 
innerhalb eines Sektors impliziert. Auch Aussagen bezüglich der nationalen Wettbewerbsfähigkeit können nicht 
abgeleitet werden, da die verringerte Wettbewerbsfähigkeit eines Sektors nicht zwangsläufig die Wettbewerbsfä-
higkeit eines Landes reduziert. Viel mehr hängt dieser Effekt von einer Vielzahl von Indikatoren ab und wird daher 
oft als eine multidimensionale Kennzahl erfasst (z.B. Global Competitiveness Index). 

In einem ersten Schritt bauen wir stufenweise unser Regressionsmodell auf und überprüfen, wie sich der Einfluss 
unserer zwei zentralen Variablen – Strompreis und Erdgaspreis – auf die Wettbewerbsfähigkeit des Produzierenden 
Gewerbes in Europa auswirkt. Das stellen wir im Detail für den Wettbewerbsindikator Weltexportanteil (WEA) 
(siehe Kapitel 11.1) in Tabelle 42 dar, um zu zeigen, wie sich die Ergebnisse bei der Hinzunahme zusätzlicher Kon-
trollvariablen verändern. Dies zeigt auch, wie robust die Ergebnisse de facto sind. Tabelle 43 stellt die Ergebnisse 
der fünf verschiedenen Wettbewerbsindikatoren in der vollständigen Spezifikation gegenüber. Da die Ergebnisse 
wider Erwarten einen negativen Zusammenhang der Wettbewerbsfähigkeit mit steigenden Strom- und Erdgas-
preisen, nicht belegen können, Tabelle 44 zeigt die Regressionsergebnisse zu den fünf Wettbewerbsfähigkeitsin-
dikatoren, wenn man sich auf die energieintensiven Industrien beschränkt. Aber selbst hier lässt sich kein signifikant 
negativer Zusammenhang zwischen der Wettbewerbsfähigkeit und steigenden Strom- und Gaspreisen erken-
nen.130 
 

 
 
129  Die Regressionsanalyse über alle Sektoren wird auf Level-Level Ebene durchgeführt. Die Regression auf einzel-Sektor 

Ebene wird auf log-log-Ebene durchgeführt.  
130 Wir haben auch verschiedene dynamische Panelmodell-Spezifikationen mit Hilfe des Arellano-Bond (GMM) Schätzers 

getested (ycst = ycst−1 + β0 SPcst + β1EPcst + γX1,Cent + δX2,cst + αcs + λt + εcst). Diese hatte allerdings keine Auswirkungen 
auf das hier dargestellte Ergebnis des insignifikanten Zusammenhangs.  
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Tabelle 42:  Auswirkung von Strom- und Erdgaspreise auf den WEA (Regressionsergebnisse ) 
 (1) (2) (3) (4) (5) (6) 

 WEA WEA WEA WEA WEA WEA 

Strompreis 0.380*** 0.397*** -0.006 0.024 -0.029** 0.019 

 (0.070) (0.072) (0.051) (0.048) (0.013) (0.017) 

       

Erdgaspreise -0.001*** -0.002*** 0.000 -0.001** 0.000 0.000* 

 (0.000) (0.000) (0.000) (0.000) (0.000) (0.000) 

       

Sektor KV 

 

- Ja Ja Ja Ja Ja 

Land KV - - Ja Ja Ja Ja 

       

Jahr FE 

 

- - - Ja - Ja 

Land-Sektor FE - - - - Ja Ja 

       

Konstante -0.006 -0.025** -0.005 -0.003 0.033*** 0.034*** 

 (0.006) (0.010) (0.009) (0.009) (0.004) (0.005) 

N 2331 1647 1647 1647 1647 1647 

R2 0.103 0.271 0.668 0.687 0.553 0.510 

Anmerkungen: Standardfehler in Klammern, * p<0.1, ** p<0.05, *** p<0.01, KV = Kontrollvariable(n), FE = Fixed Effects, Lesehilfe: „Ja“ bedeutet, dass 
entsprechende Variablen in der Regression aufgenommen sind.  

Quelle :   eigene Darstellung . 

 

In Tabelle 42 ist das Regressionsmodell für den Weltexportanteil (WEA) in verschiedenen Spezifikationen darge-
stellt. In den noch relativ einfachen Regressionsspezifikationen ohne Kontrollvariablen (Model 1) und mit aus-
schließlich sektor-spezifischen Kontrollvariablen (Model 2) lässt sich ein signifikant positiver Zusammenhang zwi-
schen Strompreis und Weltexportanteil feststellen. Dies würde bedeuten, dass die Wettbewerbsfähigkeit bei stei-
genden Preisen zunehmen würde. Mit der Hinzunahme weiterer Kontrollvariablen, wie landesspezifische Kontroll-
variablen (Model 3) und Jahres-FE (Modell 4), wird der Effekt dann auch teilweise negativ, ist aber insignifikant. Die 
letzten beiden Spezifikationen unterscheiden sich von den vorherigen, indem für die Heterogenität der Industrien 
in den Ländern durch Land-Sektor-FE kontrolliert wird. Modell 5 und 6 unterscheiden sich, indem in Modell 2 keine 
Jahres-FE berücksichtigt werden. Hier wird der Koeffizient für den Strompreis erstmalig signifikant negativ. Wenn 
man jedoch zusätzlich zu den Land-Sektor-FE noch die Jahres-FE hinzunimmt, wird der Koeffizient wieder insigni-
fikant. Die entsprechenden statistischen Tests deuten darauf hin, dass die Jahres-FE zu berücksichtigen sind. Auch 
ökonomisch ist dies plausibel, weil globale makroökonomische Trends einen relevanten Einfluss auf die Wettbe-
werbsfähigkeit haben können. Weitere dynamische Panelmodell-Spezifikationen mit Hilfe des Arellano-Bond 
(GMM) Schätzers (ycst = ycst−1 + β0 SPcst + β1EPcst + γX1,Cent + δX2,cst + αcs + λt + εcst) kommen zum gleichen Er-
gebnis: Über alle Industrien lässt sich kein eindeutiger negativer Zusammenhang zwischen Strompreisen und dem 
Weltexportanteil belegen. Interessanterweise ist der Zusammenhang der Erdgaspreise und der Wettbewerbsfä-
higkeit öfter signifikant und negativ, aber generell gegen Null tendierend.  

Vergleicht man die empirischen Ergebnisse über alle fünf Wettbewerbsindikatoren zeigt sich ein vergleichbares 
Bild wie zuvor beim WEA. Über alle Wettbewerbsfähigkeitsindikatoren hinweg scheint kein negativer Zusammen-
hang zwischen Strompreisen und Wettbewerbsfähigkeit noch zwischen Erdgaspreisen und Wettbewerbsfähigkeit 
zu bestehen (Tabelle 43).  
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Tabelle 43:  Regressionsergebnisse für alle fünf Wettbewerbsfähigkeitsindikatoren 
 (1) (2) (3) (4) (5) 

WEA REW RWA RCA RAP 

Strompreis 0.019 -0.348 -1.291 -0.920 0.082 

 (0.017) (0.412) (0.924) (0.618) (0.347) 

      

Erdgaspreis 0.000* 0.006 0.013 0.007 0.011*** 

 (0.000) (0.004) (0.013) (0.009) (0.004) 

      

Sektor KV Ja Ja Ja Ja Ja 

     

Land KV Ja Ja Ja Ja Ja 

      

Jahr FE Ja Ja Ja Ja Ja 

      

Land-Sektor FE Ja Ja Ja Ja Ja 

      

Konstante 0.034*** -0.337 1.262*** 0.907*** -0.179** 

 (0.005) (0.218) (0.278) (0.204) (0.072) 

N 1647 1610 1647 1647 1647 

R2 0.510 0.001 0.008 0.032 0.009 

Anmerkungen: Standardfehler in Klammern, * p<0.1, ** p<0.05, *** p<0.01, KV = Kontrollvariable(n), FE = Fixed Effects, Lesehilfe: „Ja“ bedeutet, dass   
entsprechende Variablen in der Regression aufgenommen sind.  

Quelle :  eigene Darstellung . 

 

Da der Strom- und Erdgaspreis tendenziell für die energieintensiveren Industrien von größerer Bedeutung ist, 
schätzen wir die Regressionen im letzten Schritt nur für diese Industrien. Hiermit wollen wir überprüfen, ob eventuell 
die weniger energie-intensiven Industrien den erwarteten Effekt überlagern. Tabelle 44 stellt die empirischen Er-
gebnisse dar. Auch mit Blick auf dieses Subsample ändert sich Bild nicht. Der Zusammenhang für Strompreise ist 
teilweise negativ, jedoch nie signifikant. Dahingegen zeigt sich beim Zusammenhang von Erdgaspreis und Wettbe-
werbsfähigkeit, dass der zuvor beobachtbare signifikant positive, aber kontraintuitive Effekt beim Wettbewerbsin-
dikator RAP verschwindet.  
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Tabelle 44:  Regressionsergebnisse beschränkt auf die energieintensiven Industrien 
Energieintensive  
Industrien 

(1) (2) (3) (4) (5) 

WEA REW RWA RCA RAP 

Strompreis 0.002 0.275 -1.067 -0.598 -0.055 

  (0.032) (0.454) (0.869) (1.047) (0.366) 

       

Erdgaspreis 0.001*** -0.003 0.005 -0.003 0.000 

  (0.000) (0.007) (0.010) (0.019) (0.005) 

       

Sektor KV Ja Ja Ja Ja Ja 

     

Land KV Ja Ja Ja Ja Ja 

      

Jahr FE Ja Ja Ja Ja Ja 

       

Land-Sektor FE Ja Ja Ja Ja Ja 

       

Konstante 0.041*** -0.336** 1.407*** 1.014*** -0.035 

  (0.008) (0.153) (0.336) (0.371) (0.105) 

N  548 536 548 548 548 

R2  0.349 0.019 0.041 0.025 0.002 

Anmerkungen: Standardfehler in Klammern, * p<0.1, ** p<0.05, *** p<0.01, KV = Kontrollvariable(n), FE = Fixed Effects, Lesehilfe: „Ja“ bedeutet, dass 
entsprechende Variablen in der Regression aufgenommen sind.  

Quelle :  eigene Darstellung . 

 

Insgesamt zeigt sich in der ökonometrischen Ex-Post-Betrachtung auf Sektorenebene keine Evidenz für eine ne-
gative Auswirkung zwischen Energiepreisen und sektoraler Wettbewerbsfähigkeit – auch nicht für energieintensive 
Sektoren. Dennoch lässt sich ein solche Zusammenhang nicht ausschließen – insbesondere auch für einzelne Un-
ternehmen in energieintensiven Sektoren. Deshalb werden die vorliegenden Ergebnisse im Folgenden in den Kon-
text der akademischen Literatur zum Thema gestellt. 

11.3 Stand der Forschung 

 Hypothesen zur Wirkung von steigenden Energiepreisen  

Generell lassen sich zwei entgegengesetzte Hypothesen zu den Auswirkungen höherer Strom- und Energiepreise 
auf die Wettbewerbsfähigkeit unterscheiden: die Pollution-Haven-Hypothese und die die Porter-Hypothese.  

Negative Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit durch erhöhte Strom- und Energiepreise werden in der 
sogenannten Pollution-Haven-Hypothese formuliert. Diese besagt, dass insbesondere unilaterale Umweltregu-
lierungen und die damit einhergehende Preiserhöhung zu einem Verlust von Wettbewerbsfähigkeit führen kön-
nen, da heimische Produzenten Marktanteile an konkurrierende Unternehmen mit geringeren regulatorischen An-
forderungen verlieren und/ oder ihre Produktionsprozesse in weniger regulierte Länder verlegen, um im internati-
onalen Wettbewerb bestehen zu können (Aldy/Pizer 2015; Dechezleprêtre/Sato 2017) 

Der in der Pollution-Haven-Hypothese postulierte negative Effekt auf die Wettbewerbsfähigkeit kann sich auf drei 
verschiedene Arten zeigen (IG BCE 2020).   

▪ Mit dem Begriff „Production Leakage“ wird der Prozess beschrieben, bei dem Unternehmen wegen der ein-
seitigen Regulierung Wettbewerbsnachteil e erleiden, wodurch sie Marktanteile ans Ausland verlieren. 

▪ „Relocation Leakage“ beschreibt die Abwanderung von Produktionsstätten in Gebiete mit geringeren Um-
weltregularien bzw. niedrigeren Energiepreisen.  

▪ Wenn Unternehmen aufgrund einseitiger Regularien kurz- bis mittelfristig weniger in dem davon betroffenen 
Gebiet investieren und langfristig die Investitionen stattdessen in das unbetroffene Ausland verlagern, wird 
dies als „Investment Leakage“ bezeichnet.  
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Demgegenüber steht die Porter-Hypothese, die die Auswirkung von erhöhten Strom- und Energiepreisen lang-
fristig positiv einstuft. Hier wird argumentiert, dass im Gegensatz zu einer verringerten Wettbewerbsfähigkeit, er-
höhte Umweltregulierungen, z.B. durch Erhöhung der Abgaben auf Strom- und Energiepreise, Innovationen 
und Energieeffizienz fördern und langfristig negative Effekte der unilateralen Umweltregulierungen ausgleichen 
(Dechezleprêtre/Sato 2017; Porter/Van der Linde 1995).  

Obwohl sich beide Hypothesen in ihrer Aussage zunächst widersprechen, werden sie teilweise auch als miteinander 
vereinbare Effekte unterschiedlicher Fristigkeit angesehen. So könnten in der kurz- bis mittleren Frist durchaus 
Wettbewerbsnachteile entstehen, denen aber in der langen Frist positive Wachstumseffekte gegenüberstehen, 
die in den angestoßenen Innovationen zur Umgehung der kurzfristigen Wettbewerbsnachteile begründet liegen. 

 Empirische Belege zu diesen Hypothesen  

Es gibt eine Vielzahl von Studien, in denen versucht wird, Evidenz für beide Hypothesen zu finden. Die verwendeten 
Methoden reichen hierbei von ökonometrischen Ex-post-Bewertungen einzelner Sektoren – wie in der vorange-
gangenen empirischen Untersuchung -, über empirische Auswertungen auf Unternehmensebene, bis hin zur Ex-
ante-Simulation der erwarteten Abwanderung auf der Grundlage globaler Gleichgewichtsmodelle. Untersucht 
wird nicht nur der Einfluss historischer Strom- und Energiepreisentwicklungen auf die sektorale Wettbewerbsfä-
higkeit, sondern auch der Einfluss von Umweltregulierungen und veränderten Strom- und Energiesteuerabgaben 
von industriellen Abnehmern, da diese Änderungen vergleichbare Auswirkungen haben wie die Entwicklung histo-
rischer Preise (Bardt 2021).131 

Empirische Ex-post-Studien zeigen keine eindeutigen Beweise für einen Carbon-Leakage (Zachmann/McWilli-
ams 2020). In der Literaturübersicht vom FiFo Köln u.a. (2019) folgern die Autoren, dass es in der empirischen Lite-
ratur keine eindeutigen Hinweise für positive bzw. negative Wettbewerbsfähigkeitseffekte von erhöhtem Strom- 
und Energiesteuern bzw. von Steuerentlastungen gibt.  

Beispielhaft werden im Folgenden einige Studien vorgestellt, die keine negativen Effekte erkennen lassen und 
demnach eher für die Porter-Hypothese sprechen: 

▪ Flues/Lutz (2015) identifizieren beispielsweise den Effekt reduzierter Stromsteuersätze auf die wirtschaftliche 
Leistung deutscher Unternehmen im Verarbeitenden Gewerbe anhand einer Regressions-Diskontinuitäts-
Analyse. Für die Analyse nutzen die Autoren die quasi-zufällige Variation der Grenzsteuersätze für Strom, der 
von Unternehmen aufgrund einer Überschreitung des Grenzwertes beantragt werden kann. Die Autoren fin-
den keine Hinweise auf einen Effekt von geringeren Stromgrenzsteuersätzen auf Wettbewerbsindikatoren wie 
Umsatz, Exporte, Wertschöpfung, Investitionen und Beschäftigung.  

▪ Auch Gerster (2017) findet keine Hinweise für einen Effekt von Ausnahmetatbeständen im deutschen Strom-
gesetz auf die kurzfristige Bruttoproduktion, die Exporte und die Beschäftigung von Unternehmen. Allerdings 
findet er mithilfe eines „fuzzy regression discontinuity“ Designs heraus, dass deutsche Produktionsbetriebe, die 
unter Stromentlastungstatbestände fallen, ihren Stromverbrauch erheblich steigern und fossile Brennstoffe 
durch Strom substituieren. 

▪ Rammer u.a. (2017) verwenden Daten auf Unternehmensebene für Länder mit ähnlichen Industriestrukturen, 
aber unterschiedlicher Energiepolitik. Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass Umweltregularien keinen rele-
vanten Einfluss auf die internationale Marktposition der Unternehmen haben. Sie vermuten, dass die Kosten-
effekte durch die Einführung effizienterer Technologien neutralisiert werden. 

▪ Branger u.a. (2017) schätzten empirische Regressionen für die energieintensiven Sektoren Zement und Stahl im 
Rahmen des ETS und fanden keine Hinweise darauf, dass es zwischen 2005 und 2012 zu einer Verlagerung von 
Emissionen gekommen ist.  

▪ Mit einem ähnlichen Ansatz untersuchen Gerster/Lamp (2019) die Auswirkungen der Befreiung von der EEG-
Umlage, die etwa 30 % des durchschnittlichen Industriestrompreises ausmacht, in Deutschland mit Hilfe des 
Amtlichen Firmendatensatzes (AfiD). Ihr Differenz-in-Differenz-Ansatz mit Matching nutzt eine im Jahr 2012 
in Kraft getretene Gesetzesänderung, die den Grenzwert zur Beantragung der Befreiung von 10 Gigawattstun-

 
 
131  Rein deskriptive Analysen wie diejenigen vom IW Köln (2021) werden nicht berücksichtigt. So könnte der beobachtete 

Rückgang des Bruttoanlagevermögens der energieintensiven Industrien Deutschlands auch ein generelles Phänomen 

unabhängig von den Energie- und Strompreisen sein. Eine Korrelation oder sogar kausaler Zusammenhang wird nicht 

hergestellt. 
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den (GWh) Jahresstromverbrauch auf 1 GWh reduzierte. Die Autoren findet keinen Hinweis, dass die Befrei-
ungen von der EEG-Umlage die Wettbewerbsfähigkeit, gemessen durch Beschäftigung, Exportanteil, Investi-
tionen und Umsatz, der Firmen in der kurzen Frist erhöht.  

▪ Dechezleprêtre u.a. (2019) verwenden empirische Daten für den Zeitraum 2007-2014 aus dem Carbon Disclo-
sure Project, in dem multinationale Unternehmen ihre Emissionen nach geografischen Regionen veröffentli-
chen. Obwohl theoretisch vor allem multinationale Unternehmen von Carbon Leakage betroffen sein sollten, 
finden Dechezleprêtre u.a. (2019)keine Hinweise darauf, dass das EU-ETS zu einer Verlagerung von Kohlen-
stoffemissionen aus Europa heraus in den Rest der Welt geführt hat.  

▪ Die Weltbank (2019)bestätigt dies und konstatiert, dass es kaum Belege dafür gibt, dass die Bepreisung von 
Kohlenstoffemissionen zu einer Verlagerung der Produktion oder Investitionen geführt hat. Die Wettbewerbs-
fähigkeit mag ein wichtiges Anliegen der politischen Entscheidungsträger bleiben, aber diese Bedenken soll-
ten nicht überbewertet werden (World Bank 2019). 

Demgegenüber stehen allerdings auch einige empirische Studien, die zumindest für energieintensive Unterneh-
men negative Effekte vermuten oder sogar erkennen lassen und daher der Pollution-Haven-Hypothese zuzuord-
nen sind: 

▪ Aldy/Pizer ( 2015) untersuchen in ihrer Studie die kurzfristigen Auswirkungen einer unilaterale Umweltregulie-
rung der industriellen Energiepreise. Ausgehend von einem US-Panel-Datensatz, der ca. 450 Sektoren des 
Verarbeitenden Gewerbes von 1979-2005 umfasst, finden die Autoren Hinweise darauf, dass energieintensi-
vere Industrien des Verarbeitenden Gewerbes im Vergleich zu weniger energieintensiven Industrien eine hö-
here Wahrscheinlichkeit besitzen, Produktionsvolumina zu reduzieren, auch wenn dieser Effekt gering ist. Die 
Produktionselastizität mit Blick auf einen einprozentigen Energiepreisanstieg liegt im Schnitt bei -0,14 für alle 
Industrien und variiert bei den energieintensiven Industrien zwischen -0,27 und -0,46.  

▪ In ihrer Studie zeigen Dlugosch/Kozluk (2017) durch eine Regressionsanalyse, dass erhöhte Energiepreise bei 
Betrachtung aller Firmen in ihrer Stichprobe von Unternehmen aus 30 OECD Ländern in der Periode von 1995 
bis 2011 zu einer Verringerung der Investitionen führen. Allerdings gilt dieser Effekt nicht für Unternehmen aus 
besonders energieintensiven Branchen, bei denen sich die gesamten Investitionen bei höheren Energieprei-
sen erhöhen. Hierbei ist jedoch zu beachten, dass der beobachtete Anstieg durch Auslandsinvestitionen her-
vorgerufen wird und Inlandsinvestitionen tatsächlich sinken, was laut den Autoren in Übereinstimmung mit der 
Pollution Haven-Hypothese steht. 

▪ In einer Studie analysiert die Europäische Kommission (2021c) die Auswirkungen von erhöhten Strompreisen 
auf die Rentabilität von energieintensiven Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes von 2011-2018. In ihrer 
Analyse schätzen die Autoren die Elastizität der Gewinne (EBIT: earnings before interest and taxes) eines Un-
ternehmens in Bezug auf die Strompreise mit Hilfe des Amadeus Datensatzes von Bureau van Dijk und Eurostat 
Daten. Die Autoren finden eine durchschnittliche Elastizität von -0,43, d.h. dass ein 1 %iger Anstieg der Strom-
preise zu einer Verringerung des EBITs von 0,43 Prozentpunkten für die untersuchten Unternehmen im Ver-
arbeitenden Gewerbe führt. Die Studie trifft allerdings keine Aussagen zur Wirkung des reduzierten EBITs auf 
das Produktionsniveau, den Exportanteil oder das Investitionsverhalten der Unternehmen. 

▪ Bijnens u.a. (2021) in ihrer Studie anhand Daten von 200.000 Firmen aus dem Verarbeitenden Gewerbe in der 
Periode von 2008 bis 2017, dass erhöhte Strompreise negative Beschäftigungs- und Investitionseffekte auf 
Sektoren mit hohem Energieverbrauch haben. Sie kommen dabei zu dem Ergebnis, dass eine 1-prozentige Er-
höhung des Strompreises je nach Branche zu bis zu 0,2 % weniger Beschäftigung und bis zu mehr als 1 % weni-
ger Investitionen führen kann.  

Auf der Grundlage von Belegen aus der empirischen Ex-post-Literatur ist eine eindeutige Schlussfolgerung zur 
Existenz von Carbon-Leakage somit nicht möglich.  

Oftmals wird in diesem Zusammenhang angeführt, dass die Unterschiede bei Energiepreisen durch großzügige 
Ausgleichsregelungen für exponierte Industrien oftmals noch vergleichsweise gering waren und deshalb (noch) 
keine Verlagerungen von Produktion oder Investitionen zur Folge gehabt hätten. Diesem Umstand versuchen For-
scher mittels Ex-ante-Modellierungen Rechnung zu tragen. Die Modelle erlauben es, Auswirkungen hypotheti-
scher zukünftigen Energiepreise zu modellieren. Sie basieren allerdings in der Regel auf einer Reihe von sozioöko-
nomischen, technologischen und anderen wirtschaftlichen Annahmen, die die Ergebnisse stark beeinflussen kön-
nen. Solche Modelle haben bisher tendenziell eine begrenzte Verlagerung von  CO2 -Emissionen auf der Gesamt-
ebene festgestellt (Zachmann/McWilliams 2020). Auch hier sind im Folgenden einige beispielhafte Studien ange-
führt: 
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▪ Grave u.a. (2015) untersuchen in ihrer Studie die Auswirkung erhöhter Strompreise auf die sektorale Wettbe-
werbsfähigkeit energieintensiver Industrien im internationalen Vergleich. Für die Analyse werden die energie-
intensiven Industrien gemäß ihrer Stromintensität disaggregiert und die Auswirkung einer Strompreiserhö-
hung durch Wegfall der Besonderen Ausgleichsregelung (unter der Annahme von gleichbleibenden Strom-
preisen in anderen Ländern) auf Produktpreise, Nachfrage und Produktion durch ein Input-Output- und Han-
delsmodell quantifiziert. Die Autoren nehmen für ihre Analyse allerdings eine vollständige Weitergabe der er-
höhten Strompreise auf Produktpreise an, die sich direkt in niedrigere Abgabemengen übersetzt. Die Ergeb-
nisse der Studie zeigen, dass die erhöhten Produktpreise auf Grund der Strompreiserhöhungen die Produkti-
onsvolumina bestimmter energieintensiver Industrien reduzieren und auch die Export- und Binnennachfrage 
abnehmen. Mit Blick auf den Wegfall der BesAR variieren die Effekte auf die Produktionsvolumina in energie-
intensiven Sektoren zwischen -4 % und -18 %. 

▪ Branger/Quirion (2014) führen eine Meta-Analyse von 25 Studien durch, die 310 Schätzungen von Emissions-
verlagerungen enthalten. Für die energieintensiven Sektoren, die gleichzeitig stark exponiert im Welthandel 
sind, geben die Autoren an, dass die Produktionsveränderung zwischen -0,1 % und -16 % schwankt, wobei CGE-
Modelle, die internationale Wechselwirkungen berücksichtigen, eher kleinere Produktionsrückgänge von 0 % 
bis 3 % schätzen. 

Insgesamt tendieren Ex-ante-Modelle dazu, das Vorhandensein einer negativen Auswirkung unilateral erhöhter 
Energiepreise vorherzusagen. Die Effektgrößen variieren teilweise enorm, was die hohe Sensibilität der Modellie-
rungsergebnisse auf die zugrundeliegenden Annahmen verdeutlicht. Es kann also nicht ausgeschlossen werden, 
dass zukünftig noch strengere Umweltregularien bzw. höhere Energiepreise negative Auswirkungen für einzelne 
Unternehmen in der kurzen Frist haben könnten. 

Insgesamt scheint es weniger die Sektorenzugehörigkeit zu sein, die das Carbon-Leakage-Risiko beeinflusst, als 
bestimmte unternehmensspezifische Faktoren. So sind vor allem Effekte zu finden, wenn die empirischen Analy-
sen auf Unternehmensdaten beruhen. Auf aggregierter Sektorenebene scheinen sich diese Effekte hingegen zu 
nivellieren. Im Folgenden werden daher weitere sektorunabhängige Faktoren diskutiert, die Einfluss auf das Car-
bon Leakage Risiko von Unternehmen haben könnten. 

Zunächst scheinen Energiepreiserhöhungen bei großen Unternehmen eher zu Wettbewerbseinschränkungen bzw. 
Anpassungsreaktionen zu führen als bei kleinen Unternehmen. kommt in seiner Analyse von Energiepreisen auf die 
Wettbewerbsfähigkeit französischer Unternehmen im Verarbeitenden Gewerbe zum Ergebnis, dass ein Effekt von 
Energiepreisen nur in bestimmten Unternehmensgrößenklassen zu erkennen ist. So reduziert eine 10 %ige Erhö-
hung der Energiepreise die Beschäftigung, Produktion und Investitionen in Großunternehmen (> 250 Beschäf-
tigte), während Kleinunternehmen (< 50 Beschäftigte) ihre Produktion und Beschäftigungsniveau im Rahmen ei-
ner Energiepreiserhöhung steigern. Dies bestätigt auch die Studie der Europäischen Kommission (2021c), Die Au-
toren finden heraus, dass der Effekt der Strompreise für große Unternehmen stärker ist.  

Dussaux (2020) erklärt den negativen Effekt für Großunternehmen damit, dass Großunternehmen eher die Mög-
lichkeit haben, ihre Produktionsstätten ins Ausland zu verlegen – eine Option, die KMUs oft nicht besitzen. Marin 
und Marin/Vona (2019) bestätigen dies und zeigen anhand von Daten auf Unternehmensebene, dass sich negative 
Beschäftigungseffekte vor allem auf Unternehmen mit mehreren Niederlassungen konzentrieren. Auch 
(Koch/Basse Mama 2019) bestätigen diesen Effekt und stellen fest, dass die von dem Emissionshandel betroffenen 
Firmen ihre Tochtergesellschaften im Vergleich zu Kontrollfirmen um 28 % erhöht haben, was ein Indiz für Carbon-
Leakage gedeutet werden kann. Eine ähnliche Studie von Borghesi u.a. (2018) argumentiert auf Basis empirischer 
Ergebnisse, dass Umweltvorschriften nur geringe Auswirkungen auf die Zahl neuer Tochtergesellschaften im Aus-
land haben – außer ein Unternehmen besitzt bereits eine Tochtergesellschaft im Ausland. In diesem Fall kann ver-
gleichsweise einfach mit Produktionsverlagerungen auf Energiepreise oder Umweltregularien reagiert werden. 

Die Analyse vom (Koch/Basse Mama 2019)deuten außerdem auf einen weiteren Faktor hin, der sogar wichtiger zu 
sein scheint als die Energieintensität. Sie finden heraus, dass Unternehmen mit geringer Kapitalintensität wegen 
ihrer niedrigen Kosten für einen Standortwechsel auf die Regulierung mit erhöhten Direktinvestitionen im Ausland 
reagiert haben. Diese Unternehmen verzeichnen aber weder hohe Energieverbräuche noch hohe Emissionen, wo-
raus geschlossen wird, dass das durch den Emissionshandel hervorgerufene Carbon-Leakage eher gering ist. Ge-
rade Unternehmen, die einen großen Teil ihrer Investitionen in große, feste physische Strukturen investiert haben, 
scheinen ihre Aktivitäten als Reaktion auf Umweltvorschriften weniger zu verlagern (Ederington u.a. 2005).  

Die Komplexität der Analysen wird letztlich auch noch dadurch verstärkt, dass sich die Analysen primär auf kurzfris-
tige Effekte fokussieren. Langfristige Anpassungen wie in der Porter-Hypothese sind auch trotz kurzfristig negati-
ver Effekte möglich. Dechezleprêtre/Sato (2017)kommen in ihrer Literaturübersicht zum Schluss, dass ehrgeizige 
umweltpolitische Maßnahmen tendenziell geringe negative Auswirkungen auf Handel und Beschäftigung haben 
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und sich auf energieintensive Sektoren konzentrieren. Ferner Dechezleprêtre/Sato (2017), dass verstärkte Umwelt-
regulierungen die Innovationskraft von betroffenen Unternehmen und Sektoren erhöhen kann, auch wenn die ver-
stärkte Innovationskraft die erhöhten Kosten der Umweltregulierung nicht komplett ausgleichen kann. Laut den 
Autoren sind die negativen Effekte außerdem in der langen Frist vernachlässigbar.  

In Übereinstimmung mit den Ergebnissen von Dechezleprêtre/Sato (2017) kann auch die Studie von FiFo Köln u.a. 
(2019) nicht ausschließen, dass die Wettbewerbsfähigkeit von besonders energieintensiven Unternehmen und 
Sektoren negativ durch erhöhte Strom- und Energiesteuern und somit auch Strom- und Energiepreise beeinflusst 
werden kann. Ein Großteil der betrachteten Studien evaluiert allerdings nur die kurze Frist; langfristige Aussagen 
sind nicht möglich. Somit kann gleichsam nicht ausgeschlossen werden, dass Unternehmen aus energieintensiven 
Industrien Wettbewerbsfähigkeitsnachteile langfristig durch verstärkte Innovationen aufholen. 

11.4 Diskussion Wettbewerbsanalyse und Zwischenfazit 

 Diskussion der empirischen Wettbewerbsanalyse 

Über alle Industrien und Modell-Spezifikationen lässt sich festhalten, dass sich in unserer Analyse der postulierte 
negative Zusammenhang zwischen Strom- und Erdgaspreisen und der Wettbewerbsfähigkeit sich auf Sektoren-
ebene empirisch nicht belegen lässt – weder für alle Sektoren noch für die energieintensiven Sektoren im Speziel-
len.  

Als Erklärung, warum empirische Studien keinen Zusammenhang zwischen Energiepreisen und Wettbewerbsfä-
higkeit beobachten können, wird oftmals die beobachtete Emissionshandelsperiode angeführt. Zumindest in den 
Emissionshandelsperioden von 2005 bis 2012 lagen die Preise für Emissionszertifikate so niedrig, dass das Risiko 
für Produktions- und Investitionsverlagerungen aufgrund von Wettbewerbsnachteilen sehr gering war (Zach-
mann/McWilliams 2020).Für die Emissionshandelsperiode, die von 2013 bis 2020 lief, bewertet IG BCE (2020) 
dieses Risiko wegen der deutlich erhöhten Kosten um einiges höher. Allerdings kann in den hier gemachten empi-
rischen Analysen auch für diese Periode (bis 2018) kein signifikanter Zusammenhang hergestellt werden.  

Weiterhin wird angeführt, dass ein fehlender Beweis für ein Carbon Leakage in der ex-post Betrachtung eher ein 
Beweis für den Erfolg von industriepolitischen Maßnahmen zum Carbon-Leakage-Schutz sei als das Fehlen des 
Carbon-Leakages per se. Die betrachteten Sektoren hätten maßgeblich von Entlastungstatbeständen profitiert, 
sodass ein Carbon-Leakage nicht notwendig gewesen sei. Diese Argumentation vernachlässigt, dass die empiri-
schen Analysen sich nicht auf die absoluten Energie- und Strompreise konzentrieren, sondern auf deren relative 
zeitliche Veränderung. Diese hat trotz Carbon-Leakage Schutzmaßnahmen stattgefunden und variiert zudem zwi-
schen den betrachteten europäischen Ländern. Insofern hätten sich Veränderungen der internationalen Wettbe-
werbsfähigkeit durch veränderte Energiepreise durchaus zeigen können.  

Die empirische Analyse weist gleichwohl Schwächen auf, die der Datenverfügbarkeit geschuldet sind. Wie oben 
besprochen, sind die relevanten Energiepreisdaten nur auf Landes- und nicht auf Sektorenebene verfügbar, wes-
halb diese mittels der zwei beschriebenen Schritte für die einzelnen Sektoren heruntergebrochen werden müssen. 
Dies führt allerdings dazu, dass die Heterogenität innerhalb der Sektoren nicht berücksichtigt werden kann, was 
wiederum ein Grund dafür sein könnte, dass der postulierte Zusammenhang nicht nachweisbar bzw. insignifikant 
ist. Dem könnte durch die Veröffentlichung von Daten zu tatsächlich gezahlten Energiepreisen auf Unternehmens-
ebene, bestenfalls in einem europäischen Rahmen, Abhilfe geschaffen werden.  

 Diskussion der empirischen Literatur 

Auch in der Gesamtschau der empirischen Literatur kann kein eindeutiger Schluss zum Zusammenhang zwischen 
erhöhten Strom- und Energiepreisen und Wettbewerbsfähigkeit gezogen werden. In modellbasierten Ansätzen 
wurden für energieintensive Sektoren durchaus Anpassungsreaktionen geschätzt. Die Ergebnisse reagieren aller-
dings sehr sensitiv auf eine Variation der Annahmen – diese zeigt die große Spanne der geschätzten Effekte. Aber 
auch empirische Ex-Post-Betrachtungen kommen zu sehr uneindeutigen Ergebnissen. 

Wenn sich Effekte in Übereinstimmung mit der Pollution-Haven-Hypothese finden lassen, konzentrieren sich diese 
vorrangig auf energieintensive Unternehmen, da sich diese dort am ehesten in signifikanten Kostenveränderungen 
niederschlagen. Dies bestätigt die kürzlich durchgeführte Studie der Europäischen Kommission (Europäische 
Kommission (2021c)), die im ersten Schritt für energieintensive Unternehmen eine Veränderung des EBITs zeigen 
kann. Ob die Reduktion der Gewinnmarge nun zu einer Abwanderung im Sinne der Pollution-Haven- oder zu Inno-
vationen in Energieeffizienz im Sinne der Porter-Hypothese führt, hängt offensichtlich von verschiedenen Faktoren 
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ab. Aus der Literatur lassen sich folgende Faktoren ableiten, die die Abwanderungsgefahr von Unternehmen offen-
sichtlich beeinflussen: 

▪ Wettbewerbsintensität:  
Unternehmen ohne Möglichkeit der Kostenweitergabe an den Kunden sind gefährdeter; hierzu trägt beispiels-
weise die Homogenität des Gutes und die Substituierbarkeit des Gutes durch Einkauf von ausländischen Pro-
duzenten bei 

▪ Unternehmensgröße:  
Größere Unternehmen sind gefährdeter(Dussaux 2020; Europäische Kommission 2021c)  

▪ Internationalisierung der Produktion:   
Unternehmen mit ausländischen Niederlassungen sind gefährdeter (Borghesi u.a. 2018; Koch/Basse Mama 
2019; Marin/Vona 2019).  

▪ Beweglichkeit des Kapitalstocks:  
Wenig investierte Unternehmen sind mobiler und daher gefährdeter; immobilere Industrien innovieren bei 
restriktiveren Umweltvorschriften mehr als mobile Industrien, da eine Standortverlagerung kostspielig ist 
(Koch/Basse Mama 2019; Milani 2017).  

▪ Irrelevanz weiterer Standortfaktoren:  
Unternehmen, denen weitere Standortfaktoren wichtig sind, wie die Nähe zu Abnehmerbranchen, die Redu-
zierung von Transportkosten, die Verfügbarkeit von Fachkräften etc. sind weniger gefährdet (Ederington u.a. 
2005)  

Zusätzlich bedarf es voraussichtlich einer Differenzierung der Art des Leakages. Während das „Production 
Leakage“ offenbar von den soeben angeführten Faktoren abhängt, kann gerade das so genannte Investment 
Leakage – also die Verlagerung von Investitionen in Drittstaaten mit geringeren CO2 -Preisen beziehungsweise Kli-
maschutzauflagen – sich langsam vollziehen und empirisch daher schwierig zu beobachten sein. Ökonometrisch 
belastbarere Studien wie von Koch, /Basse Mama (2019) belegen empirisch einerseits, dass der Einfluss des euro-
päischen Emissionshandelssystems auf die Direktinvestitionen von deutschen multinationalen Firmen außerhalb 
der EU insignifikant ist, wobei sie mit der Erhöhung von Tochtergesellschaften durch betroffene Firmen zumindest 
Indizien für Investment Leakage finden. Andererseits zeigen Studien wie Dlugosch/Kozluk (2017), dass es einen ne-
gativen Effekt von erhöhten Energiepreisen auf die Inlandsinvestitionen bzw. einen positiven auf die Auslandsin-
vestitionen von energieintensiven Unternehmen gegeben haben könnte.  

Zusammengefasst deuten die Ergebnisse der empirischen Literatur somit darauf hin, dass eine Verschlechterung 
der Wettbewerbsposition für energieintensive Unternehmen zumindest in der kurzen Frist nicht ausgeschlossen 
werden kann. Langfristig scheint die Evidenz für die Porter-Hypothese, also der Ausgleich der Wettbewerbsnach-
teile durch eine gesteigerte Innovationstätigkeit, zu überwiegen.  

 Schlussfolgerungen für die weitere Analyse 

Die Uneindeutigkeit der vorliegenden Analyse mag unbefriedigend sein, verdeutlicht aber die Komplexität des 
Themas. Nichtsdestotrotz ergeben sich sowohl für die Ableitung der Reformvorschläge als auch der Modellierung 
deren potenzieller Wirkung wichtige Rückschlüsse: 
 

Schlussfolgerungen für die Reformvorschläge 

▪ Eine Entlastung auf Sektorenebene scheint wenig zielgenau zu sein, da weniger die Sektorzugehörigkeit als an-
dere Faktoren das Carbon-Leakage Risiko beeinflussen (z.B. Koch/Basse Mama 2019). Hierzu zählen insbe-
sondere die Internationalisierung der Produktion, die Unternehmensgröße und die Beweglichkeit des Kapital-
stocks. 

▪ Die Rückführung von Entlastungen kann spätestens in der langen Frist eine gewünschte Lenkungswirkungen 
im Sinne der Porter-Hypothese haben. 

▪ Ein Investment-Leakage hängt auch davon ab, wie sich die Umweltregulierungen der alternativen Unterneh-
mensstandorte entwickeln.  

▪ Der Anreiz zu Energieeffizienzinvestitionen wird immer mit den Standortverlagerungskosten verglichen. Je at-
traktiver Investitionen in energieneutralere Technologien sind, desto höher ist die Wahrscheinlichkeit einer ge-
zielten Emissionsreduktion durch Energieeinsparinvestitionen. Ein zusätzlicher Anreiz zur Umsetzung dieser 
Investitionen kann demnach hilfreich sein. 
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Schlussfolgerungen für die Folgeabschätzungen der Reformvorschläge 

Eine kurzfristig negative Auswirkung von Reformvorschlägen auf die energieintensiven Industrien kann nicht aus-
geschlossen werden. Sie wird deshalb als ein Szenario in den empirischen Modellierungen der Reformvorschläge 
explizit berücksichtigt. 
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Teil C: Reformbedarf und Zielsetzungen einer Novellierung der Energie – und 
Stromsteuerentlastungen 

12 Treffsicherheit: Fokussierung auf Wirtschaftszweige, die im 
internationalen Wettbewerb stehen 

Wie zuvor erläutert, werden die geltenden Entlastungsregeln bei der Energie- und Stromsteuer mit dem Erhalt der 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit begründet, ohne jedoch Kriterien festzulegen, durch die die Gefahr des Ver-
lusts der internationalen Wettbewerbsfähigkeit bestimmt werden kann. Die Wettbewerbsanalyse in Kapitel 11 hat 
zudem gezeigt, dass empirisch keine negativen Effekte steigender Strom- und Energiepreise auf die Wettbewerbs-
fähigkeit feststellbar sind, umgekehrt aber auch nicht ausgeschlossen werden kann, dass es diese für bestimmte 
Branchen gibt. Effektiv wäre eine Regelung, die zielgenau die Branchen und Unternehmen (und nur die) entlastet, 
welche im internationalen Wettbewerb stehen und bei denen die Gefahr besteht, dass sich die Produktion in Län-
der verlagert, in denen geringere Klima-, Effizienz- oder Umweltanforderungen gelten („Carbon-Leakage“). Wenn 
der Kreis zu weit gefasst ist, gibt es Mitnahmeeffekte, denn es werden auch Unternehmen erfasst, die höhere Ener-
gie- und Strompreise auf die Produktpreise überwälzen können, ohne Kunden an Wettbewerber zu verlieren, die 
nicht von der Regelung erfasst sind (FÖS u.a. 2019). Im Folgenden soll zunächst betrachtet werden, welche Krite-
rien (Handelsintensität) es zur Erfassung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen gibt und wie 
diese in geltenden Entlastungsregelungen angewandt werden. Die Kriterien setzten dabei in der Regel auf Ebene 
der Wirtschaftszweige an, d.h. für eine Branche als Ganzes.  

12.1 Kriterien zur Erfassung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit  

Der Erhalt der internationalen Wettbewerbsfähigkeit ist nicht nur vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit und der Sicherung von Arbeitsplätzen wichtig. Auch unter Umwelt- und Klimaschutzgesichtspunk-
ten ist eine Substitution einheimischer Produkte durch Importe oder Verlagerung der Produktion in Länder mit ge-
ringeren Effizienz- und Klimastandards (Carbon-Leakage) nachteilig. Wie gezeigt, werden die Entlastungen im 
Energie-/Stromsteuergesetz mit der Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen begründet, ohne jedoch danach 
zu differenzieren, welche Branchen und Unternehmen tatsächlich wettbewerbsgefährdet sind. Die Entlastungen 
greifen pauschal für alle Unternehmen des Produzierenden Gewerbes. Die Wettbewerbsanalyse und weitere em-
pirische Studien (vgl. Kapitel 11.3.2) zeigen, dass es bisher im Durchschnitt keine Evidenz für negative Effekte von 
Energie- bzw. Umweltsteuern auf die Wettbewerbsfähigkeit gibt. Zu diesem Ergebnis kommt auch die Evaluation 
der Energie- und Stromsteuervergünstigungen durch das (FiFo Köln u.a. 2019). Eine aktuelle Studie des DIW zu 
den Auswirkungen des Brennstoffemissionshandelsgesetzes kommt ebenfalls zum Ergebnis, dass von der Regulie-
rung kein hohes Carbon-Leakage Risiko ausgeht (DIW 2020; Öko-Institut 2020).  

Daraus lässt sich schließen, dass eine alleinige Betrachtung der Mehrkosten, welche durch Energie- und Strom-
preisänderungen entstehen, nicht ausreichend ist, um eine Aussage darüber zu treffen, inwieweit die Wettbe-
werbsfähigkeit einer Branche bzw. eines Unternehmens gefährdet ist. Entscheidend ist, ob die Mehrkosten an die 
Kunden weitergegeben werden können, ohne diesen darum an andere Anbieter im Ausland zu verlieren, oder wel-
chen Einfluss die Mehrkosten auf die Gewinnmargen der Hersteller haben (FÖS u.a. 2019). Auch die Tatsache, dass 
ein Unternehmen im internationalen Wettbewerb steht, reicht für sich allein nicht aus, um zu begründen, dass es 
bei steigenden Energiekosten abwandert oder in seiner Existenz bedroht ist. Denn neben den Energiekosten spie-
len weitere Standortfaktoren eine Rolle, z.B. Arbeitskosten, Steuern und Abgaben, Nähe zu Absatzmärkten, Ver-
fügbarkeit von lokalem Kapital, Effizienz in der Produktion, Qualität und Ausbildung der Arbeitnehmer, regulative 
und politische Rahmenbedingen oder Infrastruktur. Die Sensitivität der Gesamtproduktionskosten auf Energie-
preiserhöhungen ist stark branchen- und teilweise sogar unternehmensspezifisch (FÖS u.a. 2019). Erst eine Kom-
bination von verbrauchs- bzw. kostenbezogenen Kriterien und (außen-)handelsbezogenen Kriterien ermöglicht 
eine genauere Einschätzung. In anderen Regelungen im Energiebereich (siehe Kapitel 7) gelten differenziertere 
Kriterien zur Bewertung der Wettbewerbsfähigkeit, so dass der Kreis der begünstigten Sektoren im Ergebnis deut-
lich kleiner ausfällt. 

Im Folgenden werden Ansätze beschrieben, mit denen die internationale Wettbewerbsfähigkeit erfasst werden 
kann und somit die Gefahr, dass Branchen oder Unternehmen durch Energie- und Strompreise gefährdet sind. 
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 Ökonometrische Analysen zur Schätzung von Wettbewerbsverlagerungen durch Änderungen der 
Energiepreise 

Empirische ex-post Studien (vgl. im Rahmen des Forschungsvorhabens vorgenommene Analyse in Kapitel 11) wer-
den methodisch im Wesentlichen anhand von ökonometrischen Analysen durchgeführt. Zur Schätzung potenziel-
ler Effekte auf die Wettbewerbsfähigkeit werden vorwiegend zwei ökonometrische Methoden verwendet.: 

▪ Zum einen gibt es Modellspezifikationen, die die Schätzung der Kostendurchleitung durch klima- oder ener-
giepolitisch induzierte Energiepreisänderungen zu ermitteln versuchen. Die zugrundeliegende Logik der Mo-
delle besteht darin, dass Unternehmen oder Branchen, die zusätzliche Kosten auf die Verbraucher*innen um-
legen können, keinem Wettbewerbsnachteil im Markt und somit keiner erhöhten Gefahr der Produktionsver-
lagerung ausgesetzt sind.  

▪ Zum anderen werden Modelle spezifiziert, die das Ziel haben, die direkten Effekte, also die Abwanderung von 
wirtschaftlichen Aktivitäten, zu schätzen. Die Spezifikationsmöglichkeiten eines Indikators zur direkten Schät-
zung sind hierbei sehr umfassend und stellen eine besondere Herausforderung dar. In der Literatur werden 
unter anderem Zeitreihen zur Handelsaktivität, Produktion, Beschäftigung, Gewinn oder Innovation als Indika-
toren herangezogen, um die Auswirkungen der emissions- oder energiebedingten Kosten auf verschiedene 
Sektoren zu schätzen.  

Der Vorteil von ökonometrischen Analysen liegt in der direkten Ableitung der Möglichkeiten zur Kostendurchlei-
tung und Verlagerungseffekten in einer Branche. Nachteilig hingegen ist, dass die empirischen Ergebnisse je nach 
konkreter Ausgestaltung der Schätzungsgleichung und nach Verfügbarkeit von Daten unterschiedlich ausfallen 
können. Dies erschwert die Erarbeitung einer rechtssicheren Regelung (vgl. FÖS u.a. 2019). 

 Handel von Grundstoffen an internationalen Warenbörsen 

Der Handel von Grundstoffen an internationalen Warenbörsen ist durch eine Mindestqualität der Produkte (die 
häufig als „Commodities“ bezeichnet werden) einschließlich international standardisierten Kontraktgrößen ge-
kennzeichnet. Die international gehandelten Grundstoffe können daher als homogene Produkte angesehen wer-
den, die von verschiedenen Herstellern auf dem Weltmarkt angeboten werden und keinem Qualitätswettbewerb 
unterliegen. Aufgrund des reinen Preiswettbewerbs an den internationalen Warenbörsen und Rohstoffmärkten 
ergibt sich ein besonderes Risiko der Produktionsverlagerung bei höheren Energiekosten, da ausländische Herstel-
ler mit ähnlichen Kostenstrukturen den zusätzlichen Kostenkomponenten nicht unterliegen. Der internationale 
Handel von Grundstoffen als Kriterium zur Messung der Wettbewerbsgefährdung hat den Vorteil, dass die Grund-
stoffbranchen leicht eingrenzbar sind und Hinweise auf potenzielle Abwanderungsgefahren geben. Das indirekte 
Kriterium erfasst jedoch nicht direkt die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen in den verschiedenen Branchen 
und ermöglicht somit potenzielle Mitnahmeeffekte, wenn es nicht um unternehmensspezifische Kriterien ergänzt 
wird (vgl. FÖS u.a. 2019). 

Tabelle 45 zeigt die in Deutschland tätigen 19 Grundstoffbranchen auf 4-Steller-Ebene (WZ 2008), basierend auf 
den von der (IZES/Stiftung Umweltenergierecht 2014) identifizierten Branchen des Produzierenden Gewerbes und 
gleicht ab, inwieweit diese unter den Anwendungsbereich der BesAR, der Strompreiskompensation und der BECV 
fallen. Es zeigt sich, dass alle Grundstoffbranchen auch unter die Begrenzung der EEG-Umlage fallen. Unter die 
Strompreiskompensation fallen dagegen aufgrund der Berücksichtigung der Stromkostenintensität nur einzelne 
Branchen wie die Holz- und Zellstoffindustrie, Düngemittelherstellung sowie die Stahl-, Aluminium, Blei- und Kup-
ferproduktion. Die Carbon-Leakage-Liste der BECV wiederum umfasst die meisten Grundstoffbranchen, nicht je-
doch beispielsweise Branchen aus der Ernährungsindustrie wie die Fleischschlachtung oder die Fischverarbeitung.  
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Tabelle 45:  Liste der Grundstoffbranchen 

WZ 2008 
(4-Steller) 

Sektorbezeichnung  BesAR-Liste 
(EEG) 

Strompreis-
kompensation 
(EU ETS) 

Carbon 
Leakage/BECV 
Liste 

0510 Steinkohlenbergbau Ja Nein Ja 

0610 Gewinnung von Erdöl Ja Nein Ja 

0620 Gewinnung von Erdgas Ja Nein Nein 

0729 Sonstiger NE-Metallerzbergbau Ja Nein Nein 

0891 Bergbau auf chemische und Düngemittelminerale Ja Nein Ja 

1011 Schlachten (ohne Schlachten von Geflügel) Ja Nein Nein 

1012 Schlachten von Geflügel Ja Nein Nein 

1020 Fischverarbeitung Ja Nein Nein 

1041 
Herstellung von Ölen und Fetten (ohne Margarine u. ä. 
Nahrungsfette) 

Ja Nein Ja 

1081 Herstellung von Zucker Ja Nein Ja 

1310 Spinnstoffaufbereitung und Spinnerei Ja Ja Ja 

1610 Säge-, Hobel- und Holzimprägnierwerke Ja Nein Nein 

1711 Herstellung von Holz- und Zellstoff Ja Ja Ja 

2015 
Herstellung von Düngemitteln und 
Stickstoffverbindungen 

Ja 
Ja Ja 

2410 Erzeugung von Roheisen, Stahl und Ferrolegierungen Ja Ja Ja 

2441 Erzeugung und erste Bearbeitung von Edelmetallen Ja Nein Nein 

2442 Erzeugung und erste Bearbeitung von Aluminium Ja Ja Ja 

2443 Erzeugung und erste Bearbeitung von Blei, Zink und Zinn Ja Ja Ja 

2444 Erzeugung und erste Bearbeitung von Kupfer Ja Ja Ja 

Quelle: eigene Darstellung 

 Preis- und Handelsintensität 

Zur Bemessung der durch gestiegene Energie- und Strompreise bedingten Kostensteigerungen für Branchen 
werden in der Regel kostenbasierte Kriterien herangezogen. Von einer Vielzahl an verschiedenen Indikatoren zur 
Quantifizierung der Kostensteigerung  (vgl. (Sato u.a. 2018), DIW (2020)) wird vorwiegend das Verhältnis der durch 
die Regelung verursachten Kosten (Strom- oder Energiepreisänderung) zur Bruttowertschöpfung (BWS) verwen-
det. Die Bruttowertschöpfung entspricht allgemein der Differenz des Produktionswertes und der Vorleistungen 
und inkludiert daher mit den (direkten) Personalkosten und Gewinnen jene betriebswirtschaftlichen Faktoren, die 
direkt vom Management eines Unternehmens beeinflusst werden und dabei weniger strategischen Rationalisie-
rungsentscheidungen unterliegen. Zusätzlich hat die Bruttowertschöpfung den Vorteil, eine über die Zeit hinweg 
stabile und zwischen Branchen vergleichbare Messgröße zu sein (DIW 2020). Ein Nachteil aus Perspektive der Un-
ternehmen ist jedoch, dass die BWS nicht direkt aus dem Jahresabschluss übernommen werden kann.132 Ein einfa-
cheres Kriterium wäre der Umsatz. Er schließt im Gegensatz zur Bruttowertschöpfung die Kosten von Inputs wie 

 
 
132  Daher sind bei der BesAR Überleitungsrechnungen notwendig, um die Daten aus den Jahresabschlüssen in die Brutto-

wertschöpfungsrechnungen zu transferieren. Diese müssen zudem von einem Wirtschaftsprüfer geprüft und bestätigt 

werden, vgl. Erläuterungen in (Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 2021) 
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Rohstoffen mit ein. Hier muss jedoch berücksichtigt werden, dass bei Unternehmen mit hohen Anteilen teurer Ma-
terialien (z.B. Kupfer, Aluminium) das Ergebnis bei gleichem Strom-/Energieeinsatz ungünstiger ausfällt als bei Un-
ternehmen, die günstigere Rohstoffe nutzen. Der Umsatz ist daher im Vergleich zur Bruttowertschöpfung nur be-
dingt als Indikator geeignet. 

Die Verwendung des unternehmensspezifischen Kriteriums der Strom- bzw. Energiekostenintensität hat gegen-
über dem Kriterium der Strom- bzw. Energieintensität (d.h. dem Verhältnis von Strom-/Energieverbrauch zur Brut-
towertschöpfung) allerdings zwei Nachteile. Zum einen haben Unternehmen mehrere Möglichkeiten ihre Strom-
/Energiekosten gezielt zu steigern und sind somit in der Lage ihre Stromkostenintensität grundsätzlich zu beein-
flussen.133 Zum anderen erfolgt durch die Anwendung der Kostenintensität als Bewertungsmaßstab eine Doppel-
zählung der Strom/Energiekosten, da gestiegene Kosten einen Aufwand darstellen, der gleichzeitig die Brutto-
wertschöpfung eines Unternehmens verringert. Somit erfolgt ein doppelter Effekt, der einerseits die Strom-/Ener-
giekosten erhöht und andererseits die Bruttowertschöpfung eines Unternehmens senkt (IZES/Stiftung Umwelte-
nergierecht 2014) 

Kostensteigerungen belasten dabei insbesondere jene inländischen Unternehmen, die gestiegene Kosten der Pro-
dukte und Dienstleistungen nicht auf die Verbraucher*innen umlegen können, und somit dem Risiko unterliegen, 
dass deren Produkte durch ausländische Produkte substituiert werden. Dieser Substitutionseffekt wird in der Regel 
durch die Handelsintensität approximiert, die als das Verhältnis des Wertes des internationalen Handels zum Ge-
samtvolumen des heimischen Markts definiert ist.  
 

Die Handelsintensität bemisst das Verhältnis des Wertes des internationalen Handels zum Gesamtvolumen des 
heimischen Markts: 

𝐻𝑎𝑛𝑑𝑒𝑙𝑖𝑛𝑡𝑒𝑛𝑠𝑖𝑡ä𝑡 =  
𝐼𝑚𝑝𝑜𝑟𝑡𝑒 + 𝐸𝑥𝑝𝑜𝑟𝑡

𝑃𝑟𝑜𝑑𝑢𝑘𝑡𝑖𝑜𝑛 + 𝐼𝑚𝑝𝑜𝑟𝑡𝑒
 

 

Der Vorteil der Handelsintensität gegenüber anderen Indikatoren liegt vor allem in der guten Verfügbarkeit der 
Daten zur Berechnung des Maßes sowie der Korrelation zu weiteren Indikatoren der Import-Substituierbarkeit 
(Fowlie und Reguant 2018). Nachteilig ist hingegen, dass es eine Reihe an unterschiedlichen Spezifikationen für die 
Messgröße der Handelsintensität gibt und diese nur relativ schwach korrelieren. Des Weiteren zeigen einige Stu-
dien, dass das Maß der Handelsintensität nur eine begrenzte Aussagekraft über die Gefahr des Carbon-Leakage 
hat (Martin u.a. 2014/2016, Sato u.a. 2015). In Summe wird die Handelsintensität allerdings weiterhin als das best-
mögliche Maß gesehen, dass die Substituierbarkeit inländischer Produkte durch ausländische Produkte be-
misst, und wird daher als Indikator in bestehenden Regelungen wie der BECV und der Strompreiskompensation 
verwendet, zusammen mit den branchenspezifischen Kostensteigerungen. 

12.2 Anwendung in geltenden Entlastungsregelungen im Energiebereich  

Bisher werden im EU-Emissionshandel (kostenlose Zuteilung sowie Strompreiskompensation), bei der EEG-Um-
lage (Besondere Ausgleichsregelung) und im BEHG (Carbon-Leakage-Verordnung BECV) Branchen- und Unter-
nehmenskriterien zur Erfassung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit herangezogen. 
 

▪ Die Carbon-Leakage-Liste adressiert die direkten CO2 -Kosten, die durch den europäischen Emissionshandel 
(EU ETS) verursacht werden. Um das Risiko der Abwanderung wirtschaftlicher Aktivitäten zu vermindern, wer-
den im EU-Emissionshandel kostenlose Emissionszertifikate an Unternehmen aus dem Verarbeitenden Ge-
werbe sowie dem Bergbau zugeteilt. Ein unternehmensspezifischer Nachweis des Carbon-Leakage-Risikos ist 
nicht nötig, allein die Branchenzugehörigkeit des Produkts ist ausschlaggebend.134 Die Liste der Sektoren und 
Teilsektoren, die während der 4. Handelsperiode (2021 – 2030) durch Carbon-Leakage gefährdet sind, basiert 
auf einer quantitativen Analyse der Handels- und Emissionsintensität des Verarbeitenden Gewerbes und 

 
 
133  Die Möglichkeiten zur Steigerung der Stromkosten bestehen unter anderem aus Stromlieferungen zwischen Konzern-

unternehmen zu erhöhten Preisen, der Nicht-Inanspruchnahme staatlicher Vergünstigungen (z. B. Netzentgeltbefrei-

ung), der Abrechnung von Kosten als Stromkosten (z. B. Vertragskosten der Strombeschaffung) und der Verteilung von 

Lieferkosten bei der Verwendung mehrerer Energiearten. In der BesAR wird die Problematik über die Anlegung von 

Durchschnittsstrompreisen in Abhängigkeit der Strombezugsmenge und der Vollbenutzungsstunden  
134  Die freie Zuteilung von Emissionsberechtigungen erfolgt produktbezogen, da ein Unternehmen Produkte produzieren 

kann, die mehreren Sektoren zugeordnet werden und somit unterschiedlichen Carbon Leakage Risiken unterliegen. 
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Bergbaus. Die Europäische Kommission hat in den EU-Beihilfe-Leitlinien festgehalten, dass der Carbon-
Leakage-Status von Sektoren und Teilsektoren durch die Handelsintensität mit Drittländern, multipliziert mit 
der Emissionsintensität in kg CO2 , dividiert durch die Bruttowertschöpfung definiert ist. Übersteigt der Car-
bon-Leakage Indikator den Wert 0,2 gilt ein Sektor oder Teilsektor als gefährdet und ist somit beihilfebe-
rechtigt. Zusätzlich besteht die Möglichkeit der Kompensation durch eine zusätzliche qualitative Prüfung. 135 

▪ Die Strompreiskompensation zielt auf die indirekten CO2 -Kosten, die durch den EU ETS verursacht werden 
ab. Die Beihilfe kompensiert Unternehmen mit stromintensiven Produktionsprozessen, die aufgrund der Über-
wälzung der Kosten aus dem EU ETS auf den Strompreis einem besonderen Carbon-Leakage Risiko ausge-
setzt sind. Da die europäischen Stromversorger nicht direkt mit außereuropäischen Unternehmen im Wettbe-
werb stehen und somit keinem Carbon-Leakage-Risiko ausgesetzt sind, müssen die betroffenen Unterneh-
men Emissionszertifikate ersteigern und erhalten diese nicht kostenlos. Die zusätzlichen Kosten geben die 
Stromversorger in Form erhöhter Strompreise an ihre Stromkunden weiter. Die Belastung der energieintensi-
ven Industrien durch hohe Strompreise hat wiederum negative Auswirkungen auf die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit der Unternehmen und kann somit indirekt zu einem gesteigerten Carbon-Leakage-Risiko füh-
ren. Aus diesem Grund hat die Europäische Kommission Leitlinien erlassen, auf welcher Grundlage die Mit-
gliedsstaaten energieintensive Unternehmen einen Teil der indirekten CO2 -Kostenmehrbelastung kompen-
sieren können. Ein Risiko besteht laut Beihilfe-Leitlinien der 3. Handelsperiode (2012-2020), wenn die Handel-
sintensität mit Drittstaaten 10 % und der Anteil der indirekten Zusatzkosten an der Bruttowertschöpfung 5 % 
übersteigt. 136 Der Bund nutzt diese Regelung und hat dafür eine Förderrichtlinie (Beihilfe für indirekte CO2 -
Kosten) geschaffen. Die beihilfeberechtigten Sektoren (Tabelle 46) wurden wie bei der Carbon-Leakage Liste 
anhand der Kriterien Handels- und Preisintensität ermittelt. Anders als bei der Carbon-Leakage Liste werden 
bei der Preisintensität jedoch nur die indirekten Kosten (strompreiserhöhender Effekt des Emissionshandels) 
ins Verhältnis zur Bruttowertschöpfung gesetzt (FÖS u.a. 2019).  

 

Tabelle 46:  Beihilfeberechtigte Sektoren und Teilsektoren für die Strompreiskompensation 

WZ 2008 (4-
Steller)  

Sektorbezeichnung  

0710 Eisenerzbergbau 

1310 Spjnnstoffaufbereitung und Spinnerei 

1411 Herstellung von Lederbekleidung 

1711 Herstellung von Holz- und Zellstoff 

1712 Herstellung von Papier, Karton und Pappe 

2013 
Herstellung von sonstigen anorganischen Grundstoffen und 
Chemikalien 

2014 
Herstellung von sonstigen organischen Grundstoffen und 
Chemikalien 

2015 Herstellung von Düngemitteln und Stickstoffverbindungen 

 
 
135 Sektoren und Teilsektoren, bei denen das Produkt der Handelsintensität mit Drittländern und Emissionsintensität 0,15 

überschreitet, können auf der Basis einer qualitativen Analyse und weiterer Kriterien zu den beitragsberechtigten Grup-

pen aufgenommen werden. Die weiteren Kriterien adressieren fehlende Möglichkeiten Emissionen oder Stromver-

brauch zu senken, die gegenwärtigen und erwarteten Markteigenschaften, insbesondere der Möglichkeit die Kosten auf 

die Kunden zu überwälzen ohne erhebliche Marktanteile an Wettbewerber außerhalb der EU zu verlieren sowie geringe 

Gewinnspannen als potentieller Indikator für langfristige Investitionen oder Entscheidung über Verlagerung. Zusätzlich 

können Sektoren und Teilsektoren, die Emissionsintensität, dividiert durch die Bruttowertschöpfung, von über 1,5 auf-

weisen, ebenfalls in die Liste der beihilfeberechtigten Sektoren und Teilsektoren nach NACE-Revision aufgenommen 

werden. 
136  https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2012:158:0004:0022:DE:PDF  

https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2012:158:0004:0022:DE:PDF
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2016 Herstellung von Kunststoffen in Primärformen 

2060 Herstellung von Chemiefasern 

2410 Erzeugung von Roheisen, Stahl und Ferrolegierungen 

2420 
Herstellung von Stahlrohren, Rohrform-, Rohrverschluss- und 
Rohrverbindungsstücken aus Stahl 

2442 Erzeugung und erste Bearbeitung von Aluminium 

2443 Erzeugung und erste Bearbeitung von Blei, Zink und Zinn 

2444 Erzeugung und erste Bearbeitung von Kupfer 

Quelle: eigene Darstellung 

 

▪ Besondere Ausgleichregelung (BesAR): Die Regelung zur Begrenzung der EEG-Umlage soll ebenfalls die Ab-
wanderung von Unternehmen ins Ausland verhindern und deren Wettbewerbsfähigkeit nicht gefährden. Die 
berechtigten Sektoren sind in Anlage 4 des EEG abschließend aufgeführt. Sie umfasst große Teile des Produ-
zierenden Gewerbes (vgl. Übersicht im Anhang). Die dort in zwei Listen aufgeführten Branchen entsprechen 
weitestgehend den Anhängen 3 und 5 der Umwelt- und Energiebeihilfeleitlinien (2014 -2020) der Europäi-
schen Kommission137. Diese wiederum umfassen Branchen mit 

▪ einer Handelsintensität von mindestens 10 % auf EU-Ebene und eine Stromintensität auf EU-Ebene von 
10 %, oder 

▪ eine Handelsintensität von mindestens 4 % und einer Stromintensität von mindestens 20 %, oder 

▪ eine Handelsintensität von mindestens 80 % und einer Stromintensität von mindestens 7 %.138 

Mit Stromintensität ist hierbei der Anteil der Stromkosten im Verhältnis zur Bruttowertschöpfung gemeint, nicht 
der Stromverbrauch im Verhältnis zur Bruttowertschöpfung. Nach Auffassung der Kommission ist bei Erfüllung 
der Kriterien die Wettbewerbsfähigkeit des entsprechenden Wirtschaftszweiges gefährdet. Das EEG legt ge-
mäß §§ 63 ff. des Weiteren folgende unternehmensspezifischen Kriterien für die Inanspruchnahme der Be-
sonderen Ausgleichsregelung fest: 

▪ Die EEG-Umlage wird für den Stromverbrauch bis einschließlich 1 Gigawattstunde nicht begrenzt 
(Selbstbehalt) 

▪ Die Stromkostenintensität139 eines stromintensiven Unternehmens liegt bei mindestens 14 %, bzw. 20 %. 
In Anlage 4 zu §64 EEG 2021 sind Wirtschaftsbranchen diesbezüglich in zwei Listen eingeordnet. Die 
beiden Listen regeln, welches Kriterium für die Strompreiskostenintensität für die jeweiligen Unterneh-
men maßgeblich ist.  

▪ Die BEHG-Carbon-Leakage-Verordnung (BECV) regelt Ausnahmen zum nationalen Brennstoffemissions-
handelsgesetz (BEHG), um die Gefährdung der Wettbewerbsfähigkeit inländischer Unternehmen und der 
Verlagerung von Produktionsstätten in Drittstaaten zu vermeiden. Die nationale Beihilferegelung basiert dabei 
nach § 11 Abs. 3 BEHG auf dem Grundsatz des EU ETS und den damit einhergehenden europäischen Regelun-
gen zur Gefahr des Carbon-Leakage. Die Liste der beihilfeberechtigten Sektoren und Teilsektoren entspricht 
daher zunächst jener des EU-Emissionshandels, die auf einer quantitativen Analyse der Handels- und Emis-
sionsintensität basiert. Die BECV berücksichtigt Eigenschaften des nationalen Emissionshandels bis dato 
noch nicht, allerdings können in einem nachgelagerten Prüfungsverfahren weitere Carbon-Leakage-gefähr-
dete Sektoren identifiziert und in die Liste aufgenommen werden. Auf Ebene der Unternehmen muss (ab dem 

 
 
137  https://Euro-lex.Europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52014XC0628(01)&from=DE  
138  Zusätzlich werden folgende Sektoren aufgrund der Überschneidung von wirtschaftlichen Aktivitäten und der daraus 

resultierenden Substituierbarkeit der Produkte in die Liste aufgenommen: Stahl-, Leichtmetall- und Buntmetallgießerei, 
Rückgewinnung sortierter Werkstoffe 

139  Die Stromkostenintensität ist definiert als das Verhältnis der für das Unternehmen maßgeblichen Stromkosten zum 

arithmetischen Mittel der Bruttowertschöpfung aus zwei der letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahre (Quelle: 

BAFA: Merkblatt für stromkostenintensive Unternehmen 2021) 

https://euro-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52014XC0628(01)&from=DE
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Abrechnungsjahr 2023) eine Emissionsintensität von mind. 10 % der Emissionsintensität des zugehörigen Sek-
tors nachgewiesen werden, um den Kompensationsgrad des Sektors zu erhalten. Für Unternehmen in Sekto-
ren mit einem Kompensationsgrad von 95 % muss die Emissionsintensität mind. 1,8 kg CO2  je Euro Bruttowert-
schöpfung betragen, da die Emissionsintensität der Sektoren bereits hoch ist (bspw. 22,89 kg  CO2 /Euro BWS 
im WZ 23.51 Zement). Wird kein Nachweis erbracht, erhält das Unternehmen dennoch einen Kompensations-
grad von 60 %.  

 

Tabelle 47 zeigt zusammenfassend die in den o.g. Regelungen angewandten Sektor- und Unternehmenskriterien. 

Tabelle 47:  Kriterien zur Identifikation abwanderungsgefährdeter Sektoren im EU-Emissionshandel, 
EEG, und BEHG 

Regelung Sektor Sektorkriterien Unternehmenskriterien 

Carbon Leakage im 
EU ETS (4. 
Handelsperiode) 

Sektoren des 
verarbeitenden 
Gewerbes und 
Bergbaus 

Carbon-Leakage-Indikator 
(Handelsintensität x 
Emissionsintensität / BWS) > 0,2  

Ergänzung der Sektorenliste 
durch qualitative Analyse 

 

- 

Strompreiskompensa
tion in EU ETS 

Sektoren des 
verarbeitenden 
Gewerbes und 
Bergbaus 

Handels- und Preisintensität (wie 
CL-Liste EU ETS, aber nur 
Berücksichtigung der indirekten  
CO2 -Kosten durch 
Strompreiserhöhung) 

Deutschland: 

Selbstbehalt von 1 GWh 
Stromverbrauch pro Anlage 

Beihilfe wird anhand von 
produktspezifischen 
Stromeffizienzbenchmarks berechnet 

Besondere 
Ausgleichsregelung 
(BesAR) 

Sektoren des 
verarbeitenden 
Gewerbes und 
Bergbaus und 
Schienenbahnen 

Erfüllung eines der drei 
folgenden Kriterien: 

Handelsintensität von min. 10  % 
und Stromintensität von min. 10 
% 

Oder 

Handelsintensität von min. 4  % 
und Stromintensität von min. 20 
% 

Oder 

Handelsintensität von min. 80  % 
und Stromintensität von min. 7 % 

 

Und in wirtschaftlich ähnlichen 
Sektoren (Substituierbarkeit) 

 

Selbstbehalt von 1 GWh 
Stromverbrauch pro Abnahmestelle 

Übersteigung des Stromkostenanteils 
an der Bruttowertschöpfung von 14 , 
oder 20  % (je nach Liste)  

 

Carbon-Leakage-
Verordnung (BECV) 

Sektoren Wärme und 
Verkehr 

Carbon Leakage Liste EU ETS Emissionsintensität 10 % des 
Sektordurchschnitts bzw. mind. 0,18 kg  
CO2 / Euro BWS 

Quelle: eigene Darstellung 
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13 Anreizkompatibilität zu energie- und klimapolitischen Zielen  

Wie dargelegt, sind die strom- und energiesteuerlichen Entlastungen bisher nicht systematisch an den energie- 
und klimapolitischen Zielen ausgerichtet und aktuelle Zielsetzungen wie im Bundes-Klimaschutzgesetz verankert 
sind nicht berücksichtigt. Neben den im vorangehenden Kapitel diskutierten Kriterien, mit denen eine Fokussie-
rung der Entlastungsregeln auf Wirtschaftszweige, die im internationalen Wettbewerb stehen erzielt werden kann 
(Branchenkriterien) ist daher des Weiteren danach zu fragen, wie sich auf Unternehmensebene zielgenaue Anreize 
bei den Entlastungen umsetzen lassen140. Die Branchenkriterien stellen zunächst einmal fest, wie sehr der Wirt-
schaftszweig als Ganzes dem internationalen Wettbewerb ausgesetzt ist. Sie sagen jedoch noch nichts darüber aus, 
wie sehr Unternehmen innerhalb des Wirtschaftszweiges durch Strom-/Energiepreise konkret betroffen sind, d.h. 
wie energieintensiv die jeweilige Produktion ist (vgl. FÖS u.a. 2019). Entlastungen sollten jedoch zielgenau auf die 
Unternehmen konzentriert sein, bei denen die Strom-/Energiekosten einen wesentlichen Wettbewerbsfaktor dar-
stellen, damit bei den anderen Unternehmen die Preisimpulse der Energie- und Stromsteuer voll wirken können. 
Für die entlasteten Unternehmen sollten das Ausmaß der Entlastung nach ihrer Strom-/Energieintensität abge-
stuft sein, um die spezifische Betroffenheit abzubilden.  

▪ Bei der Energie- und Stromsteuer gelten bisher (für die allgemeine Entlastung und den Spitzenausgleich) nied-
rige, feste Schwellenwerte in Form von Selbstbehalten. Beim Spitzenausgleich greift zugleich noch ein weiterer 
indirekter Schwellenwert in Form des Unterschiedsbetrags zur Rentenversicherung. Erst wenn die anzule-
gende Steuerlast den Unterschiedsbetrag übersteigt, wird entlastet. Dies ist zum einen mit zusätzlichem Auf-
wand verbunden, da neben den verbrauchten Strommengen bzw. Energieerzeugnissen zusätzlich die Arbeit-
geberanteile zur Rentenversicherung angegeben und anschließend von den Zollbehörden die Unterschieds-
beiträge gegenüber den fiktiven Rentenversicherungsbeiträgen berechnet werden müssen. Zum anderen 
kann diese auch ungewollte Anreize zur Umstrukturierung von Unternehmen schaffen, um von höheren Ent-
lastungen zu profitieren. 

▪ Wird ein fester Verbrauchswert angesetzt, ab dem eine Entlastung greift, besteht in manchen Fällen der nega-
tive Anreiz zu einem höheren Strom- und Energieverbrauch (negativer Energieeffizienzanreiz), da Unter-
nehmen erst dann von den Entlastungsregelungen profitieren, wenn ihr Energieverbrauch den festgelegten 
Schwellenwert übersteigt. Die Problematik kann umgangen werden, wenn die Entlastungen erst ab dem 
Schwellenwert (wie bspw. in der BesAR mit dem Stromverbrauch von 1 GWh verankert) und nicht ab Über-
schreiten des Werts für die gesamte Menge gelten. Auch bei einer abgestuften Staffelung der Entlastungs-
höhe nach bestimmten Kriterien besteht die Gefahr, dass Sprungstellen ungewollt Anreize für höheren Ver-
brauch für Unternehmen in Nähe des Schwellenwerts setzen.  

Eine linear ansteigende Entlastung (gleitende Begünstigung) – von einer niedrigen Entlastung bei geringer Betrof-
fenheit zu einer hohen Entlastung bei hoher Betroffenheit des Unternehmens – vermeidet diese potenziellen Fehl-
anreize weitgehend, da die Entlastungshöhe stetig ansteigt und somit höhere Verbräuche nicht zu einem überpro-
portionalen Anstieg der Entlastung (wie nach Erreichen einer Sprungstelle) führen. Als Kriterium bietet sich hier die 
Strom-/Energieintensität des Unternehmens (ausgedrückt in MWh je 1.000 Euro BWS) an, die darüber Auskunft 
gibt, wie energieintensiv die Produktion im Verhältnis zur Wertschöpfung ist.  

Auch die gleitende Entlastung behält jedoch die Logik bei, dass je höher der Verbrauch pro Produkt (gemessen an 
der Wertschöpfung) ist, desto höher fällt die Entlastung aus. Produktbenchmarks legen den spezifischen Strom-
bzw. Energieverbrauch pro Tonne Produkt fest. Entlastungsfähig ist nur die Strommenge bzw. der Brennstoffein-
satz des Produktbenchmarks. Dadurch wird nur im Umfang einer effizienten Produktionsweise begünstigt und ver-
mieden, dass ineffiziente Unternehmen belohnt bzw. effiziente bestraft werden. Benchmarks werden bei der 
Strompreiskompensation und bei der kostenlosen Zuteilung im Rahmen des europäischen Emissionshandels auf 
Anlagenebene angewendet. Allerdings erhöht eine Verwendung von Produktbenchmarks die Komplexität der Re-
gelung, zumal es nur für ausgewählte Produkte bisher festgelegte Benchmarks gibt. Effizienzanreize könnten daher 
auch über die Erbringung von Gegenleistungen sichergestellt werden.  

  

 
 
140  Zu den Anreizen durch Gegenleistungen vgl. Kapitel 10 



Endbericht fe 6/20 • Seite 155 von 278 
 

 

14 Harmonisierung mit weiteren Entlastungsregelungen im Energiebereich 

Wie die vorhergehenden Kapitel gezeigt haben, gibt es eine bei den Entlastungsregelungen im Energiebereich je-
weils eigene Anforderungen bzgl. Anwendungsbereich, Schwellenwerten, unternehmensspezifischen Zugangskri-
terien, zu erbringenden Nachweisen und Gegenleistungen. Dies führt einerseits zu einer hohen Komplexität auf 
Unternehmensseite bzgl. der Inanspruchnahme der jeweiligen Begünstigung, andererseits zu einer Unübersicht-
lichkeit bzgl. des Ausmaßes und der durchschnittlichen Belastung mit Abgaben, Umlagen und Entgelten von Un-
ternehmen in den jeweiligen Wirtschaftszweigen. Zugleich bewirken die Entlastungen insgesamt eine Schwächung 
des von Strom- bzw. Energiepreisen ausgehenden Preissignals. Die Strom- und Energiesteuerentlastungen stellen 
demnach nur einen Teil der Entlastungen dar. Sie fallen – bezogen auf den Strompreis - im Vergleich beispielsweise 
zu Entlastungen bei der EEG-Umlage auch niedriger aus. Eine Harmonisierung der Anforderungen für die Inan-
spruchnahme der Entlastungen – beispielsweise bzgl. der begünstigten Wirtschaftszweige, der unternehmensspe-
zifischen Kriterien für die Entlastungshöhe sowie der Erfassung der Strom- und Energiemengen (Bundesnetzagen-
tur 2020) bei allen betreffenden Regelungen würde die Komplexität erheblich verringern. In den letzten Jahren 
gab es eine intensive fachliche Debatte zu einer grundlegenden Reform von Abgaben, Umlagen und Entgelten im 
Energiebereich, die auch die Neustrukturierung der Entlastungsregelungen beinhaltete, auf die an dieser Stelle 
verwiesen sei (vgl. Agora Energiewende 2017). Für die Novellierung der hier untersuchten Entlastungsregeln ist 
diese Debatte insofern relevant, als dass Elemente anderer Regelungen auf ihre Anwendbarkeit für die Energie- 
und Stromsteuer geprüft (vgl. vorhergehende Kapitel) werden und in der Entwicklung von Reformvorschlägen be-
rücksichtigt wurden.   
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15 Administrierbarkeit und fiskalische Aspekte 

15.1 Begrenzung des Verwaltungsaufwands 

Eine zentrale Anforderung an eine Reform der Entlastungsregelungen ist, dass der bürokratische Aufwand für Ver-
waltung und Wirtschaft weiterhin möglichst geringgehalten wird. Bisher liegt der Erfüllungsaufwand zwischen 0,2 
und 3,3 % des Entlastungsvolumens und damit im niedrigen Bereich (vgl. Kapitel 4). Auch von Seiten der Industrie-
verbändewurde uns gegenüber bestätigt, dass der Aufwand bei den Energie- und Stromsteuerentlastungen im 
Vergleich zu anderen Entlastungsregelungen gering ist. Ziel einer künftigen Regelung sollte sein, weiterhin ein an-
gemessenes Verhältnis zwischen dem Aufwand für die Erstellung, Bewertung und Abwicklung der Anträge und 
dem Umfang der gewährten Entlastungen sicherzustellen.  

Eine Möglichkeit dafür bietet die Beibehaltung von Sockelbeträgen, mit der Bagatellzahlungen vermieden werden. 
Tabelle 48 zeigt die geltenden Sockelbeträge in Euro und umgerechnet in Strom- bzw. Energiemengen bei den 
allgemeinen Entlastungen und beim Spitzenausgleich (für eine genauere Darstellung und weitere Energieträger: s. 
Datenblätter im Anhang). Für die Entlastung für bestimmte Prozesse und Verfahren existiert kein Mindestwert, da 
sie eine vollständige Entlastung darstellt. 
 

Tabelle 48:  Bagatellgrenzen in der Energie- und Stromsteuerentlastung 
 In Euro In Mengenangabe 

§54 EnergieStG allgemeine Entlastungen 250 181 MWh (Erdgas) 

§ 55 EnergieSt Spitzenausgleich 750 333 MWh (Erdgas) 

§ 9b StromStG allgemeine Entlastungen 250 49 MWh 

§ 10 StromStG Spitzenausgleich 1.000 65 MWh 

Quelle: (BMF 2019b) (eigene Darstellung) 

 

Durch diese starren absoluten Bagatellgrenzen entsteht jedoch ein Ungleichgewicht zwischen kleinen und großen 
Unternehmen. Ein alternatives Kriterium könnte daher die Strom- bzw. Energieintensität bilden (FÖS u.a. 2019): 

▪ Dabei wird der Strom- und Energieverbrauch mit Bezug auf die damit einhergehende Bruttowertschöpfung be-
trachtet. Im Ergebnis würden auch kleine Unternehmen mit hoher Strom- und Energieintensität von den Ent-
lastungen profitieren können, obwohl die verbrauchte Menge unter den geltenden Bagatellgrenzen läge. Da-
mit entstünde eine Gleichbehandlung großer und kleiner Unternehmen. 

▪ In der 2021 beschlossenen BEHG-Carbon-Leakage-Verordnung (BECV) wird dieses Kriterium bereits ange-
wandt. Die Emissionsintensität eines Unternehmens muss mindestens 10 % des Sektordurchschnitts betragen, 
um von der dem Sektor zugewiesenen Kompensationsgrad zu profitieren. Andernfalls wird nur die Mindest-
kompensation (60 %) gewährt (vgl. Kapitel 7.2). 

 

Eine weitere Möglichkeit der Entbürokratisierung ist die Zusammenführung der verschiedenen Ausnahmerege-
lungen. Derzeit wird für jede Entlastung ein eigenes Antragsverfahren mit unterschiedlichen Formularen und dem-
entsprechend differenzierter Prüfung benötigt. Eine Zusammenführung würde die Abwicklung vereinfachen und 
Kosten für Verwaltung und Wirtschaft verringern. 

Jedoch birgt eine Zusammenführung von Entlastungsregelungen auch die Gefahr der Pauschalisierung und damit 
eine Verringerung der Effektivität der Entlastungen (FÖS u.a. 2019). Zentrale Herausforderung ist es daher, das 
richtige Verhältnis zwischen begrenztem Aufwand für Verwaltung und Wirtschaft und nötiger Zielgenauigkeit der 
Entlastungen herzustellen. 

15.2 Umstellung von WZ 2003 auf WZ 2008 

Derzeit müssen Unternehmen den Abschnitten 

▪ C (Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden) (Klasse 10.10 – 14.50) 

▪ D (Verarbeitendes Gewerbe) (Klasse 15.11 – 37.20) 
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▪ E (Energie- und Wasserversorgung) (Klasse 40.11 – 41.00) oder  

▪ F (Baugewerbe) (Klasse 45.11 – 45.50)  

der Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 20003 (WZ 2003) zugeordnet sein, um einen Anspruch auf die 
untersuchten Entlastungen bei der Energie- und Stromsteuer erheben zu können. Über die Zuordnung entschei-
det das Hauptzollamt. Die Bezugnahme auf WZ 2003 ist nicht mehr zeitgemäß und nicht im Einklang mit anderen 
Entlastungsregelungen im Energiebereich und sollte daher auf WZ 2008 umgestellt werden. 

In der Ausgabe 2008 sind Unternehmen des Produzierenden Gewerbes in den folgenden Abschnitten klassifiziert: 

▪ B (Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden) (Klasse 05.10 – 09.90) 

▪ C (Verarbeitendes Gewerbe) (Klasse 10.11 – 33.20) 

▪ D (Energieversorgung) (Klasse 35.11 – 35.30) oder  

▪ E (Wasserversorgung; Abwasser- und Abfallentsorgung und Beseitigung von Umweltverschmutzungen) 
(Klasse 36.00 – 39.00) 

▪ F (Baugewerbe) (41.10 – 43.99) 

Durch eine Umstellung auf WZ 2008 ergibt sich, dass bestimmte Unternehmen mit ihren wirtschaftlichen Tätigkei-
ten ihre Antragsberechtigung für die Energie- und Stromsteuerentlastungen verlieren, sofern der zugehörige Wirt-
schaftszweig nicht mehr dem Produzierenden Gewerbe zugeordnet ist. Andere Unternehmen erhalten dagegen 
eine Antragsberechtigung, die ihnen bisher nicht zustand. 

Bei der Klassifikation nach WZ 2008 findet die Zuordnung der Unternehmen zu den verschiedenen Wirtschafts-
zweigen auf Basis ihrer Haupttätigkeit statt. Die Haupttätigkeit ist die Tätigkeit des Unternehmens mit dem größten 
Wertschöpfungsanteil, die der Unterklasse der WZ zuzuordnen ist. Gibt es keine Tätigkeit, die mehr als 50 % der 
Wertschöpfung ausmacht, wird eine Top-down-Methode zur Ermittlung der Haupttätigkeit angewendet. Die Top-
Down-Methode funktioniert nach einem hierarchischen Prinzip, bei dem die Klassifizierung eines Unternehmens 
auf unterster Klassifizierungsebene mit der Klassifizierung auf höchste Ebene kohärent sein muss. Dafür wird das 
Unternehmen zuerst auf höchster Ebene entsprechend des höchsten Wertschöpfungsanteiles klassifiziert und 
dann schrittweise von Ebene zu Ebene nach unten. Die unterste Ebene „Unterklasse“ bestimmt die Haupttätigkeit 
des Unternehmens. Mit dieser Methode wird vorbeugend dafür gesorgt, dass Unternehmen fälschlicherweise au-
ßerhalb der eigentlichen Klassifizierung eingeteilt werden. Die Bruttowertschöpfung wird in diesem Prozess als die 
Differenz zwischen Produktionswert und Vorleistungen definiert (Destatis 2008).  

Bezüglich der Zuordnung zu Wirtschaftszweigen gibt es zwei wichtige Änderungen bei der Umstellung von WZ 
2003 auf WZ 2008: 

▪ Unternehmen, die mehrere aufeinanderfolgende Produktionsstufen vereinen (vertikale Integration), werden 
nunmehr nicht nach der letzten Stufe, sondern nach der Stufe mit dem höchsten Wertschöpfungsanteil zuge-
ordnet.  

▪ Außerdem ändert sich die Behandlung von Unternehmen ohne eigene Warenproduktion (Converter). Bisher 
wurden diese im Verarbeitenden Gewerbe klassifiziert. Mit der Umstellung auf WZ 2008 werden sie nur dem 
Verarbeitenden Gewerbe zugeordnet, wenn sie Eigentümer des Inputmaterials ist. Kann dies nicht erfüllt wer-
den, werden die Unternehmen dem Abschnitt G (Handel; Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen) 
oder gegebenenfalls weiteren Abschnitten der WZ 2008 zugeordnet (Destatis 2008). 

▪ Die Reparatur, Instandhaltung und Installation von Waren wird in der WZ 2008 also konsequent von deren Her-
stellung getrennt. 

Die Veränderungen in den berechtigten Wirtschaftszweigen sind in den Tabellen im Anhang zu erkennen. In den 
meisten Fällen handelt es sich dabei um Unterklassen der auf 4-Steller-Ebene betroffenen Klassen. Das bedeutet, 
dass nur ein Teil der wirtschaftlichen Tätigkeiten dieser Klasse, die in der WZ 2003 dem Produzierenden Gewerbe 
zugeordnet sind, in der WZ 2008 nicht mehr dem Produzierenden Gewerbe zugeordnet sind und daher bei Um-
stellung keine Antragsberechtigung mehr hätten. Die Anzahl der Unternehmen und die Entlastungsvolumina sind 
nur auf 4-Steller-Ebene erfasst. Daher kann auf Grundlage der vorliegenden Daten keine Aussage darüber getrof-
fen werden, wie viele Unternehmen betroffen wären bzw. welches Entlastungsvolumen bei Umstellung entfallen 
würde. Allerdings geben schon die Entlastungsvolumina auf 4-Steller-Ebene Hinweise darauf, dass es sich um Wirt-
schaftszweige handelt, die keine größeren Entlastungsvolumina aufweisen. 

Tabelle 70 im Anhang zeigt die Wirtschaftszweige, die bei der Klassifikation nach WZ 2003 Teil des Produzierenden 
Gewerbes sind und demnach diesen zugeordneten Unternehmen eine Antragsberechtigung besitzen, sie jedoch 
bei einer Umstellung auf die Klassifikation nach WZ 2008 verlieren würden. Es handelt sich hierbei hauptsächlich 
um Teile des Verlagsgewerbes, das in der WZ 2008 dem Abschnitt J (Information und Kommunikation) zugeordnet 



Endbericht fe 6/20 • Seite 158 von 278 
 

 

ist. Außerdem sind die Unternehmen betroffen, die Reparaturdienstleistungen anbieten, in der WZ 2003 aber noch 
dem jeweiligen Herstellungsprozess zugeordnet sind (zum Beispiel Bespannung und Polsterung von Möbeln). Zu-
dem werden Transporttätigkeiten beim Erdgas der Erbringung von sonstigen Dienstleistungen für den Landver-
kehr zugeordnet und ein Teil der Unterklasse „Beschlag- und Kunstschmieden“ (28.52.3) der Landwirtschaft zuge-
ordnet, sofern es sich um landwirtschaftliche Dienstleistungen handelt. Sofern die allgemeine Entlastung für die 
Land- und Forstwirtschaft zukünftig fortbestünde, wären betroffene Unternehmen zukünftig darüber antragsbe-
rechtigt. Auf 4-Steller-Ebene, d.h. der 282 Klassen des Produzierenden Gewerbes sind insgesamt 26 Klassen 
von einer teilweisen Umstellung betroffen.  

In Tabelle 71 im Anhang sind die Unterklassen aufgeführt, die nach WZ 2003 nicht Teil des Produzierenden Gewer-
bes sind, durch die Umstellung auf WZ 2008 aber in den Anwendungsbereich fallen würden. Unternehmen aus 
einigen der Unterklassen sind jedoch bereits nach geltender Rechtslage durch Zugehörigkeit zu einem Wirt-
schaftszweig der Land- und Forstwirtschaft für die allgemeinen Steuerentlastungen antragsberechtigt, so wirt-
schaftliche Tätigkeiten, die nach WZ 2008 der Verarbeitung von Obst und Gemüse (10.39.0), der Herstellung von 
Ölen und Fetten (10.41.,0), der Weinproduktion (11.02.0) und der Holzverarbeitung (16.10.0) zuzuordnen sind. Auf-
fallend ist auch, dass wirtschaftliche Tätigkeiten in Zusammenhang mit der Abwasserbeseitigung sowie der Samm-
lung und Behandlung gefährlicher und nicht-gefährlicher Stoffe, die in der WZ 2003 der Gruppe 90.0 Abwasser- 
und Abfallbeseitigung und sonstige Entsorgung zugeordnet ist, in der WZ 2008 aufgrund der Eingliederung der 
Sammlung, Behandlung und Beseitigung von Abfällen; Rückgewinnung in das Produzierende Gewerbe (WZ 38) 
nun antragsberechtigt wären. Bestimmte Prozesse und Verfahren in den genannten Unterklassen sind bereits un-
ter geltender Regelung nach § 51 EnergieStG entlastungsberechtigt. Bei Antragsberechtigung für Spitzenaus-
gleich und allgemeiner Entlastung ist von einem größeren Entlastungsvolumen auszugehen.  

Auf WZ 4-Steller-Ebene würden wirtschaftliche Tätigkeiten aus insgesamt 16 Klassen der WZ 2008 von einer 
Umstellung profitieren.  

15.3 Behandlung von Unternehmen der Land- und Forstwirtschaft 

Die allgemeinen Entlastungsregelungen nach §54 EnergieStG sowie § 9b StromStG gelten auch für Unternehmen 
der Land- und Forstwirtschaft. Bei der Entwicklung von Reformvorschlägen ist zu prüfen, inwieweit diese geson-
dert fortbestehen können und welche Ausgestaltungselemente der Reformoptionen für das Produzierende Ge-
werbe auch im Bereich der Land- und Forstwirtschaft zur Anwendung kommen könnten.  

15.4 Sicherstellung von Aufkommen 

Bei einer Novellierung der hier untersuchten Entlastungstatbestände ist zu beachten, dass das Aufkommen aus der 
Energie- und Stromsteuer nicht sinken sollte. Werden die Entlastungen insgesamt zukünftig stärker begrenzt, wird 
das Strom- und Energiesteueraufkommen aus dem Produzierenden Gewerbe gesteigert, wenn andererseits der 
(teilweise) Wegfall der Entlastungen bei den betroffenen Unternehmen nicht zu einem wesentlichen Rückgang der 
Produktion führt.  

Mittelfristig muss jedoch berücksichtigt werden, dass insb. die Einnahmen aus der Energiesteuer, die sich v.a. aus 
der Besteuerung fossiler Brennstoffe ergeben, mit zunehmender Dekarbonisierung der Industrie auch ohne Refor-
men verringern werden. Andererseits wird die Stromsteuer bei zunehmender Elektrifizierung (und insofern erneu-
erbare Energien auch in Zukunft im Grundsatz141 stromsteuerpflichtig sind) die Ausfälle bei der Energiesteuer kom-
pensieren. In welchem Umfang dies geschieht, wäre zu prüfen. 

  

 
 
141  Von der Stromsteuer befreit ist die Eigenerzeugung aus erneuerbaren Energien.  
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16 Ansatzpunkte für die Ausgestaltung von Gegenleistungen für 
Begünstigungen 

Das Zusammenspiel von Entlastungen einerseits und Gegenleistungen andererseits ist derart zu gestalten, dass 
Unternehmen in die Lage versetzt werden, wirtschaftliche Potenziale für Effizienzverbesserungen und für den Ein-
satz erneuerbarer Energien zu erkennen und maximal auszuschöpfen. Denn alles, was im Hinblick auf Klimaschutz-
investitionen wirtschaftlich vorteilhaft ist, erhöht den Unternehmenswert und ist daher im Interesse der Unterneh-
men.142 

Dennoch ist die Zahlung von Energie- und Stromsteuern eine wirtschaftliche Belastung (von ganz seltenen Aus-
nahmen abgesehen), die dadurch abgemildert werden könnte, dass an anderer Stelle (z.B. wie bisher bei den ar-
beitgeberseitigen Sozialabgaben) eine Belastungsreduktion erfolgt. Zu den Ansatzpunkten: 

 

Gegenleistung – unternehmensübergreifend  

Anstatt unternehmensübergreifend als Voraussetzung für die Gewährung des Spitzenausgleichs eine – aufwendig 
zu ermittelnde – Nicht-Überschreitung eines Energieintensität-Zielwertes zu fordern (die nicht zwingend aufzeigt, 
ob sich das Produzierende Gewerbe auf dem Pfad in Richtung Klimaschutz befindet, vgl. Ausführungen in Kapitel 
10), empfehlen wir, dass eine derartige, jährliche zu prüfende unternehmensübergreifende Zielsetzung zwar beibe-
halten bleibt, sich aber künftig an den Emissionsbudgets des Bundes-Klimaschutzgesetzes für den Industriesek-
tor143 orientiert. Die Steuervergünstigung bzw. Finanzhilfe solle dann modifiziert und verringert werden, wenn die 
Bundesregierung festgestellt hat, dass die im Bundes-Klimaschutzgesetz vorgesehene Emissionsmenge über-
schritten wurde. 

 

Gegenleistungen – unternehmensspezifisch 

Die energierechtlichen Regelungen, die unternehmensspezifische Gegenleistungen für Entlastungen vorsehen (in 
der BECV, der BesAR des EEG, der Strompreiskompensation des EU-ETS sowie im Strom-/EnergieStG – vgl. Über-
sicht im Anhang IV), bestehen grundsätzlich aus mehreren Elementen/Instrumenten, die z.T. alternativ oder kom-
plementär anzuwenden sind. Sie wurden im Einzelnen in den Kapiteln 10.3.1 und 10.3.4 untersucht und bewertet. 
Als Ergebnis der Untersuchung ergeben sich folgende Empfehlungen für künftige Gegenleistungen: 

 

Sollte – unserer Empfehlung in Kapitel 1 folgend – die Entlastung in Form einer Finanzhilfe als Investitionszulage 
gewährt werden, dann wäre eine Regelung so auszugestalten, dass 

▪ die Zulage ausschließlich für Klimaschutz-Maßnahmen eingesetzt werden darf, 

▪ die Maßnahmen wirtschaftliche Vorteilhaftigkeit aufweisen müssen, 

▪ maximal X % der Investitionsauszahlungen (z.B. 90 %) ausgezahlt wird (100 % - X % = Eigenanteil), 

▪ eine Ansparmöglichkeit über Y Jahre gewährt wird und  

▪ die Zulage auf Z % der individuellen Netto-Strom- und Energiesteuerzahlung (z.B. 90 %) begrenzt ist.  

 

Die Zulage könnte dabei 

▪ vorschüssig nach Vorlage des Angebotes und/oder einer internen Kostenkalkulation oder 

▪ nachschüssig, d.h. nach Vorlage der Rechnungen bzw. glaubhaften internen Kalkulationen zur Umsetzung der 
Klimaschutz-Maßnahme gewährt und das Budget über drei Jahre angespart werden. 

Die Umsetzung einer solchen geförderten Maßnahmen ist bei (a) schriftlich nach X Monaten (im Rahmen des Über-
wachungs- bzw. Rezertifizierungsaudits) durch eine Bestätigung eines Energieauditors nachzuweisen. Bei Nicht-
Nachweis nach Y Monaten ist die Zulage rückabzuwickeln.  

 
 
142  Ausführlich dazu (Nissen, 2014, S. 220ff.) 
143  Im Koalitionsvertrag 2021-2025 der Bundesregierung ist festgelegt, dass die Einhaltung der Klimaziele anhand einer 

sektorübergreifenden mehrjährigen Gesamtrechnung überprüft werden sollen. Dies kann so interpretiert werden, dass 

die jahresscharfen Sektorziele des Klimaschutzgesetzes zukünftig nicht mehr gelten sollen. Änderungen wurden dazu 

bislang jedoch noch nicht beschlossen, so dass von der Gültigkeit der Jahresziele ausgegangen werden muss.  
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Als Gegenleistung empfehlen wir als Kombination:  

▪ ein ISO 50001-Zertifikat mit Energieleistungskennzahlensystem nach der ISO 50006; Sonderregel für KMU: 
ISO 50005-Nachweis mit Umsetzungsstufe 3 anstatt ISO 50001/50006, allerdings nur für die ersten drei An-
tragsjahre und durch einen Energieauditor einer akkreditierten Zertifizierungsstelle geprüft, danach dann ISO 
50001; 

▪ die Bearbeitung einer “THG-Erweiterungstabelle” zu ISO 50001 (Tabelle 49:  THG-Erweiterungstabelle zu ISO 
50001), um eine Ausdehnung des Energiemanagementsystems auf Klimaschutz zu erwirken und sicherzustel-
len, dass alle SEUs dergestalt betrachtet worden sind, als dass für jeden SEU mindestens eine Verbesserungs-
maßnahme entwickelt wurde; 

▪ die Durchführung von Wirtschaftlichkeitsbewertungen potenzieller Klimaschutzmaßnahmen aus THG-Erwei-
terungstabelle nach DIN EN 17463, wobei die Investitionsausgaben mit ihrem tatsächlichen Wert anzugeben 
sind (und nicht mit dem Wert Null, weil es sich um eine Zulage handelt); 

▪ die Prüfung der ausgefüllten THG-Erweiterungstabelle, die Klimaschutzmaßnahmen und Wirtschaftlichkeits-
bewertungen zu jedem SEU enthalten soll, durch akkreditierte Energieauditoren, da Investitionen in unwirt-
schaftliche Maßnahmen nicht ausgeschlossen werden können. 

 

Tabelle 49:  THG-Erweiterungstabelle zu ISO 50001 

 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung 

 

Der Energieauditor, der im Rahmen von Rezertifizierung- und auch Überwachungsaudits ISO 50001-Prüfungen 
durchführt, müsste  

▪ die THG-Erweiterungstabelle ansehen und prüfen 

▪ ob der Umfang der SEUs plausibel ist; 

▪ ob die Energieverbrauchs- und CO2 -Emissionsangaben realistisch sind; 
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▪ ob zweckmäßig erscheinende Klimaschutzmaßnahmen für jeden SEU erarbeitet wurden (oder zumin-
dest glaubhaft gemacht worden ist, wieso bei einem einzelnen SEU keine Maßnahmen abgeleitet wur-
den); 

▪ inwieweit die Angaben in der Kapitalwertberechnung nach DIN EN 17463 plausibel erscheinen; 

▪ ob die Kapitalwerte korrekt ermittelt und in die THG-Erweiterungstabelle übertragen wurden; 

▪ die THG-Tabelle durch Unterschrift und Stempel verifizieren. 

Über den o.a. Gegenleistungskatalog hinaus käme zusätzlich noch in Frage, eine THG-Bilanz zu fordern, um auch 
Scope 3-Emissionen zu erfassen und zu steuern sowie auch die Erarbeitung von Climate Performance Indicators 
[CPIs] zur Emissionssteuerung. Eine mögliche komplementäre Anforderung wäre daher 

▪ die Entwicklung und Anwendung von – über die obligatorischen Energy Performance Indicators (EnPIs) hinaus-
gehenden – CPIs (Climate Performance Indicators); das sind EnPIs als Energieverbrauchsfunktion multipliziert 
mit den jeweiligen Emissionsfaktoren, die allerdings nicht normalisiert werden, um die tatsächliche Verände-
rung der Emissionsbelastung aufzuzeigen und eine Verbesserung der klimabezogenen Leistung nachweisen 
zu können; ab dem zweiten Antrag notwendig; 

▪ THG-Bilanz nach ISO 14064-1 “Treibhausgase –Teil 1: Spezifikation mit Anleitung zur quantitativen Bestimmung 
und Berichterstattung von Treibhausgasemissionen und Entzug von Treibhausgasen auf Organisationsebene” 
zertifiziert, um Scope 3-Emissionen zu erfassen und zu steuern. 

 

Erläuterung zu den Gegenleistungselementen 

Eine Auszahlung in Form einer Investitionszulage würde verhindern, dass eine Begünstigung direkt oder indirekt 
eine Verringerung des spezifischen Bruttoenergiepreises [Euro/MWh] nach sich zieht und dadurch der potenzielle 
Lenkungsmechanismus vollständig oder teilweise aufgehoben wird. Eine solche Investitionszulage kann für maxi-
mal X % der individuellen Investitionsauszahlungen beantragt und bis zu Z % von der individuell gezahlten Strom- 
und Energiesteuer ausgeschöpft werden (aggregiert über einen Zeitraum von Y Jahren). Je höher der X-Wert ist, 
desto umfassender dürften die Klimaschutzinvestitionen sein, desto geringer ist aber auch das Netto-Steuerauf-
kommen. 

Die Investitionszulagen sollten ausschließlich für Klimaschutzmaßnahmen gewährt werden. Als Definition für ei-
nen möglichen Rechtsbegriff käme in Betracht: „Eine Klimaschutzmaßnahme ist eine Maßnahme, die nachweislich 
zur Reduktion des (fossilen) Primärenergieverbrauchs beiträgt oder sonst wie die THG-Emissionen reduziert und 
auch dazu vornehmlich gedacht ist. Investive Maßnahmen, die vornehmlich aus anderen Gründen implementiert 
werden, gleichwohl aber – als positiver Nebeneffekt etwa durch verbesserte Effizienz – eine positive Wirkung auf 
den Klimaschutz haben, gelten nicht als Klimaschutzmaßnahmen, z.B. betriebsbedingter Ersatz einer Produktions-
maschine“ (vgl. Abbildung 41). 
 

Abbildung 41:  Relevante Typen von Energieeffizienz-/Klimaschutz-investitionen für eine 
Investitionszulage 

 
Quelle: Eigene Darstellung 
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Diese enge Definition soll Mitnahmeeffekte ausschließen. Ohne eine klare Einschränkung könnte nahezu jede pro-
duktionsorientierte Ergänzungsinvestition (Erhaltungs-, Erweiterungs- oder Veränderungsinvestition) als Klima-
schutzinvestition deklariert werden, weil sich durch technischen Fortschritt die Energieeffizienz fast immer verbes-
sert (neue Maschinen etc. sind nahezu immer effizienter als alte). 

Der Vorteil einer Investitionszulage ist, dass die Beihilfe nicht als Steuererlass wahrgenommen wird. Insofern bleibt 
die Lenkungswirkung der Strom- und Energiesteuer erhalten. Allerdings kann die Investitionszulage dazu führen, 
dass Maßnahmen immer positive Kapitalwerte generieren, weil bei der Berechnung die Investitionsausgabe zu Null 
gesetzt wird (da aus der Sicht eines Unternehmens die initiale Investitionsauszahlung de facto der Staat über-
nimmt). Diese Ergebnisverzerrung lässt sich dadurch verhindern, dass der Gesetzgeber vorschreibt, Investitions-
ausgaben in der Kapitalwertkalkulation mit ihrem tatsächlichen Wert anzugeben. 

Für KMU wird ein Einstieg “light” ermöglicht, indem anstelle der ISO 50001 auch die ISO 50005 eingeführt werden 
kann. Da diese Norm darauf ausgerichtet ist, schrittweise ein “vollwertiges” Energiemanagementsystem aufzu-
bauen, soll dieser Anspruch auch im Rahmen der Gegenleistung zum Ausdruck kommen dergestalt, dass – erstens 
– mindestens die Entwicklungsstufe 3 der Norm erfüllt und – zweitens – spätestens nach vier Antragsjahren ein ISO 
50001-Zertifikat bei dem nächsten Antrag vorgelegt werden muss. 

Um zu verhindern, dass eine ausschließliche Fokussierung auf Energieeffizienzverbesserungen stattfindet und der 
Einsatz von Erneuerbarer Energie vernachlässigt wird (Schwäche der ISO 50001), um also sicherzustellen, dass im 
Rahmen der Gegenleistung fundierte Beiträge zum Klimaschutz geleistet werden, ist die ISO 50001-Norm zu er-
gänzen. Dies kann durch die THG-Erweiterungstabelle geschehen144 (vgl. Tabelle 49), die von den Unternehmen 
auszufüllen, von Energieauditoren zu verifizieren und das Testat schließlich der zuständigen Behörde vorzulegen 
ist. Bei dieser Tabelle handelt es sich um die “SEU-Liste”, die ISO-50001-Organisationen ohnehin zu erstellen ha-
ben, allerdings in erweiterter Form mit Angaben zu energieverbrauchsbedingten THG-Emissionen, zu geplanten 
Klimaschutzmaßnahmen und der Bewertung ihrer Vorteilhaftigkeit. 

Eine solche Tabelle weist auch die Kapitalwerte für geplante Einsparmaßnahmen aus, die zuvor in einem standar-
disierten Bewertungsverfahren ermittelt worden sind. Ein standardisierter Ablauf ist erforderlich, damit der Auditor 
bei der Prüfung die Inhalte, Ergebnisse und die Berechnungsvorgehensweise auch verstehen und nachvollziehen 
kann. Der derzeit einzige Standard, der speziell dafür erarbeitet wurde, ist die europäische Norm EN 17463 “Bewer-
tung energiebezogener Investitionen”. 

Durch die Tabelle wird die Möglichkeit eröffnet, nicht nur in Effizienzmaßnahmen, sondern auch in erneuerbare 
Energien zu investieren. Darüber hinaus soll die Erweiterungstabelle Unternehmen auch dabei unterstützen, SEU-
bezogen Verbesserungsmaßnahmen auf systematische Weise zu erarbeiten und zu bewerten, sodass am Ende ein 
Klimaschutzprogramm in der Form der ausgefüllten Tabelle vorliegt und der Antragsbehörde vorgelegt werden 
kann. 

Im vorliegenden Vorschlag wird als Alternative zu ISO 50001, EMAS nicht  eingebunden, weil EMAS nicht eindeutig 
auf Energieeffizienz bzw. erneuerbare Energien fokussiert und weil jenes System – im Vergleich zu ISO 50001 – eine 
eigenständige und damit andere Vollzugssteuerung im Hinblick auf den Inhalt der Audits, die Häufigkeit der Audits, 
die Auditoren als Personen, die Qualifikation der Auditoren und die Überwachung der Auditoren aufweist. Die ad-
ministrative Abwicklung des Vollzugs und die Rechtstextgestaltung wäre mit Einbindung von EMAS als Alternative 
zu ISO 50001 komplexer. Ohne EMAS (und die Energieauditnorm DIN EN 16247-1) kann die SpaEfV entfallen. Eine 
Einbindung von EMAS (und der Energieauditnorm DIN EN 16247-1) dürfte die Wirksamkeit der Gesamtregulierung 
abschwächen (zur den Wirksamkeitsvoraussetzungen derartiger Regelungen vgl. Nissen, 1999). Aufgrund der re-
gelmäßig durchzuführenden Überwachungsaudits (i.d.R. einmal pro Jahr) eignet sich ferner das ISO 50001-System 

 
 
144  Zur Vermeidung einer solchen THG-Erweiterungstabelle käme als Alternative in Frage, dass das BMF den DIN e.V. be-

auftragt, ein nationales Brückendokument zur ISO 50001 zu erarbeiten, durch das Erneuerbare Energien als Verbesse-

rungen der “energiebezogenen Leistung” anerkannt und damit in die (Re-)Zertifizierungsvoraussetzung eingebunden 

werden. Das sollte möglich und daher machbar sein, weil die 50001-Regelungen über den Ausschluss von Erneuerba-

ren Energien ausschließlich im “informativen Anhang” der Norm aufgeführt sind und nicht im “normativen” Hauptteil. 

Nach den ISO/IEC Directives, Part 2 “Principles and rules for the structure and drafting of ISO and IEC documents”) sind 

Angaben im “informativen Anhang” nicht bindend, sondern fakultativ, sodass eine individuelle Auslegung jener relevan-

ten Regelungen auf nationaler Ebene möglich erscheint. Auch käme daher u.U. in Betracht, durch gesetzliche Regelung 

die Anwendung von Erneuerbaren Energien als ”Verbesserung der energiebezogenen Leistung" (ebL) im Sinne der ISO 

50001 für Deutschland zu deklarieren. 
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zur Vollzugsunterstützung des novellierten Strom- und Energiesteuergesetzes, etwa im Hinblick auf die Prüfung 
der THG-Erweiterungstabelle und der Kapitalwertermittlung von Klimaschutzmaßnahmen nach der DIN EN 17463. 

 

Gegenleistungen – Elemente/Instrumente, die nicht eingesetzt werden sollten  

Der Einsatz der folgenden Elemente wird nicht empfohlen: 

▪ EMAS oder EN 16247-1, wie derzeit im Spitzenausgleich und der BesAR; 

▪ Erfassung und Analyse von Daten sowie die Identifizierung und Bewertung von Einsparpotentialen mit Tabellen 
aus der Verordnung (“Alternatives System” nach SpaEfV Nr. 2) wie derzeit im Spitzenausgleich und BesAR; 

▪ Erreichen eines Zielwertes im Hinblick auf eine Reduzierung der Energieintensität (unternehmensübergrei-
fend), wie derzeit im Spitzenausgleich; 

▪ Mitgliedschaft in einem Energieeffizienz- und Klimaschutznetzwerk, wie derzeit in der BECV; 

▪ Verpflichtung zu Investitionen in Maßnahmen zur (wie derzeit in der BECV): 

▪ Verbesserung der Energieeffizienz oder zur 

▪ Dekarbonisierung des Produktionsprozesses, soweit solche Maßnahmen die Treibhausgasemissionen 
der von diesem Unternehmen hergestellten Produkte auf einen Wert verringern, der unterhalb des für 
diese Produkte jeweils festgelegten Produkt-Benchmarkwertes liegt; 

▪ unter den folgenden Maßgaben: 

▪ Einsparmaßnahmen in einem Umfang von mind. 50 % (bis 2024) bzw. 80 % (ab 2025) des ge-
währten BECV-Beihilfebetrags, sofern sie einen 

▪ pos. Kapitalwert bei max. 60 % (bis 2025) bzw. 90 % (ab 2026) der vorgesehenen Nutzungsdauer 
aufweisen (nach EN 17463 zu prüfen). 
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17 Schlussfolgerungen: Anforderungen an eine Reform 

Die Entlastungstatbestände bei der Energie- und Stromsteuer stehen im Spannungsfeld verschiedener Zieldimen-
sionen, die bei einer Novellierung gegeneinander abzuwägen und bei Zielkonflikten soweit wie möglich in Aus-
gleich zu bringen sind (vgl. DIW u.a. 2013). Wirtschaftspolitisch wird mit den Regelungen bisher ein möglichst um-
fassender Wettbewerbsschutz der Unternehmen des Produzierenden Gewerbes angestrebt, unabhängig von der 
konkreten Wettbewerbsgefährdung. Das führt jedoch zu dem Problem, dass das Preissignal der Steuer bei den be-
günstigten Unternehmen nicht ausreichend wirken kann. Aus fiskalpolitischer Sicht wiederum besteht ein Inte-
resse, den finanziellen Umfang der Entlastungen zu begrenzen, um höhere Einnahmen bei der Energie- und Strom-
steuer zu erzielen. Ein weiterer Zielkonflikt besteht zwischen Einfachheit der Regelung und Zielgenauigkeit: je de-
taillierter die Anforderungskriterien, desto zielgenauer begünstigen die Entlastungen nur diejenigen Unterneh-
men, die begünstigt werden sollen. Je einfacher der Anforderungskatalog, desto geringer ist dagegen der administ-
rative Aufwand. Gleichzeitig kommt es dadurch aber zu Mitnahmeeffekten, da auch Unternehmen begünstigt wer-
den, die gar nicht entlastet werden müssten.  

Kombination aus Branchen – und Unternehmenskriterien zur Abgrenzung des Begünstigtenkreises 

Die Ausgestaltung einer möglichst zielgenauen und effektiven Ausnahmeregelung im Energie- und Strombereich 
sollte sowohl auf Branchenkriterien als auch Unternehmenskriterien basieren. Während das Branchenkriterium 
vorwiegend den Aspekt des internationalen Wettbewerbs abbildet, spiegelt das Unternehmenskriterium den Um-
fang der finanziellen Auswirkung von höheren Strompreisen auf Unternehmen wider. Durch die Kombination von 
Branchen- und Unternehmenskriterien werden somit Mitnahmeeffekte minimiert bei gleichzeitiger Zielgenauig-
keit und dem Erhalt von Effizienzanreizen. Dabei sollte auf bereits gängige Kriterien anderer Entlastungsregelun-
gen aufgebaut werden, um Synergien herzustellen. Auch wenn die Komplexität des Antragsverfahrens im individu-
ellen Fall durch Branchen- und Unternehmenskriterien steigen kann, kann dadurch in Summe der administrative 
Aufwand durch den begrenzten Begünstigtenkreis reduziert werden.  

Optionen zur Erfassung der Wettbewerbsbeeinträchtigung auf Branchenebene 

Kapitel 12 hat gezeigt, dass es unterschiedliche Kriterien zur Erfassung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
gibt. Branchen können demnach als wettbewerbsgefährdet gelten, wenn sie in ökonometrischen Analysen als ge-
fährdet ermittelt wurden. Ein Ansatzpunkt ist auch der Handel von Grundstoffen an internationalen Warenbörsen, 
bei denen durch den reinen Preiswettbewerb ein hohes Risiko von Produktionsverlagerungen bei (energiebeding-
ten) Kostensteigerungen angenommen werden kann. Als bestmögliche Maß, dass die Substituierbarkeit inländi-
scher Produkte durch ausländische Produkte bemisst, wird jedoch die Handelsintensität gesehen, die bereits in 
anderen Entlastungsregelungen im Energiebereich wie der Strompreiskompensation oder der BECV zur Anwen-
dung kommt. Neben der Handelsintensität ist die Strom- bzw. Energieintensität ein wichtiger Indikator, inwieweit 
Branchen durch Strom- bzw. Energiekostensteigerungen in ihrer Wettbewerbsfähigkeit gefährdet sein könnten. 
Handelsintensität und Strom- bzw. Energieintensität stellen zusammen geeignete Kriterien zur Abgrenzung wett-
bewerbsgefährdeter Branchen dar.  

Kriterien auf Unternehmensebene 

Die Zugehörigkeit zu einer wettbewerbsgefährdeten Branche sagt noch nichts darüber aus, wie groß die Betroffen-
heit auf Unternehmensebene ist. Denn es gibt innerhalb der Branchen große Unterschiede bzgl. der Strom- und 
Energieintensität. Je nachdem, wie strom- bzw. energieintensiv die Produktionsprozesse von Unternehmen sind, 
sind sie in unterschiedlichem Maß als Unternehmen von Kostensteigerungen betroffen. Daher ist es zweckmäßig, 
neben Branchenkriterien auch Schwellenwerte auf Unternehmensebene festzusetzten, um den Kreis der Begüns-
tigten innerhalb einer Branche einzugrenzen. Ein geeignetes Maß ist hierbei der Strom- bzw. Energieverbrauch 
im Verhältnis zur Bruttowertschöpfung (MWh/1.000 Euro BWS) (vgl. (DIW 2020) (FÖS u.a. 2019). 

Weitere Ausgestaltungselemente  

Eine gleitende Begünstigung vermeidet potenzielle Fehlanreize um Sprungstellen und berücksichtigt die unter-
schiedlichen Betroffenheiten der Unternehmen von Strom- bzw. Energiekostensteigerungen, da die Entlastungs-
höhe stetig ansteigt. Als Kriterium bietet sich hier wiederum die Strom-/Energieintensität des Unternehmens an. 
Diese ist unabhängig von der Unternehmensgröße und vermeidet dadurch eine Benachteiligung kleinerer Unter-
nehmen, wie dies beispielsweise bei hohen Schwellenwerten bzgl. des Strom- oder Energieverbrauchs der Fall sein 
kann. Über Produktbenchmarks, die den spezifischen Strom-bzw. Energieverbrauch pro Tonne Produkt festlegen, 
kann sichergestellt werden, dass nur eine effiziente Produktionsweise begünstigt wird. Wird kein Mindeststrom- 
bzw. Energieverbrauch festgelegt (sondern eine gewisse Strom-bzw. Energieintensität), kann ein fester Selbstbe-
halt (Steuerlast oder Entlastungsbetrag) der Vermeidung von Bagatellzahlungen und damit verbundenem büro-
kratischem Aufwand dienen.  
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Grundüberlegungen zu Gegenleistungen für Begünstigungen 

Bei Regelungen, die aufgrund einer finanziellen Belastung eine Lenkungswirkung entfalten sollen (wie bei der 
Strom- und Energiesteuer), führt eine finanzielle Begünstigung (etwa Steuerentlastung, um Carbon-Leckage-Ef-
fekte zu verhindern) automatisch zu einem Ausbleiben oder zumindest Abschwächen ebendieser Lenkungswir-
kung. Eine für die Gewährung der Begünstigung zu erbringende, zielorientierte Gegenleistung wäre dann eine Ak-
tivität, die die Lenkungswirkung zumindest etwas wiederherstellt, aber auf andere Weise oder eine neue Lenkungs-
wirkung erzeugt. Sie müsste daher entweder unmittelbare Verhaltenseffekte im Sinne eines sparsameren Umgangs 
mit Energie (relevant eher nur in privaten Haushalten) auslösen und/oder eine positive Einflussnahme auf Entschei-
dungen über Klimaschutzmaßnahmen erwirken (etwa in der Weise, dass entsprechende Maßnahmen durch Ge-
genleistungen wirtschaftlich attraktiver erkannt und ausgeschöpft werden). Würde eine Gegenleistung die Steue-
rungseinbußen perfekt kompensieren, wäre die ursprüngliche Regelung (etwa Strom- und Energiesteuer) obsolet, 
und man müsste sie dann ggf. durch die Gegenleistung ersetzen, wenn die Gegenleistung leichter zu administrieren 
wäre. Eine derartige Gegenleistung liegt derzeit nicht vor. 

Sofern eine unmittelbare Entlastung – etwa Steuererlass, -erstattung oder -vergütung – als Begünstigung vorgese-
hen wird, fällt die durch die Steuer intendierte Wirkung, Emissions- oder Energieeinsparungen höher zu bewerten, 
um so entsprechende Investitionen attraktiver zu machen, weg und damit auch der Anreiz, entsprechende Investi-
tionen zu tätigen. Eine gesetzlich vorgeschriebene Gegenleistung könnte dann noch bewirken, dass wirtschaftlich 
vorteilhafte Einsparpotentiale, die ohnehin – also auch ohne Strom- und Energiesteuer – vorhanden sind, als solche 
erkannt werden. 

Ferner und darüber hinaus wäre denkbar, dass bei einer gesetzlichen Gegenleistungsregelung der Anwender ver-
pflichtet wird, Einsparpotentiale mit Anschaffungsausgaben im Umfang der Entlastung zu ermitteln, zu bewerten, 
bei der Bewertung die Strom- und Energiesteuer zu berücksichtigen und alle Maßnahmen mit positivem Kapital-
wert umzusetzen. Da die Berücksichtigung der Strom- und Energiesteuer bei der Bewertung von Einsparmaßnah-
men eigentlich unzweckmäßig, gar fehlerhaft wäre (da die Steuern ja erlassen werden), müsste sie gesetzlich ange-
ordnet und dies anschließend – etwa durch einen Energieauditor – geprüft werden.  

Alternativ dazu könnte eine Entlastung auch durch Gewährung einer Finanzhilfe in Form einer Investitionszulage 
geschehen, indem zunächst einmal die Strom- und Energiesteuern unreduziert von betroffenen Unternehmen zu 
entrichten sind, sodass die Höherbewertung der Einspareffekte von entsprechenden Investitionsmaßnahmen er-
wirkt wird, sich der Staat dann aber in einem Umfang von X  % des individuellen Steueraufkommens an den Investi-
tionsausgaben für wirtschaftlich vorteilhafte Einsparmaßnahmen beteiligt. Der Anreiz, Potenziale für Energieein-
sparung/Klimaschutz auszuloten und auszuschöpfen dürfte bei diesem Ansatz gegenüber einer unmittelbaren 
Steuerentlastung deutlich höher sein. Dennoch liegt auch hier eine Schwäche vor, die beseitigt werden müsste; 
denn es bestünde die Gefahr, dass bei der Kapitalwertberechnung von etwaigen Investitionen in entsprechende 
Maßnahmen die Anschaffungsausgabe mit dem Wert Null angesetzt werden könnte, was dazu führen würde, dass 
der Kapitalwert immer positive Werte annähme (wodurch alle Maßnahmen wirtschaftlich vorteilhaft erscheinen 
würden). Um dies zu verhindern, wäre es notwendig, gesetzlich vorzuschreiben, dass Investitionsausgaben mit ih-
rem tatsächlichen Wert anzusetzen sind. 

Wichtig ist in jedem Fall, dass Gegenleistungen gesetzlich derart ausgeformt werden, dass ihre Erbringung be-
troffene Unternehmen – etwa entsprechend dem bereits angeführten 7-Schritt-Ansatz (vgl. Abbildung 42:) – dabei 
unterstützt, vorliegende aber noch nicht wahrgenommene oder neu hinzukommende Klimaschutzpotenziale 
(nicht nur Energieeffizienzpotenziale) durch eine systematische Vorgehensweise sichtbar zu machen, durch Inves-
tition in entsprechende Maßnahmen auszuschöpfen und – etwa durch ein Leistungskennzahlensystem – den Erfolg 
zu sichern.  
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Abbildung 42:  Notwendige Ablauffolge für eine wirksame Ausschöpfung von betrieblichen 
Klimaschutzmaßnahmen 

 

 
Quelle: eigene Darstellung 

 

Die bisher im Energierecht eingesetzten und weiter oben geprüften Gegenleistungselemente reichen jeweils allein 
dazu nicht aus. Insofern war es erforderlich, einige von ihnen auszuwählen, zu kombinieren und zu ergänzen.  
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Teil D: Vorschläge zur Reform der Entlastungsregelungen 

Die vorhergehenden Kapitel haben den Status Quo analysiert, Fehlanreize identifiziert und daraus Anforderungen 
an eine Novellierung der Entlastungstatbestände abgeleitet. Daraus lässt sich ein Möglichkeitsraum für Reformop-
tionen aufspannen, die sich danach gliedern lassen, welche Regelungen jeweils ersetzt bzw. novelliert werden sol-
len. Tabelle 50 zeigt Optionen für eine Neuregelung von Spitzenausgleich und/oder allgemeiner Steuerentlastung 
und/oder der vollständigen Entlastung bei Prozessen und Verfahren für Unternehmen des Produzierenden Ge-
werbes auf. 
 

Tabelle 50:  Möglichkeitsraum für Reformoptionen bei den Entlastungsregelungen 

Ersetzt geltende 
Regelung… 

1. Finanzhilfe 
(Investitionszulage) 
statt unmittelbare 
Steuerentlastung 

2. Abgestufte 
Steuerentlastung 
nach 
Wettbewerbs-
gefährdung  

3. 
Steuerentlastung 
nach Vorbild 
BesAR/BECV, mit 
Modifikationen 

4. 
Steuerentlastung 
wie bei 
BesAR/BECV  

Spitzenausgleich 1a 1b 1c 2a 2b 2c 3a 3b 3c 4a 4b 4c 

Allg. Entlastung 
    

Prozesse und Verfahren 
        

Quelle: eigene Darstellung. Die empfohlenen Varianten sind lila eingefärbt. 

 

Die vier zentralen Optionen sind:  

▪ Ersatz einer unmittelbaren Steuerentlastung durch eine Finanzhilfe in Form einer Investitionszulage für Klima-
schutzmaßnahmen (1) 

▪ Abgestufte Entlastung nach Wettbewerbsgefährdung (2) 

▪ Orientierung der Entlastung an den Kriterien der Besonderen Ausgleichsregelung des EEG für die stromsteu-
errechtlichen Entlastungen und der Carbon-Leakage-Verordnung BECV für die energiesteuerrechtlichen 
Entlastungen, mit Korrekturen bei den unternehmensspezifischen Kriterien (3) 

▪ Übernahme der bestehenden Besonderen Ausgleichsregelung des EEG für die stromsteuerrechtlichen Entlas-
tungen und der Carbon-Leakage-Verordnung BECV für die energiesteuerrechtlichen Entlastungen, ohne An-
passungen (4) 

 

Innerhalb der vier Optionen gibt es jeweils drei Varianten, die sich daraus ergeben, welche Entlastungsregelungen 
durch die Novellierung ersetzt werden sollen. Denkbar ist bei allen drei Varianten 

▪ Eine Zusammenführung aller drei Entlastungsregelungen in eine einzige novellierte Regelung (Variante a) 

▪ Eine Zusammenführung von Spitzenausgleich und allgemeiner Entlastung bei Fortbestehen der Entlastung für 
Prozesse und Verfahren (Variante b) 

▪ Eine Novellierung lediglich des Spitzenausgleichs bei Fortbestehen von allgemeiner Entlastung und der Ent-
lastung für Prozesse und Verfahren (Variante c) 

 

Unterhalb dieser Ebenen gibt es eine Vielzahl weiterer Ausgestaltungselemente, die miteinander kombiniert wer-
den können und im Folgenden bei den vier näher betrachteten Varianten beschrieben werden.  

Im Spannungsfeld Klimaschutzanreize vs. umfassender Wettbewerbsschutz gibt es eine Abstufung unter den Op-
tionen. Die Reformtiefe nimm von 1 nach 4 ab. Mit Reformtiefe ist dabei gemeint, wie umfangreich und grundle-
gend anders die Regelung zukünftig aussehen würde. Reformvorschlag 1 bedeutet einen „Systemwechsel“ im Sinne 
einer Umstellung von einer Steuervergünstigung auf eine Finanzhilfe. Sie steht im Einklang mit den subventions-
politischen Leitlinien, die vorsehen, dass finanzielle Unterstützung vorrangig durch Finanzhilfen und nicht durch 
Steuervergünstigung erfolgen soll.  

 

Im Hinblick auf die in Teil C beschriebenen Anforderungen sind folgende Zusammenhänge anzunehmen: 

▪ Die Treffsicherheit (wie stark erfolgt die Fokussierung auf tatsächlich wettbewerbsgefährdete Unternehmen) 
nimmt bei den Optionen, die weiterhin eine Steuerentlastung vorsehen, von Option 2 nach Option 4 ab. So ist 
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gegenüber den anderen Optionen bei Option 4 mit stärkeren Mitnahmeeffekten zu rechnen, da die Anzahl der 
berechtigten Wirtschaftszweige zwar kleiner ist als bisher, gegenüber den anderen Optionen aber sowohl in 
der BesAR als auch in der BECV (in geringerem Maße) umfangreicher ist.  

▪ Die Anreizkompatibilität zu den energie- und klimapolitischen Zielen nimmt von Option 1 nach Option 4 und 
innerhalb der Optionen von Variante a nach c ab. Eine Finanzhilfe schafft einerseits die stärksten Anreize, weil 
der Preisimpuls der Energie- und Stromsteuer bei allen Unternehmen ankommt und andererseits gezielt Un-
ternehmen in ihrem Transformationsprozess unterstützt werden. Bei den anderen Optionen werden Effizienz- 
und Klimaschutzanreize durch die Gegenleistungen geschaffen, die jedoch bei Option 4 am schwächsten aus-
geprägt sind, v.a. deshalb, weil die BesAR bisher keine Verknüpfung mit der Investitionsplanung vorsieht.  

▪ Die Harmonisierung mit weiteren Entlastungsregelungen ist bei Option 3 und vor allem bei Option 4 am 
stärksten ausgeprägt. Option 4 übernimmt die Entlastungsregelungen von BesAR und BECV und schafft da-
mit einen einheitlicheren Rahmen für die Beantragung von Entlastungen im Energiebereich. Hier ist jedoch zu 
berücksichtigen, dass die Bundesregierung plant, die EEG-Umlage abzuschaffen, wodurch auch die Beson-
dere Ausgleichsregelung entfallen würde (Bundesregierung 2021a). 

▪ Bezüglich der Komplexität der Regelungen ist zunächst festzustellen, dass bei allen Optionen die Berechnun-
gen der (fiktiven) Rentenversicherungsbeiträge entfallen und zudem keine spezifischen Zielvereinbarun-
gen zwischen Wirtschaft und Staat vorgesehen sind, die ein regelmäßiges, unabhängiges Monitoring verlan-
gen, wie derzeit bei der Überprüfung der Zielwerte zur Reduktion der Energieintensität. Durch die Zusammen-
führung von Spitzenausgleich und allgemeiner Entlastung in einer Regelung muss zudem nur noch ein Antrag 
gestellt und geprüft werden, die Verrechnungen entfallen. Option 2 und Option 3 erfordern einen vergleichs-
weise hohen Vollzugsaufwand, da zusätzliche unternehmensspezifische Angaben notwendig werden. Ande-
rerseits schafft Option 3 und vor allem Option 4 aufgrund der Ausrichtung an BesAR und BECV Erleichterun-
gen. Während der Vollzugsaufwand für die individuelle Fallprüfung auf Behördenseite nicht abnehmen dürfte, 
da die Regelungen nebeneinander bestehen bleiben und Entlastungsanträge aufgrund der unterschiedlichen 
Ressortzuständigkeiten (BMWi, BMU, BMF) nicht zusammen geprüft werden, dürften es bei den berechtigten 
Unternehmen zu Synergieeffekten und damit zu einer Senkung der Transaktionskosten kommen, da dieselben 
Daten für verschiedene Entlastungsanträge genutzt werden können.  

▪ Schließlich ist mit Blick auf die fiskalischen Wirkungen festzustellen, dass diese bei Option 1 stark von der Aus-
gestaltung abhängen. Bei Begrenzung der Finanzhilfe auf das bisherige Entlastungsvolumen, das ersetzt wird, 
wäre sie aufkommensneutral. Bei den anderen Reformoptionen nimmt das Entlastungsvolumen von 2 nach 4 
und innerhalb der Optionen von a nach c zu, so dass in jener Gruppe eine Umsetzung von Option 2a vsl. zu den 
größten Mehreinnahmen für den Staat führen würde.  

 

Zeitliche Befristung und degressive Ausgestaltung 

Im Einklang mit den subventionspolitischen Leitlinien sollten die Entlastungsregelungen grundsätzlich befristet  
und degressiv ausgestaltet werden. Die Befristung ist daher in allen drei Entlastungsvarianten (2a, 3b, 4b) mindes-
tens für die Neuregelung von Spitzenausgleich und allgemeiner Entlastung vorgesehen.  

 

Im Kapitel 18 werden die Ausgestaltungselemente der folgenden Varianten vorgestellt (in Tabelle 50 lila einge-
färbt): 

▪ 1b– Ersatz von Spitzenausgleich und allgemeiner Entlastung durch eine Investitionszulage für Klimaschutzmaß-
nahmen, Anpassung der Steuerentlastung für Prozesse und Verfahren 

▪ 2a- Abgestufte Entlastung nach Wettbewerbsintensität: Zusammenführung von Spitzenausgleich, allgemeiner 
Entlastung und Prozesse und Verfahren und Verknüpfung mit Klimaschutzinvestitionen 

▪ 3b- Orientierung an BesAR und BECV für eine Novellierung von Spitzenausgleich und allgemeiner Entlastung 
mit unternehmensspezifischen Kriterien und Verknüpfung mit Klimaschutzinvestitionen, Anpassung der Steu-
erentlastung für Prozesse und Verfahren 

▪ 4b- Übernahme der BesAR- und BECV Regelungen für Spitzenausgleich und allgemeine Entlastung und Ver-
knüpfung mit Klimaschutzinvestitionen, Beibehaltung der vollständigen Steuerentlastung für Prozesse und 
Verfahren 

 

Die Auswahl der Varianten beruht des Weiteren auf folgenden Empfehlungen und Gründen: 
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▪ Streichung der allgemeinen Steuerentlastung. Die allgemeine Steuerentlastung nach § 54 Abs. 1 EnergieStG 
und § 9b StromStG, die allen Unternehmen des Produzierenden Gewerbes gegenwärtig auch ohne Gegen-
leistung gewährt wird, reduziert den Lenkungsmechanismus bei den Begünstigten um etwa ein Viertel. In An-
betracht der Ergebnisse der Wettbewerbsanalyse (siehe Teil B) und Evidenz aus der Literatur, dass eine Wett-
bewerbsgefährdung aufgrund steigender Energiepreise pauschal nicht festgestellt werden kann, weist diese 
Regelung daher eine geringe potenzielle Treffsicherheit aus und sollte daher gestrichen werden. Auch die Gut-
achter von (FiFo Köln u.a. 2019) bewerten die Steuervergünstigung in ihrem Evaluierungsbericht kritisch und 
empfehlen eine Neuregelung (vgl. Kapitel 3). Mit Blick darauf, dass in schnellen Schritten eine Klimaneutrali-
tät– bis zum Jahr 2045 – anvisiert wird, dürfte die Belastung zumindest durch die Energiesteuer im Zeitverlauf 
nachlassen; denn bei vollständiger Klimaneutralität zahlen Unternehmen aufgrund eines optimierten Nut-
zenergiebedarfs, der dann nahezu vollständig durch erneuerbare Energien gedeckt wird, keine oder nur sehr 
geringe Energiesteuer. Insofern erscheint es zielführend, notwendig und auch verhältnismäßig, diese Regelun-
gen aufzuheben.  

▪ Beibehaltung, aber Modifizierung der Regelungen zu den Steuerentlastungen für bestimmte Prozesse 
und Verfahren. Im Jahr 2006 wurden die Regelungen zu den Steuerentlastungen für bestimmte Prozesse und 
Verfahren eingeführt. Nach den aktuellen Vorschriften (§§ 9a Strom StG und 51 EnergieStG) wird auf Antrag 
die Steuer für Strom und Energieerzeugnisse erlassen, erstattet oder vergütet, die ein Unternehmen des Pro-
duzierenden Gewerbes für verschiedene im Gesetz aufgeführte Prozesse/Verfahren – wie etwa für die Herstel-
lung von Glas, Keramik, Zement etc. – entnommen bzw. verheizt hat (vgl. ausführlich Kapitel 2.3). Die Begrün-
dungen zu den Regelungen sind im Gesetzentwurf (BDrs. 16/1172) aufgeführt. Aus ihnen ergibt sich, dass  

▪ zum einem (bezugnehmend auf das StromStG) wettbewerbliche Gründe den Gesetzgeber bewogen 
haben, entsprechende Steuervergünstigungen vorzusehen, und 

▪ zum anderen (bezugnehmend auf das EnergieStG) europarechtliche Notwendigkeiten aus einer Ge-
richtsentscheidung sowie aus der Energiesteuerrichtlinie (2003/96/EG, insbes. Art. 2 Abs. 4 Buchstabe 
b) berücksichtigt worden sind. 

Anzumerken ist in diesem Zusammenhang, wie erwähnt, dass sich die EU-Energiesteuerrichtlinie derzeit in 
Revision befindet und die aktuelle Entwurfsfassung145 eine Steuerbegünstigung für Prozesse und Verfahren 
nicht mehr wie bisher vorsieht. 

Bei den im Energiesteuer- und Stromsteuergesetz aufgeführten Prozessen und Verfahren handelt es sich 
um energieintensive Produktionsbereiche. Hier dürften auf der einen Seite hohe Einsparpotenz    iale erwar-
tet werden, aber auf der anderen Seite könnte auch eine Carbon-Leakage-Gefahr bestehen, entweder im 
Sinne einer  

▪ Verlagerung des Standortes in das Ausland oder eines  

▪ Outsourcings von Prozessen.  

Beides gilt es weitgehend zu vermeiden.  

Verschiedene Gründe sprechen zunächst für eine Beibehaltung der Steuerentlastung: (1) Der Energie-
verbrauch derartiger Prozesse und die damit einhergehenden Energiekosten können mögliche Treiber 
einer Standortverlagerung bzw. eines Prozessoutsourcings sein (vgl. Abbildung 43), (2) die Prozesse und 
Verfahren sind nach geltender Rechtslage nicht von den Mindestsätzen der EU-Energiesteuerrichtlinie 
erfasst und (3) EU-weit gelten in zahlreichen Ländern Ausnahmeregelungen. Allerdings sollte keine voll-
ständige Steuerentlastung, sondern eine anteilige Steuerreduktion (z.B. max. 80 %) gewährt werden. 
Dadurch werden auch bei den betroffenen Produktionsverfahren Effizienzanreize gesetzt, da ein Teil der 
Energie/Stromsteuer zu zahlen ist. 

 

 
 
145       Proposal for a Council Directive restructuring the Union framework for the taxation of energy products and       

electricity, COM (2021) 563 final 
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Abbildung 43:  Treiber einer möglichen Standortverlagerung 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

Als weiteres Element wäre es sinnvoll, die Kompensation anhand von Produktbenchmarks zu gewähren, die 
den spezifischen Strom-bzw. Energieverbrauch pro Tonne und Produkt, das mit dem begünstigten Verfahren 
hergestellt wird, festlegen. Dadurch wird nur im Umfang einer effizienten Produktionsweise begünstigt und ver-
mieden, dass ineffiziente Energieverbräuche belohnt bzw. effiziente bestraft werden. Zum Einsatz können die 
vorhandenen Produktbenchmarks aus dem EU ETS (für kostenlose Zuteilung bzw. Strompreiskompensation) 
kommen. Aufgrund der absehbaren Komplexität des Vollzugs wurde in den ausgearbeiteten Reformvor-
schlägen darauf verzichtet. Denkbar wäre zudem eine Befristung auf 10 Jahre wie bei allen anderen Entlas-
tungsregelungen sowie eine degressive Reduzierung der Entlastungshöhe pro Jahr.  

Als Gegenleistung wäre zudem vorzusehen, die individuell gezahlte, um X % reduzierte Strom und Energie-
steuer für wirtschaftlich vorteilhafte Klimaschutzmaßnahmen – mit Ansparmöglichkeit über Y Jahre – zu ver-
wenden, sofern die folgenden Gegenleistungen erbracht werden: 

▪ ISO 50001-Zertifikat mit Energieleistungskennzahlensystem nach der ISO 50006; Sonderregel für 
KMU: ISO 50005-Nachweis mit Umsetzungsstufe 3 anstatt ISO 50001/50006, allerdings nur für die 
ersten drei Antragsjahre und durch Energieauditor geprüft; danach dann ISO 50001; 

▪ Bearbeitung einer “THG-Erweiterungstabelle” zu ISO 50001, um eine Ausdehnung des Energiemana-
gementsystems auf Klimaschutz zu erwirken; 

▪ Bewertung potenzieller Klimaschutzmaßnahmen aus der Erweiterungstabelle nach DIN EN 17463, wo-
bei die Investitionsausgaben mit ihrem tatsächlichen Wert anzugeben sind (und nicht mit dem Wert 
Null, weil es sich um eine Zulage handelt); 

▪ Eine ausgearbeitete “THG-Erweiterungstabelle”; die Maßnahmen und die Bewertungen sind durch ak-
kreditierte Energieauditoren zu prüfen, da Investitionen in unwirtschaftliche Maßnahmen nicht ausge-
schlossen werden können. 

In Variante 2a sind die Strom- und Energiemengen der Prozesse und Verfahren in eine Entlastungsregelung inte-
griert. Insofern wird dort zusätzlich das Kriterium der Wettbewerbsfähigkeit mitberücksichtigt, während bei Beibe-
haltung einer eigenständigen Regelung mit o.g. Elementen grundsätzlich die Wettbewerbsgefährdung kein eigen-
ständig berücksichtigtes Kriterium bei den Prozessen und Verfahren darstellt.  
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18 Kurzbeschreibung von vier möglichen Reformoptionen 

18.1 Reformvorschlag 1: Ersatz durch Finanzhilfe für 
Klimaschutzinvestitionen (Variante 1b) 

 

Tabelle 51:  Elemente des Reformvorschlags (Variante 1b) 

Reformvorschlag Variante 1b 

Betroffene Entlastungsregelun-
gen 

Allgemeine Entlastung, Spitzenausgleich 

Grundidee Ersatz der Steuervergünstigungen durch eine Finanzhilfe (Investitionszulage für Klima-
schutzinvestitionen) 

Begünstigtenkreis (Wirtschafts-
zweige) 

Unternehmen des Produzierenden Gewerbes (mit Ausnahme der Wasserversorgung) 

Umfang der Entlastung bis zu 100 % des individuellen Strom- und Energiesteueraufkommens 

Art der Entlastung Erstattung als Investitionszulage 

Selbstbehalt Entlastungsbetrag mind. 1.000 Euro (je Klimaschutzmaßnahme) 

Gegenleistung Siehe unten 

Anmerkungen Zusätzlich Reform Prozesse und Verfahren (Umstellung auf anteilige Entlastung) 

Quelle: eigene Darstellung 

 

Der Reformvorschlag 1 sieht als Entlastung die Gewährung einer Finanzhilfe ausschließlich als Investitionszulage 
mit folgenden Merkmalen vor: 

▪ Zulage bis zu 100 % vom individuellen Netto-Strom- und Energiesteueraufkommen  

▪ einzusetzen für wirtschaftlich vorteilhafte Klimaschutz-Maßnahmen  

▪ maximal in Höhe von 90 % der Investitionsauszahlungen  

▪ mit Ansparmöglichkeit über 3 Jahre.  

Die Zulage würde dabei nachschüssig, d.h. nach Vorlage der Rechnungen gewährt. Das Budget kann über drei 
Jahre angespart werden. 

▪ Die Umsetzung geförderter Maßnahmen ist bei (a) schriftlich (im Rahmen des Überwachungs- bzw. Rezertifi-
zierungsaudits, s.u.) durch eine Bestätigung eines Energieauditors nachzuweisen. Bei Nicht-Nachweis ist die 
Zulage rückabzuwickeln.  

Als Gegenleistung für die Entlastung wird gefordert: 

▪ ein ISO 50001-Zertifikat mit Energieleistungskennzahlensystem nach der ISO 50006; Sonderregel für KMU: 
ISO 50005-Nachweis mit Umsetzungsstufe 3 anstatt ISO 50001/50006, allerdings nur für die ersten drei An-
tragsjahre und durch Energieauditor geprüft, danach dann ISO 50001; 

▪ die Bearbeitung einer “THG-Erweiterungstabelle” zu ISO 50001 (siehe Tabelle 49), um eine Ausdehnung des 
Energiemanagementsystems auf Klimaschutz zu erwirken; 

▪ die Durchführung von Wirtschaftlichkeitsbewertungen potenzieller Klimaschutzmaßnahmen aus der THG-Er-
weiterungstabelle nach DIN EN 17463, wobei die Investitionsausgaben mit ihrem tatsächlichen Wert anzuge-
ben sind (und nicht mit dem Wert Null, weil es sich um eine Zulage handelt); 

▪ die THG-Erweiterungstabelle, die Maßnahmen und die Bewertungen durch akkreditierte Energieauditoren 
prüfen zu lassen, da Investitionen in unwirtschaftliche Maßnahmen nicht ausgeschlossen werden können.  

 

Die Strom- und Energiemengen, die bisher durch §9a StromStG und §51 EnergieStG (Prozesse und Verfahren) voll-
ständig entlastet sind, sollen weiterhin anteilig entlastet bleiben. Alternativ wäre es auch denkbar, einen Teil in die 
Investitionszulage einzubeziehen (d.h. für diesen Teil wäre Strom- bzw. Energiesteuer zu zahlen und würde dann im 
Anschluss als Investitionszulage anteilig wieder zurückgezahlt werden). Denn in manchen Unternehmen stellen 
diese Mengen in der Regel die größten Verbräuche dar, so dass die Investitionszulage in diesen Fällen ins Leere 
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laufen würde, bezöge man nur die Mengen aus allgemeiner Entlastung/Spitzenausgleich ein. In der Detailanalyse 
(Kapitel 19) wird jedoch von einer weiterhin separaten Regelung mit anteiliger Entlastung ausgegangen.  

18.2 Reformvorschlag 2: Abgestufte Entlastung nach 
Wettbewerbsgefährdung (Variante 2a) 

Reformoption 2 sieht eine abgestufte Entlastung entsprechend der Wettbewerbsgefährdung der Unternehmen 
vor. Variante 2a umfasst dabei die Neuregelung von allgemeiner Entlastung und Spitzenausgleich unter Einbezie-
hung der Entlastungsregelungen für strom-/energieintensive Prozesse und Verfahren. Alle drei Entlastungsrege-
lungen werden in einer Entlastungsregelung für wettbewerbsgefährdete Unternehmen zusammengefasst. Die 
Strom- bzw. Energiemengen, die bisher in den Entlastungsregelungen für Prozesse und Verfahren begünstigt wa-
ren, sind mit inkludiert, sofern es um wettbewerbsgefährdete Branchen geht, müssen aber nicht mehr separat er-
fasst und verrechnet werden.  

Vorteil dieses Vorgehens ist, dass der Preisimpuls der Energie- und Stromsteuer auch bei energieintensiven Pro-
zessen und Verfahren in Unternehmen, die nicht wettbewerbsgefährdet sind, ankommt und so zu Effizienzanreizen 
führt. Andererseits ist zu berücksichtigen, dass insb. im Falle der Elektrolyse für die Wasserstofferzeugung ein Ziel-
konflikt mit klimapolitischen Zielen besteht, so dass ggf. ergänzend dafür eine separate vollständige Befreiung vor-
zusehen wäre. 

Ziel der Neuregelung ist, das „level playing field“ der im internationalen Wettbewerb stehenden Unternehmen der 
deutschen Industrie gegenüber Produzenten aus Ländern mit niedrigeren Energie- und Klimastandards grund-
sätzlich zu erhalten. Gleichzeitig kann das Preissignal der Energie- und Stromsteuer bei deutlich mehr Unterneh-
men wirken als bisher. Für die wettbewerbsgefährdeten Unternehmen wird über die Neuregelung der Gegenleis-
tungen sichergestellt, dass umsetzbare Energie- und Klimaschutzmaßnahmen durchgeführt werden, so dass eine 
gewisse Lenkungswirkung auch mit der Entlastung erhalten bleibt. 

Der Vorschlag ist angelehnt an einen Vorschlag zur Reform von Ausnahmeregelungen im Strombereich, der im 
Rahmen eines Forschungsvorhabens für das Umweltbundesamt entwickelt wurde (FÖS u.a. 2019). Die Elemente 
des Reformvorschlags zeigt Tabelle 52.  
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Tabelle 52:  Elemente des Reformvorschlags (Variante 2a) 
 

Reformvorschlag Variante 2a 

Betroffene Entlastungs-re-
gelungen 

Allgemeine Entlastung, Spitzenausgleich, Prozesse und Verfahren 

Grundidee Begrenzung der Entlastung auf wettbewerbsgefährdete Unternehmen 

Begünstigtenkreis (Wirt-
schaftszweige) 

Sektorenliste Stromsteuer: Grundstoffe/Strompreiskompensation 

Sektorenliste Energiesteuer: Anlage zur BECV 

Begünstigungsstufen Stromsteuer  

▪ Stufe 1 (höchste Entlastung): Grundstoffbranche und Strompreiskompensationsliste  

▪ Stufe 2 (mittlere Entlastung): Grundstoffbranche oder Strompreiskompensationsliste 

▪ Stufe 3 (niedrige Entlastung): Auffangtatbestand 

Energiesteuer 

▪ Stufe 1 (höchste Entlastung): Branchen der Anlage zur BECV mit Kompensationsgrad von 
95 %  

▪ Stufe 2 (mittlere Entlastung): Branchen der Anlage zur BECV mit Kompensationsgrad zwi-
schen 70 % und 95 %  

▪ Stufe 3 (niedrige Entlastung): Branchen der Anlage zur BECV mit Kompensationsgrad zwi-
schen 65 % und 70 % 

Begünstigtenkreis (Unter-
nehmenskriterien) 

▪ Mindestbetrag bei der Stromintensität (z.B. mind. 1,8 MWh/1.000 Euro BWS) 

▪ Mindestbetrag bei der Energieintensität (z.B. mind. 30 GJ/1.000 Euro BWS, entspricht 
8,33 MWh/1.000 Euro BWS) 

Umfang der Entlastung ▪ gleitend, abhängig von der Strom- bzw. Energieintensität des Unternehmens (je höher die 
SI, desto höher die Entlastung innerhalb der Begünstigungsstufe) 

Art der Entlastung Nachträgliche Erstattung, entlastungsfähige Strom/Energiemenge anhand von Produkt-
Benchmarks 

Selbstbehalt Geringer Selbstbehalt, z.B. Entlastungsbetrag mind. 1.000 Euro 

Degression Entlastungshöhe nimmt jedes Jahr ab (z.B. innerhalb der Begünstigungsstufen um 10 % p.a.) 

Befristung  10 Jahre 

Gegenleistungen Siehe unten 

Quelle: eigene Darstellung 

 

Der Kreis der begünstigten Sektoren wird in Variante 2a eng begrenzt auf die Wirtschaftszweige, die auf Grundlage 
der in Kapitel 12.1 ausgeführten Kriterien als wettbewerbsgefährdet gelten können. Bei der Stromsteuer ist der Kreis 
demnach begrenzt auf die Sektoren, die entweder der Grundstoffindustrie zuzurechnen sind und/oder auf der 
Strompreiskompensationsliste stehen (Abbildung 44). Bei der Energiesteuer wird die BECV-Liste übernommen. 
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Abbildung 44:  Berechtigte Wirtschaftszweige für die Stromsteuerentlastung (Variante 2a) 

 

 
Quelle: eigene Darstellung 

 

Begünstigung der Branchen nach Stufen 

Für die Stromsteuer leiten sich jene Branchen mit der höchsten Wettbewerbsgefährdung basierend auf der Liste 
der Grundstoffbranchen sowie der Strompreiskompensationsliste ab. Die höchste Gefährdung (Stufe 1) erhalten 
dabei Branchen, die sowohl auf der Liste der Grundstoffbranchen als auch in der Liste der Strompreiskompensation 
enthalten sind (sieben Branchen) 

15 Branchen bzw. Teilbranchen sind durch eine verminderte Gefährdung gekennzeichnet (Stufe 2), da sie entweder 
als Grundstoffbranche eingeordnet sind oder in der Strompreiskompensationsliste aufgeführt werden und eine 
hohe Handels- und Stromintensität aufweisen. Begünstigt wären aufgrund der Listenzugehörigkeit auch die Sek-
toren Steinkohlebergbau, Erdöl und Erdgas. Der Steinkohlebergbau in Deutschland ist Ende 2018 eingestellt wor-
den. Gegen die Sektoren Erdöl und Erdgas sprechen die Klimaziele Deutschlands, die mittelfristig auch eine Been-
digung der Produktion von Erdöl und Erdgas zur Folge haben werden. Die beiden Sektoren sollten daher nicht in 
der Entlastungsregelung enthalten sein.  

Als Auffangtatbestand (Stufe 3) qualifizieren sich des Weiteren Branchen, die weder einer Grundstoffbranche an-
gehören noch auf der Strompreiskompensationsliste stehen, aber eine Mindest-Handels- und Stromintensität auf-
weisen (z.B. 30 %/0,8 MWh/1.000 Euro BWS), angelehnt an die Carbon-Leakage-Liste der Europäischen Kommis-
sion.  

Abbildung 45 zeigt beispielhaft das in (FÖS u.a. 2019) vorgesehene Stufenmodell. Die konkreten Parameter im 
Falle einer weiteren Betrachtung der Variante wären noch festzulegen.  
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Abbildung 45:  Stufenmodell des Reformvorschlags (Beispiel für Stromsteuerentlastung) 

 
Quelle: FÖS u.a. 2019 

 

Bei der Energiesteuer richten sich die Begünstigungsstufen auf Branchenebene entsprechend nach den in der An-
lage zur BECV genannten Sektoren. Sektoren, denen in der BECV ein hoher Kompensationsgrad (95 %) aufgrund 
ihrer Emissionsintensität146 zugeordnet ist (95 %), fallen in die erste Begünstigungsstufe und erhalten die höchste 
Entlastung. Sektoren mit niedrigerer Emissionsintensität fallen entsprechend in Stufe 2 oder 3. 
 

Entlastungsumfang abhängig von Strom-/Energieintensität auf Unternehmensebene 

Der Umfang der Entlastung hängt des Weiteren von der Strom- bzw. Energieintensität auf Unternehmensebene 
ab. Um die Entlastung in Anspruch zu nehmen, muss die Strom- bzw. Energieintensität der Unternehmen einen 
bestimmten Mindestschwellenwert überschreiten (z.B. 1,8 MWh/1.000 Euro BWS für die Stromintensität, 30 
GJ/1.000 Euro BWS für die Energieintensität). Er steigt dann innerhalb der jeweiligen Stufe zum höchsten Entlas-
tungsniveau an.  
 

Gegenleistungen 

Als Gegenleistung für die Steuerentlastung ist im Reformvorschlag 2 vorgesehen: 

▪ Von der individuell gezahlten Netto-Strom- und Energiesteuer sind mind. Y % (z.B. 80 %) in wirtschaftlich vor-
teilhafte Klimaschutz-Maßnahmen zu investieren. 

▪ ISO 50001-Energiemanagementsystem mit Energieleistungskennzahlensystem nach der ISO 50006 ist zu im-
plementieren und aufrechtzuerhalten (Sonderregel für KMU: ISO 50005-Nachweis mit Umsetzungsstufe 3 
anstatt ISO 50001/50006, allerdings nur für die ersten drei Antragsjahre und durch Energieauditor geprüft; 
danach dann ISO 50001). 

▪ Bearbeitung einer “THG-Erweiterungstabelle” zu ISO 50001 (wie in der Tabelle 49 oben, allerdings ohne die 
letzte Spalte), um eine Ausdehnung des Energiemanagementsystems auf Klimaschutz zu erwirken und um 
eine Übersicht von potenziellen und wirtschaftlich vorteilhaften Klimaschutzmaßnahmen zu erhalten). 

▪ Bewertung potenzieller Klimaschutzmaßnahmen aus der THG-Erweiterungstabelle nach DIN EN 17463, wobei 
die Strom- und Energiesteuern bei der Bewertung von Einsparungen berücksichtigt werden müssen. 

▪ Soweit sich keine wirtschaftlich vorteilhaften Klimaschutzinvestitionen finden lassen, wird die Beihilfe trotzdem 
gewährt. 

 
 
146  Da die Emissionsintensität fossiler Brennstoffe mit dem Energieverbrauch korreliert, ist sie auch für die Energiesteuer ein 

geeignetes Kriterium zur Abstufung von Sektoren.  
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▪ Die ausgearbeitete THG-Erweiterungstabelle, die Maßnahmen und die Bewertungen sind durch akkreditierte 
Energieauditoren zu prüfen, da Investitionen in unwirtschaftliche Maßnahmen nicht ausgeschlossen werden 
können. 

18.3 Reformvorschlag 3: Entlastung nach Vorbild BesAR/BECV, mit 
Modifikationen (Variante 3b) 

Reformvorschlag 3 sieht eine Zusammenführung von allgemeiner Entlastung und Spitzenausgleich in einer novel-
lierten Regelung bei gleichzeitiger Beibehaltung der (modifizierten) Entlastungsregelungen für strom-/energiein-
tensive Prozesse und Verfahren vor. Die Elemente des Vorschlags zeigt Tabelle 53. 

Tabelle 53:  Elemente des Reformvorschlags (Variante 3b) 
 

Reformvor-
schlag 

Variante 3b 

Betroffene Ent-
lastungs-rege-
lungen 

Allgemeine Entlastung, Spitzenausgleich 

Grundidee Begrenzung auf wettbewerbsgefährdete Unternehmen und Harmonisierung mit Entlastungsregeln im 
Energiebereich 

Begünstigten-
kreis (Wirt-
schaftszweige) 

Harmonisierung mit verwandten Regelungen:  

▪ Stromsteuer: Anlage 4 EEG (Liste 1 und Liste 2 der BesAR) 

▪ Energiesteuer: Anlage zur BECV 

Begünstigten-
kreis (Unter-
nehmenskrite-
rien) 

▪ Stromsteuer: Mindestschwelle Stromintensität von 1,8 MWh/1.000 Euro BWS 

▪ Energiesteuer: Mindestschwelle Energieintensität von 30 GJ/1.000 Euro BWS 

Umfang der 
Entlastung 

▪ Tatbestand 1: 75 % der gezahlten Energie- und Stromsteuer 

▪ Tatbestand 2: gleitend, abhängig von der Strom- bzw. Energieintensität des Unternehmens (je höher 
die SI bzw., EI, desto höher die Entlastung innerhalb der Begünstigungsstufe), beginnend mit 20 % der 
Stromsteuer bei SI von 1,8 MWh/1.000 Euro, Steigerung um 1 % pro 0,1 MWh/1.000 Euro bis max. 75 % 
der Stromsteuer erreicht ab SI von 7,3 MWh/1.000 Euro bzw. 20 % der Energiesteuer bei EI von 30 
GJ/1.000 Euro BWS, Steigerung um 1 % je 2 GJ/1.000 Euro bis max. 75 % der Energiesteuer, erreicht 
ab EI von 140 GJ/1.000 Euro. 

Art der Entlas-
tung 

▪ Nachträgliche Erstattung 

Selbstbehalt ▪ Geringer Selbstbehalt: Entlastungsbetrag mind. 1.000 Euro  

Degression Entlastungshöhe nimmt jedes Jahr ab (z.B. um 10 % p.a.) 

Befristung 10 Jahre 

Gegenleistun-
gen 

▪ Siehe unten 

Anmerkungen Zusätzlich Reform Prozesse und Verfahren (Umstellung auf anteilige Entlastung) 

Quelle: eigene Darstellung 

 

Grundidee ist hier, wie auch in Reformvorschlag 4, eine weitgehende Harmonisierung mit anderen Entlastungs-
regelungen im Energiebereich. Daher werden die Sektor- und Unternehmenskriterien der Besonderen Aus-
gleichsregelung und der Carbon-Leakage-Verordnung (BECV) übernommen. Im Ergebnis sind alle Unternehmen, 
die bei der BesAR antragsberechtigt sind, auch bei der Stromsteuerentlastung potenziell antragsberechtigt. Bei der 
Energiesteuer betrifft dies alle Unternehmen, die in der BECV antragsberechtigt sind. Sofern die EEG-Umlage ab-
geschafft wird, ergeben sich zwar keine Synergien mehr durch die Orientierung an der BesAR, die Verfahren sind 
jedoch bei den bisher BesAR-beantragenden Unternehmen bekannt und somit kann auf die bereits bekannte Vor-
gehensweise aufgebaut werden.  
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Der Umfang der Entlastung hängt in dieser Variante davon ab, ob Effizienz- bzw. Klimaschutzmaßnahmen umge-
setzt werden oder nicht. Ist dies der Fall (Tatbestand 1), beträgt die Entlastung pauschal 75 % der gezahlten Energie- 
und Stromsteuer, sofern Unternehmen die Mindestschwelle bei der Strom/Energieintensität überschreiten. Sind 
keine Maßnahmen umsetzbar (Tatbestand 2), hängt die Entlastung von der Strom- bzw. Energieintensität auf Un-
ternehmensebene ab. D.h. anders als bei der BECV und in Vorschlag 2a gibt es keine Abstufung der Begünstigung 
je nach Branchenzugehörigkeit. Die Kompensationsgrade der BECV je nach Sektor bzw. die feste Begrenzung auf 
15 % (d.h. Entlastung von 85 %) bei der BesAR kommen nicht zur Anwendung. 

Vorgeschlagen wird für Tatbestand 2 ein gleitender Anstieg der Entlastung abhängig von der Strom- bzw. Energie-
intensität. Die Daten liegen dazu vor, da Unternehmen sie für die Inanspruchnahmen von Entlastungen bei der Be-
sAR und der BECV ohnehin ermitteln müssen. Bei der Stromsteuer erhalten Unternehmen demnach eine Entlas-
tung von 20 %, wenn ihre SI mindestens 1,8 MWh/1.000 Euro BWS entspricht147. Die Entlastungshöhe steigt um 1 
% je 0,1 MWh/1.000 Euro BWS bis zu einer maximalen Entlastungshöhe von 75 % 148  ab einer SI von 
7,3 MWh/1.000 Euro BWS. Vorgesehen ist eine Degression, so dass die Entlastungshöhe jedes Jahr um z.B. 10 % 
reduziert wird. Abbildung 46 zeigt den Verlauf bei einer Einführung der Regelung im Jahr 2023. 

Abbildung 46:  Gleitende Stromsteuerentlastung in Abhängigkeit von der Stromintensität  

 

 
Quelle: eigene Darstellung 

 

Die gleiche Logik gilt auch für die Energiesteuerentlastung. Hier liegt der Schwellenwert, ab dem Entlastungen 
greifen, bei 30 GJ/1.000 Euro BWS149 und steigt linear an bis auf 75 % bei einer Energieintensität von 140 GJ/1.000 
Euro BWS.  

Der Schwellenwert, ab dem die Entlastung greift, ergibt sich aus dem unternehmensspezifischen Kriterium der 
Strom- bzw. Energieintensität. Ein Selbstbehalt ist lediglich in Form einer Bagatellgrenze vorgesehen. Dies stellt 
sicher, dass kleine Unternehmen nicht benachteiligt werden. Wie bei den geltenden Regelungen zur allgemeinen 
Entlastung und beim Spitzenausgleich sollen damit lediglich die Fälle ausgeschlossen werden, bei denen zu erwar-
ten ist, dass die Transaktionskosten höher sind als die Entlastung (vgl. Schätzungen zum Aufwand durch (FiFo Köln 
u.a. 2019), Darstellung in Kapitel 4.2).  

 

  

 
 
147  Ein SI von 1,8 MWh/1.000 Euro entspricht im Durchschnitt bei Strompreisen auf dem Niveau von 2019/2020 einer 

Stromkostenintensität von ca. 20 %   im Verbrauchsband 20.000-70.000 MWh/a. 
148  Maximale Entlastungshöhe abgeleitet aus den Leitlinien für staatliche Umweltschutz- und Energiebeihilfen 2014-2020 
149  Entsprechend einer Kostenbelastung von ca. 20 %   bei aktuellen Erdgaspreisen im entsprechenden Verbrauchsband 
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Als Gegenleistung für die Steuerentlastung ist im Reformvorschlag 3 vorgesehen: 

▪ Soweit der Antragsteller die individuell gezahlte Netto-Strom- und Energiesteuer in wirtschaftlich vorteilhafte 
Klimaschutz-Maßnahmen investiert, kann er die gezahlte Steuer über den Entlastungstatbestand wieder zu-
rückbekommen. Will er die gesamte Steuer entlastet bekommen, muss er eine entsprechend große Summe 
investieren. 

▪ ISO 50001-Zertifikat mit Energieleistungskennzahlensystem nach der ISO 50006 ist zu implementieren und 
aufrechtzuerhalten (Sonderregel für KMU: ISO 50005-Nachweis mit Umsetzungsstufe 3 anstatt ISO 
50001/50006, allerdings nur für die ersten drei Antragsjahre und durch Energieauditor geprüft; danach dann 
ISO 50001). 

▪ Bearbeitung einer “THG-Erweiterungstabelle” zu ISO 50001 (Tabelle 49 oben), um eine Ausdehnung des Ener-
giemanagementsystems auf Klimaschutz zu erwirken und um eine Übersicht von potenziellen und wirtschaft-
lich vorteilhaften Klimaschutzmaßnahmen zu erhalten). 

▪ Bewertung potenzieller Klimaschutzmaßnahmen aus der THG-Erweiterungstabelle nach DIN EN 17463, wobei 
die Strom- und Energiesteuern bei der Bewertung von Einsparungen berücksichtigt werden müssen. 

▪ Soweit sich keine wirtschaftlich vorteilhaften Klimaschutzinvestitionen finden lassen, wird die dann geringere 
Steuerentlastung trotzdem gewährt (Tatbestand 2). 

▪ Die ausgearbeitete THG-Erweiterungstabelle, die Maßnahmen und die Bewertungen sind durch akkreditierte 
Energieauditoren zu prüfen, da Investitionen in unwirtschaftliche Maßnahmen nicht ausgeschlossen werden 
können. 

Wie im Reformvorschlag 1 ist auch hier eine Umstellung auf eine anteilige Entlastung bei den Prozessen und Ver-
fahren vorgesehen, die jedoch in beiden Fällen als eigenständige Entlastungsregelung im Energie- und Stromsteu-
ergesetz erhalten bleibt. 

18.4 Reformvorschlag 4: Entlastung wie bei BesAR/BECV (Variante 4b) 

Reformvorschlag 4 begrenzt wie Reformvorschlag 3 die Neuregelung auf die allgemeine Entlastung und den Spit-
zenausgleich, die in einer Regelung zusammengeführt werden. Die Elemente des Vorschlags zeigt Tabelle 54. 

Grundidee ist hier, wie in Reformvorschlag 3, eine weitgehende Harmonisierung mit anderen Entlastungsrege-
lungen im Energiebereich. Daher werden viele Ausgestaltungsdetails der Besonderen Ausgleichsregelung und 
der Carbon-Leakage-Verordnung (BECV) übernommen. Im Ergebnis sind alle Unternehmen, die bei der BesAR 
antragsberechtigt sind, auch bei der Stromsteuerentlastung antragsberechtigt. Im Vergleich zum Spitzenausgleich 
sind das deutlich weniger Unternehmen, zudem greift ein höherer Selbstbehalt. Andererseits ist die Entlastungs-
höhe mit 85 % höher als häufig bei der Stromsteuer anzutreffen. Bei der Energiesteuer sind alle Unternehmen ent-
lastungsberechtigt, die auch in der BECV antragsberechtigt sind. Auch die weiteren Regelungen z.B. bzgl. Kom-
pensationsgrad kommen zur Anwendung. Der einzige Unterschied zur BesAR besteht auf Ebene der Gegenleis-
tungen, die Unternehmen erbringen müssen. Hier sollen ähnliche Regelungen wie die der BECV übernommen, je-
doch erweitert werden. 
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Tabelle 54:  Elemente des Reformvorschlags (Variante 4b) 

Reformvorschlag Variante 4b 

Betroffene Entlastungs-regelun-
gen 

Allgemeine Entlastung, Spitzenausgleich 

Grundidee Harmonisierung mit Entlastungsregeln im Energiebereich 

Begünstigtenkreis (Wirtschafts-
zweige) 

Harmonisierung mit verwandten Regelungen:  

▪ Stromsteuer: Anlage 4 EEG (Liste 1 und Liste 2 der BesAR) 

▪ Energiesteuer: Anlage zur BECV 

Begünstigtenkreis (Unterneh-
menskriterien) 

▪ Stromsteuer: SKI von mind. 14 %150 (Liste 1) bzw. 20 % (Liste 2) analog BesAR 

▪ Energiesteuer: Emissionsintensität 10 % des Sektordurchschnitts bzw. mind. 180 kg 
CO2 /1.000 Euro BWS 

Umfang der Entlastung ▪ Stromsteuer: 85 % 

▪ Energiesteuer: abh. vom sektoralen Kompensationsgrad und EI des Unternehmens 

Art der Entlastung ▪ Nachträgliche Erstattung 

Selbstbehalt ▪ 1 GWh Strom bzw. die auf Energieverbräuche umgerechneten Selbstbehalte der 
BECV  

Degression Keine, da in BesAR und BECV nicht vorgesehen 

Befristung 10 Jahre 

Gegenleistungen ▪ Ähnlich wie in der BECV geregelt 

Quelle: eigene Darstellung 

 

Als Gegenleistung für die Steuerentlastung ist im Reformvorschlag 4 vorgesehen: 

▪ Vom individuellen Netto-Strom- und Energiesteueraufkommen sind mind. Y % (z.B. 70 %) in wirtschaftlich vor-
teilhafte Klimaschutz-Maßnahmen zu investieren. 

▪ ISO 50001-Zertifikat mit Energieleistungskennzahlensystem nach der ISO 50006 ist zu implementieren und 
aufrechtzuerhalten (Sonderregel für KMU: ISO 50005-Nachweis mit Umsetzungsstufe 3 anstatt ISO 
50001/50006, allerdings nur für die ersten drei Antragsjahre und durch Energieauditor geprüft; danach dann 
ISO 50001). 

▪ Bearbeitung einer “THG-Erweiterungstabelle” zu ISO 50001 (wie Tabelle 49) oben, allerdings ohne die letzte 
Spalte), um eine Ausdehnung des Energiemanagementsystems auf Klimaschutz zu erwirken und um eine 
Übersicht von potenziellen und wirtschaftlich vorteilhaften Klimaschutzmaßnahmen zu erhalten). 

▪ Bewertung potenzieller Klimaschutzmaßnahmen aus der THG-Erweiterungstabelle nach DIN EN 17463, wobei 
die Strom- und Energiesteuern bei der Bewertung von Einsparungen berücksichtigt werden müssen. 

▪ Sofern sich keine wirtschaftlich vorteilhaften Klimaschutzinvestitionen finden lassen, wird die Beihilfe trotzdem 
gewährt. 

▪ Die ausgearbeitete THG-Erweiterungstabelle, die Maßnahmen und die Bewertungen sind durch akkreditierte 
Energieauditoren zu prüfen, da Investitionen in unwirtschaftliche Maßnahmen nicht ausgeschlossen werden 
können. 

  

 
 
150  Bezogen auf das Antragsjahr 2021, in den Folgejahren ist bis 2024 eine Absenkung auf 11 %  vorgesehen, um die gerin-

gere Stromkostenbelastung aufgrund der Reduzierung der EEG-Umlage zu berücksichtigen 
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19 Auswahl von Reformvorschlägen für die vertiefte Analyse und 
methodisches Vorgehen bei der Wirkungsabschätzung 

In Absprache mit dem Auftraggeber wurden zwei Varianten (1b und 3b) für die vertiefte Prüfung ausgewählt: 

▪ Reformvorschlag 1b, für den spricht, dass eine Auskleidung der Begünstigungen als Finanzhilfe für Klima-
schutzmaßnahmen als ein potenziell erfolgreicher Lenkungsmechanismus zur Erreichung der Klimaziele sowie 
zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit und Erhöhung der Transformationsgeschwindigkeit der Wirtschaft 
angesehen werden kann 

▪ Reformvorschlag 3b, bei dem die jeweiligen Begünstigtenkreise sowie die Entlastungsmengen auf Unterneh-
men beschränkt sind, die eine gewisse Stromkosten- bzw. Emissionsintensität aufweisen. Somit werden Ent-
lastungen sinnvoll begrenzt und zielgerichteter ausgezahlt, womit aktuellen Mitnahmeeffekten der gegenwär-
tigen Regelungen entgegengewirkt wird. 

Für beide Vorschläge wird im Folgenden eine rechtliche Prüfung vorgenommen sowie ein Normenvorschlag für die 
notwendigen Anpassungen im Strom- und Energiesteuergesetz bzw. Eckpunkte für eine Förderrichtlinie entwi-
ckelt. In der ökonomischen Folgenabschätzung werden schließlich die Auswirkungen in einer statischen und einer 
dynamischen Betrachtung untersucht. Parameter der statischen Betrachtung (ohne Anpassungsreaktionen) sind 
die Effekte auf den Begünstigtenkreis, die privilegierten Strom- und Energiemengen, das Entlastungsvolumen und 
das Steueraufkommen. In der Modellierung mit Anpassungsreaktionen werden die Auswirkungen auf den Produk-
tionswert, den Energieverbrauch, die Treibhausgasemissionen sowie das Steueraufkommen abgeschätzt.  
 

Methodische Vorbemerkungen zur Wirkungsabschätzung 

Für die Analyse der Auswirkungen beider Vorschläge wird zunächst eine statische Abschätzung auf Basis der vom 
BMF bereitgestellten Datensätzen der Generalzolldirektion (BMF 2021a) (BMF 2021b) zu den Energie- und 
Stromsteuerzahlungen vorgenommen. Basisjahr ist, wie bei der Auswertung der bisher begünstigten Mengen und 
Entlastungsvolumina in Kapitel 5 und 6, das Jahr 2017. Ermittelt werden  

▪ die Anzahl der begünstigten Unternehmen 

▪ die privilegierten Strom-/Energiemengen  

▪ die Förder- bzw. Entlastungsvolumina  

▪ das Steueraufkommen aus Energie- und Stromsteuer  

bei sonst gleichbleibenden Bedingungen. Dadurch wird ein direkter Vergleich zum Status Quo möglich. Es wird also 
angenommen, dass keine Anpassungsreaktionen der Unternehmen stattfinden und die Verbräuche genau denen 
im Jahr 2017 entsprechen.  

▪ Zunächst muss dabei die Umstellung auf WZ 2008 berücksichtigt werden und die Unternehmen bzw. Branchen 
aus dem Datensatz herausgefiltert werden, die nach WZ 2008 nicht mehr Teil des Produzierenden Gewerbes 
sind. Der umgekehrte Fall (nach WZ 2003 nicht Teil des Produzierenden Gewerbes, nach WZ 2008 jedoch 
schon) kann mangels fehlender Daten zu den Strom-/Energieverbräuchen nicht berücksichtigt werden. Es ist 
davon auszugehen, dass dies jedoch quantitativ kaum ins Gewicht fällt, da es sich, wie in Kapitel 15.2 ausgeführt, 
nur um wenige Branchen handelt.  

▪ In einem nächsten Schritt werden die Unternehmen der Wasserversorgung herausgenommen, da sie aufgrund 
fehlender internationaler Wettbewerbssituation in allen Reformvorschlägen nicht mehr antrags- bzw. entlas-
tungsberechtigt sind.  

▪ Im Reformvorschlag 3 kommen als weitere Kriterien die Begrenzung auf die Sektoren gemäß BesAR bzw. 
BECV,sowie auf Unternehmensebene die Strom- bzw. Energieintensität hinzu. Hierfür werden die Strom- bzw. 
Energiemengen aus der allgemeinen Entlastung nach §9b StromStG / § 54 EnergieStG sowie den Prozessen 
und Verfahren (§9a StromStG / § 51 EnergieStG) ins Verhältnis zur Bruttowertschöpfung (im Jahr 2017) ge-
setzt. Vereinfacht ist bei den Energiemengen nur Erdgas berücksichtigt, das für den überwiegenden Teil des 
Entlastungsvolumens verantwortlich ist. Die Daten zur Bruttowertschöpfung basieren auf Angaben der Reihe 
„Kostenstruktur der Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes“ des Statistischen Bundesamts“ (Statisti-
sches Bundesamt 2020). Dort finden sich Werte auf WZ 2008 4-Steller-Ebene, die anhand der Anzahl der Un-
ternehmen je Wirtschaftszweig auf die Unternehmen aufgeteilt werden (mittlere Bruttowertschöpfung je Un-
ternehmen). Es ist anzunehmen, dass Unternehmen mit großen Strom- bzw. Energieverbräuchen auch eine 
überdurchschnittliche Bruttowertschöpfung aufweisen. In dem Fall wäre der Nenner kleiner, und die Intensität 
daher insgesamt niedriger. Aufgrund dieser Vorgehensweise ist von einer gewissen Überschätzung der Strom-
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/Energieintensitäten bei großen Verbrauchern und damit des Entlastungsvolumens in Tatbestand 2 auszuge-
hen. Unternehmen, die die Mindestschwellenwerte nicht erreichen, werden in diesem Schritt herausgefiltert. 
In einem weiteren Schritt werden schließlich unternehmensscharf die Kompensationsgrade je nach Entlas-
tungstatbestand (d.h. bei Tatbestand in Abhängigkeit von der unternehmensspezifischen Strom-/Energiein-
tensität) auf die Steuerlast angewendet und somit das Entlastungsvolumen (unter Abzug des Selbstbehalts) 
ermittelt.  

 

In den Kapiteln 20.4.1 und 20.4.2 werden die Auswirkungen des Vorschlags ohne mögliche Anpassungsreaktionen 
der Unternehmen analysiert. In der folgenden vertiefenden Analyse in den Kapiteln 20.4.2 und 21.4.2 wird diese An-
nahme aufgegeben und explizit mögliche Reaktionen der Unternehmen auf die Reformoptionen modelliert. Abbil-
dung 47 stellt die unterschiedlichen Wirkungsketten in den verschiedenen Abschätzungen grafisch dar. Wirkungs-
kette (1) schätzt die Auswirkungen der Vorschläge ab, ohne eventuelle Anpassungsreaktionen der Unternehmen 
vorzusehen. 

In Wirkungskette (2) gehen wir zunächst für beide Reformvorschläge davon aus, dass eine Erhöhung der Energie- 
und Stromsteuerbelastung der Unternehmen im Produzierenden Gewerbe zu einem Produktionsrückgang führt. 
Dies ist die erste wesentliche Veränderung im Vergleich zur Wirkungskette (1). Der modellierte Produktionsrück-
gang hat wiederum einen Rückgang der Energie- und Stromnachfragefrage sowie der Treibhausgas-Emissionen 
(THG-Emissionen) zur Folge. Zudem würde dies das Niveau des prognostizierten Steueraufkommens in der stati-
schen Bewertung reduzieren.  

Des Weiteren wollen wir untersuchen, welche zusätzlichen Auswirkungen von möglichen Energieeffizienz- bzw. 
Klimaschutzinvestitionen ausgehen können. So wird in Reformvorschlag 1 den Unternehmen explizit eine Rücker-
stattung der Energie- und Stromsteuer bei Investitionen in Energieeffizienzmaßnahmen gewährt. Deshalb wird in 
Wirkungskette (3) neben der bereits bestehenden Modellierung des Produktionsrückgangs ein weiterer Effekt mo-
delliert. Durch die angereizten Energieeinsparinvestitionen sinkt die Strom- und Energienachfrage sowie die THG-
Emissionen weiter. Im Ergebnis reduziert sich auch das Steueraufkommen.  

 

Abbildung 47:  Unterschiedliche Wirkungsmodelle in den Abschätzungen 
 

 
Quelle: Oxford Economics 

 

Modellannahmen 

 

Wie in Abbildung 47 dargestellt sind unsere zentralen Ergebnisvariablen der Analyse: 

▪ Bruttoproduktionswert 

▪ Energienachfrage 

▪ Steueraufkommen 

▪ Treibhausgas-Emissionen 
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In der Analyse ohne Anpassungsreaktionen wird  für die Berechnungen das Jahr 2017 zugrunde gelegt. Da dies der 
zentrale Impuls für die nun folgende vertiefende Analyse ist, legen wir ebenfalls dieses Jahr zugrunde. Unsere Er-
gebnisse berücksichtigen keine Verzögerungen in den Reaktionen bzw. Anpassungsprozessen der Unternehmen 
und stellen jeweils ein kontrafaktisches, d.h. ein Was-wäre-wenn-Szenario dar, wenn die Reform in 2017 bereits um-
gesetzt gewesen wäre. Diese Herangehensweise liefert eine bessere Vergleichbarkeit der unterschiedlichen Ef-
fekte, da die Ergebnisse nicht auf anderweitige wirtschaftliche oder technologische Entwicklungen zurückzuführen 
sind. 

Da wir nur die kurzfristigen Effekte auf die Investitionen in der Betrachtung analysieren können, berücksichtigen wir 
explizit keinen Investitionsrückgang im Sinne eines Investment-Leakage (z.B. Dlugosch/Koźluk 2017; Bijnens u.a. 
2021) einerseits oder langfristige Investitionsanreize in Energieeffizienzmaßnahmen im Einklang mit der Porter-Hy-
pothese (siehe Diskussion in Kapitel 11) andererseits. Diese würden sich nämlich erst in der langen Frist zeigen und 
daher eine Stromsteueraufkommensprognose voraussetzen. Da dies nicht Bestandteil der vorliegenden Studie ist, 
werden wir mögliche Investitionseffekte qualitativ beleuchten.151 

 

Annahmen Wirkungskette (2) 

Wie in der Diskussion um die Wirkung von steigenden Strom- und Energiepreise auf die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit des Produzierenden Gewerbes bereits diskutiert (vgl. Kapitel 11) sind die tatsächlichen empirischen 
Effekte einer Strom- und Energiepreiserhöhung uneindeutig. Wir werden deshalb mit unterschiedlichen Szenarien 
arbeiten, um die Bandbreite der Effekte in der empirischen Literatur zu berücksichtigen und im Ergebnis mögliche 
Effektbandbreiten abzuleiten.  

Zunächst müssen Szenarien für die Produktionselastizität entwickelt werden. Hier liefert die wissenschaftliche Li-
teratur gemischte Evidenz. Wie bereits in Kapitel 11.3.2 dargestellt, gibt es neben unserer eigenen empirischen Ana-
lyse auch eine Reihe an anderen Studien, die keine negativen Auswirkungen von steigenden Strom- und Energie-
kosten oder Umweltauflagen auf das Produktionsniveau finden (z.B. Flues/Lutz 2015; Gerster 2017; Rammer u.a. 
2017; Branger u.a. 2017; Gerster/Lamp 2019). Dies stellt auch unsere untere Grenze (Optimistisches Szenario) in der 
Abschätzung dar, d.h. ein Anstieg der Energiepreise um 1 % führt zu keiner Veränderung des Bruttoproduktions-
wertes. 

Empirischen Studien, die negative Effekte finden, fokussieren in der Regel auf energie-intensive Industrien, wie zum 
Beispiel Eisen und Stahl, Aluminium, Papier, Zement, Glas und Chemie. Über das Verarbeitende Gewerbe hinweg 
lassen sich wiederum wesentlich geringe Energiekosten-Produktionselastizitäten finden (Ecofys & Fraunhofer 
2015; Aldy & Pizer 2015; Dusseaux 2020; Europäische Kommission 2021). Tabelle 55 stellt diejenigen Studien dar, 
die eine Abschätzung eines Energiepreisanstiegs auf das Produktionsvolumen umgesetzt und ein Ergebnis erzielt 
haben. Insbesondere die Abschätzung von Aldy/Pizer (2015) ist für unser Modell am geeignetsten, da sie vergleich-
bare Indikatoren nutzt. Diese Befunde sind die Basis für unsere obere Grenze im Sinne eines Produktionsrückgangs 
(Pessimistisches Szenario).  

  

 
 
151 Es ist plausibel davon auszugehen, dass Energieeinsparinvestitionen in Reformvorschlag 1 wegen der maximalen An-

spardauer von 3 Jahren zeitnäher umgesetzt werden als Energieeinsparinvestitionen, die keine exogenen Fristen be-

rücksichtigen müssen. 
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Tabelle 55:  Übersicht über Produktionselastizitäten in der empirischen Literatur 

Studie Ergebnis Effekte Methode 
Kleinste  

Analyseebene  
Daten 

Aldy/  
Pizer 
(2015) 

Höhere Energiepreise 
führen zu reduzierten 
Produktionsvolumina 

Energiepreisanstieg 1 % =>  
Produktionsvolumen: 

Industrie: -0,14 % 

Eisen und Stahl: -0,27 % 

Chemie: -0,35 % 

Papier: -0,33 % 

Aluminium: -0,46 % 

Zement: -0,42 % 

Glas: -0,41 % 

Ökonometrische Ex-
Post Analyse: 
Panel-Regression mit 
Fixed Effects auf 
Sektorebene 

Sektorebene 

Dussaux 
(2020) 

Höhere Energiepreise 
reduzieren 
Beschäftigungs-
niveau, Investitionen 
und Produktion von 
Großunternehmen 

Energiekostenanstieg 1 % => 
Produktion 

KMU: +0,02 % 

Großunternehmen: -0,19 % 

Ökonometrische Ex-
Post Analyse: 
Panel-Regression mit 
Fixed Effects auf 
Unternehmensebene 

Unternehmens-
ebene 

Quelle: Oxford Economics 

 

In unserem mittleren Szenario legen wir Energiekosten-Produktionselastizitäten zwischen dem oberen und unte-
ren Szenario zugrunde. Tabelle 56 stellt die Annahmen der Energiekosten-Produktionselastizitäten auf WZ-2-Stel-
lerebene dar. Die Abschätzungen von Dussaux (2020) (vgl. Tabelle 55) liegen für Großunternehmen in der ange-
nommenen Spanne, die sich aus dem optimistischen und pessimistischen Szenario ergibt und werden deshalb im-
plizit mitberücksichtigt.  
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Tabelle 56:  Modellierungsannahmen der Energiekostenelastizität der Produktion  

WZ 
2003 

(2-
Steller) 

WZ 
2008 

(2-
Steller) 

Titel 

Energiekosten-Produktionselastizität 

Optimi- 
stisches  
Szenario 

Mittleres 
Szenario 

Pessimi- 
stisches  
Szenario 

C B Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden 
   

10 5 Kohlenbergbau 0.000 -0.070 -0.140 

11 6 Gewinnung von Erdöl und Erdgas 0.000 -0.070 -0.140 

13 7 Erzbergbau 0.000 -0.070 -0.140 

14 8 Gewinnung von Steinen und Erden, sonstiger Bergbau 0.000 -0.070 -0.140 

14 9 Dienstleistungen f.d.Bergbau u.Gewinnung v.Steinen 0.000 -0.070 -0.140 

D C Verarbeitendes Gewerbe    

15 10 Herstellung von Nahrungs- und Futtermitteln 0.000 -0.070 -0.140 

15 11 Getränkeherstellung 0.000 -0.070 -0.140 

16 12 Tabakverarbeitung 0.000 -0.070 -0.140 

17 13 Herstellung von Textilien 0.000 -0.070 -0.140 

18 14 Herstellung von Bekleidung 0.000 -0.070 -0.140 

19 15 Herstellung von Leder, Lederwaren und Schuhen 0.000 -0.070 -0.140 

20 16 H.v. Holz-, Flecht-, Korb-u.Korkwaren (ohne Möbel) 0.000 -0.070 -0.140 

21 17 Herstellung von Papier, Pappe und Waren daraus 0.000 -0.165 -0.330 

22 18 H.v. Druckerz., Vervielf.v.Ton-,Bild-,Datenträgern 0.000 -0.070 -0.140 

23 19 Kokerei und Mineralölverarbeitung 0.000 -0.070 -0.140 

24 20 Herstellung von chemischen Erzeugnissen 0.000 -0.175 -0.350 

24 21 Herstellung von pharmazeutischen Erzeugnissen 0.000 -0.070 -0.140 

25 22 Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren 0.000 -0.070 -0.140 

26 23 H.v.Glas,-waren,Keramik,Verarb. v.Steinen u.Erden 0.000 -0.205 -0.410 

27 24 Metallerzeugung und -bearbeitung 0.000 -0.135 -0.270 

28 25 Herstellung von Metallerzeugnissen 0.000 -0.135 -0.270 

33 26 H.v. DV-Geräten, elektron. u. opt. Erzeugnissen 0.000 -0.070 -0.140 

31 27 Herstellung von elektrischen Ausrüstungen 0.000 -0.070 -0.140 

29 28 Maschinenbau 0.000 -0.070 -0.140 

34 29 Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen 0.000 -0.070 -0.140 

35 30 Sonstiger Fahrzeugbau 0.000 -0.070 -0.140 

36 31 Herstellung von Möbeln 0.000 -0.070 -0.140 

32 32 Herstellung von sonstigen Waren 0.000 -0.070 -0.140 

37 33 Reparatur u.Installation von Masch.u.Ausrüstungen 0.000 -0.070 -0.140 

Quelle: Oxford Economics 

 

Im zweiten Schritt wird die gesunkene Energie-/ Stromnachfrage auf das Steueraufkommen angewendet. Hierzu 
wird das Steueraufkommen um die fehlenden Einnahmen aus der nicht konsumierten Energie reduziert. 

Im dritten Schritt werden die durch den Produktionsrückgang eingesparten THG-Emissionen berechnet. Da hier 
eine Mengenverringerung des Outputs angenommen wird, verringern sich diese im selben Ausmaß, in dem weniger 
produziert wird. Die Treibhausgasemissionen je Outputeinheit bleiben definitionsgemäß konstant.  

 

Annahmen Wirkungskette (3) 

In Wirkungskette (3) wird berücksichtigt, dass die gezahlte Energiesteuer als Investitionsförderung verrechnet wer-
den kann. Die maximale Förderung für die Steuergutschrift auf Energieeffizienz- bzw. Klimaschutzinvestitionen 
kann bis zu 100 % der jährlich tatsächlich gezahlten Energie-/Stromsteuer betragen. Für die Modellierung nehmen 
wir eine Abrufquote von 100 % an, da wir davon ausgehen, dass die Option auch vollumfänglich genutzt wird. Zu-
sätzlich kann davon ausgegangen werden, dass bei einer vorgesehenen Förderquote von 90 % der Investitionskos-
ten zusätzlich 10 % investiert werden (Hebeleffekt: 1,1). Daraus ergibt sich dann die Summe der Investitionen in Ener-
gieeinsparmaßnahmen. 
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Diese Einsparungen haben Auswirkungen auf den Energiekonsum. Hierzu wurde die Literatur zu den Jahresener-
gieeinsparungen je Investition in Energieeffizienzmaßnahmen gesichtet. Erneut zeigt sich eine enorme Spanne, da 
die Einsparungen maßgeblich von dem Effizienzausgangsniveau und der tatsächlich umgesetzten Maßnahme ab-
hängen. Als Grundlage für die Modellannahme wurden die Angaben aus der Evaluierung des Energieeffizienzfonds 
(BMWi 2019) herangezogen, da sie deutschlandspezifische Auswertungen beinhalten. Je nach Art der Fördermaß-
nahme schwanken auch hier die Angaben enorm (vgl. Tabelle 57).  
 

Tabelle 57:  Überblick Energieeinsparung je Investition aus dem deutschen Energieeffizienzfond 

  

Abwärme-
richtlinie 

Energie-
management-

systeme 

Produktions-
prozesse 

Querschnitts-
technologien 

Investitionen [Euro] 215.705.600 9.451.251 101.421.000 933.055.200 

Förderung [Euro] 56.320.000 3.150.417 19.100.000 164.560.000 

Hebeleffekt [dimensionslos] 3,83 3,00 5,31 5,67 

Endenergieeinsparung Lebensdauer [MWh] 10.140.100 2.415.700 8.619.000 6.664.200 

Endenergieeinsparung Lebensdauer  
je Investition [MWh/ Euro] 0,05 0,26 0,08 0,01 

Laufzeit angenommen [Jahre] 15 15 15 10 

Endenergieeinsparung  
je Investition und Jahr [MWh/ Euro] 0,00 0,02 0,01 0,00 

Endenergieeinsparung  
je Investition und Jahr [kWh/ Euro] 3,13 17,04 5,67 0,71 

Endenergieeinsparung  
je Investition und Jahr [GJ/ Euro] 0,011 0,061 0,020 0,003 

Quelle: Oxford Economics auf Basis von BMWi (2019)  

 

Zusätzlich hat uns das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) weitere Daten bereitgestellt, die sich 
aus den Antragsunterlagen von Unternehmen zur Besonderen Ausgleichsregelung (BesAR) ergeben. Die Daten 
basieren aus den im Jahr 2020 eingereichten Fragebögen von 1.210 Unternehmen, die einen BesAR-Antrag inklu-
sive des Fragebogens mit Angaben zu Energieeinsparmaßnahmen und -potentialen gestellt haben. Die Ergebnisse 
auf Sektorebene sind in der nachfolgenden Tabelle dargestellt. 
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Tabelle 58:  Überblick Energieeinsparung je Investition aus BesAR-Anträgen 2020 

2-Steller WZ (2008) - Bezeichnung  Ø-lich eingesparter 
Strom je Energie-
einsparinvestition 
der letzten 5 Jahre 
[kWh/Euro] 

0800 Gewinnung von Steinen und Erden, sonstiger Bergbau 2,03 

1000 Herstellung von Nahrungs- und Futtermitteln 2,12 

1100 Getränkeherstellung 3,79 

1300 Herstellung von Textilien 4,03 

1600 Herstellung von Holz-, Flecht-, Korb- und Korkwaren (ohne Möbel) 3,64 

1700 Herstellung von Papier, Pappe und Waren daraus 16,66 

1800 Herstellung von Druckerzeugnissen; Vervielfältigung von Ton-, Bild- und Datenträgern 3,42 

1900 Kokerei und Mineralölverarbeitung 5,78 

2000 Herstellung von chemischen Erzeugnissen 11,27 

2200 Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren 2,16 

2300 Herstellung von Glas und Glaswaren, Keramik, Verarbeitung von Steinen und Erden 3,98 

2400 Metallerzeugung und -bearbeitung 4,65 

2500 Herstellung von Metallerzeugnissen 5,29 

2600 Herstellung von Datenverarbeitungsgeräten, elektronischen und optischen Erzeugnissen 0,95 

2700 Herstellung von elektrischen Ausrüstungen 6,35 

2800 Maschinenbau 5,92 

3800 Sammlung, Behandlung und Beseitigung von Abfällen; Rückgewinnung 3,61 

Durchschnitt alle Unternehmen 5,95 

Quelle: Oxford Economics auf Basis von Daten des BAFA.  

 

Auf Basis dieser Daten wurden folgende Szenarien abgeleitet: 

▪ Das mittlere Szenario entspricht den Angaben aus der Sonderauswertung des BAFA, wobei für Sektoren ohne 
eigenen Sektordurchschnitt der Durchschnitt aller Unternehmen angenommen wurde (vgl. Tabelle 58).  

▪ Für das pessimistische Szenario wird eine Jahresenergieeinsparung von 0,71 kWh je eingesetztem Euro in allen 
Sektoren angenommen und 17,04 kWh je eingesetztem Euro im optimistischen Szenario – jeweils das Minimum 
und Maximum aus der Evaluierung des Energieeffizienzfonds.  

Aus der um die Effekte der Energieeffizienzinvestitionen verringerten Energienachfrage kann analog zu Wirkungs-
kette (2) das Steueraufkommen berechnet werden. 

Für die Treibhausgasemissionen muss in Wirkungskette (3) die gesunkene Energie-/ Stromnachfrage für Energie-
einsparinvestitionen in eingesparte THG-Emissionen übersetzt - zusätzlich zu den THG-Emissionseinsparungen 
durch den Produktionsrückgang. Hierzu nehmen wir die CO2 -Faktoren, die vom BAFA (2021) angesetzt werden, 
da sich der Energieeinsatz je Outputmenge in diesem Fall per Definition ändern sollte. Da im Einzelnen nicht klar 
ist, welche Energieträger genau mit den Maßnahmen eingespart werden, verwenden wir die mögliche Spanne für 
die Energieträger Erdgas und Strom. Im pessimistischen Szenario (Erdgas) werden 0,201 Tonnen CO2  je MWh ein-
gespart, im mittleren Szenario (Energieträgerwechsel zu Strom) sind es 0,366 Tonnen  CO2  je MWh und im opti-
mistischen Szenario (Strom (Effizienzmaßnahme) 0,732 Tonnen  CO2  je MWh. 
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20 Detailanalyse Reformvorschlag 1b: Einführung Investitionsförderung für 
Klimaschutzmaßnahmen in Unternehmen 

20.1 Beschreibung des Reformvorschlags 

Der Reformvorschlag 1b setzt sich aus drei Bestandteilen zusammen:  

1. Es wird vorgeschlagen, die allgemeine teilweise Steuerentlastung für Unternehmen (§ 9b StromStG und 
§ 54 EnergieStG) und den Spitzenausgleich (§ 10 StromStG und § 55 EnergieStG) aufzuheben. Diese 
Vorschriften wären also ersatzlos zu streichen. Dies verbessert die Lenkungswirkung der Strom- und Ener-
giesteuer, durch die in erster Linie zu einem reduzierten Strom- und Energieverbrauch anhalten soll. Fer-
ner sollten die in § 12 StromStG und in § 66b Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1, 2, 4 und Abs. 3 EnergieStG enthaltenen 
Verordnungsermächtigungen sowie die auf deren Grundlage erlassene SpaEfV aufgehoben werden, da 
sie nicht mehr benötigt werden.  

2. Als Ersatz für die unternehmensbezogenen Steuerprivilegien soll eine Investitionsförderung für Klima-
schutzmaßnahmen im Unternehmen eingeführt werden. Die Investitionsförderung soll nach dem Re-
formvorschlag 1b in Form sog. verlorener Zuschüsse gewährt werden und kann – jedenfalls teilweise – die 
Mehrbelastungen ausgleichen, die durch die Aufhebung der Steuerprivilegien für Unternehmen des Pro-
duzierenden Gewerbes entstehen.  

3. Darüber hinaus sieht der Reformvorschlag 1b vor, die vollständige Steuerentlastung für Prozesse und Ver-
fahren (§ 9a StromStG und § 51 EnergieStG) in eine teilweise Steuerentlastung für Prozesse und Ver-
fahren zu überführen und die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme dieser teilweisen Steuerentlas-
tung enger zu fassen.152 

 

Tabelle 59:  Übersicht Reformvorschlag 1b 

Aktuelle Rechtslage Vorgeschlagene Veränderung 

allgemeine Steuerentlastung gem. § 9b StromStG und § 54 
EnergieStG 

➔wird ersatzlos aufgehoben  

➔aber Möglichkeit, gezahlte Strom- und Energiesteuer in 
Form einer Investitionsförderung „zurückzuerhalten“ Spitzenausgleich gem. § 10 StromStG und § 55 EnergieStG 

vollständige Steuerentlastung für Prozesse und Verfahren 
gem. § 9a StromStG und § 51 EnergieStG 

➔nur noch teilweise Steuerentlastung (i.H.v. 80  %) (siehe 
unter Reformvorschlag 3b)  

4.  

Quelle: eigene Darstellung 

 

Das hier vorgeschlagene Förderprogramm könnte nicht im Steuerrecht verankert werden, weil die Abgabenord-
nung keine geeigneten Verfahrensvorschriften für die Gewährung von Investitionszuschüssen und für die Kontrolle 
von deren Verwendung bereithält. Außerdem entsprächen Barauszahlungen für Investitionsmaßnahmen nicht der 
Systematik des Steuerrechts. Der Reformvorschlag 1b sieht daher vor, die Förderung in Form von Förderrichtlinien 
auszugestalten, aus denen sich bei der Entscheidung über Förderanträge eine Selbstbindung der Verwaltung 
ergäbe. Die Zuständigkeit zur Gewährung von Investitionszuschüssen wäre sinnvollerweise auch nicht bei den 
Hauptzollämtern zu verorten, weil diese auf Steuererhebung ausgerichtet sind und wahrscheinlich nicht über die 
zur Prüfung von Förderanträgen erforderliche Sachkompetenz verfügen. Naheliegender erscheint es eher, die Ge-
währung und Auszahlung der Förderung sowie die Überprüfung der zweckmäßigen Mittelverwendung etwa der 
KfW oder einer Bundesbehörde, wie dem Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA), zu überantwor-
ten.  

Bei dem vorgeschlagenen Förderprogramm wird die „Verbindung“ zur Strom- und Energiesteuer dadurch her-
gestellt, dass die Höhe der auszahlbaren Investitionsförderung davon abhängt, wieviel Strom- und Energiesteuer 
der Antragsteller gezahlt hat. Durch eine solche Kopplung an die Belastung durch Strom- und Energiesteuer bleibt 
zum einen die durch die Besteuerung intendierte Verhaltenssteuerung erhalten. Unternehmen können sich so 
nicht mehr auf den Steuerprivilegien „ausruhen“, sondern müssen aktiv in klimaschonende Maßnahmen investie-
ren, wenn sie ihre Steuerlast kompensieren wollen. Die Förderung hilft ihnen dabei. Zum anderen wird durch eine 
Deckelung der gesamten Fördersumme auf das bisherige Entlastungsvolumen dem fiskalischen Interesse Rech-
nung getragen, dass die Reform den Bundeshaushalt nicht zusätzlich belastet. 

 
 
152  Vgl. zur Ausgestaltung der Neuregelung der Prozesse und Verfahren unten bei Reformvorschlag 3b 
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20.2 Eckpunkte eines Förderprogramms für Klimaschutzmaßnahmen im 
Unternehmen 

Nachfolgend werden die Eckpunkte der hier vorgeschlagenen Investitionsförderung für Klimaschutzmaßnahmen 
dargestellt: 

 Fördervoraussetzungen 

1. Mögliche Antragsteller: Anträge auf Gewährung einer Investitionsförderung können Unternehmen des 
Produzierenden Gewerbes gem. WZ Klassifikation 2008 aus den Abschnitten B, C, D und F stellen. Diese 
Beschränkung des Antragstellerkreises soll gewährleisten, dass nur solche Unternehmen die Investitions-
förderung erhalten, die sich in einer internationalen Wettbewerbssituation befinden. Die Auswahl der 
Branchen B, C, D und F aus der WZ Klassifikation 2008 entspricht weitgehend den Branchen, auf die der 
aktuelle § 2 Nr. 3 StromStG verweist. Lediglich Unternehmen der „Wasserversorgung“, die nach aktueller 
Rechtslage zum Produzierenden Gewerbe zählen, könnten zukünftig keinen Antrag auf Investitionsför-
derung stellen.153 Das erscheint sachgerecht, weil im Bereich der Wasserversorgung kein internationaler 
Wettbewerbsdruck herrscht.  

2. Erweitertes Energiemanagementsystem im Unternehmen vorhanden: Der Antragsteller muss in sei-
nem Unternehmen ein zertifiziertes Energiemanagementsystem betreiben nach dem Standard ISO 
50001:2018 (übergangsweise für KMU ISO 50005 Stufe 3 für max. 3 Jahre). Zusätzlich ist erforderlich, 
dass der Antragsteller eine sog. Treibhausgas-Erweiterungstabelle (THG-Erweiterungstabelle) führt, die 
ebenfalls regelmäßig durch einen akkreditierten Energieauditor geprüft wird. Die THG-Erweiterungsta-
belle knüpft an die Liste der Significant Energie Uses (SEU) an, die im Rahmen eines ISO 50001-Ener-
giemanagementsystems zu führen ist. In Ergänzung zu dieser SEU-Liste, in der nur Energiemengen erfasst 
werden, stellt die THG-Erweiterungstabelle zusätzlich die in den SEUs entstehenden Treibausgas-Emis-
sionen dar, zeigt Klimaschutzmaßnahmen auf und bewertet diese nach der DIN EN 17463 („ValERI“). 

3. Förderfähige Klimaschutzmaßnahme: Eine Investitionsförderung kann nur für konkrete Klimaschutz-
maßnahmen beantragt werden, die der Antragsteller in seinem Unternehmen durchführen will, und die 
wirtschaftlich vorteilhaft sind. Hierzu muss der Antragsteller im Förderantrag die geplante Investitions-
maßnahme konkret darstellen und darlegen, dass es sich hierbei um eine wirtschaftlich vorteilhafte Klima-
schutzmaßnahme handelt. Im Einzelnen müssen dafür folgende Voraussetzungen erfüllt sein: 

a. Es muss sich um eine Klimaschutzmaßnahme handeln. Es wird vorgeschlagen, diesen Begriff wie 
folgt zu definieren: „Maßnahmen, die nachweislich zur Reduktion des fossilen Primärenergiever-
brauchs beim Antragsteller beitragen oder anderweitig die THG-Emissionen des Antragstellers 
reduzieren und auch dazu vornehmlich gedacht sind. Investive Maßnahmen, die vornehmlich aus 

 
 
153  Das ergibt sich aus der Entsprechungstabelle der privilegierten Wirtschaftszweige nach aktueller Rechtslage (§ 2 Nr. 3 

StromStG) und nach dem Reformvorschlag:  

Privilegierte Wirtschaftszweige nach aktuel-

lem Recht (WZ 2003, auf die  

§ 2 Nr. 2a StromStG verweist): 

Privilegierte Wirtschaftszweige nach Reformvorschlag  

(WZ 2008): 

C Bergbau, Gewinnung von Steinen und Er-

den 

B Bergbau, Gewinnung von Steinen und Erden 

D Verarbeitendes Gewerbe C Verarbeitendes Gewerbe 

E Energie- und Wasserversorgung D Energieversorgung 

 Aber: Abschnitt E WZ 2008 (Wasserversorgung, Abwasser- und 

Abfallentsorgung) sind nicht mehr privilegiert, weil bei 

diesen WZs keine internationale Wettbewerbssituation 

vorliegt. Abwasser und Abfall (früher Abschnitt O WZ 

2003) sind schon heute nicht privilegiert; die Wasser-

versorgung verliert demgegenüber ihre Privilegierung.  

F Baugewerbe F Baugewerbe 
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anderen Gründen implementiert werden, gleichwohl aber – als positiver Nebeneffekt etwa durch 
verbesserte Effizienz – eine positive Wirkung auf den Klimaschutz haben, gelten nicht als Klima-
schutzmaßnahmen, z.B. betriebsbedingter Ersatz einer Produktionsmaschine.154 Die Prüfung, ob 
es sich im Einzelfall um eine Klimaschutzmaßnahme handelt, ist von einem akkreditierten Ener-
gieauditor vorzunehmen.155” 

Der Begriff der Klimaschutzmaßnahme sollte in den Förderbedingungen bzw. den dazugehöri-
gen Verwaltungsvorschriften weiter ausdifferenziert werden. 

Die Förderung kann nur für Klimaschutzmaßnahmen beantragt werden, die bei Antragstellung 
noch nicht begonnen worden sind.156 

b. Die Klimaschutzmaßnahme muss wirtschaftlich vorteilhaft sein. Das ist dann der Fall, wenn die 
Maßnahme aufgrund einer Bewertung nach der DIN EN 17463 („ValERI“) einen positiven Kapi-
talwert (= Nettobarwert) hat. Um dies zu ermitteln, sind die Kosten der Maßnahme und die Er-
tragswerte der durch die Maßnahme erwarteten zukünftigen Vorteile (Einsparungen) zu diskon-
tieren und aufzusummieren. In die Berechnung sind die tatsächlichen Kosten der Maßnahme 
einzustellen (die Höhe der beantragten Förderung ist hierbei allerdings nicht zu berücksichti-
gen). Sofern keine wirtschaftlich vorteilhaften Maßnahmen vorliegen, kann keine Investitionsför-
derung in Anspruch genommen werden. 

c. Sowohl die Einordnung der Investitionsmaßnahme als Klimaschutzmaßnahme als auch deren 
Bewertung als wirtschaftlich vorteilhaft muss durch einen akkreditierten Energieauditor bestä-
tigt werden. Die Bestätigung ist zusammen mit dem Antrag einzureichen.  

 Höhe der möglichen Förderung: 

1. Da die Investitionsförderung ausschließlich für konkrete (im Antragsverfahren dargelegte) Investitions-
maßnahmen in Anspruch genommen werden kann, richtet sich die Höhe der möglichen Förderung nach 
den geplanten Kosten der Klimaschutzmaßnahme, die der Antragsteller im Antragsverfahren konkret 
dargelegt hat. Von diesem im Antragsverfahren dargelegten Kostenvolumen sind bis zu 90 % förderfähig 
(Förderquote). Die Förderquote von 90 % ist hierbei bewusst hoch angesetzt, um einen starken Anreiz 
dafür zu setzen, dass Unternehmen in Klimaschutzmaßnahmen investieren. Sofern aus beihilferechtlichen 
Gründen nur eine geringere Förderquote möglich ist (s.u.), könnte diese entsprechend geringer gewählt 
werden. Es wird aber prinzipiell für eine hohe Förderquote plädiert. Eine hohe Förderquote scheint auch 
deshalb vertretbar, weil die Förderung primär an die Höhe der tatsächlich gezahlten Strom- und Energie-
steuer anknüpft, für die es nach dem Reformvorschlag 1 ja keine allgemeine Entlastung mehr geben wird. 
Die Einführung der Förderung mit hoher Förderquote und die Abschaffung der Entlastungstatbestände 
muss im Rahmen der beihilferechtlichen Bewertung gemeinsam betrachtet werden. Zusammengenom-
men führt der Reformvorschlag 1b zu einer höheren Entlastung der Unternehmen im Vergleich zum Status 
Quo. 

 
 
154  Erläuterung: Diese einschränkende Voraussetzung soll Mitnahmeeffekte ausschließen. Ohne eine klare Einschränkung 

könnte nahezu jede produktionsorientierte Ergänzungsinvestition (Erhaltungs-, Erweiterungs- oder Veränderungsinvesti-

tion) als Klimaschutzinvestition deklariert werden, weil sich durch technischen Fortschritt die Energieeffizienz fast immer 

verbessert (neue Maschinen etc. sind nahezu immer effizienter als alte).  
155  Erläuterung: Ein akkreditierter Energieauditor ist ein(e) Fachmann/Fachfrau in Sachen Energiemanagement und dürfte 

grundsätzlich sehr gut in der Lage sein zu erkennen, ob es sich im Einzelfall um eine Klimaschutzinvestition handelt oder 

nicht. Er/sie muss ja sowieso jede angedachte Maßnahme hinsichtlich der Wirtschaftlichkeitsbewertung prüfen, sodass 

eine Prüfung der Übereinstimmung mit der Definition keine wesentliche Zusatzarbeit darstellen dürfte.  
156  Diese zeitliche Einschränkung kann Mitnahmeeffekte zusätzlich ausschließen.  
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2. Die Förderung ist zusätzlich aber gedeckelt auf die tatsächliche Last an Strom- und Energiesteuer. Die 
Förderung kann maximal also die Summe betragen, die der Antragsteller tatsächlich an Energie-/Strom-
steuer bezahlt hat (nach Abzug der sonstigen begünstigten Energie- und Strommengen157).158 Dabei kann 
der Antragsteller aber die von ihm gezahlte Energie- und Stromsteuer während eines Zeitraums von bis zu 
drei Jahren aufsummieren (Ansparmöglichkeit), indem er über zwei oder drei Jahre hinweg keinen För-
derantrag stellt. So summiert sich der Betrag an gezahlter Strom- und Energiesteuer und es können grö-
ßere Investitionsmaßnahmen über das Programm gefördert werden. Damit wird auch vermieden, dass in 
kurzfristige, mit geringeren Investitionen verbundene Effizienzprojekte unter Beibehaltung fossiler Ener-
gieeinsätze investiert werden „muss“, um die Förderung zu erhalten, obwohl eigentlich größere Investitio-
nen in die Umstellung auf klimaneutrale Technologien notwendig wären.  

3. Die Förderung wird nur ab Beträgen von 1.000 Euro ausgezahlt (Selbstbehalt)  

4. Das insgesamt zur Verfügung stehende Fördervolumen pro Antragsjahr ist begrenzt auf die Höhe des Ent-
lastungsvolumens für das Produzierende Gewerbe im Jahr 2021. Förderzusagen werden nach dem 
Windhundprinzip erteilt, bis das Fördervolumen ausgeschöpft ist.  

 Auszahlung und Nachweis der Mittelverwendung: 

1. Die Investitionsförderung wird erst ausgezahlt, nachdem die geförderte Investitionsmaßnahme abge-
schlossen worden ist und ein Verwendungsnachweis vorgelegt wird.  

2. Zusammen mit dem Verwendungsnachweis ist die Bestätigung eines Energieauditors vorzulegen, in dem 
aufgrund eines Überwachungs- oder Rezertifizierungsaudits bestätigt wird, dass die Klimaschutzmaß-
nahme wie beantragt und im Einklang mit den Förderbedingungen durchgeführt worden ist.159  

3. Es kann in jedem Fall nur der tatsächlich beantragte und zugesagte Förderbetrag ausgezahlt werden. Falls 
etwa die Klimaschutzmaßnahme teurer werden sollte als geplant, kann deshalb keine höhere Förderung 
ausgezahlt werden. Das Prognose- und Planungsrisiko liegt also beim Antragsteller.  

20.3 Rechtliche Prüfung  

In rechtlicher Hinsicht stellt sich bei Reformvorschlag 1b insbesondere die Frage, ob das vorgeschlagene Investiti-
onsförderprogramm beihilferechtlich genehmigt werden könnte.  

Eine Freistellung nach der AGVO dürfte aufgrund der vorgeschlagenen Förderquote von 90 % problematisch 
sein. Grundsätzlich können Investitionsförderungen nach der AGVO freigestellt werden. Hier käme eine Freistel-
lung als „Umweltschutzbeihilfe“ i.S.v. Art. 36 AGVO in Betracht. In diesem Fall dürfte die mögliche Förderquote aber 
maximal 40 % bzw. 50 % für mittlere Unternehmen und 60 % für kleine Unternehmen betragen. Darüber hinaus 
könnte es sich um eine „Investitionsbeihilfe für Energieeffizienzmaßnahmen“ i.S.v. Art. 38 AGVO handeln. Dann 
dürfte die maximal mögliche Förderquote 30 % bzw. 40 % für mittlere Unternehmen und 50 % für kleine Unterneh-
men betragen.  

Eine höhere Förderquote im Investitionsförderprogramm würde daher eine beihilferechtliche Genehmigung 
durch die EU-Kommission auf Grundlage der KUEBLL erfordern. Wie unter Kapitel 3.1 dieses Berichts dargestellt, 
ist im Rahmen der beihilferechtlichen Prüfung zunächst zu klären, ob Reformvorschlag 1b unter eine der besonde-
ren Gruppen von Beihilfen i.S.v. Kapitel 4 KUEBLL fällt, mit der Konsequenz, dass die allgemeinen Vereinbarkeitskri-
terien unter Beachtung der spezifischen Vereinbarkeitskriterien nach Kapitel 4 KUEBLL zu prüfen sind, vgl. Rn. 17 
KUEBLL. Bei dem als Reformvorschlag 1b dargestellten Förderprogramm handelt es sich um eine Klimaschutzbei-
hilfe i.S.v. Ab. 4.1 KUEBLL. Denn hierunter fallen gem. Nr. 83 KUEBLL auch Beihilfen zur „Verringerung bzw. Ver-
meidung von Emissionen, die durch Industrieprozesse… entstehen“. Der Reformvorschlag ist daher im Einzelnen 
anhand der folgenden acht Vereinbarkeitskriterien zu prüfen:  

 
 
157  Hinweis: Das Kumulationsverbot gilt aus Gründen des Beihilferechts. 
158  Hinweis: Wenn sich herausstellen sollte, dass der Fördertopf zu schnell durch zu wenige Unternehmen ausgeschöpft wird, 

müsste das Förderprogramm in diesem Punkt bedarfsgerecht angepasst werden (So könnte beispielsweise die Förder-

summe auf 75 %  beschränkt werden, um zu verhindern, dass die gesamten Fördermittel durch wenige einzelne Antrag-

steller ausgeschöpft werden.  
159  Hinweis: Es empfiehlt sich, für den Abruf der Förderung (einschließlich Vorlage der hierfür erforderlichen Nachweise) eine 

Frist einzuführen. Verstreicht die Frist ungenutzt, entfällt die Förderung. 
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1. Anreizeffekt (= Anforderung 1): Gem. Rn. 26 KUEBLL müsste das Förderprogramm einen Anreizeffekt 
i.S.v. Ab. 3.1.2 KUEBLL haben, d.h. es müsste dazu führen, dass die geeigneten Antragsteller ihr Verhalten 
ändern und umweltfreundlichere Tätigkeiten aufnehmen, die sie ohne Förderung nicht, nur in geringerem 
Umfang oder auf andere Weise ausüben würden. Gem. Rn. 28 KUEBLL ist hierzu das wahrscheinliche 
kontrafaktische Szenario ohne die Förderung zu ermitteln. Vorliegend haben die Untersuchungen ge-
zeigt, dass Unternehmen tatsächlich nicht in klimaschützende Maßnahmen in ihrem Betrieb investieren, 
obwohl sie einen positiven Kapitalwert haben. Es ist daher von auszugehen, dass das Förderprogramm ei-
nen Anreizeffekt hat, weil es zusätzlich zur Durchführung von Klimaschutzmaßnahmen im Unternehmen 
anreizt. 

2. Kein Verstoß gegen relevante Bestimmungen des Unionsrechts (Ab. 3.1.3 KUEBLL) (= Anforde-
rung 2): Ein Verstoß gegen sonstiges höherrangiges Unionsrecht ist nicht ersichtlich.  

3. Erforderlichkeit (Ab. 3.2.1.1 KUEBLL) (= Anforderung 3): Gem. Rn. 89 KUEBLL findet bei Klimaschutz-
beihilfen im Sinne von Ab. 4.1. KUEBLL nur eine eingeschränkte Erforderlichkeits-Prüfung gem. Rn. 38 
i.V.m. Rn. 90 KUEBLL statt. Der Mitgliedstaat muss insbesondere kein Marktversagen belegen. Es ist viel-
mehr ausreichend, wenn nachgewiesen werden kann, dass Unternehmen ohne die Förderung die ge-
wünschten Klimaschutzmaßnahmen nicht durchführen. Die Kommission geht dann gem. Rn. 91 KUEBLL 
davon aus, dass ein Marktversagen vorliegt, das mithilfe der Beihilfe behoben werden kann. Auf Grundlage 
der Untersuchungen oben unter Kapitel 9 dürfte sich hier nachweisen lassen, dass Unternehmen ohne die 
Einführung zusätzlicher Anreizmechanismen Klimaschutzmaßnahmen nicht durchführen, obwohl sie oh-
nehin schon wirtschaftlich vorteilhaft wären.  

4. Geeignetheit (Ab. 3.2.1.2. KUEBLL) (= Anforderung 4): Gem. Rn. 93 KUEBLL findet bei Klimaschutz-
Beihilfen keine Geeignetheits-Prüfung statt. Die Kommission geht davon aus, dass staatliche Beihilfen 
grundsätzlich geeignete Maßnahmen zur Verwirklichung der Dekarbonisierungsziele sind, sofern sie die 
anderen hier geprüften Voraussetzungen erfüllen.  

5. Angemessenheit (Ab. 3.2.1.3. KUEBLL) (= Anforderung 5): insbesondere die Angemessenheit ist genau 
zu prüfen. Demnach müsste nachgewiesen werden, dass eine Förderquote von 90 % erforderlich ist, da-
mit die Empfänger der Investitionsbeihilfe sich tatsächlich dazu entscheiden, Klimaschutzmaßnahmen in 
ihrem Unternehmen umzusetzen.  

Diesen Nachweis zu führen, dürfte hier schon deshalb nicht einfach sein, weil nach dem vorgeschlagenen 
Förderproramm ohnehin nur wirtschaftlich vorteilhafte Klimaschutzmaßnahmen förderfähig sind. Derar-
tige Klimaschutzmaßnahmen müssten also rein aus finanzieller Sicht schon alle Unternehmen auch ohne 
Förderung durchführen. Dass sie es dennoch nicht tun, ist auf den sog. Energy Efficiency Gap zurückzu-
führen, also darauf, dass Unternehmen wirtschaftlich vorteilhafte und damit unternehmenswertstei-
gernde Investitionsmaßnahmen nicht selten deshalb nicht in Angriff nehmen, weil Barrieren dies verhin-
dern (etwa mangelnde Informationen, begrenzte Rationalität, Unklarheit über versteckte Kosten, unklare 
oder ungeeignete Bewertungsmethoden, unklare Entscheidungswege, etc.). Bei welchem Förderbetrag 
ein Unternehmen diese Barrieren überwinden würde, lässt sich nicht an starren Zahlen oder Förderquoten 
festmachen. Vielmehr muss die Förderung möglichst attraktiv gestaltet werden, um einen starken psycho-
logischen Effekt zu erzielen.  

Im Rahmen der Angemessenheits-Prüfung ist zudem zu berücksichtigen, dass das Förderprogramm nach 
Reformvorschlag 1b an die Stelle des aktuell gültigen allgemeinen Entlastungstatbestands für Unterneh-
men und des Spitzenausgleichs tritt, die beide aufgehoben würden. In Summe führt der Reformvor-
schlag 1b daher zu einer strengeren Besteuerung der Unternehmen, die durch das Förderprogramm nur 
teilweise wieder ausgeglichen wird. Reformvorschlag 1b bewirkt damit einen teilweisen Abbau bestehen-
der Beihilfen.  

Schließlich ließe sich die Angemessenheit der hohen Förderquote von 90 % gem. Rn. 109 KUEBLL damit 
begründen, dass die Förderung zusätzlich auf den Betrag gedeckelt ist, den der Antragsteller bereits an 
Strom- und Energiesteuer gezahlt hat. Auch wenn das Förderprogramm über ein Antrags- und Auszah-
lungsverfahren abgewickelt wird, handelt es sich daher bei wirtschaftlicher Betrachtung um eine Ermä-
ßigung von der Strom- und Energiesteuer. Rn. 109 KUEBLL gestattet es den Mitgliedstaaten, Klima-
schutzbeihilfen in Form von Steuerermäßigungen einzuführen. Höchst-Förderquoten regeln die KUEBLL 
hierfür nicht (anders als etwa Rn. 113 KUEBLL). Es ist daher davon ausgehen, dass Klimaschutzbeihilfen in 
Form von Steuerermäßigungen grundsätzlich angemessen sind, jedenfalls einer erleichterten Angemes-
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senheitskontrolle unterliegen (andernfalls hätte die EU-Kommission im Rahmen von Rn. 109 KUEBLL aus-
drücklichere Anforderungen an die Ausgestaltung von Klimaschutzbeihilfen durch Steuerermäßigungen 
aufgestellt). Auch wenn Rn. 109 KUEBLL wohl nicht unmittelbar auf das Förderprogramm in Reformvor-
schlag 1b anwendbar ist (weil es sich technisch nicht um eine Steuerermäßigung handelt), kann diese Leit-
linie jedenfalls nach ihrer Wertung herangezogen („analog angewendet“) werden. Aus ihr ergibt sich ein 
starkes Argument, dass die reguläre Belastung durch Strom- und Energiesteuer auch zu einem hohen Pro-
zentsatz wieder an Unternehmen zurückgegeben werden kann als Gegenleistung für Investitionen in Kli-
maschutzmaßnahmen. Auch die weiteren in Rn. 109 Satz 3 und Satz 4 KUEBLL geregelten Voraussetzun-
gen werden eingehalten bzw. können eingehalten werden. 

6. Transparenz (Ab. 3.2.1.4. KUEBLL) (= Anforderung 6): Diese Anforderung kann eingehalten werden 
durch entsprechende Bekanntmachung.  

7. Keine übermäßigen Auswirkungen auf Wettbewerb und Handel (Ab. 3.2.2. KUEBLL) (= Anforde-
rung 7): Diese Anforderung gilt gem. Rn. 114 KUEBLL nicht für Klimaschutzbeihilfen. 

8. Abwägung positive Auswirkungen der Beihilfe mit negativen Auswirkungen auf Wettbewerb und 
Handel (Ab. 3.3. KUEBLL) (= Anforderung 8): Diese Anforderung gilt gem. Rn. 114 KUEBLL nicht für Kli-
maschutzbeihilfen. 

Zusätzlich müssten die besonderen in Rn. 115 ff. KUEBLL geregelten Anforderungen an die Ausgestaltung von 
Klimaschutzbeihilfen erfüllt sein (siehe hierzu ausführlich in diesem Bericht unter Kapitel 21.2.1.3.2.). Dies ließe sich 
im Rahmen der weiteren Ausgestaltung des Förderprogramms gewährleisten. Im Ergebnis erscheint es begründ-
bar, dass Reformvorschlag 1b mit den Vorgaben der KUEBLL im Einklang steht und daher genehmigungsfähig ist.  

20.4 Auswirkungen des Vorschlags 

 Begünstigte Branchen, Unternehmen, Energie- und Strommengen, Fördervolumen ohne 
Anpassungsreaktionen 

Tabelle 60 zeigt das maximale Fördervolumen je Sektor auf 2-Steller-Ebene, wenn alle antragsberechtigten Unter-
nehmen die Förderung in Anspruch nehmen und 100 % der anrechenbaren Strom- und Energiesteuerzahlungen 
berücksichtigt werden. Bei der Energiesteuer handelt es sich aufgrund der Tarife (u.a. weitgehende Steuerbefrei-
ung der Kohle) und der Verbrauchsstruktur (andere Energieerzeugnisse spielen nur eine sehr geringe Rolle) im We-
sentlichen um Erdgas. Daher wurde, wie erwähnt, die Abschätzung nur für die zu erwartenden Steuerzahlungen auf 
Erdgas vorgenommen.  
 

Tabelle 60:  Antragsberechtigte Unternehmen und maximales Fördervolumen nach Sektoren (WZ 
2003*, 2-Steller, Bezugsjahr: 2017) 

 

WZ 
2003 
(2-
Steller) 

Bezeichnung MWh Strom 
(2017) 

Anzahl 
Unter-
nehmen 

Maximales 
Fördervo-
lumen (aus 
StromSt) 
(Mio. Euro)  

PJ 
Ener-
gie 
2017) 

Anzahl 
Unterneh-
men 

Maximale Förder-
volumen (aus 
EnergieSt) (Mio. 
Euro)  

10 
Kohlenbergbau, Torfge-
winnung 

2.376.056 22  48,71  0,76 12 1,16  

11 

Gewinnung von Erdöl 
und Erdgas, Erbringung 
damit verbundener 
Dienstleistungen 

856.141 9 17,55  2,61 6 3,99  

13 Erzbergbau 2.622 2 0,05  0,00 1 -   

14 
Gewinnung von Steinen 
und Erden, sonstiger 
Bergbau 

1.621.020 601 33,23  3,20 175 4,89  

15 Ernährungsgewerbe 18.666.008 5.685 382,65  93,77 3404 143,26  

16 Tabakverarbeitung 178.610 16 3,66  0,84 13 1,29  

17 Textilgewerbe 1.616.536 506 33,14  8,40 383 12,83  

18 Bekleidungsgewerbe 40.133 54 0,82  0,24 40  0,37  

19 Ledergewerbe 86.019 51 1,76  0,39 37 0,59  
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20 
Holzgewerbe (ohne 
Herstellung von Mö-
beln) 

4.413.520 1.041 90,48  5,93 150 9,06  

21 Papiergewerbe 18.467.924 635 378,59  39,11 442 59,76  

22 

Verlagsgewerbe, 
Druckgewerbe, Verviel-
fältigung von bespielten 
Ton-, Bild- und Daten-
trägern 

2.348.753 1.076 48,15  2,47 380 3,77  

23 

Kokerei, Mineralölverar-
beitung, Herstellung 
und Verarbeitung von 
Spalt- und Brutstoffen 

7.743.258 54 158,74  6,70 40 10,24  

24 Herstellung von chemi-
schen Erzeugnissen 

37.282.904 1.266 764,30  74,92 906 114,47  

25 
Herstellung von 
Gummi- und Kunst-
stoffwaren 

14.033.979 2.830 287,70  17,22 1155 26,31  

26 

Glasgewerbe, Herstel-
lung von Keramik, Ver-
arbeitung von Steinen 
und Erden 

10.916.954 1.671 223,80  8,81 1166 13,46  

27 Metallerzeugung und –
bearbeitung 

23.238.135 963 476,38  17,58 801 26,86  

28 
Herstellung von Metall-
erzeugnissen 

10.874.734 6.241 222,93  15,36 2992 23,46  

29 Maschinenbau 8.359.458 2.947 171,37  16,18 1723 24,72  

30 

Herstellung von Büro-
maschinen, Datenverar-
beitungsgeräten und -
einrichtungen 

60.871 30 1,25  0,08 10 0,13  

31 

Herstellung von Gerä-
ten der Elektrizitätser-
zeugung, -verteilung 
u.Ä. 

2.805.297 710 57,51  3,25 419 4,97  

32 
Rundfunk- und Nach-
richtentechnik 

2.276.475 298 46,67  0,76 119 1,17  

33 

Medizin-, Mess-, 
Steuer- und Regelungs-
technik, Optik, Herstel-
lung von Uhren 

2.280.337 643 46,75  3,71 276 5,66  

34 
Herstellung von Kraft-
wagen und Kraftwagen-
teilen 

16.315.099 704 334,46  16,37 519 25,01  

35 Sonstiger Fahrzeugbau 1.108.490 175 22,72  2,84 119 4,34  

36 

Herstellung von Mö-
beln, Schmuck, Musik-
instrumenten, Sportge-
räten, Spielwaren und 
sonstigen Erzeugnissen 

1.145.814 790 23,49  1,35 280 2,06  

37 Recycling 1.272.846 419 26,09  1,06 124 1,62  

40 Energieversorgung 10.413.508 2.826 213,48  32,23 852 49,24  

41 Wasserversorgung** - - - - - - 

45 Baugewerbe 835.646 459 17,13  0,73 181 1,11  

Summe   201.637.144 32.724 4.134 376,88 16.725 575,80 

Quelle: eigene Darstellung. *Um die Vergleichbarkeit mit den Tabellen in Kapitel 5 und 6 sicherzustellen, wurde die Struktur nach WZ 2003 beibe-
halten. Das bedeutet, dass innerhalb der berechtigten Branchen keine Umsortierung der Unternehmen bzw. Teilsektoren vorgenommen 
wurde, sondern nur die nicht mehr berechtigten Sektoren herausgefiltert wurden. **nicht mehr antragsberechtigt 

 

Wie Abbildung 48 zeigt, würde eine Nutzung der Förderrichtlinie durch alle antragsberechtigten Unternehmen 
und in vollem Umfang (Maximalszenario) zu einem deutlich höheren Fördervolumen führen als das bisherige Ent-
lastungsvolumen aus Spitzenausgleich und allgemeiner Entlastung (knapp 3 Mrd. Euro 2017). Das Fördervolumen 
läge um ca. 60 % über dem Entlastungsvolumen. Auch wenn die Richtlinie über die gezahlten Energie- und Strom-
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steuern der Unternehmen vollständig gegenfinanziert wäre und als eine für den Staat in Summe neutrale Rückver-
teilung angesehen werden kann, handelt es sich dennoch um Mittel, die bisher anderweitig im Bundeshaushalt ein-
geplant sind. Insofern wäre die Umsetzung nicht aufkommensneutral. Selbst unter Berücksichtigung der „einge-
sparten“ Mittel aus der Umstellung der vollständigen Steuerentlastung auf eine anteilige Entlastung bei den Pro-
zessen und Verfahren nach § 9a StromStG und § 51 EnergieStG bliebe das Entlastungsvolumen überschritten.  

Abbildung 48:  Vergleich des Umfangs der bisherigen Entlastungsregelungen und der Förderrichtlinie (Max 
Szenario ohne Deckelung) in Mio. Euro (Bezugsjahr: 2017) 

 
Quelle: eigene Darstellung *ohne Prozesse und Verfahren 

 

Um Aufkommensneutralität sicherzustellen, ist die Höhe des Fördervolumens jedoch auf die bisherige Entlas-
tungshöhe von knapp 3 Mrd. Euro pro Jahr begrenzt. Das Fördervolumen wäre dabei bereits nach Inanspruch-
nahme der Förderung durch die 831 größten Unternehmen (nach Strom/Energieverbrauch) ausgeschöpft. Im 
Durchschnitt dürften max. 63 % der Strom/Energiemengen entlastet werden, um das bisherige Entlastungsvolu-
men (von Spitzenausgleich und allgemeiner Entlastung) nicht zu überschreiten. 

Es ist davon auszugehen, dass aufgrund der Antragsvoraussetzungen (wirtschaftlich vorteilhafte Klimaschutzmaß-
nahme, begrenzte Ansparmöglichkeit, Auszahlung erst nach Abschluss der Maßnahme) nicht alle Unternehmen 
die Förderung in Anspruch nehmen werden. Erfahrungen mit Förderrichtlinien für Unternehmen zeigen, dass der 
Mittelabruf häufig hinter den verfügbaren Mitteln zurückbleibt. Sollte der Fördertopf dennoch zu schnell ausge-
schöpft werden, sollte die Höhe der Förderung je Unternehmen entsprechend angepasst werden.  

 Produktionswert, Energieverbrauch, Steueraufkommen und CO2 -Emissionen mit 
Anpassungsreaktionen 

In der folgenden Analyse betrachten wir mögliche weitere Auswirkungen zum Reformvorschlag 1. Hierbei berück-
sichtigen wir die Abschnitte B (Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden) und C (Verarbeitendes Gewerbe) 
auf WZ-2008 2-Stellerebene. 

Im Ausgangsjahr 2017 ergeben sich für diese Wirtschaftszweige in Summe die folgenden Größen (vgl. auch Balken 
„Status Quo“ in Abbildung 49): 

▪ Bruttoproduktionswert:  1.927 Mrd. Euro  

▪ Energienachfrage:  4.076 PJ 

▪ Steueraufkommen:  1.577 Mio. Euro 

▪ Treibhausgas-Emissionen:  195 Mio. Tonnen CO2 -Äq 

0 1.000 2.000 3.000 4.000 5.000

Bisherige
Entlastungsregelungen*

Förderrichtlinie

Mio. Euro

Entlastungsvolumen (gemäß §9b + §10 StromStG)

Entlastungsvolumen (gemäß §54 + §55 EnergieStG)
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Wäre der Reformvorschlag in diesem Jahr bereits umgesetzt worden, hätten die Unternehmen 4.698 Mio. Euro an 
Steuern entrichten müssen – also 3.121 Mio. Euro mehr als ohne den Reformvorschlag. Dies entspricht einem An-
stieg der Strom- und Energiekosten um knapp 9,1 %. Die größten Anstiege sind dabei bei Kohlenbergbau (WZ-
2008 5) und Gewinnung von Erdöl und Erdgas (6) in Abschnitt B sowie Holz (16), Papier (17), Kokerei und Mineralöl 
(19), Chemie und Pharmazie (20+21), Glas (23), Metallerzeugnisse (24) und Reparatur und Installation von Maschi-
nen und Ausrüstungen (33) mit über 10 % zu verzeichnen. Diese Zahlen berücksichtigen zunächst nicht den Inves-
titionszuschuss, da zunächst die komplette Steuer von den Unternehmen gezahlt werden muss.  

Das neue Steueraufkommen entspricht methodisch der Analyse, die bereits im vorangegangenen Kapitel beleuch-
tet wurde. Dabei wurden die als Bemessungsgrundlage für allgemeine Entlastung und Spitzenausgleich dienenden 
Strom- und Energiemengen mit den Regelsätzen multipliziert (bei der Energiesteuer vereinfacht nur für Erdgas) 
sowie die anteilige Zahlung bei Prozessen und Verfahren berücksichtigt. Um etwaige Anpassungsreaktionen der 
Unternehmen zu berücksichtigen, werden im Folgenden weitere Reaktionen und ihre Auswirkung auf die zentralen 
Kenngrößen beleuchtet. 

 

Im ersten Schritt schätzen wir den Bruttoproduktionsrückgang, der mit dem Energiekostenanstieg einhergeht. Un-
ter der Anwendung der in der Literatur zu findenden Energiekosten-Produktionselastizitäten spannen wir mögli-
che Entwicklungsszenarien auf:  

▪ In einem optimistischen Szenario, in dem es zu Produktionsrückgang kommt, verbleibt das Steueraufkommen 
auf 4.698 Mio. Euro. Bruttoproduktionswert, Energienachfrage und Treibhausgasemissionen bleiben unverän-
dert.  

▪ Im pessimistischen Szenario, in dem es zu einem starken Produktionsrückgang kommt, sinkt das Bruttoproduk-
tionsniveau um 26 Mrd. Euro bzw. 1,36 % auf 1.901 Mrd. Euro. Dieser negative Nachfrageschock führt wiederum 
zu einem Rückgang der Energienachfrage (-2,65 %), der Treibhausgas-Emissionen (-2,89 %) und einem Steu-
eraufkommen, das im Vergleich zum optimistischen Szenario (ohne Produktionsrückgang) um 2.37 % niedriger 
ausfällt.  

▪ Im mittleren Szenario sinkt der das Bruttoproduktionsniveau im Vergleich zum Ist-Wert 2017 um 0,68 % auf 1.914 
Mrd. Euro und führt zu einem Rückgang der Energienachfrage um 1,33 %, der Treibhausgas-Emissionen um 
1,44 % und einem das Steueraufkommen im Vergleich zum optimistischen Szenario (ohne Produktionsrück-
gang) um 1,19 %. 

Die Ergebnisse lassen sich auch in Abbildung 49 nachvollziehen. Es handelt sich jeweils um den Balken „Szenario 
ohne Investitionseffekt. Optimistisches und pessimistisches Szenario bilden die Ober- und Untergrenzen der An-
passungsreaktion. Das mittlere Szenario ist das aus unserer Sicht wahrscheinlichste und wird als hellblaue Linie dar-
gestellt. 

 

Reformoption 1 bietet den Unternehmen jedoch einen Ausgleich in Form einer Investitionszulage in Energieeffizi-
enz- bzw. Klimaschutz-Maßnahmen. Diese Investitionen führen wieder zu einem niedrigeren Energieverbrauch 
und wirken dem relativen Energiekostenanstieg sowie dem Produktionsrückgang entgegen.  

Insgesamt können die Unternehmen im Abschnitt B und C Investitionszuschüsse von bis zu 2.795 Mio. Euro abrufen. 
Unter der Annahme, dass 100 % abgerufen würden und der Reformvorschlag eine 90 % Förderquote vorsieht, 
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würde dies entsprechend zusätzliche Investitionen in Höhe von 3.105 Mio. Euro induzieren. Aufgrund der damit 
verbundenen Energieeinsparungen sinkt die Energienachfrage um2.66 % bis 4,65 % im Vergleich zum Ist-Niveau 
von 2017. Das Bruttoproduktionsniveau versbessert sich wiederum, so dass das Niveau in Abhängigkeit des Szena-
rios schlussendlich nur noch 1,31 % oder 0,53 % unter bzw. wieder auf dem Ist-Niveau von 2017 liegen würde.  

Das Steueraufkommen liegt über dem Ist-Wert von 2017 – in Abhängigkeit der Szenarien bei 1.780, 1.773 oder 1.611 
Mio. Euro. Der THG-Emissionsausstoß würde sich im mittleren Szenario um 5,9 % auf 183 Mio. Tonnen CO2 -Äq. 
verringern. 

 

Abbildung 49:  Potenzielle Auswirkungen des Reformvorschlags 1 
Bruttoproduktionswert                                                                                    Steueraufkommen 

 
Energiebedarf                                                                                                          Treibhausgas-Emissionen 

 
Quelle: eigene Berechnungen Oxford Economics 

 

Die Ergebnisse sind in Abbildung 49 dargestellt. Im aus unserer Sicht wahrscheinlichsten mittleren Szenario sähen 
die Kenngrößen bei Einführung des Reformvorschlags 1 demnach wie folgt aus (in Klammern: prozentuale Verän-
derung zum Ist-Wert 2017) : 

▪ Bruttoproduktionswert:  1.917 Mrd. Euro (-0.53 %) 

▪ Energienachfrage:  3.967 PJ (-2.66 %) 

▪ Steueraufkommen:  1.773 Mio. Euro (+12.42 %) 

▪ Treibhausgas-Emissionen:  183 Mio. Tonnen CO2 -Äq (-5.85 %) 
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21 Detailanalyse Reformvorschlag 3b: Entlastung nach Vorbild 
BesAR/BECV, mit Modifikationen 

21.1 Beschreibung des Vorschlags 

Reformvorschlag 3b setzt sich aus folgenden Komponenten zusammen:  

1. Zum einen ist die allgemeine Steuerentlastung für Unternehmen (§ 9b StromStG und § 54 EnergieStG) 
und der Spitzenausgleich (§ 10 StromStG und § 55 EnergieStG) so weiterzuentwickeln, dass entlastungs-
berechtigte Unternehmen eine Entlastung von der Strom- und Energiesteuer grundsätzlich nur dann in 
Anspruch nehmen können, wenn und soweit sie Investitionen in wirtschaftlich vorteilhafte Klima-
schutzmaßnahmen getätigt haben. Im Einzelnen:  

a. Die für derartige Klimaschutzmaßnahmen getätigten Aufwendungen können – teilweise – als 
Entlastung von der Strom- und Energiesteuer geltend gemacht werden (= Entlastungstatbe-
stand 1). Der Entlastungstatbestand 1 soll Investitionen in Klimaschutzmaßnahmen im Unter-
nehmen erleichtern und den Unternehmen helfen, die Klimabilanz ihrer Produktion zu verbes-
sern.  

b. Erst wenn im Unternehmen keinerlei wirtschaftlich vorteilhafte Klimaschutzmaßnahmen mehr 
möglich sind (das Unternehmen sich mit anderen Worten wirtschaftlich optimal aufgestellt hat 
im Hinblick auf seine THG-Bilanz), kann das Unternehmen eine teilweise Strom- und Energies-
teuerentlastung in Anspruch nehmen, ohne dafür Investitionen tätigen zu müssen (= Entlas-
tungstatbestand 2). Anders als bislang ist die Höhe der Entlastung abhängig von der jeweiligen 
Energie- bzw. Stromintensität und nur Unternehmen mit hoher Energie- bzw. Stromintensität 
können den Entlastungstatbestand in Anspruch nehmen. Der Entlastungstatbestand 2 hat dem-
nach einen anderen Zweck als Entlastungstatbestand 1. Er soll Unternehmen vor Standortnach-
teilen im internationalen Wettbewerb schützen und einem Carbon-Leakage vorbeugen.  

2. Zum anderen ist die vollständige Steuerentlastung für Prozesse und Verfahren (§ 9a StromStG und § 51 
EnergieStG) in eine teilweise Steuerentlastung für Prozesse und Verfahren zu überführen und sind die 
Voraussetzungen für die Inanspruchnahme der teilweisen Steuerentlastung enger zu fassen (= Entlas-
tungstatbestand 3). 

Tabelle 61:  Übersicht Reformvorschlag 3b 

Aktuelle Rechtslage Vorgeschlagene Veränderungen 

allgemeine Steuerentlastung gem. § 9b StromStG 
und § 54 EnergieStG 

➔Reduktion der entlastungsberechtigten Sektoren und 
Unternehmen 

➔Entlastungstatbestand 1: Entlastung für getätigte Investitionen in 
wirtschaftlich vorteilhafte Klimaschutzmaßnahmen (nach DIN EN 
17463) 

➔Entlastungstatbestand 2: Sofern wirtschaftlich vorteilhafte 
Klimaschutzmaßnahmen im Unternehmen nicht möglich sind, 
Entlastung in Abhängigkeit der Strom-/Energieintensität 

Spitzenausgleich gem. § 10 StromStG und § 55 
EnergieStG 

vollständige Steuerentlastung für Prozesse und 
Verfahren gem. § 9a StromStG und § 51 EnergieStG 

Neugestaltung (Entlastungstatbestand 3): 

➔nur noch teilweise Steuerentlastung i.H.v. 80  % 

➔weitere 20 % Entlastung möglich für getätigte Investitionen in 
wirtschaftlich vorteilhafte Klimaschutzmaßnahmen (DIN EN 17463). 

Quelle: eigene Darstellung 

 

Für die Unternehmen der Land- und Forstwirtschaft sollten die Entlastungstatbestände gemäß der Fragestellung 
des vorliegenden Gutachtens in der aktuellen Fassung erhalten bleiben. Die hier vorgeschlagenen neuen Entlas-
tungstatbestände 1, 2 und 3 gelten daher nicht für die Land- und Forstwirtschaft.  
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 Allgemeine tatbestandliche Voraussetzungen für die Inanspruchnahme der Entlastungstatbestände 1 
und 2 

Wie auch im aktuellen Recht können die Entlastungstatbestände 1 und 2 nur auf Antrag in Anspruch genommen 
werden. Das Verfahren der Antragstellung (Frist: 31.12. des Folgejahres; Entlastungsabschnitte: Kalender-, Viertel- , 
Halbjahr oder Kalendermonat; etc.) und der Auszahlung der Entlastung kann unverändert beibehalten werden.160  

In materieller Hinsicht werden die Voraussetzungen zur Inanspruchnahme der beiden Entlastungstatbestände 1 
und 2 aber neu gefasst. Im Einzelnen können die Antragsteller die Entlastung nur dann in Anspruch nehmen, wenn 
sie folgende Voraussetzungen erfüllen:  

1. Zugehörigkeit zu entlastungsberechtigter Branche: Nur Unternehmen aus einer Branche mit internati-
onaler Wettbewerbssituation können die beiden Entlastungstatbestände in Anspruch nehmen. Tatbe-
standlich wird dies dadurch umgesetzt, dass für die Stromsteuerentlastung an die in Anlage 4 des EEG 
2021 (in der momentan geltenden Fassung = statischer Verweis) genannten Branchen und für die Ener-
giesteuerentlastung an die in der Carbon-Leakage-Liste nach EU ETS (= Tabellen 1 und 2 BECV) genann-
ten Sektoren angeknüpft wird.  

Stromsteuer Energiesteuer 

Unternehmen aus Branchen in Anlage 4 EEG 
2021161 

Unternehmen aus Sektoren/Teilsektoren der Carbon-
Leakage-Liste nach EU ETS  
(= Tabellen 1 und 2 BECV) 

 

2. Erreichen einer Mindest-Energie-/Stromintensität: Zudem muss der Antragsteller einen besonders ho-
hen Energie-/Stromeinsatz haben, so dass sich die Energie- und Strombesteuerung in besonderem Maße 
auf die Kostenstruktur bzw. den Preis der Produkte des Antragstellers auswirkt. Maßgebliche Kenngröße 
zur Feststellung der besonderen Betroffenheit durch die Strom- und Energiesteuer ist die Stromintensität 
(„SI“) bzw. die Energieintensität („EI“). Die SI/EI wird ermittelt durch den Quotienten aus dem tatsächli-
chen Strom-/Energiebezug im Antragsjahr und der Bruttowertschöpfung („BWS“) des Antragstellers. Die 
Methodik zur Ermittlung der Bruttowertschöpfung ist bereits aus der sog. Besonderen Ausgleichsrege-
lung gem. §§ 64 ff. EEG 2021 bekannt, so dass die hierfür maßgebliche Legaldefinition der BWS in § 64 
Abs. 6 Nr. 2 EEG 2021 vorliegend herangezogen werden kann. Der Reformvorschlag 3 sieht vor, dass Un-
ternehmen erst ab einer SI von mind. 1,8 MWh/1.000 Euro BWS eine Stromsteuer-Entlastung in An-
spruch nehmen können. Die Energiesteuer-Entlastung kann ab einer EI von mind. 30 GJ/1.000 Euro 
BWS in Anspruch genommen werden.  

3. Erweitertes Energiemanagementsystem im Unternehmen vorhanden: Der Antragsteller muss in sei-
nem Unternehmen ein zertifiziertes Energiemanagementsystem nach dem Standard ISO 50001:2018 
(übergangsweise für KMU ISO 50005 Stufe 3 für max. 3 Jahre) betreiben. Zusätzlich ist erforderlich, dass 
der Antragsteller eine sog. THG-Erweiterungstabelle führt, die ebenfalls regelmäßig durch einen akkredi-
tierten Energieauditor geprüft wird. Die THG-Erweiterungstabelle knüpft an die Liste der Significant Ener-
gie Uses („SEU“) an, die ohnehin im Rahmen des Energiemanagementsystems geführt wird. In Ergänzung 
zu dieser SEU-Liste, in der nur Energiemengen erfasst werden, stellt die THG-Erweiterungstabelle zusätz-
lich die durch die SEUs entstehenden Treibausgas-Emissionen dar, zeigt Einsparmöglichkeiten bzw. Kli-
maschutzmaßnahmen für die einzelnen SEUs auf und bewertet diese nach der DIN EN 17463 („ValERI“). 
Die inhaltlichen Anforderungen an die THG-Erweiterungstabelle sowie ein Muster für die Tabelle sollen in 
einer neuen Anlage zum EnergieStG konkretisiert werden. 

4. Selbstbehalt: Für Entlastungsanträge gilt ein sog. Selbstbehalt i.H.v. 1.000 Euro. D.h. eine Entlastung wird 
nur ausgezahlt, sofern der Steuerschuldner mindestens 1.000 Euro Steuer gezahlt hat, und die Entlastung 
wird nur auf den Betrag gewährt, der den Selbstbehalt von 1.000 Euro übersteigt. 

 
 
160  Zur Umsetzung des Reformvorschlags müssten die Vorschriften der §§ 17b, 19 StromStV und §§ 100, 101 EnergieStV da-

her in erster Linie redaktionell angepasst werden in Abhängigkeit der Neugestaltung des StromStG und des EnergieStG. 

Daher erscheint es angemessen, dass in diesem Gutachten auf die Entwicklung von Formulierungsvorschlägen für die 

beiden Verordnungen verzichtet wird.  
161   Statischer Verweis. Die Branchenlisten der BesAR gehen auf die Umwelt- und Energiebeihilfeleitlinien der EU-Kommis-

sion (UEBLL) zurück und sind daher auch bei einer möglichen Abschaffung der EEG-Umlage und damit der BesAR als 

Grundlage zur Bewertung der internationalen Wettbewerbssituation geeignet. 
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 Entlastungstatbestand 1 (Entlastung für getätigte Klimaschutzinvestitionen) 

Durch den Entlastungstatbestand 1 kann der Antragsteller getätigte Investitionen in Maßnahmen zur Emissionsre-
duktion („Klimaschutzmaßnahme") als Entlastung von der Energie/Stromsteuer geltend machen.  

21.1.2.1 Besondere Tatbestandsvoraussetzungen des Entlastungstatbestands 1 

Zusätzlich zu den oben dargestellten allgemeinen Voraussetzungen hat der Entlastungstatbestand 1 folgende be-
sondere tatbestandliche Voraussetzungen: 

1. Wirtschaftlich vorteilhafte Klimaschutzmaßnahme: Die Entlastung setzt voraus, dass eine oder meh-
rere wirtschaftlich vorteilhafte Klimaschutzmaßnahme(n) vorliegen.  

a. Klimaschutzmaßnahmen sind Maßnahmen, die nachweislich zur Reduktion des fossilen Primär-
energieverbrauchs beim Antragsteller beitragen oder anderweitig die THG-Emissionen des An-
tragstellers reduzieren. Bei der Anwendung dieses Tatbestandsmerkmals kann die Herausforde-
rung darin liegen, die Klimaschutzmaßnahmen von solchen Maßnahmen abzugrenzen, die vor-
nehmlich aus anderen Gründen durchgeführt werden, als Nebeneffekt aber auch die Emissions-
bilanz des Antragstellers verbessern. Abgrenzungsschwierigkeiten könnten beispielsweise dann 
entstehen, wenn der Antragsteller eine Produktionsmaschine in erster Linie deshalb austauscht, 
weil diese kostengünstiger ist oder schneller arbeitet. Sofern die neue Maschine auch weniger 
Energie verbraucht, verbessert sie zugleich die Emissionsbilanz des Unternehmens. In solchen 
Fällen allein anhand der Motivation des Antragstellers abzugrenzen, ist praktisch kaum handhab-
bar. Hier dürfte es vielmehr geboten sein, die Gesamtinvestition aufzuteilen in einen Teil, der auf 
die Klimaschutzmaßnahme entfällt (insoweit kann die Entlastung geltend gemacht werden), und 
einen Teil, der zur technischen Verbesserung bzw. Leistungssteigerung gegenüber dem Status 
Quo aufgewendet wird (insoweit keine Entlastung möglich). Die Prüfung, ob bzw. in welchem 
Umfang es sich im Einzelfall um eine Klimaschutzmaßnahme handelt, ist durch einen akkreditier-
ten Energieauditor vorzunehmen.162 

b. Der Entlastungstatbestand setzt zudem voraus, dass die Klimaschutzmaßnahme wirtschaftlich 
vorteilhaft ist, d.h. auf Grund einer Bewertung nach der DIN EN 17463 („ValERI“) einen positiven 
Kapitalwert (= Nettobarwert) hat. 

Vereinfacht ausgedrückt wird der Kapitalwert der Maßnahme dadurch ermittelt, dass die Kosten 
der Maßnahme und die Ertragswerte der durch die Maßnahme erzielbaren zukünftigen Vorteile 
(Einsparungen) diskontiert und aufsummiert werden. Hierbei sind die durch die Steuerentlas-
tung erzielbaren Kostenvorteile allerdings nicht zu berücksichtigen. Die Maßnahme muss also 
schon ohne die Steuerentlastung einen positiven Kapitalwert aufweisen. Andernfalls könnte der 
Entlastungstatbestand 1 zu dem unerwünschten Ergebnis führen, dass wirtschaftlich unsinnige 
Klimaschutzmaßnahmen durchgeführt werden. 

Sofern keine wirtschaftlich vorteilhafte Klimaschutzmaßnahme im Unternehmen möglich ist, 
kommt keine Entlastung nach dem Entlastungstatbestand 1 in Betracht, sondern allenfalls eine 
Entlastung nach dem Entlastungstatbestand 2.  

c. Nachweis durch Bestätigung Energieauditor: Dass es sich um eine Klimaschutzmaßnahme 
handelt und diese wirtschaftlich vorteilhaft ist, ist bei Stellung des Entlastungsantrags gegenüber 
dem Hauptzollamt nachzuweisen durch Vorlage einer entsprechenden Bestätigung eines akkre-
ditierten Energieauditors. 

2. Klimaschutzmaßnahme bereits begonnen und Aufwendungen getätigt:  

a. Der Entlastungstatbestand 1 setzt voraus, dass der Antragsteller im Abrechnungszeitraum oder 
nach dem Abrechnungszeitraum (spätestens bis zur Stellung des Entlastungsantrages) die Kli-
maschutzmaßnahme wenigstens bereits begonnen hat. Die Maßnahme ist spätestens dann be-

 
 
162  Erläuterung: Ein akkreditierter Energieauditor (Energieauditor/in einer akkreditierten Zertifizierungsstelle) ist ein(e) 

Fachmann/Fachfrau in Sachen Energiemanagement und dürfte grundsätzlich sehr gut in der Lage sein zu erkennen, ob es 

sich im Einzelfall um eine Klimaschutzinvestition handelt oder nicht. Er/sie muss ja sowieso jede angedachte Maßnahme 

hinsichtlich der Wirtschaftlichkeitsbewertung prüfen, sodass eine Prüfung der Übereinstimmung mit der Definition keine 

wesentliche Zusatzarbeit darstellen dürfte.  
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gonnen in diesem Sinne, wenn sie beauftragt worden ist. Es ist nicht erforderlich, dass die Maß-
nahme bis zur Antragstellung bereits abgeschlossen worden ist. Denn oftmals wird sich die Um-
setzung von Klimaschutzmaßnahmen über mehrere Jahre hinziehen.  

b. Außerdem muss der Antragsteller im Abrechnungszeitraum oder danach (bis zur Stellung des 
Entlastungsantrages) bereits Aufwendungen für die Klimaschutzmaßnahme getätigt haben. 
Denn nur so weit tatsächlich Zahlungen geleistet worden sind, können diese als Entlastung gel-
tend gemacht werden.  

c. Sofern die Klimaschutzmaßnahme, wegen derer die Entlastung beantragt wird, noch nicht abge-
schlossen worden ist, ist zusätzlich erforderlich, dass sich der Antragsteller im Entlastungsantrag 
dazu verpflichtet, die Klimaschutzmaßnahme zum Abschluss zu bringen. Durch diese Verpflich-
tung wird sichergestellt, dass die gewährte Steuerentlastung auch tatsächlich zu einer Verbesse-
rung der Emissionsbilanz im Unternehmen des Antragstellers führt.  

21.1.2.2 Rechtsfolge: Umfang der Entlastung nach Entlastungstatbestand 1 

Sofern die vorstehend dargestellten allgemeinen und besonderen tatbestandlichen Voraussetzungen des Entlas-
tungstatbestandes 1 erfüllt sind, wird eine teilweise Entlastung von der Strom- und Energiesteuer wie folgt gewährt:  

1. Entlastung nur in Höhe der getätigten Investitionen: Die Entlastung kann maximal in Höhe des Betrags 
gewährt werden, den der Antragsteller im Abrechnungszeitraum und danach bis zur Antragstellung tat-
sächlich in die Klimaschutzmaßnahme(n) investiert hat. 

2. Entlastung gedeckelt auf 75 % der regulären Steuer: In jedem Fall ist die Entlastung auf 75 % der Strom- 
oder Energiesteuer gedeckelt, um eine Mindestbesteuerung von Strom und Energie zu gewährleisten. 
Der Entlastungstatbestand 1 ist damit attraktiver als der Entlastungstatbestand 2 (bei diesem beträgt die 
Entlastung nur ausnahmsweise 75 %). Die höhere Attraktivität von Entlastungstatbestand 1 soll gezielt ei-
nen starken Anreiz zur Durchführung von Klimaschutzmaßnahmen schaffen. Aus Gründen der Verhal-
tensökonomie wäre es nicht stimmig, wenn Entlastungstatbestand 2 zu einer höheren Entlastung führte 
als Entlastungstatbestand 1. Denn dann würde es sich für Antragsteller auszahlen, möglichst keine Klima-
schutzmaßnahmen durchzuführen.  

3. Mindestbesteuerung nach EnergiesteuerRL: Soweit die EnergiesteuerRL eine Mindestbesteuerung 
vorsieht, sollte die Entlastung jedoch maximal so hoch sein, dass die europarechtlich vorgegebenen Min-
deststeuersätze nicht unterschritten werden (vgl. Tabelle unten). Dies wäre zwar gem. Art. 17 Abs. 1 Bst. b) 
EnergiesteuerRL nicht zwingend notwendig, weil hiernach nur sichergestellt sein müsste, dass „im Durch-
schnitt für alle Betriebe“ die Mindeststeuersätze nach der EnergiesteuerRL eingehalten werden. Aber im 
Hinblick auf die beihilferechtliche Freistellung gem. Art. 44 Nr. 2 AGVO bzw. die beihilferechtliche Geneh-
migung unter Anwendung der KUEBLL ist sicherzustellen, dass die Mindeststeuersätze nach der Energie-
steuerRL nicht unterschritten werden.  

Wie auch schon nach aktuellem Recht (§ 54 EnergieStG und § 9b StromStG) kann die Steuerentlastung 
nur für bestimmte Energieträger in Anspruch genommen werden: leichtes Heizöl, Schmieröl und andere 
Öle, Erdgas, Flüssiggas sowie Strom. Demgegenüber kann für Kohle, Petrolkoks und Schweröl (= Heizöle 
der UPos. 2710 19 62 bis 2710 1968 und 2710 2031 bis 2710 2039 der KN) keine Entlastung in Anspruch 
genommen werden.163 Dies wird im EnergieStG weiterhin durch eine tatbestandliche Anknüpfung an eine 
Versteuerung nach § 2 Abs. 3 EnergieStG umgesetzt. 

Der Entlastungstatbestand 1 kann im EnergieStG nur in Anspruch genommen werden, soweit die genann-
ten Energieträger für das Verheizen zu betrieblichen Zwecken oder in begünstigten Anlagen nach § 3 
EnergieStG eingesetzt wird. Diese Beschränkung ist aufgrund von Art. 17 Abs. 1 Bst. b) EnergiesteuerRL 
erforderlich, wonach die Steuerermäßigung nur bei Nutzung für Heiz- oder die in Art. 8 Abs. 2 Bst. b) und 

 
 
163  Nachdem auch der aktuelle § 54 EnergieStG für diese Energieerzeugnisse keine Entlastung vorsieht, erscheint es nicht 

angezeigt, insoweit zusätzlich eine Entlastung einzuführen. Überdies erschiene angesichts der schlechten Klimabilanz von 

Kohle und Koks eine Entlastung für diese Energieerzeugnisse fragwürdig. Schließlich ist zu berücksichtigen, dass die im 

deutschen Recht vorgesehenen Steuersätze für Kohle und Schweröl ohnehin kaum über den Mindeststeuersätzen nach 

der Richtlinie liegen (0,15 Euro/GJ für Heizöl und für Kohle, jeweils bei betrieblicher Verwendung; für Petrolkoks regelt die 

Richtlinie keinen ausdrücklichen Mindeststeuersatz, insoweit dürfte gem. Art. 2 Abs. 3 EnergiesteuerRL aber derselbe 

Mindeststeuersatz gelten). 
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c) EnergiesteuerRL genannten Zwecke möglich ist. Entsprechend der Vorgaben aus der EnergiesteuerRL 
gilt der Entlastungstatbestand 1 im StromStG demgegenüber umfassend für alle Strommengen, die zu be-
trieblichen Zwecken genutzt werden. 

Demnach ergeben sich für Entlastungstatbestand 1 im Einzelnen die folgenden Entlastungen:  

Tabelle 62:  Übersicht: anwendbare Entlastungssätze Entlastungstatbestand 1 

 Regelsteuersatz  Nach Abzug 75 % 
Entlastung  

Mindeststeuersatz 
nach EnergieStRL 

Betrag 
Entlastung 

Strom 20,50 Euro/MWh  
(§ 3 StromStG) 

5,125 Euro/MWh 0,5 Euro/MWh  15,375 
Euro/MWh 

leichtes 
Heizöl HEL 

61,35 Euro/1000 l 
bzw. 76,35 Euro/1000 l 
(bei höherem Schwefelgehalt) 
(§ 2 Abs. 3 Nr. 1 EnergieStG)  

15,34 Euro/1.000 l 
19,01 Euro/1.000 l 

21,00 Euro/1000 l  40,35  
Euro/ 1.000 l 
(maximal möglich 
nach EnStRL) 

Schmieröl 
und andere 
Öle 

61,35 Euro/1000 l 
(§ 2 Abs. 3 Nr. 3 EnergieStG) 

15,34 Euro/1.000 l 21,00 
Euro/1000l164 

40,35  
Euro/ 1.000 l 
(maximal möglich 
nach EnStRL) 

Erdgas  5,50 Euro/MWh 
(§ 2 Abs. 3 Nr. 4 EnergieStG) 

1,38 Euro/MWh 0,041 Euro/MWh 
(betriebliche 
Verwendung) 
bzw. 0,083 
Euro/MWh 
(Verwendungen 
i.S.v. Art. 8 Abs. 2 
RL) 

4,12  
Euro/MWh 

Flüssiggas 60,60 Euro/1000 kg 
(§ 2 Abs. 3 Nr. 5 EnergieStG) 

15,15 
Euro/1.000 kg 

0 Euro/1000 kg 
(betriebliche 
Verwendung)  
 

45,45 
Euro/1.000 kg 

Quelle: eigene Darstellung 

 

4. Entlastung über mehrere Abrechnungszeiträume für dieselbe Klimaschutzmaßnahme: Sofern die 
Summe der getätigten Klimaschutzinvestition die im Abrechnungszeitraum maximal mögliche Entlastung 
(grundsätzlich 75 %) übersteigt, kann der überschießende Betrag in den folgenden Abrechnungszeiträu-
men als Entlastung geltend gemacht werden. 

Bsp.: Antragsteller hat im Jahr 2024 Euro 100.000 in Klimaschutzmaßnahme investiert. Unternehmen 
zahlt jedes Jahr Euro 30.000 Strom- und Energiesteuer (ohne Prozesse und Verfahren). In diesem Fall 
kann Unternehmen in den Jahren 2024, 2025, 2026 und 2027 grundsätzlich jeweils Euro 22.500 Entlas-
tung in Anspruch nehmen (jeweils 75 % aus Jahressteuerlast). Für das Jahr 2028 verbleiben dann noch 
Euro 10.000, die als Entlastung in Anspruch genommen werden können (Euro 100.000 – 4 x Euro 22.500 
= Euro 10.000).  

5. Gemeinsame Behandlung Strom- und Energiesteuer: Den möglichen Entlastungsbetrag kann der An-
tragsteller sowohl von der Energiesteuer als auch von der Stromsteuer zum Abzug bringen. Strom- und 
Energiesteuer werden insoweit gemeinsam betrachtet, um auch sog. Umstrukturierungsinvestitionen zu 
ermöglichen, die beispielsweise dazu führen, dass sich im Unternehmen der Gasverbrauch (und damit die 
Energiesteuerbelastung) reduziert und der Stromverbrauch (und damit die Stromsteuerbelastung) er-
höht. Allerdings ist zu berücksichtigen, dass der Stromsteuer-Entlastungstatbestand eine Mindest-SI und 
der Energiesteuer-Entlastungstatbestand eine Mindest-EI erfordert. Falls also der Antragsteller nur eine 
von beiden (Mindes-SI oder Mindest-EI) erreicht, kann der Entlastungstatbestand nur für Strom oder nur 
Energie in Anspruch genommen werden. 

6. Die Entlastungstatbestände 1 und 2 können auch kumulativ angewendet werden, wenn beispielsweise im 
Unternehmen nur noch eine wirtschaftlich sinnvolle Klimaschutzmaßnahme möglich ist und die hierfür 
getätigten Aufwendungen geringer sind als 75 % der vom Antragsteller gezahlten Strom/Energiesteuer. 
In diesem Fall kann der Antragsteller zunächst die getätigten Aufwendungen als Entlastung von der 

 
 
164  Mindeststeuersatz für Schmieröl dürfe sich aus Art. 2 Abs. 3 EnergiesteuerRL ergeben (Besteuerung wie leichtes Heizöl). 
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Steuer geltend machen. Für denjenigen Anteil der Strom- und Energiemengen, für den der Entlastungs-
tatbestand 1 nicht geltend gemacht werden kann, ist eine Entlastung nach dem Entlastungstatbestand 2 
möglich.  

7. Der Entlastungsantrag kann auch schon unterjährig gestellt werden, nachdem Aufwendungen getätigt 
worden sind (je nach Antrag erfolgt die Auszahlung dann monatlich, quartalsmäßig oder halbjährig).165 

 Entlastungstatbestand 2 (Entlastung wegen hoher Strom- bzw. Energieintensität)  

Sofern im Unternehmen des Antragstellers keine wirtschaftlich vorteilhaften Klimaschutzmaßnahmen (mehr) mög-
lich sind, ermöglicht Entlastungstatbestand 2 eine Steuerentlastung wegen hoher Strom-/Energieintensität beim 
Antragsteller.166 Der Entlastungstatbestand 2 ist nachrangig gegenüber dem Entlastungstatbestand 1. Antragstel-
ler können ihn nur in Anspruch nehmen, nachdem sie in ihrem Unternehmen alle denkbaren wirtschaftlich vorteil-
haften Klimaschutzmaßnahmen durchgeführt haben. Ab diesem Zeitpunkt ist das Unternehmen hinsichtlich seiner 
THG-Emissionen wirtschaftlich optimiert. Erst jetzt greift der Zweck des Entlastungstatbestands 2, die Unterneh-
men vor internationalen Wettbewerbsnachteilen zu schützen und Carbon-Leakage zu verhindern. 

21.1.3.1 Besondere Tatbestandsvoraussetzungen des 
Entlastungstatbestands 2 

Zusätzlich zu den oben dargestellten allgemeinen Voraussetzungen hat der Entlastungstatbestand 2 nur eine be-
sondere tatbestandliche Voraussetzung: Der Antragsteller muss nachweisen, dass wirtschaftlich vorteilhafte Klima-
schutzmaßnahmen nicht durchführbar sind. Im Antragsverfahren wird der Nachweis durch Vorlage einer Bestäti-
gung durch einen akkreditieren Energieauditor geführt.167 

21.1.3.2 Rechtsfolge: Umfang der Entlastung nach Entlastungstatbestand 2/ 
ab 2026 Kopplung an Bundesklimaschutzziele 

Sofern die vorstehend dargestellten allgemeinen und besonderen tatbestandlichen Voraussetzungen des Entlas-
tungstatbestandes 2 erfüllt sind, kann der Antragsteller in Abhängigkeit von seiner individuellen SI/EI eine Entlas-
tung von der Strom- und Energiesteuer in Anspruch nehmen.  

  

 
 
165  So auch schon im aktuellen Recht möglich gem. §§ 17b Abs. 2, 19 Abs. 2 StromStV und §§ 100 Abs. 2, 101 Abs. 2 EnergieStV. 
166  Zudem sollte gesetzlich verankert werden, dass der Staat Aufklärungsarbeit zu leisten hat, damit die Unternehmen den 

Inhalt der Neuregelung – speziell in Bezug auf die Wahlmöglichkeiten – auch verstehen. Hierzu könnte im EnergieStG und 

im StromStG folgende Regelung aufgenommen werden: „Die Bundesregierung trifft geeignete Maßnahmen, um be-

troffene Unternehmen über die Entlastungstatbestände, die Abgrenzung von Klimaschutzmaßnahmen und die Bewer-

tung von derartigen Maßnahmen aufzuklären. Hierbei benutzt sie gegebenenfalls Fachveröffentlichungen, Leitfäden oder 

andere geeignete Mittel. Sie kann insbesondere mit Unternehmensverbänden und wissenschaftlichen Einrichtungen zu-

sammenarbeiten.“ 
167  Der Energieauditor prüft anhand der SEU-Liste, die der Antragsteller ohnehin zu führen hat, welche Klimaschutzmaßnah-

men in Betracht kommt, und errechnet für jede der denkbaren Klimaschutzmaßnahen deren Kapitalwert nach der DIN EN 

17463 („Valerie“). Sofern keine Klimaschutzmaßnahme einen positiven Kapitalwert hat, bestätigt der Energieauditor dies. 

Zudem sollte der Antragsteller versichern, dass er alle denkbaren Klimaschutzmaßnahmen für die jeweiligen SEU dem 

Auditor zur Bewertung vorgelegt hat.  
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Dabei gelten folgende Stufen für die Entlastung:  
 

Tabelle 63:  Übersicht: Höhe der Entlastung nach Entlastungstatbestand 2 

Stromsteuer Energiesteuer 

-  bei 1,8 MWh/1.000 Euro BWS: 20  % Stromsteuer-
entlastung 

-  Anstieg der Steuerentlastung um jeweils zusätzlich 
1  % - Punkt pro weiterer 0,1 MWh/1.000 Euro BWS 

-  bis max. 7,3 MWh/1.000 Euro BWS: 75  % Stromsteuer-
entlastung 

-  bei 30 GJ/1.000 Euro BWS: 20  % Energiesteuer-
entlastung 

-  Anstieg der Steuerentlastung um jeweils zusätzlich 
1  % - Punkt pro weiterer 2 GJ /1.000 Euro BWS 

-  bis max. 140 GJ/1.000 Euro BWS: 75  % Energiesteuer-
entlastung  

Quelle. eigene Darstellung 

 

Wie der Entlastungstatbestand 1 kann auch der Entlastungstatbestand 2 nur für leichtes Heizöl, Schmieröl und an-
dere Öle, Erdgas, Flüssiggas sowie Strom in Anspruch genommen werden. Dies wird im EnergieStG durch eine tat-
bestandliche Anknüpfung an eine Versteuerung nach § 2 Abs. 3 EnergieStG umgesetzt.  

Der Entlastungstatbestand 2 kann im EnergieStG nur in Anspruch genommen werden, soweit die genannten Ener-
gieträger für das Verheizen zu betrieblichen Zwecken oder in begünstigten Anlagen nach § 3 EnergieStG einge-
setzt werden. Diese Beschränkung ist aufgrund von Art. 17 Abs. 1 Bst. a) EnergiesteuerRL erforderlich, wonach die 
Steuerermäßigung nur bei Nutzung für Heiz- oder die in Art. 8 Abs. 2 Bst. b) und c) EnergiesteuerRL genannten 
Zwecke möglich ist. Entsprechend der Vorgaben aus der EnergiesteuerRL gilt der Entlastungstatbestand 2 im 
StromStG demgegenüber umfassend für alle Strommengen, die zu betrieblichen Zwecken genutzt werden. 

Zusätzlich wird sichergestellt, dass die Mindeststeuersätze nach der EnergiesteuerRL nicht unterschritten wer-
den.168 Ausgehend hiervon führt Entlastungstatbestand 2 zu folgenden Entlastungssätzen:  

 

Tabelle 64:  Übersicht: anwendbare Entlastungssätze Entlastungstatbestand 2 

 Regelsteuersatz  minimale 
Entlastung … ab 

Maximale 
Entlastung … ab 

Strom 20,50 Euro/MWh  
(§ 3 StromStG) 

4,10 Euro/ MWh 
(20 % v. 
Regelsatz) 

SI =  
1,8 MWh/1.000 
Euro BWS 

15,375 
Euro/MWh  
(75 % v. 
Regelsatz) 

SI =  
7,3 MWh/1.000 
Euro BWS 

leichtes 
Heizöl HEL 

61,35 Euro/1.000 l 
bzw. 76,35 Euro/1000 l 
(§ 2 Abs. 3 Nr. 1 EnergieStG)  

12,27 Euro/ 
1.000 l (20 % v. 
Regelsatz)169 

EI =  
30 GJ/1.000 
Euro BWS 

39,88 Euro/ 
1.000 l  
(65 % v. 
Regelsatz)170 

EI =  
120 GJ/1.000 
Euro BWS 

Schmieröl 
und andere 
Öle 

61,35 Euro/1.000 l 
(§ 2 Abs. 3 Nr. 3 EnergieStG) 

12,27 Euro/ 
1.000 l (20 % v. 
Regelsatz) 

EI =  
30 GJ/1.000 
Euro BWS 

39,88 Euro/ 
1.000 l  
(65 % v. 
Regelsatz)171 

EI =  
120 GJ/1.000 
Euro BWS 

Erdgas  5,50 Euro/MWh 
(§ 2 Abs. 3 Nr. 4 EnergieStG) 

1,10 Euro/MWh  
(20 % v. 
Regelsatz) 

EI =  
30 GJ/1.000 
Euro BWS 

4,12 Euro/MWh  
(75 % v. 
Regelsatz) 

EI =  
140 GJ/1.000 
Euro BWS  

Flüssiggas 60,60 Euro/1.000 kg 
(§ 2 Abs. 3 Nr. 5 EnergieStG) 

12,12 Euro/ 
1.000 kg 
(20 % v. 
Regelsatz) 

EI =  
30 GJ/1.000 
Euro BWS 

45,45 Euro/ 
1.000 kg  
(75 % v. 
Regelsatz) 

EI =  
54 GJ/1.000 
Euro BWS 

 
 
168  Gem. Art. 17 EnergiesteuerRL wäre dies nicht zwingend (weil hiernach nur gewährleistet sein muss, dass die Mindeststeu-

ersätze „im Durschnitt für alle Betriebe“ eingehalten werden). Aber im Hinblick auf die beihilferechtliche Freistellung gem. 

Art. 44 Nr. 2 AGVO ist sicherzustellen, dass die Mindeststeuersätze nicht unterschritten werden.  
169  Für leichtes Heizöl mit hohem Schwefelgehalt (versteuert gem. § 2 Abs. 3 Nr. 1a EnergieStG) gilt kein höherer Entlastungs-

satz, um die Energieerzeugnisse mit hohem Schwefelgehalt aus dem Markt zu drängen.  
170  Maximal möglicher Entlastungssatz nach EnergiesteuerRL ist 40,35 Euro/ 1000 l. Um einen geraden Prozentsatz zu erhal-

ten, wird 65 %   als maximaler Entlastungssatz im deutschen Recht angesetzt (= 39,88 Euro/1000 l). 
171  Maximal möglicher Entlastungssatz nach EnergiesteuerRL ist 40,35 Euro/ 1000 l. Um einen geraden Prozentsatz zu erhal-

ten, wird 65 %   als maximaler Entlastungssatz im deutschen Recht angesetzt (= 39,88 Euro/1000 l). 
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Quelle: eigene Darstellung 

 

Für die Übergangsphase bis einschließlich Antragsjahr 2025 kann Entlastungstatbestand 2 gem. der vorstehenden 
Aufstellung in Anspruch genommen werden unabhängig davon, ob und inwieweit die Emissionsminderungs-Ziele 
nach dem KSG erreicht werden.  

Ab dem Antragsjahr 2026 richtet sich der Umfang der Entlastung danach, inwieweit die Ziele nach dem KSG er-
reicht worden sind (Kopplung an das Erreichen der bundesweiten Klimaschutzziele): 

1. Bezugsjahr ist jeweils das vorvorletzte Kalenderjahr vor dem Antragsjahr (= letztes zurückliegendes Ka-
lenderjahr, für das die Emissionsdaten gem. § 5 KSG vorliegen). So hängt beispielsweise die Entlastung für 
das Antragsjahr 2026 davon ab, inwiefern die Klimaschutzziele im Jahr 2024 nach dem KSG erfüllt worden 
sind.  

2. Bezugspunkt für die Höhe der Entlastungssätze sind die zulässigen Jahresemissionsmengen für den In-
dustriesektor gem. Anlage 2 zu § 4 KSG. Die jeweils anwendbaren Entlastungssätze reduzieren sich wie 
folgt:  

i. Wurde die zulässige Jahresemissionsmenge im Bezugsjahr um bis zu 4 % überschritten, re-
duzieren sich die Entlastungssätze im Antragsjahr um 20 %.  

ii. Wurde die zulässige Jahresemissionsmenge im Bezugsjahr um 4 bis 8 % überschritten, redu-
zieren sich die Entlastungssätze im Antragsjahr um 40 %.  

iii. Wurde die zulässige Jahresemissionsmenge im Bezugsjahr um mehr als 8 % überschritten, 
kann im Antragsjahr gar keine Steuerentlastung mehr in Anspruch genommen werden.  

Zusätzlich unterliegt die Steuerentlastung nach Entlastungstatbestand 2 einer Degression und wird über 10 Jahre 
reduziert (d.h. jedes Jahr sinkt die Entlastung um 10 % ab).172 

 Neugestaltung Steuerentlastung für Prozesse und Verfahren (Entlastungstatbestand 3) 

Zusätzlich zu den beiden vorstehend dargestellten Entlastungstatbeständen 1 und 2 beinhaltet der Reformvor-
schlag 3 eine Neugestaltung der Steuerentlastung für Prozesse und Verfahren, die im Wege des neuen Entlas-
tungstatbestand 3 umgesetzt wird. Überblicksartig hat Entlastungstatbestand 3 folgende vier Hauptmerkmale:  

1. Die Prozesse und Verfahren, die im aktuellen Recht (vgl. § 9a StromStG und § 51 EnergieStG) vollständig 
von der Strom- und Energiesteuer entlastet sind, sind zukünftig nur noch zu 80 % entlastungsfähig.  

2. Der Kreis der entlastungsberechtigten Unternehmen wird nunmehr anhand der neuen Klassifikation 
der Wirtschaftszweige (WZ 2008) festgelegt. Gleichzeitig wird der Kreis der entlastungsberechtigten 
Branchen etwas enger gefasst mit dem Ergebnis, dass Wasserversorgungsunternehmen zukünftig nicht 
mehr die prozess- und verfahrensbezogene Entlastung in Anspruch nehmen können.  

3. Ab 2026 wird die Entlastung daran gekoppelt, inwieweit die entlastungsberechtigten Branchen bundes-
weit die durch das KSG gesetzten Klimaschutzziele erreichen. Sofern die KSG-Ziele nicht erreicht wer-
den, sinkt die mögliche Entlastung stufenweise ab. 

4. Soweit die Prozesse und Verfahren nicht nach Entlastungstatbestand 3 entlastet sind, können sie – zusätz-
lich oder kumulativ – auch nach Entlastungstatbestand 1 entlastet sein, soweit der Antragsteller in wirt-
schaftlich vorteilhafte Klimaschutzmaßnahmen investiert hat.  

21.1.4.1 Tatbestandliche Voraussetzungen für Entlastungstatbestand 3 

Wie bislang wird die prozess- und verfahrensbezogene Entlastung weiterhin nur auf Antrag gewährt. Der Entlas-
tungsantrag kann weiterhin bis zum 31.12. des auf das Entlastungsjahr folgenden Kalenderjahres gestellt werden. 

 
 
172  Hinweis: Der Entlastungstatbestand 1 unterliegt demgegenüber keiner Degression, um diesen Tatbestand attraktiver zu 

gestalten (Verhaltenssteuerung darauf ausgerichtet, dass Klimaschutzmaßnahmen tatsächlich durchgeführt werden). 

Außerdem wird so Vertrauensschutz gewährleitet, dass tatsächlich getätigte Investitionen in den folgenden Jahren als 

Entlastung geltend gemacht werden können. 
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Auch die sonstigen Vorgaben zum Antragsverfahren (etwa Kalender-, Halb-, Vierteljahr oder Kalendermonat als 
Entlastungsabschnitt) und zur Auszahlung der Entlastung gelten grundsätzlich unverändert fort.173  

In materieller Hinsicht hat die Entlastung nach Entlastungstatbestand 3 folgende Voraussetzungen: 

1. Geeignete Antragsteller: Entlastungsberechtigt sind nur noch Unternehmen des Produzierenden Ge-
werbes gem. WZ Klassifikation 2008 aus den Abschnitten B, C, D und F. Abweichend von der aktuellen 
Rechtslage sind Wasserversorgungsunternehmen damit nicht mehr entlastungsberechtigt. 174  Hiervon 
abgesehen sind dieselben Branchen antragsberechtigt wie im aktuellen Recht.  

2. Entlastungsberechtigte Prozesse und Verfahren: Der Kreis der entlastungsberechtigten Prozesse 
und Verfahren bleibt unverändert und entspricht weiterhin dem aktuellen Anwendungsbereich der Ener-
giesteuerRL nach Art. 2 Abs. 4 lit. b EnergiesteuerRL.175 

3. Antragsteller betreibt Energiemanagementsystem: Der Antragsteller muss in einem Unternehmen ein 
Energiemanagementsystem nach dem Standard ISO 50001:2018 (übergangsweise für KMU ISO 50005 
Stufe 3 für max. 3 Jahre) implementiert und zertifiziert haben. Zusätzlich muss der Antragsteller die ord-
nungsgemäße Erstellung einer sog. THG-Erweiterungstabelle nachweisen. In dieser sind die Treibhaus-
gas-Emissionen aller wesentlichen Energieverbrauchsprozesse im Unternehmen (SEU – significant 
energy uses) zu erfassen. Außerdem sind in der THG-Erweiterungstabelle mögliche Klimaschutzmaßnah-
men für die SEU zu erarbeiten und nach DIN EN 17463 auf ihre wirtschaftliche Sinnhaftigkeit zu bewerten. 
Die THG-Erweiterungstabelle ist von einem akkreditierten Energieauditor im Rahmen eines Zertifizie-
rungs- oder Überwachungsaudits überprüfen und verifizieren zu lassen. 

21.1.4.2 Rechtsfolge Entlastungstatbestand 3: Teilweise Entlastung/Kopplung 
an bundesweite Klimaschutzziele 

Sofern die vorstehend dargestellten Voraussetzungen erfüllt sind, sind die privilegierten Prozesse wie nachfolgend 
dargestellt von der Strom- und Energiesteuer entlastet. Im Anwendungsbereich des EnergieStG wird die Entlas-
tung gewährt für die Energieerzeugnisse, die nach § 2 Abs. 1 Nr. 9 (Kohle) und Nr. 10 (Petrolkoks), Abs. 3 S. 1 (Leichtes 
Heizöl, Schweröl, Schmieröl und andere Öle, Erdgas und Flüssiggas) und Abs. 4a (Auffangtatbestand) EnergieStG 
versteuert worden sind. Diese Beschränkung führt in erster Linie dazu, dass der Entlastungstatbestand nicht für 
Benzin und Diesel gilt, die als Kraftstoff verwendet werden. 

1. Umfang der Entlastung: Es kann nur noch eine teilweise Entlastung i.H.v. 80  % in Anspruch genommen 
werden. 

2. Ab dem Antragsjahr 2026 ist die Entlastung und ihr Umfang davon abhängig, inwieweit die Ziele nach dem 
KSG erreicht worden sind (Kopplung an das Erreichen der bundesweiten Klimaschutzziele): 

a. Bezugsjahr ist jeweils das vorvorletzte Kalenderjahr vor dem Antragsjahr (= letztes zurückliegen-
des Kalenderjahr, für das die Emissionsdaten gem. § 5 KSG vorliegen).  

b. Bezugspunkt für den Umfang der Entlastung sind die zulässigen Jahresemissionsmengen für 
den Industriesektor176 (für Unternehmen der Abschnitte B, C und F) bzw. den Energiesektor (für 
Unternehmen der Anschnitte D)177 gem. Anlage 2 zu § 4 KSG: 

i. Wurde die zulässige Jahresemissionsmenge im Bezugsjahr um bis zu 4 % überschrit-
ten, beträgt die Steuerentlastung im Antragsjahr nur noch 64 % (anstatt 80 %).  

 
 
173  § 17b StromStV und § 95 EnergieStV können daher – von redaktionellen Anpassungen abgesehen – im Grundsatz beibe-

halten werden.  
174  vgl. oben Fußnote 153 
175  Hinweis: Bis zum Ablauf der Umsetzungsfrist der Neufassung der EnergieStRL müsste der Kreis der Prozesse und Verfah-

ren ggf. angepasst werden, sofern Art. 2 Abs. 4 lit. b) EnergieStRL entsprechend verändert wird.  
176  Hinweis: Die Bezugnahme auf den Industriesektor ist nicht ganz stimmig, weil auch Unternehmen der Abschnitte B und F 

entlastungsberechtigt sind, die aber im Industriesektor nach KSG nicht enthalten sind. Trotz dieser Schwäche empfiehlt 

das Konsortium den Industriesektor im Sinne des KSG als Bezugspunkt, weil das KSG insoweit eine übergeordnete (bzw. 

grundlegende) Rolle spielt und im Rahmen zukünftiger Reformen des KSG auch die Branchenschärfe der Zielvorgaben 

erhöht werden dürfte.  
177  Für den Energiesektor sind im KSG keine Zwischenziele definiert; hier müsste linear interpoliert werden.  
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ii. Wurde die zulässige Jahresemissionsmenge im Bezugsjahr um 4 bis 8 % überschritten, 
beträgt die Steuerentlastung im Antragsjahr nur noch 48 % (anstatt 80 %).  

iii. Wurde die zulässige Jahresemissionsmenge im Bezugsjahr um mehr als 8 % über-
schritten, kann im Antragsjahr gar keine Steuerentlastung mehr in Anspruch genom-
men werden.  

3. Sonderregel für Wasserstoffelektrolyse: Für Strom, der zur Wasserstofferzeugung im Elektrolyseur ein-
gesetzt wird, beträgt die Entlastung weiterhin 100 %.178 Diese vollständige Entlastung für Strom, der zur 
elektrolytischen Wasserstofferzeugung eingesetzt wird, ist nicht an die bundesweiten Klimaschutzziele 
gekoppelt, bleibt also stets voll erhalten.  

  

 
 
178  Hinweis 1: Abweichend von § 9a Abs. 1 Nr. 3 StromStG in der aktuellen Fassung ist also nicht mehr allgemein die Elektro-

lyse befreit, sondern nur noch die zur Wasserstofferzeugung eingesetzte Elektrolyse.  

 Hinweis 2: Die 100 % -Befreiung soll gelten unabhängig von der Art des eingesetzten Stroms (also auch für Graustrom). 

Denn auf Erdgas in der Dampfreformation, in der herkömmlicherweise Wasserstoff erzeugt wird, fällt auch keine Energie-

steuer an. Außerdem soll der Markthochlauf der Wasserstoffwirtschaft auf Grundlage von Elektrolyse allgemein unter-

stützt werden. Aktuell ist Grünstrom nur begrenzt vorhanden. Dies soll den Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft nicht dros-

seln. Zukünftig wäre zu prüfen, ob die Steuerentlastung für Elektrolyse auf Grünstrom umgestellt werden kann mit Nach-

weispflicht z.B. über HKN wie bei der EEG-Umlagen-Befreiung.  
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Zusammenfassend gelten damit folgende Entlastungssätze: 

Tabelle 65:  Übersicht: Entlastungssätze Entlastungstatbestand 3 

 Regelsteuersatz  Entlastung 
regulär  
(80 %) 

ab 2026, wenn KSG-Ziele nicht erreicht wurden: 

KSG-Ziele um 
bis zu 4 % 
überschritten: 
64 % 
Entlastung 

KSG-Ziele um 4 
% - 8  % 
überschritten: 
48  % Entlastung 

KSG-Ziele um 
mehr als 8  % 
überschritten: 
0 % 
Entlastung 

Strom 20,50 Euro/MWh  
(§ 3 StromStG) 

16,40 Euro/ 
MWh 

13,12 
Euro/MWh 

9,84 Euro/ MWh 0,00 Euro/ 
MWh 

Kohle 0,33 Euro/GJ 
(§ 2 Abs. 1 Nr. 9 
EnergieStG) 

0,26 Euro/GJ 0,17 Euro/GJ 0,12 Euro/GJ 0,00 Euro/GJ 

Koks 0,33 Euro/GJ 
(§ 2 Abs. 1 Nr. 10 
EnergieStG)  

0,26 Euro/GJ 0,17 Euro/GJ 0,12 Euro/GJ 0,00 Euro/GJ 

leichtes 
Heizöl HEL  

61,35 Euro/1.000 l 
(§ 2 Abs. 3 Nr. 1 Bst. b 
EnergieStG)  

49,08 Euro/ 
1.000 l  

41,18 Euro/ 
1.000 l 

29,44 Euro/ 
1.000 l 

0,00 Euro/ 
1.000 l 

leichtes 
Heizöl HEL, 
hoher 
Schwefel-
gehalt 

76,35 Euro/1.000 l 
(§ 2 Abs. 3 Nr. 1 Bst a 
EnergieStG) 

49,08 Euro/ 
1.000 l  
(= 80 % aus 61,35 
Euro/1.000 l179) 

41,18 Euro/ 
1.000 l 

29,44 Euro/ 
1.000 l 

0,00 Euro/ 
1.000 l 

Schweröl 25,00 Euro/1.000 kg 

(§ 2 Abs. 3 Nr. 2 
EnergieStG) 

20,00 Euro/ 
1.000 kg 

16,00 Euro/ 
1.000 kg 

12,00 Euro/ 
1.000 kg 

0,00 Euro/ 
1.000 kg 

Schmieröl 
und andere 
Öle 

61,35 Euro/1.000 l 
(§ 2 Abs. 3 Nr. 3 
EnergieStG) 

49,08 Euro/ 
1.000 l 

41,18 Euro/ 
1.000 l 

29,44 Euro/ 
1.000 l 

0,00 Euro/ 
1.000 l 

Erdgas  5,50 Euro/MWh 
(§ 2 Abs. 3 Nr. 4 
EnergieStG) 

4,40 Euro/MWh  3,52 Euro/MWh 2,64 Euro/MWh 0,00 
Euro/MWh 

Flüssiggas 60,60 Euro/1.000 kg 
(§ 2 Abs. 3 Nr. 5 
EnergieStG) 

48,48 Euro/ 
1.000 kg 

38,78 Euro/ 
1.000 kg 

29,08 Euro/ 
1.000 kg 

0,00 Euro/ 
1.000 kg 

Fest 
Energie-
erzeugnisse 

0,33 Euro/GJ 
(§ 2 Abs. 4a EnergieStG) 

0,26 Euro/GJ 0,17 Euro/GJ 0,12 Euro/GJ 0,00 Euro/GJ 

Quelle: eigene Darstellung 

21.1.4.3 Zusätzliche Entlastung wegen durchgeführter 
Klimaschutzmaßnahmen 

Sofern der Antragsteller in wirtschaftlich vorteilhafte Maßnahmen zur Emissionsreduktion („Klimaschutzmaß-
nahme") investiert hat und auch die sonstigen Voraussetzungen von Entlastungstatbestand 1 erfüllt sind, kann der 
Antragsteller die getätigten Investitionen auch als Entlastung von den für die Prozesse und Verfahren eingesetzten 
Energieerzeugnisse geltend machen. Der Entlastungstatbestand 1 findet also auch auf die Prozesse und Verfahren 
Anwendung, allerdings mit der Besonderheit, dass die Prozesse und Verfahren wegen getätigter Klimaschutzinves-
titionen vollständig entlastet sein können (maximal jedoch die jeweils investierte Summe). Im Bereich der Prozesse 
und Verfahren können also Entlastungstatbestand 1 und Entlastungstatbestand 3 kumulativ zur Anwendung kom-
men. Sofern beispielsweise über Entlastungstatbestand 3 eine Entlastung i.H.v. 80 % in Anspruch genommen wird, 
können die weiteren 20 % über Entlastungstatbestand 1 entlastet werden. Entlastungstatbestand 1 ist hierbei aber 
nicht auf 20 % gedeckelt: Sollte etwa Entlastungstatbestand 3 gar nicht erfüllt sein (etwa, weil die Ziele aus dem 

 
 
179  Die besonders schwefelhaltigen (mehr als 50 mg/kg) Heizöle sind auch im aktuellen Recht nicht vollständig entlastet, vgl. 

§ 51 Abs. 1a EnergieStG. Mit dieser Regelung sollen diese Heizöle aus dem Markt gedrängt werden, vgl. BT-Drs. 16/3178, 

6 f. Diese Steuerungswirkung soll erhalten bleiben.  

 



Endbericht fe 6/20 • Seite 208 von 278 
 

 

KSG nicht erreicht worden sind), können die Prozesse und Verfahren dennoch über Entlastungstatbestand 1 ent-
lastet werden (weil diese Entlastung unabhängig ist von den KSG-Zielen). 

21.2 Rechtliche Prüfung  

Die rechtliche Prüfung des Reformvorschlags 3b konzentriert sich auf folgende drei Aspekte: Vereinbarkeit der vor-
geschlagenen Neuregelungen mit den Vorgaben der EnergiesteuerRL, voraussichtliche Vereinbarkeit mit dem ak-
tuellen Entwurf der EU-Kommission für eine Neuregelung der EnergiesteuerRL und beihilferechtliche Zulässigkeit.  

 Entlastungstatbestand 1 (Entlastung für getätigte Klimaschutzinvestitionen) 

21.2.1.1 Vereinbarkeit mit der EnergiesteuerRL (Richtlinie 2003/96/EG) 

Eine Entlastung für getätigte Investitionen in Klimaschutzmaßnahmen im Unternehmen dürfte gem. Art. 17 Abs. 1 
Bst. b) EnergiesteuerRL möglich sein.  

1. Gem. Art. 17 Abs. 1 Bst. b) EnergiesteuerRL können Mitgliedstaaten Steuerermäßigungen für Unterneh-
men einführen, wenn sie mit den Unternehmen Vereinbarungen zur Erreichung von Umweltschutzzie-
len oder zur Erhöhung der Energieeffizienz abschließen und die in diesen Vereinbarungen festgelegten 
Ziele erfüllt werden. Auch wenn es im Entlastungstatbestand 1 keinen echten Vertrag zwischen der Bun-
desrepublik und dem einzelnen Antragsteller über Klimaschutzziele gibt, erfüllt der Entlastungstatbe-
stand 1 den in Art. 17 Abs. 1 Bst. b) EnergiesteuerRL vorgesehenen Tatbestand der „Vereinbarung“. Denn 
eine Entlastung ist nur für konkrete Klimaschutzmaßnahmen möglich, die von den Antragstellern bereits 
begonnen und – jedenfalls teilweise – auch schon bezahlt worden sind. Für den Fall, dass die Klimaschutz-
maßnahme noch nicht abgeschlossen worden ist, sieht Entlastungstatbestand 1 zudem vor, dass sich der 
Antragsteller dazu verpflichtet, sie zum Abschluss zu bringen. Damit verlangt die Steuerentlastung eine 
sehr konkrete Gegenleistung, deren Umsetzung als ausreichend sicher gelten kann. Es kommt hinzu, dass 
der Begriff der „Vereinbarung“ in Art. 17 Abs. 1 Bst. b) EnergiesteuerRL nicht streng zivilrechtlich im Sinne 
eines Vertrags zu verstehen ist. Vielmehr sollen all diejenigen Fälle erfasst werden, in denen sich Unter-
nehmen freiwillig zur Umsetzung von Klimaschutzmaßnahmen und damit zu ambitionierten Gegenleis-
tungen verpflichten. Das ergibt sich aus Erwägungsgrund Nr. 29: „Betriebe, die freiwillige Vereinbarungen 
eingehen, um den Umweltschutz und die Energieeffizienz wesentlich zu verstärken, verdienen Aufmerk-
samkeit“. Art. 17 Abs. 1 Bst. b) EnergiesteuerRL ermöglicht also Steuerentlastungen nach dem Prinzip des 
„do ut des“ für konkrete Klimaschutzmaßnahmen. Dieses Prinzip ist in der Ausgestaltung von Entlastungs-
tatbestand 1 gewahrt.  

2. Die Steuerbefreiung kann gem. Art. 6 Bst. c) EnergiesteuerRL auch als Entlastung umgesetzt werden, wie 
dies im Entlastungstatbestand 1 vorgesehen ist.  

3. Der persönliche und sachliche Anwendungsbereich von Entlastungstatbestand 1 ist durch Art. 17 Abs. 1 
Bst b) EnergiesteuerRL abgedeckt: Wie in der Richtlinie vorgesehen, können nur Unternehmen den An-
trag stellen. Die Entlastung wird zudem nur für die in Art. 8 Abs. 2 Bst. b) und Bst. c) Richtlinie genannten 
Zwecke bzw. bei Strom für alle betriebsbezogenen Zwecke gewährt.  

4. Der Entlastungstatbestand 1 stellt zudem sicher, dass die in der EnergiesteuerRL vorgesehene Mindest-
besteuerung „im Durchschnitt für alle Betriebe“ eingehalten wird.  

21.2.1.2 Vereinbarkeit mit EnergiesteuerRL – Entwurf n.F. 

Entlastungstatbestand 1 wäre voraussichtlich auch mit dem aktuellen Entwurf für die Neufassung der Energie-
steuer-Richtlinie vereinbar. Er wäre durch Art. 18 Bst. b des Entwurfs gedeckt, der weitgehend dem aktuellen Art. 17 
Bst. b EnergiesteuerRL entspricht. Dieser ermöglicht es den Mitgliedstaaten weiterhin, eine Steuerermäßigung für 
Unternehmen einzuführen, die sich durch Zielvereinbarungen zur Umsetzung von Umweltschutz- bzw. Energieef-
fizienzmaßnahmen verpflichten. Weitere Voraussetzung wäre allerdings – anders als in Art. 17 Bst. b Energiesteu-
erRL180 –, dass die Mindeststeuersätze nach der Richtlinie nicht unterschritten werden. Auch diese Voraussetzung 

 
 
180  Im aktuellen Art. 17 EnergiesteuerRL ist demgegenüber nur erforderlich, dass Mindeststeuersätze im Durchschnitt einge-

halten werden. 
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würde der Entlastungstatbestand in der vorgeschlagenen Fassung erfüllen. Denn dieser würde nicht zu einer Un-
terschreitung der im Entwurf vorgesehenen Mindeststeuersätzen führen.181  

21.2.1.3 Beihilferechtliche Zulässigkeit 

Neben dem sekundären EU-Recht muss das deutsche Strom- und Energiesteuerrecht auch die Vorgaben des pri-
mären EU-Rechts beachten. Maßstab für begünstigende Regelungen, wie sie hier vorgeschlagen werden, ist ins-
besondere das Gebot, keine unzulässige Beihilfe zu gewähren, vgl. Art. 107 AEUV. Dieses sog. Beihilfenverbot ist 
eigenständig zu berücksichtigen, auch wenn die hier vorgeschlagenen strom- und energiesteuerrechtlichen Ent-
lastungstatbestände mit den sekundärrechtlichen Vorgaben in der EnergiesteuerRL im Einklang stehen, vgl. nur 
Art. 26 Abs. 2 EnergiesteuerRL. 

In erster Linie ist zu klären, ob es sich beim Entlastungstatbestand 1 um eine Beihilfe handelt. Gem. Art. 107 Abs. 1 
AEUV sind insbesondere staatliche Beihilfen tatbestandlich, die geeignet sind, den Wettbewerb zu verfälschen. 
Unproblematisch handelt es sich bei Steuerprivilegien um staatliche Beihilfen in diesem Sinne. Darüber hinaus ist 
der Entlastungstatbestand 1 geeignet, den Wettbewerb zu verfälschen. Unternehmen, die weniger stark durch die 
Energie- bzw. Stromsteuer belastet sind, können ihre Waren zu günstigeren Konditionen am Markt anbieten und 
haben hieraus einen Vorteil gegenüber denjenigen Mitbewerbern, die den Entlastungstatbestand nicht in An-
spruch nehmen können. Besteuerungsunterschiede, wie sie durch den Entlastungstatbestand 1 entstehen, bein-
halten regelmäßig die Möglichkeit einer Verzerrung des Wettbewerbs und sind daher grundsätzlich gem. Art. 108 
Abs. 3 AEUV gegenüber der Kommission zu notifizieren. Insoweit unterscheidet sich Entlastungstatbestand 1 von 
Entlastungstatbestand 3, der allgemein für bestimmte Prozesse und Verfahren, also unabhängig von der Branchen-
zugehörigkeit oder sonstigen Voraussetzungen im Unternehmen gewährt wird. 

Es stellt sich daher die Frage, ob Entlastungstatbestand 1 als Beihilfe gem. Art. 107 Abs. 2 AEUV mit dem Binnen-
markt vereinbar ist. Sofern die Beihilfe nach der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung VO (EU) Nr. 
651/2014 („AGVO“) freigestellt ist, reicht eine bloße Freistellungsanzeige auf Grundlage der AGVO aus. Die Noti-
fizierungspflicht aus Art. 108 Abs. 3 AEUV gilt für freigestellte Beihilfen nicht.182 Zu prüfen ist daher zunächst, ob der 
Entlastungstatbestand 1 nach der AGVO freigestellt ist. Insbesondere sofern dies nicht der Fall sein sollte, ist zudem 
anhand der „Leitlinien für staatliche Klima-, Umweltschutz- und Energiebeihilfen 2022“ („KUEBLL“)183 zu prüfen, 
ob der Entlastungstatbestand 1 als Beihilfe genehmigt werden könnte. Anhand der KUEBLL prüft die Kommission 
alle Beihilfen, die ab 27. Januar 2022 gewährt werden oder gewährt werden sollen, auf Vereinbarkeit mit Art. 107 
AEUV.184 

21.2.1.3.1 Freistellung gem. Art. 44 AGVO  

Da der Entlastungstatbestand 1 tatbestandlich im Einklang steht mit Art. 17 lit b) EnergiesteuerRL (s.o.), kann er gem. 
Art. 44 AGVO von der Beihilfenkontrolle freigestellt sein. Dies würde voraussetzen, dass zusätzlich die tatbestand-
lichen Anforderungen von Art. 44 AGVO erfüllt sind.  

Voraussetzungen von Art. 44 AGVO 

Gem. Art. 44 Abs. 2 AGVO ist in erster Linie erforderlich, dass im Entlastungstatbestand die Begünstigten „anhand 
transparenter und objektiver Kriterien ausgewählt“ werden. Damit ist nicht die Verpflichtung zur Durchführung 
einer Ausschreibung gemeint.185 Vielmehr ist erforderlich, dass die Tatbestandsvoraussetzungen für die Steuerbe-
günstigung transparent und nicht (ggf. versteckt) diskriminierend ausgestaltet sind. Das ist beim Entlastungstatbe-
stand 1 der Fall. Denn die gewählten Voraussetzungen (Klimaschutzmaßahme, wirtschaftliche Sinnhaftigkeit, etc.) 
sind streng sachbezogen und können von jedem Antragsteller gleichermaßen erfüllt werden.  

Des Weiteren muss gem. Art. 44 Abs. 2 AGVO sichergestellt sein, dass die Mindeststeuersätze nach der Energie-
steuerRL (vgl. Legaldefinition in Art. 2 Nr. 120 AGVO) nicht unterschritten werden. Auch diese Voraussetzung ist 

 
 
181  Umgerechnet auf die Einheiten des deutschen Energie- und Stromsteuerrechts müssten folgende Mindeststeuersätze 

eingehalten werden: Strom: 0,042 Euro/MWh; leichtes Heizöl HEL: 1,63-2,45 Euro/1.000 l; Schmieröl und andere Öle: 

1,63-2,45 Euro/1.000 l; Erdgas: 0,167-0,25 Euro/MWh; Flüssiggas: 2,34-3,51 Euro/ 1.000 kg. 
182  Callies/Ruffert/Cremer, 6. Aufl. 2022, Art. 108 AEUV, Rn. 9 
183  Mitteilung der Kommission vom 27.1.2022, C(2022) 481 final. 
184  Nr. 466 KUEBLL.  
185  Bartosch, EU-Beihilferecht, 3. Aufl. 2020, Art. 107 AEUV, Rn. 277 



Endbericht fe 6/20 • Seite 210 von 278 
 

 

hier erfüllt, weil der Entlastungstatbestand 1 gezielt so ausgestaltet ist, dass die Entlastungsberechtigten mindes-
tens die in der Richtlinie festgelegte Mindestbesteuerung entrichten. 

Hinsichtlich der Form der Beihilfegewährung regelt Art. 44 Abs. 3 AGVO, dass die Steuerermäßigung entweder 
durch Absenken des Umweltsteuersatzes oder durch Zahlung eines festen Ausgleichsbetrages oder durch eine 
Kombination von beidem bewirkt werden kann. Der Entlastungstatbestand 1 sieht keinen festen Ausgleichsbetrag 
vor (auch wenn Ausgangspunkt der erzielbaren Entlastung die Höhe der getätigten Investitionen ist), sondern eine 
Reduktion der Energie- bzw. Stromsteuer pro verbrauchter und zunächst voll versteuerter Energieeinheit. Es han-
delt sich damit um eine Absenkung des Umweltsteuersatzes i.S.v. Art. 44 Abs. 3 Fall 1 AGVO.  

Allgemeine Voraussetzungen nach Kapitel I AGVO 

Zusätzlich muss der Entlastungstatbestand 1 die allgemeinen Freistellungsvoraussetzungen nach Kapitel I der 
AGVO erfüllen. Insoweit ist zunächst erforderlich, dass es sich um eine sog. transparente Beihilfe i.S.v. Art. 5 AGVO 
handelt. Dies dürfte hier gem. Art. 5 Nr. 2 Bst. d AGVO erfüllt sein. Denn es handelt sich um eine Steuerbegünsti-
gung, die betragsmäßig fixiert ist durch den gesetzlich geregelten Entlastungsbetrag pro Energieeinheit. Damit 
ließe sich rechnerisch leicht feststellen, ob die Schwellenwerte überschritten sind. Ergänzend ist hierbei aber zu be-
rücksichtigen, dass gem. Art. 4 AGVO für Steuerermäßigungen auf Umweltsteuern ohnehin kein Schwellenwert 
gilt; vielmehr wird die betragsmäßige Kontrolle dieser Art von Beihilfen durch die Mindeststeuersätze nach der 
EnergiesteuerRL gewährleistet (Art. 44).  

Gem. Art. 6 AGVO ist zudem erforderlich, dass die Beihilfe einen sog. Anreizeffekt hat, d.h. so ausgestaltet ist, dass 
der Beihilfeempfänger effektiv zu einem wünschenswerten Verhalten veranlasst wird. M.a.W. muss sichergestellt 
werden, dass Antragsteller die Beihilfe nicht als reinen Mitnahmeeffekt in Anspruch nehmen, um sich finanziell zu-
sätzlich zu optimieren. Entlastungstatbestand 1 erfüllt diese Anforderung. Zum einen gilt diese Voraussetzung hier 
schon gem. Art. 6 Nr. 5 Bst. e) AGVO als erfüllt. Darüber hinaus wäre aber auch der speziell für Steuervergünstigun-
gen geltende Art. 6 Nr. 4 AGVO tatbestandlich erfüllt. Demnach gelten Steuervergünstigungen als Beihilfe mit An-
reizeffekt, wenn die Steuervergünstigung nach objektiven Kriterien ohne Ermessensentscheidung des Mitglied-
staates beansprucht werden kann (a) und wenn sie vor Beginn des geförderten Vorhabens in Kraft getreten ist (b). 
Letzteres ist hier der Fall, weil der Entlastungstatbestand 1 nur für Investitionsmaßnahmen in Anspruch genommen 
werden kann, die im Entlastungsabschnitt (also nach Inkrafttreten der Neuregelung) durchgeführt werden.  

Ergänzende Vorgaben zur maximal möglichen Beihilfeintensität (Art. 7 AGVO) sind im Rahmen von Art. 44 AGVO 
nicht zu beachten. Die Kumulierungsgrenzen von Art. 8 AGVO sind durch Entlastungstatbestand 1 nicht berührt, 
wären aber ggf. zu beachten, wenn ein Unternehmen zusätzlich Investitionsförderung in Anspruch nimmt für die 
Klimaschutzmaßnahme.  

Zeitlich befristete Freistellung 

Ergänzend ist berücksichtigen, dass die Freistellung nach der AGVO längstens für die Geltungsdauer der AGVO 
gelten kann. Dies ist dadurch zu gewährleisten, dass die Laufzeit der Umweltsteuerermäßigung auf die Geltungs-
dauer der AGVO beschränkt wird, vgl. Erwägungsgrund Nr. 64 AGVO. Gem. Art. 59 AGVO in der Fassung von Art. 2 
Abs. 5 der Verordnung (EU) 2020/972 v. 2. Juli 2020 gilt die AGVO noch bis zum 31.12.2023. Nach einer etwaigen 
Überarbeitung der AGVO wäre zu prüfen, ob eine Freistellungsanzeige weiterhin möglich wäre. Solange keine neue 
Fassung der AGVO verabschiedet oder deren Laufzeit verlängert wird, sollte Deutschland daher den Entlastungs-
tatbestand 1 zunächst bis Ende 2023 befristen.  

21.2.1.3.2 Genehmigungsfähigkeit nach KUEBLL? 

Die vorstehenden Untersuchungen haben ergeben, dass der Entlastungstatbestand 1 (jedenfalls bis Ende 2023) 
nach der AGVO freigestellt ist. Die zusätzlichen Voraussetzungen für eine Genehmigung gem. Art. 107 Abs. 3 Bst. c) 
AEUV, konkretisiert durch die KUEBLL, müssen hierfür nicht erfüllt sein. Dennoch – auch im Hinblick auf die Befris-
tung der AGVO – soll im Folgenden untersucht werden, ob der Entlastungstatbestand 1 auch nach den KUEBLL 
genehmigt werden könnte.  

Einordnung Entlastungstatbestand 1  

Umweltschutzbeihilfen durch Steuerermäßigungen können nach Ab. 4.7 KUEBLL in zwei Alternativen genehmigt 
werden:  

1. entweder als Ermäßigung einer Umweltsteuer (Ab. 4.7.1 KUEBLL) 

2. oder als Umweltschutzbeihilfe durch Steuerermäßigung, die sich nicht zwangsläufig auf Umweltsteuern 
beziehen muss (Ab. 4.7.2 KUEBLL) 
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Die Abgrenzung zwischen diesen beiden Alternativen richtet sich nach dem Zweck der Beihilfe, vgl. Rn. 292 
KUEBLL: Will der Mitgliedstaat Ermäßigungen von Umweltsteuern gewährleisten, um die Steuerpflichtigen vor 
übermäßiger Belastung zu schützen, handelt es sich um einen Fall von Ab. 4.7.1 KUEBLL. Geht es dem Mitgliedstaat 
demgegenüber darum, die Steuerpflichtigen durch Steuerermäßigungen zu einer umweltschonen Verhaltens-
weise anzureizen, ist Ab. 4.7.2 KUEBLL einschlägig. Der hier untersuchte Entlastungstatbestand 1 lässt sich unter 
die zweitgenannte Alternative (Ab. 4.7.2 KUEBLL) fassen, weil er zur Durchführung von Klimaschutzmaßnahmen 
im Unternehmen anreizen soll. Zwar führt auch Entlastungstatbestand 1 zu einer Ermäßigung der Umweltsteuer. 
Dennoch ist Ab. 4.7.2 KUEBLL hier spezieller, weil dieser für Fälle gilt, in denen durch die Steuerermäßigung Um-
weltschutzmaßnahmen ermöglicht werden. Die Genehmigungsfähigkeit wird daher nachfolgend zunächst nach 
Ab. 4.7.2 KUEBLL geprüft. Für den Fall, dass hier vorrangig Ab. 4.7.1 KUEBLL einschlägig sein sollte, wird Entlas-
tungstatbestand 1 sodann auch noch nach diesem Abschnitt geprüft. 

Genehmigungsfähigkeit nach Ab. 4.7.2 i.V.m. Ab. 4.1 KUEBLL 

Umweltschutzbeihilfen in Form von Steuerermäßigungen können gem. Ab. 4.7.2 KUEBLL genehmigt werden. Die-
ser Abschnitt ist gem. Rn. 312 KUEBLL allerdings nicht anwendbar, sofern mit der Steuerermäßigung in erster Linie 
ein Dekarbonisierungsziel verfolgt wird. In diesem Fall ist eine Genehmigung nach Ab. 4.1 KUEBLL möglich, sofern 
die Steuerermäßigung einem der darin genannten Beihilfezwecke dient. Entlastungstatbestand 1 lässt sich unter 
Rn. 83 KUEBLL fassen, wonach „grundsätzlich alle Technologien, die zur Verringerung der Treibhausgasemissionen 
beitragen“ beihilfefähig sind. Ausdrücklich genannt werden u.a. „Beihilfen zur Verringerung bzw. Vermeidung von 
Emissionen, die durch Industrieprozesse, einschließlich der Rohstoffverarbeitung entstehen“. Der Tatbestand der 
Investitionsmaßnahme in Entlastungstatbestand 1 und dessen Geltung allein für Industrieunternehmen stellen si-
cher, dass die Entlastung nur für Maßnahmen zur Treibhausgasreduktion in Industrieprozessen gewährt wird. Mit-
hin kann Entlastungstatbestand 1 nach Ab. 4.1 KUEBLL genehmigt werden, sofern die hierfür erforderlichen – oben 
unter Nr. 3.1 dargestellten – acht Anforderungen erfüllt sind:  

1. Anreizeffekt (= Anforderung 1): Gem. Rn. 26 KUEBLL müsste Entlastungstatbestand 1 einen Anreizeffekt 
i.S.v. Ab. 3.1.2 KUEBLL haben. D.h. die Regelung müsste dazu führen, dass der Entlastungsberechtigte sein 
Verhalten ändert und umweltfreundlichere Tätigkeiten aufnimmt, die er ohne die Steuerentlastung nicht, 
nur in geringerem Umfang oder auf andere Weise ausüben würde. Ob der Entlastungstatbestand 1 einen 
Anreizeffekt in diesem Sinne hat, ist gem. Rn. 28 KUEBLL dadurch nachzuweisen, dass das wahrscheinli-
che kontrafaktische Szenario ohne die Beihilfe ermittelt wird. Vorliegend haben die Untersuchungen ge-
zeigt, dass Unternehmen tatsächlich nicht in klimaschützende Maßnahmen in ihrem Betrieb investieren, 
obwohl diese einen positiven Kapitalwert haben. Es ist daher von auszugehen, dass Entlastungstatbe-
stand 1 einen Anreizeffekt hat, weil Klimaschutzmaßnahmen durch die Steuerentlastung noch attraktiver 
werden.  

2. Kein Verstoß gegen relevante Bestimmungen des Unionsrechts (Ab. 3.1.3 KUEBLL) (= Anforde-
rung 2): Ein solcher Verstoß gegen höherrangiges sonstiges Unionsrecht ist nicht ersichtlich.  

3. Erforderlichkeit (Ab. 3.2.1.1 KUEBLL) (= Anforderung 3): Gem. Rn. 89 KUEBLL findet bei Klimaschutz-
beihilfen im Sinne von Ab. 4.1 KUEBLL nur eine eingeschränkte Erforderlichkeits-Prüfung gem. Rn. 38 
i.V.m. Rn. 90 KUEBLL statt. Der Mitgliedstaat muss insbesondere kein Marktversagen belegen. Es ist viel-
mehr ausreichend, wenn nachgewiesen werden kann, dass Unternehmen ohne Entlastungstatbestand 1 
die gewünschten Klimaschutzmaßnahmen nicht durchführen. Die Kommission geht dann gem. Rn. 91 
KUEBLL davon aus, dass ein Marktversagen vorliegt, das mithilfe der Beihilfe behoben werden kann. Auf-
grund der empirischen Untersuchungen oben unter Kapitel 9 dürfte sich hier nachweisen lassen, dass Un-
ternehmen ohne Entlastungstatbestand 1 Klimaschutzmaßnahmen nicht durchführen, obwohl diese oh-
nehin schon wirtschaftlich vorteilhaft wären.  

4. Geeignetheit (Ab. 3.2.1.2 KUEBLL) (= Anforderung 4): Gem. Rn. 93 KUEBLL findet bei Klimaschutz-Bei-
hilfen keine Geeignetheits-Prüfung statt. Die Kommission geht davon aus, dass staatliche Beihilfen grund-
sätzlich geeignete Maßnahmen zur Verwirklichung der Dekarbonisierungsziele sind, sofern die anderen 
hier geprüften Voraussetzungen erfüllt sind.  

5. Angemessenheit (Ab. 3.2.1.3 KUEBLL) (= Anforderung 5): Die Angemessenheit des Entlastungstatbe-
stands 1 ist hier nach Rn. 109 KUEBLL zu prüfen. Demnach sind auf Dekarbonisierung und Energieeffizienz 
abzielende Beihilferegegelungen in Form von Steuerermäßigungen schon dann angemessen, wenn sie so 
ausgestaltet sind, dass sie grundsätzlich allen beihilfefähigen Unternehmen in derselben Weise gewährt 
werden, die in demselben Wirtschaftszweig tätig sind, und sich hinsichtlich der Ziele bzw. Zwecke der Bei-
hilfemaßnahme in der gleichen oder einer ähnlichen Lage befinden (vgl. Rn. 109 S. 3 KUEBLL). Entlas-
tungstatbestand 1 erfüllt diese Voraussetzungen. Gem. Rn. 116 KUEBLL ist zudem sicherzustellen, dass die 
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Beihilfe nicht nur zu einer Verlagerung der Emissionen von einem Wirtschaftszweig in einen anderen führt, 
sondern insgesamt eine Reduktion der Treibhausgasemissionen erzielt wird. Eine bestimmte maximal 
mögliche Förderquote regeln die KUEBLL für Klimaschutzbeihilfen in Form von Steuerermäßigungen 
nicht. Steuerprivilegierungen mit dem Ziel, Klimaschutzmaßnahmen anzureizen, sind also grundsätzlich 
angemessen unabhängig von der Höhe der Privilegierung.  

6. Transparenz (Ab. 3.2.1.4 KUEBLL) (= Anforderung 6): Diese Anforderung kann eingehalten werden 
durch entsprechende Bekanntmachung.  

7. Keine übermäßigen Auswirkungen auf Wettbewerb und Handel (Ab. 3.2.2 KUEBLL) (= Anforde-
rung 7): Diese Anforderung gilt gem. Rn. 114 KUEBLL nicht für Klimaschutzbeihilfen. 

8. Abwägung positive Auswirkungen der Beihilfe mit negativen Auswirkungen auf Wettbewerb und 
Handel (Ab. 3.3 KUEBLL) (= Anforderung 8): Diese Anforderung gilt gem. Rn. 114 KUEBLL nicht für Kli-
maschutzbeihilfen. 

Zusätzlich sind die besonderen in Rn. 115 ff. KUEBLL genannten Voraussetzungen hinsichtlich der Ausgestaltung 
der Klimaschutzbeihilfe und für das Notifizierungsverfahren gegenüber der Kommission zu beachten:  

1. Rn. 115 KUEBLL: Für das Notifizierungsverfahren müsste Deutschland die nach Entlastungstatbestand 1 
gewährte Subvention in Euro pro vermiedener Tonne CO2-Äquivalent auf Grundlage von Referenzvor-
haben schätzen. Dabei sind die Nettoemissionen aus der geförderten Tätigkeit unter Berücksichtigung 
der erzeugten oder verminderten Lebenszyklusemissionen und Wechselwirkungen mit anderen Emissi-
onsvermeidungsmaßnahmen zu berücksichtigen.  

2. Rn. 116 KUEBLL: Die Klimaschutzbeihilfe muss so ausgestaltet sein, dass sie nicht nur zu einer Verlage-
rung von Emissionen in andere Wirtschaftszweige führt, sondern insgesamt eine Verringerung der 
Treibhausgasemissionen bewirkt.  

Diese Vorgabe wird hier eingehalten, wie die der Untersuchung in Kapitel 21.4.2 zeigt.  

3. Rn. 117 KUEBLL: Beihilfen für die Dekarbonisierung von Industrietätigkeiten müssen so ausgestaltet sein, 
dass sie eine Reduktion der direkt aus der jeweiligen Industrietätigkeit resultierenden Emissionen er-
möglichen. Diese Vorgabe dürfte so zu verstehen sein, dass Nebentätigkeiten der Industrie (etwa der Ver-
waltungsapparat von Unternehmen) nicht Ziel von Klimaschutzbeihilfen sein können. Die Beihilfen müs-
sen vielmehr so gestaltet sein, dass das eigentliche „Herzstück“ der industriellen Tätigkeit dekarbonisiert 
wird.  

Diese Vorgabe wird hier durch die engen Anforderungen des Begriffs der „Klimaschutzmaßnahme“ in Ent-
lastungstatbestand 1 erfüllt. Begrifflich knüpft die Klimaschutzmaßnahme an die SEUs („Significant Energy 
Uses“) an. Hierzu gehören nur die Energieverbräuche im Kernbereich der industriellen Tätigkeit des Un-
ternehmens. Mithin zielen Klimaschutzmaßnahmen nur auf Emissionsreduktionen in diesem Bereich ab. 

4. Rn. 118 f. KUEBLL (auf Entlastungstatbestand 1 nicht anwendbar) 

5. Rn. 120 KUEBLL: Die Beihilferegelung muss angemessene Maßnahmen vorsehen, um sicherzustellen, 
dass die geförderten Vorhaben tatsächlich durchgeführt werden (Verwendungskontrolle).  

Entlastungstatbestand 1 erfüllt diese Anforderung, weil die Entlastungsberechtigten hiernach die Steu-
erentlastung nur in Anspruch nehmen können, wenn durch einen Energieauditor bestätigt worden ist, 
dass tatsächlich die Klimaschutzmaßnahmen im Unternehmen begonnen worden sind. Außerdem kann 
der Entlastungstatbestand 1 nur in Anspruch genommen werden, wenn und soweit der Antragsteller be-
reits Aufwendungen in die Klimaschutzmaßnahme getätigt hat, was entsprechend nachzuweisen ist.  

6. Rn. 121 KUEBLL: Klimaschutzbeihilfen können zahlreiche Formen annehmen, darunter vorab gewährte 
Zuschüsse und Verträge für laufende Beihilfezahlungen wie etwa Differenzverträge. Beihilfen, die haupt-
sächlich mit dem Betrieb und nicht mit Investitionen verbundene Kosten decken, sollten nur dann gewährt 
werden, wenn der Mitgliedstaat nachweist, dass dies umweltfreundlichere Betriebsentscheidungen be-
wirkt. 

Diese Voraussetzungen sind hier erfüllt, weil Entlastungstatbestand 1 nicht für Betriebskosten gewährt 
wird.  

7. Rn. 122 - 125 KUEBLL (auf Entlastungstatbestand 1 nicht anwendbar) 

8. Rn. 126 KUEBLL: Klimaschutzbeihilfen dürfen keine Anreize für die Erzeugung von Energie schaffen, 
durch die weniger umweltschädliche Energieformen verdrängt würden. Wird beispielsweise eine nicht 
auf erneuerbaren Energiequellen basierende Kraft-Wärme-Kopplung oder wird die Energieerzeugung 
aus Biomasse gefördert, so dürfen nach Möglichkeit keine Anreize geschaffen werden, Strom oder Wärme 
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zu Zeiten zu erzeugen, zu denen dies zu einer Einschränkung luftverschmutzungsfreier erneuerbarer 
Energiequellen führen würde.  

Diese Voraussetzung ist hier erfüllt, weil Entlastungstatbestand 1 nicht an Energieformen anknüpft, son-
dern an die Emissionen im Unternehmen, die durch Klimaschutzmaßnahmen abgebaut werden müssen. 

9. Rn. 127 KUEBLL: Klimaschutzbeihilfen dürfen nicht so gestaltet sein, dass sie den Verbrauch fossiler 
Brennstoffe und Energie ankurbeln oder verlängern und dadurch die Entwicklung saubererer Alternativen 
behindern. M.a.W. sollen sog. „Lock-In-Effekte“ auf fossile Energieformen verhindert werden, die bei-
spielsweise dadurch entstehen könnten, dass die Klimaschutzbeihilfe zu einem Zubau industrieller Pro-
duktionsanlagen führt, die sich nicht mit emissionsneutralen Energiearten betreiben lassen.  

Diese Voraussetzung könnte hier dadurch umgesetzt werden, dass der Begriff der „Klimaschutzmaß-
nahme“ im Entlastungstatbestand 1 konkretisiert und perspektivisch weiterentwickelt wird (etwa durch 
entsprechende behördliche Auslegung, die in Verwaltungsrichtlinien oder auf Verordnungsebene nieder-
gelegt werden kann). Dabei ist jeweils die aktuelle technische Entwicklung zu berücksichtigen. Denn nach 
Rn. 127 KUEBLL kommt es nur darauf an, welche „saubereren Alternativen … bereits auf dem Markt ver-
fügbar sind“. Sofern keine technischen Alternativen mit geringerer Emissionsintensität verfügbar sind, 
dürften sich aus Rn. 127 KUEBLL keine Beschränkungen ergeben. 

10. Rn. 128 KUEBLL: Klimaschutzbeihilfen dürfen keinen Anreiz schaffen für neue Investitionen in die Ener-
gieerzeugung oder Industrieproduktion auf Basis von Steinkohle, Diesel, Braunkohle, Öl, Torf und Öl-
schiefer.   

Diese Voraussetzung ließe sich durch eine Konkretisierung des Begriffs der „Klimaschutzmaßnahme“ er-
reichen. Von diesem Begriff müssten Anlagen ausgenommen bleiben, die mit den genannten fossilen 
Energieträgern betrieben werden. Überdies könnte man die genannten Energieträger vom sachlichen 
Anwendungsbereich des Entlastungstatbestands 1 ausnehmen, so dass die Energiesteuer auf diese Ener-
gieträger nicht entlastungsfähig wäre.  

11. Rn. 129 KUEBLL: Klimaschutzbeihilfen dürfen nur dann Anreize für Investitionen in erdgasbasierte Tech-
nologien setzen, wenn der Mitgliedstaat gegenüber der Kommission darlegt, wie er sicherstellen wird, 
dass die jeweilige Investition zur Verwirklichung des Klimaziels der Union für 2030 und des Ziels der Kli-
maneutralität bis 2050 beiträgt. 

Diese Voraussetzung könnte Deutschland unter Verweis auf die Ausgestaltung des Entlastungstatbe-
stands 1 darlegen: Nach seinen tatbestandlichen Voraussetzungen können Antragsteller den Entlastungs-
tatbestand 1 nur in Anspruch nehmen, wenn und soweit sie in ihrem Unternehmen Klimaschutzmaßnah-
men mit positivem Kapitalwert durchführen. Unternehmen, die sich nach diesem Standard vollständig 
„optimiert“ und ihre Emissionen reduziert haben, können die Beihilfe nicht mehr in Anspruch nehmen. Der 
Entlastungstatbestand 1 hat demnach den Charakter einer Übergangsregelung, die zum Erreichen eines 
Zwischenziels auf dem Weg zur vollständigen (wirtschaftlich sinnvollen) Dekarbonisierung gedacht ist. 
Ohnehin hat Deutschland mit dem KSG das Dekarbonisierungsziel (bis 2045) gesetzlich verankert. Zu-
dem regelt das KSG Mechanismen, die greifen, falls das Erreichen des Dekarbonisierungsziels gefährdet 
wird. Damit könnte Deutschland überzeugend gegenüber der Kommission darlegen, dass durch den Ent-
lastungstatbestand 1 und die hierdurch möglicherweise angereizten erdgasbasierten Anlagen die Ver-
wirklichung der unionsweiten Klimaziele nicht gefährdet werden. Werden die zulässigen Jahresemissions-
mengen überschritten, sind gem. § 8 KSG die „erforderlichen Maßnahmen“ zu ergreifen. Zu den erforder-
lichen Maßnahmen kann auch eine ggf. erforderliche Überarbeitung des Entlastungstatbestands 1 gehö-
ren.  

12. Rn. 130-133 KUEBLL (auf Entlastungstatbestand 1 nicht anwendbar) 

13. Rn. 134 KUEBLL: Die Klimaschutzbeihilfe muss so gestaltet werden, dass sie den Wettbewerb möglichst 
gering verzerrt. Beihilferegelungen, bei denen der Kreis der möglichen Beihilfeempfänger weiter gefasst 
ist, verfälschen den Wettbewerb weniger stark als eine auf eine begrenzte Zahl bestimmter Empfänger 
ausgerichtete Förderung, vgl. Rn. 66 KUEBLL. 

Entlastungstatbestand 1 dürfte diese Voraussetzung erfüllen. Denn er kann von einer Vielzahl von Unter-
nehmen aus diversen Branchen in Anspruch genommen werden. Der Kreis der möglichen Beihilfeemp-
fänger ist damit weit gefasst und wird anhand objektiver Kriterien abgegrenzt.  

 

Im Ergebnis dürfte der Entlastungstatbestand 1 damit nach Ab. 4.7.2 KUEBLL genehmigungsfähig sein.  
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Genehmigungsfähigkeit nach Ab. 4.7.1 KUEBLL 

Schließlich stellt sich die Frage, ob Entlastungstatbestand 1 auch nach Ab. 4.7.1 KUEBLL genehmigt werden könnte. 
Gem. Rn. 295 KUEBLL können Ermäßigungen von Umweltsteuern genehmigt werden, wenn die folgenden beiden 
Voraussetzungen erfüllt sind:  

1. Hohe individuelle Betroffenheit: Die Ermäßigung muss so ausgestaltet sein, dass von ihr nur diejenigen 
Unternehmen profitieren, die von der Steuer am stärksten betroffen sind und ihre wirtschaftliche Tätigkeit 
ohne die Ermäßigung nicht nachhaltig fortführen könnten.  

Diese Anforderung ist hier erfüllt, weil Entlastungstatbestand 1 das Erreichen einer hohen Mindest-SI/EI 
erfordert. Die hierfür maßgeblichen Werte wurden so gewählt, dass nur die Unternehmen eine Entlastung 
erhalten können, die am stärksten von der Strom- und Energiesteuer betroffen sind (vgl. Kapitel 18.3) 

2. Umweltnutzen durch Ermäßigung: Darüber hinaus ist erforderlich, dass durch die Steuerermäßigung ein 
höheres tatsächliches Umweltschutzniveau erreicht werden kann als ohne die Steuerermäßigung. Das ist 
dann der Fall, wenn erst aufgrund der Ermäßigungen für besonders betroffene Steuerpflichtige die Um-
weltsteuer überhaupt oder mit einem höheren Satz eingeführt werden könnte.  

Diese Anforderung ließe sich nicht einfach damit begründen, dass die Entlastung auf Branchen mit inter-
nationaler Wettbewerbssituation begrenzt ist. Denn der Bericht hat in Kapitel 11 gezeigt, dass sich höhere 
Energiekosten zumindest langfristig nur in geringem Maße auf die Wettbewerbsfähigkeit der inländischen 
Unternehmen auswirken. Allein aufgrund der internationalen Wettbewerbssituation der entlastungsbe-
rechtigten Branchen wäre damit noch kein Carbon-Leakage zu befürchten, wenn es keinerlei Entlas-
tungstatbestände gäbe. Die kurzfristige Gefahr eines Carbon-Leakage lässt sich aber damit begründen, 
dass die inländischen Unternehmen aktuell umfassende Entlastungen im Bereich der Strom- und Ener-
giesteuer in Anspruch nehmen. Würden der allgemeine Entlastungstatbestand und der Spitzenausgleich 
übergangslos und ohne Auffangregelung entfallen, wäre allein wegen dieses abrupten Systemwechsels in 
der Besteuerung ein kurzfristiger Carbon-Leakage zu befürchten, weil die Kostensteigerungen nicht kurz-
fristig an die Kunden weitergegeben werden könnten (vgl. Kapitel 11).  

Aus diesem Grunde ist Entlastungstatbestand 1 letztlich doch geeignet, eine Verlagerung von Produkti-
onsprozessen in Jurisdiktionen mit weniger strengen Emissionsreduktionszielen zu vermeiden. Der Ent-
lastungstatbestand 1 kann daher insgesamt den Klimaschutz verbessern. Denn er trägt dazu bei, dass in-
dustrielle Prozesse weiterhin in Deutschland betrieben werden und damit vom inländischen Dekarboni-
sierungsprozess erfasst sind. Außerdem bewirkt Entlastungstatbestand 1, dass Unternehmen ihren Ma-
schinen- und Anlagenpark umstellen auf eine emissionsärmere Produktion. Diese Transformation er-
möglicht einen nachhaltigeren Umweltnutzen als allein die Einführung bzw. Beibehaltung einer Umwelt-
steuer.  

Damit die EU-Kommission die Voraussetzungen von Rn. 295 KUEBLL prüfen kann, müsste Deutschland im Rah-
men des Notifizierungsverfahrens die Informationen i.S.v. Rn. 296 KUEBLL der Kommission mitteilen. Im Einzelnen 
sind das:  

1. Rn. 296 Bst. a KUEBLL: „eine Beschreibung der Wirtschaftszweige oder Gruppen von Beihilfeempfän-
gern, die für die Ermäßigungen infrage kommen“ 

2. Rn. 296 Bst. b KUEBLL: „eine Liste der größten Beihilfeempfänger in jedem betroffenen Wirtschafts-
zweig, ihren Umsatz, ihre Marktanteile, die Höhe der Bemessungsgrundlage und den Anteil, den die Um-
weltsteuer bzw. umweltsteuerähnliche Abgabe an ihrem Vorsteuergewinn mit und ohne die Ermäßigung 
ausmachen würde“  

3. Rn. 296 Bst. c KUEBLL: „eine Beschreibung der Lage dieser Beihilfeempfänger, aus der hervorgeht, wieso 
der Normalsatz der Umweltsteuer oder umweltsteuerähnlichen Abgabe von ihnen nicht entrichtet wer-
den könnte“ 

Die hierfür erforderlichen Informationen ergeben sich aus den Daten der Generalzolldirektion bzgl. ent-
lastungsberechtigter Strom- und Energieverbräuche (vgl. aggregierte Darstellung in Kapitel 5 und Kapitel 
6 für das Jahr 2017). Anhand dieser Informationen kann ausgerechnet werden, in welcher Höhe die entlas-
tungsberechtigten Unternehmen mit Strom-/Energiesteuer belastet wären, wenn es den Entlastungstat-
bestand 1 nicht gäbe. Wie in Kapitel 11 gezeigt, kann insbesondere in der kurzen Frist auch nicht ausge-
schlossen werden, dass eine Strom-/Energiesteuererhöhung negative Auswirkungen auf die Wettbe-
werbsfähigkeit haben könnte.  

4. Rn. 296 Bst. d KUEBLL: „eine Erläuterung dazu, wie die ermäßigte Steuer oder Abgabe zu einem – ge-
genüber der Situation ohne Ermäßigungen – höheren Umweltschutzniveau beitragen würde (z. B. durch 
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einen Vergleich des Normalsatzes, der bei Gewährung von Ermäßigungen gelten würde, mit dem Normal-
satz, der ohne Gewährung von Ermäßigungen gelten würde, oder durch Angabe der Zahl der Unterneh-
men, die der Steuer oder Abgabe insgesamt unterliegen würden, oder anderer Indikatoren für tatsächliche 
Änderungen in Bezug auf umweltschädliches Verhalten)“ 

 

Nachdem sich der Entlastungstatbestand 1 auf eine in der EnergiesteuerRL harmonisierte Umweltsteuer bezieht, 
kann die Erforderlichkeit und Angemessenheit gem. Rn. 298 und 299 KUEBLL im vereinfachten Verfahren geprüft 
werden. Demnach ist Entlastungstatbestand 1 genehmigungsfähig, sofern er die folgenden Voraussetzungen er-
füllt:  

1. Es muss sichergestellt sein, dass die in der EnergiesteuerRL vorgesehenen Mindeststeuersätze entrichtet 
werden (Rn. 298 Bst. a KUEBLL). Das ist bei Entlastungstatbestand 1 erfüllt.  

2. Die Begünstigten müssen anhand objektiver und transparenter Kriterien ausgewählt werden (Rn. 298 
Bst. b KUEBLL). Das ist ebenfalls erfüllt.  

3. Die Ermäßigung muss grundsätzlich allen Unternehmen eines Wirtschaftszweiges in derselben Weise 
gewährt werden, sofern sie sich in einer ähnlichen Lage befinden (Rn. 298 Bst. c KUEBLL). Auch diese Vo-
raussetzung ist vorliegend gegeben.  

4. Schließlich ist erforderlich, dass der Mitgliedstaat vor Einführung der Steuerermäßigung eine öffentliche 
Konsultation durchführt, in der die Wirtschaftszweige, die für die Ermäßigung infrage kommen, ord-
nungsgemäß beschrieben werden und eine Liste der größten Beihilfeempfänger für jeden Wirtschafts-
zweit vorgelegt wird (Rn. 298 Bst. d KUEBLL).  

Im Ergebnis dürfte – sofern eine ausreichende Konsultation durchgeführt wird – der Entlastungstatbestand 1 nach 
den KUEBLL genehmigungsfähig sein.  

21.2.1.4  Finanzverfassungsrechtliche Zulässigkeit  

Da der Entlastungstatbestand 1 nur dann und insoweit in Anspruch genommen werden kann, wie der Antragsteller 
Aufwendungen für Klimaschutzmaßnahmen tätigt, stellt sich die Frage, ob es sich beim Entlastungstatbestand 1 
um eine steuerrechtliche Regelung handelt, die in die Zuständigkeit des Bundes fällt. Strom- und Energiesteuer 
gehören zu den Verbrauchssteuern i.S.v. Art. 106 Abs. 1 Nr. 2 GG, die gem. Art. 105 Abs. 2 S. 2 GG in die konkurrie-
rende Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes fallen.  

Fraglich ist allerdings, ob die Strom- und Energiebesteuerung in der Ausprägung durch den Entlastungstatbe-
stand 1 unter den Begriff der Steuer subsumiert werden kann. Steuern im Sinne des GG sind „einmalige oder lau-
fende Geldleistungen, die nicht eine Gegenleistung für eine besondere Leistung darstellen und von einem öf-
fentlich-rechtlichen Gemeinwesen zur Erzielung von Einkünften allen auferlegt werden, bei denen der Tatbestand 
zutrifft, an den das Gesetz die Leistungspflicht knüpft.“186 Nach diesem Prinzip der Gegenleistungsfreiheit ist die 
Steuerpflicht unabhängig davon, ob und wieweit der Steuerpflichtige staatliche Leistungen in Anspruch genom-
men hat.  

Daraus folgt aber nicht, dass Steuererleichterungen nicht an „Gegenleistungen“ des Steuerpflichtigen geknüpft 
werden dürften: „Die Steuergesetzgebungskompetenz umfasst prinzipiell auch die Gewährung von Steuerver-
günstigungen, die mit Subventionsausgaben funktional äquivalent sind. Durch diese Kompetenz, vornehmlich des 
Bundes, droht keine Aushöhlung der Sach- und Verwaltungskompetenzen der Länder, da die Regelung des Art. 
104 a III GG für entsprechende Leistungsgesetze mit überwiegendem Finanzierungsanteil des Bundes die Bun-
desauftragsverwaltung vorsieht und bei erheblicher Länderbeteiligung der Zustimmungsvorbehalt des Bundesrats 
eingreift. Damit bestehen zwischen Leistungsgesetzen (Art. 104 a III GG) und Steuersubventionen (Art. 105 III, 108 
III GG) kompetenzrechtlich im Hinblick auf Auftragsverwaltung und Zustimmungsbedürftigkeit keine wesentlichen 
Unterschiede. Die Steuergesetzgebungszuständigkeit ist nur dann keine ausreichende Kompetenzgrundlage, 
wenn Subventionen von Finanzämtern verwaltet und unmittelbar aus dem örtlichen Steueraufkommen ausgezahlt 
werden, die Subventionen trotz ihrer formalen Regelung im Rahmen von Steuergesetzen aber mit den steuerlichen 
Erhebungstatbeständen in keinem inneren Zusammenhang stehen und sogar ohne Rücksicht auf die Steuerpflich-
tigkeit des Begünstigten gewährt werden. Soweit die Sachkompetenzen vor allem des Art. 74 GG die Subvention 
tragen, liegt in diesen Fällen zwar ein Verstoß gegen die insoweit nicht verfassungsrechtlich abgesicherten haus-

 
 
186 v. Münch/Kunig/Heintzen, 7. Aufl. 2021, GG Art. 105 Rn. 13, Herv. d. Verf. 
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haltsrechtlichen Grundsätze der Haushaltsklarheit und des Bruttoprinzips vor, indes kein Verfassungsverstoß ge-
gen Art. 104 a III GG, so dass sich die fehlende Fundierung in der Steuergesetzgebungskompetenz nicht aus-

wirkt.“187 

Der Bund kann Steuersubventionen also regeln, soweit diese in einem inneren Zusammenhang mit den steuerli-
chen Erhebungstatbeständen stehen, für die die Gesetzgebungskompetenz beim Bund liegt. Hier steht Entlas-
tungstatbestand 1 in einem solchen engen inneren Zusammenhang mit der Strom- und Energiebesteuerung, die in 
der konkurrierenden Bundeszuständigkeit liegt. Denn der Entlastungstatbestand 1 ist eng mit der Strom- und Ener-
giebesteuerung verknüpft. Im Ergebnis ist daher davon auszugehen, dass es die finanzverfassungsrechtlichen Vor-
gaben zulassen, dass der Bund Entlastungstatbestand 1 einführt.  

 

 Entlastungstatbestand 2 (Entlastung wegen hoher SI/EI) 

21.2.2.1 Vereinbarkeit mit der EnergiesteuerRL (Richtlinie 2003/96/EG) 

Die Entlastung wegen hoher Energie-/Stromintensität im Unternehmen dürfte gem. Art. 17 Abs. 1 Bst. a) Energies-
teuerRL möglich sein.  

1. Gem. Art. 17 Abs. 1 Bst. a) EnergiesteuerRL können Mitgliedstaaten Steuerermäßigungen für energiein-
tensive Betriebe einführen. Nach der Richtlinie ist ein Betrieb u.a. dann „energieintensiv“, wenn dessen 
Energie- und Strombeschaffungskosten mindestens 3,0 % des Produktionswertes ausmachen. Der Begriff 
„Produktionswert“ ist in Art. 17 Abs. 1 Bst. a) UAbs. 3 EnergiesteuerRL definiert und gleichbedeutend mit 
dem Begriff „Bruttowertschöpfung“. Zu den „Energie- und Strombeschaffungskosten“ zählen gem. Art. 17 
Abs. 1 Bst. a) UAbs. 2 die tatsächlichen Kosten, die das Unternehmen für die Beschaffung oder Gewinnung 
seiner Energie aufwendet, einschließlich aller Steuern (ohne Umsatzsteuer). Mit anderen Worten gestat-
tet die Richtlinie Steuerbefreiungen für Unternehmen, deren Strom- bzw. Energiekostenintensität mehr 
als 3 % beträgt. Der hier vorgeschlagene Entlastungstatbestand 2 knüpft tatbestandlich allerdings nicht 
an die Strom-/Energiekostenintensität an, sondern an die Strom-/Energieintensität („SI/EI“) an. Hierbei 
werden nicht die Energiekosten ins Verhältnis zur Bruttowertschöpfung gesetzt, sondern die Energie-
mengen. Die gewählten Mindest-Werte für SI/EI wurden so gewählt, dass jeweils auch der Grenzwert von 
3 % für Strom- und Energiekosten pro BWS überschritten ist. 

2. Die Steuerbefreiung kann gem. Art. 6 Bst. c) EnergiesteuerRL auch als Entlastung umgesetzt werden, wie 
dies im Entlastungstatbestand 2 vorgesehen ist.  

3. Der persönliche und sachliche Anwendungsbereich von Entlastungstatbestand 2 ist durch Art. 17 Abs. 1 
Bst a) EnergiesteuerRL abgedeckt: Die Richtlinie konkretisiert den Begriff „Betriebe“ nicht weiter. Es ist 
aber davon auszugehen, dass alle produzierenden Unternehmen tatbestandlich sein können. Die Entlas-
tung wird zudem nur für die in Art. 8 Abs. 2 Bst. b) und Bst. c) Richtlinie genannten Zwecke bzw. bei Strom 
für alle betriebsbezogenen Zwecke gewährt.  

4. Der Entlastungstatbestand 2 stellt zudem sicher, dass die in der EnergiesteuerRL vorgesehen Mindest-
besteuerung „im Durchschnitt für alle Betriebe“ eingehalten wird.  

21.2.2.2 Vereinbarkeit mit EnergiesteuerRL – Entwurf n.F. 

Der Entlastungstatbestand 2 stünde auch im Einklang mit Art. 18 Bst. a) des Entwurfs für die Neufassung der Ener-
giesteuerRL. Die tatbestandlichen Voraussetzungen dieses Artikels entsprechen weitgehend denen von 
Art. 17 Bst. b) der aktuellen EnergiesteuerRL. Über die Anforderungen des aktuellen Rechts hinausgehend müsste 
nach dem Entwurf zukünftig aber zusätzlich sichergestellt sein, dass die Mindeststeuersätze nach der Richtlinie ein-
gehalten werden. Diese Voraussetzung ist hier erfüllt.  

 
 
187 Dreier/Heun, 3. Aufl. 2018, GG Art. 105 Rn. 17. 
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21.2.2.3 Beihilferechtliche Prüfung 

Beihilferechtich ist der Entlastungstatbestand 2 gem. Art. 44 AGVO freigestellt, weil die Entlastung im Einklang 
mit Art. 17 Bst. b) der EnergiesteuerRL steht und zudem die Mindestbesteuerung nach der EnergiesteuerRL einge-
halten werden.  

Fraglich ist allerdings, ob der Entlastungstatbestand 2 auch nach den KUEBLL genehmigungsfähig wäre. Der Ent-
lastungstatbestand 2 lässt sich nur als Beihilfe „in Form einer Ermäßigung von Umweltsteuern“ i.S.v. Ab. 4.7.1 
KUEBLL einordnen und könnte daher nur genehmigt werden, wenn die in diesem Abschnitt geregelten Voraus-
setzungen erfüllt sind. Gem. Rn. 295 KUEBLL können Ermäßigungen von Umweltsteuern nach Abs. 4.7.1. KUEBLL 
genehmigt werden, wenn die folgenden beiden Voraussetzungen erfüllt sind:  

1. Hohe individuelle Betroffenheit: Von der Ermäßigung dürfen nur diejenigen Unternehmen profitieren, 
die von der Steuer am stärksten betroffen sind und ihre wirtschaftliche Tätigkeit ohne die Ermäßigung 
nicht nachhaltig fortführen könnten. Diese Anforderung ist hier erfüllt.  

2. Umweltnutzen durch Ermäßigung: Darüber hinaus ist erforderlich, dass durch die Steuerermäßigung ein 
höheres tatsächliches Umweltschutzniveau erreicht werden kann als ohne die Steuerermäßigung. Das ist 
dann der Fall, wenn erst aufgrund der Ermäßigungen für besonders betroffene Steuerpflichtige die Um-
weltsteuer überhaupt oder mit einem höheren Satz eingeführt werden könnte. Hier dürfte sich begründen 
lassen, dass Entlastungstatbestand 2 geeignet ist, den Umweltnutzen insgesamt zu erhöhen. Auf lange 
Sicht führen höhere Energiekosten zwar nur eingeschränkt zu einer höheren Carbon-Leakage-Gefahr. 
Aber eine abrupte vollständige Abschaffung der im aktuellen Recht geltenden Entlastungstatbestände 
würde die inländische Industrie überfordern und die akute Gefahr einer kurzfristigen Abwanderung von 
Produktion in Jurisdiktionen mit weniger ehrgeizigen Klimaschutzzielen auslösen. Um die Energie- und 
Strombesteuerung insgesamt beibehalten zu können, schafft Entlastungstatbestand 2 eine notwendige 
Voraussetzung hierfür. Der Tatbestand ist dazu degressiv ausgestaltet, so dass er ohnehin nur den Cha-
rakter einer Übergangsregelung hat für einen schrittweisen Einstieg in die volle Besteuerung.   

Nachdem sich der Entlastungstatbestand 2 auf eine in der EnergiesteuerRL harmonisierte Umweltsteuer bezieht, 
kann die Erforderlichkeit und Angemessenheit gem. Rn. 298 und 299 KUEBLL im vereinfachten Verfahren geprüft 
werden. Demnach ist Entlastungstatbestand genehmigungsfähig, sofern er die folgenden Voraussetzungen erfüllt:  

1. Es ist sichergestellt, dass die in der EnergiesteuerRL vorgesehenen Mindeststeuersätze entrichtet wer-
den (Rn. 298 Bst. a KUEBLL). Das ist bei Entlastungstatbestand 2 erfüllt.  

2. Die Begünstigten werden anhand objektiver und transparenter Kriterien ausgewählt (Rn. 298 Bst. b 
KUEBLL). Das ist ebenfalls erfüllt.  

3. Die Ermäßigung wird grundsätzlich allen Unternehmen eines Wirtschaftszweiges in derselben Weise 
gewährt, sofern sie sich in einer ähnlichen Lage befinden (Rn. 298 Bst. c KUEBLL). Auch diese Vorausset-
zung ist vorliegend gegeben.  

4. Schließlich ist erforderlich, dass der Mitgliedstaat vor Einführung der Steuerermäßigung eine öffentliche 
Konsultation durchführt, in der die Wirtschaftszweige, die für die Ermäßigung infrage kommen, ord-
nungsgemäß beschrieben werden und eine Liste der größten Beihilfeempfänger für jeden Wirtschafts-
zweit vorgelegt wird (Rn. 298 Bst. d KUEBLL).  

Im Ergebnis dürfte – sofern eine ausreichende Konsultation durchgeführt wird – der Entlastungstatbestand 2 nach 
Ab. 4.7.1 KUEBLL genehmigungsfähig sein.  

 Entlastungstatbestand 3 (Entlastung Prozesse und Verfahren) 

21.2.3.1 Vereinbarkeit mit der EnergiesteuerRL (Richtlinie 2003/96/EG) 

Der auf bestimmte Prozesse und Verfahren anwendbare Entlastungstatbestand 3 ist mit der EnergiesteuerRL ver-
einbar, weil die entlasteten Prozesse gem. Art. 2 Abs. 4 Bst. b) EnergiesteuerRL vom Anwendungsbereich der Richt-
linie ausgenommen sind. Nach Art. 2 Abs. 4 Bst. b) 2. und 5. der Richtlinie fallen Energieerzeugnisse mit „zweierlei 
Verwendungszweck“ und zur „Verwendung in mineralogischen Verfahren“ ausdrücklich nicht in den Anwendungs-
bereich der EnergiesteuerRL. Für die in diesen Prozessen verwendeten Energieerzeugnisse gilt damit nicht die eu-
roparechtliche Pflicht zur Mindestbesteuerung. Den Mitgliedstaaten steht es vielmehr frei, ob, wie und in welcher 
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Systematik die in den Prozessen und Verfahren eingesetzten Energieerzeugnisse besteuert werden oder steuerbe-
freit sind.188 Die EnergiesteuerRL schließt es damit nicht aus, die Prozesse und Verfahren außerhalb ihres Anwen-
dungsbereichs zu 80 % bzw. – sofern zusätzlich noch Investitionsmaßnahmen durchgeführt werden – vollständig zu 
entlasten. Art. 2 Abs. 4 EnergiesteuerRL wird so zur „Quasi-Rechtsgrundlage“ für den prozess- und verfahrensbe-
zogenen Entlastungstatbestand.189 

21.2.3.2 Vereinbarkeit mit Entwurf EnergiesteuerRL n.F. 

Die Einführung des Entlastungstatbestands 3 wäre im Wesentlichen auch nach dem Entwurf für die Neufassung 
der EnergiesteuerRL möglich. Dessen Art. 3 Abs. 1 Bst. b ist systematisch an die Stelle von Art. 2 abs. 4 Bst. b) Ener-
giesteuerRL getreten und nimmt einige Prozesse vom Anwendungsbereich der neuen Richtlinie aus. Aber anders 
als bislang sollen zukünftig die mineralogischen Prozesse nicht mehr vom Anwendungsbereich ausgenommen sein. 
Daher wäre der Entlastungstatbestand 3 zukünftig nur dann mit der neuen EnergiesteuerRL (im Entwurf) vereinbar, 
wenn auch von ihm die mineralogischen Prozesse ausgenommen blieben.  

21.2.3.3 Beihilferechtliche Zulässigkeit 

Im Rahmen der beihilferechtlichen Prüfung sind hier drei Aspekte getrennt zu untersuchen: Zum einen ist die Ent-
lastung i.H.v. bis zu 80 % für bestimmte Prozesse und Verfahren beihilferechtlich zu würdigen. Zum anderen ist zu 
prüfen, ob die vollständige Entlastung für die Wasserstoffelektrolyse mit dem Beihilferecht vereinbar wäre. Schließ-
lich ist die zusätzlich mögliche vollständige Entlastung für bzw. wegen durchgeführter Klimaschutzmaßnahmen auf 
ihre beihilferechtliche Zulässigkeit zu untersuchen.  

Teilweise Entlastung für bestimmte Prozesse und Verfahren allgemein 

Der Entlastungstatbestand für bestimmte Prozesse und Verfahren ist nach Auffassung der EU-Kommission keine 
Beihilfe, sofern es sich um eine „allgemeine Maßnahme handelt, die in der Art und Logik des nationalen Steuersys-
tems begründet ist“.190 Unter Anwendung dieses Standards hat die EU-Kommission die aktuelle Fassung von § 51 
EnergieStG und §9a StromStG geprüft und festgestellt, dass sich die Entlastung von Energieerzeugnissen, die in 
mineralogischen Verfahren (vgl. Art. 2 Abs. 4 Bst. b) 5. Anstrich EnergiesteuerRL) oder mit zweierlei Verwendungs-
zweck (vgl. Art. 2 Abs. 4 Bst. b) 2. Anstrich EnergiesteuerRL) eingesetzt werden, aus der inneren Logik des deut-
schen Energiesteuerrechts ergebe und der Kreis der entlastungsberechtigten Verwendungen einer „vernünf-
tige[n] und einheitliche[n] Anwendung einer objektiven Logik“ folge.191 Außerdem hat die Kommission festgestellt, 
dass Deutschland alle Verwendungen zu zweierlei Zwecken und in mineralogischen Verfahren im Rahmen des 
Energiebesteuerung gleichbehandelt.192 Daher handelt es sich nach Auffassung der Kommission bei den Entlas-
tungstatbeständen für bestimmte Prozesse und Verfahren nicht um Beihilfen. Diese Entscheidung überzeugt v.a. 
deshalb, weil die Entlastung für bestimmte Prozess und Verfahren den Wettbewerb schon nicht verfälschen 
könnte, wie dies gem. Art. 107 Abs. 1 AEUV tatbestandliche Voraussetzung für das Vorliegen einer Beihilfe wäre. Alle 
Marktteilnehmer können gleichermaßen die prozess- und verfahrensbezogenen Entlastungstatbestände in An-
spruch nehmen.  

Diese sog. „No-Aid“-Entscheidung der EU-Kommission bezieht sich auf die vollständige Entlastung nach den ak-
tuellen § 51 EnergieStG und § 9a StromStG für die darin genannten Prozesse und Verfahren. Die für diese Entschei-
dung maßgeblichen Erwägungen passen aber gleichermaßen für die im Entlastungstatbestand 2 vorgeschlagene 
teilweise (80 %) Entlastung. Denn auch hier werden die entlastungsberechtigten Prozesse und Verfahren nach 
denselben objektiven Kriterien bestimmt. Nach wie vor wird die – nunmehr teilweise - Entlastung für alle Prozesse 
und Verfahren gewährt, die vom Anwendungsbereich der EnergiesteuerRL ausgenommen sind. Schon deshalb 
kann davon ausgegangen werden, dass Entlastungstatbestand 2 einer internen Logik des deutschen Steuersys-
tems entspricht. 

  

 
 
188  BFH, Urt. v.30.06.2015 – VII R 53/13, BeckRS 2015, 95731, Rn. 13 
189  Bongartz/Jatzke/Schröer-Schallenberg, § 51 EnergieStG, Stand: Juni 2021, Rn. 8.  
190  Schreiben der Kommission v. 7.2.2007 (K (2007) 298 endg.) 
191  aa.O., S. 7.  
192  Ebenda.  
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Vollständige Entlastung für Wasserstoffelektrolyse-Strom 

Fraglich ist aber, ob sich auch eine vollständige Entlastung, die ausschließlich für Strom gilt, der in der Wasser-
stoffelektrolyse eingesetzt wird, aus einer internen Logik des deutschen Energiesteuersystems ableiten ließe und 
daher beihilferechtlich unproblematisch wäre. Zweifel könnten sich daraus ergeben, dass in Art. 2 Abs. 4 
Bst. b) 3. Anstrich EnergiesteuerRL die Elektrolyse allgemein (gleich ob zur Erzeugung von Wasserstoff oder für an-
dere chemische Verfahren eingesetzt) als einheitliche Verfahrensart bezeichnet wird. Dies könnte für eine beihilfe-
rechtlich relevante Binnendifferenzierung sprechen, weil Elektrolysestrom bei der Wasserstoffherstellung vollstän-
dig, in allen anderen Fällen nur teilweise entlastet werden könnte. Richtigerweise kommt es aber auf die Systematik 
der EnergiesteuerRL nicht an, soweit deren Anwendungsbereich gar nicht eröffnet ist.  

Das ergibt sich aus der gemeinsamen Erklärung der EU-Kommission und des Rates der Europäischen Union an-
lässlich der Einführung der EnergiesteuerRL193. Darin heißt es für Sachverhalte, die vom Anwendungsbereich der 
EnergiesteuerRL ausgenommenen sind: „Die Mitgliedstaaten können dann Maßnahmen zur Besteuerung bzw. 
Nichtbesteuerung bzw. zur vollständigen oder teilweisen Besteuerung der einzelnen Verwendungsarten ergrei-
fen. Elektrischer Strom, der auf ähnliche Weise verwendet wird, sollte ebenso behandelt werden. Derartige Aus-
nahmen vom allgemeinen System bzw. Staffelungen innerhalb des Systems, die sich durch die Art oder die allge-
meine Regelung des Steuersystems rechtfertigen lassen, haben nichts mit staatlichen Beihilfen zu tun.“194Außer-
halb des Anwendungsbereichs der EnergiesteuerRL können die Mitgliedstaaten also frei festlegen, ob sie Energie-
erzeugnisse ganz oder teilweise oder gestaffelt besteuern. Eine unterschiedliche Besteuerung von Elektroly-
sestrom hat beihilferechtlich also keine Relevanz, sofern sich die unterschiedliche Behandlung aus der Art bzw. Sys-
tematik des mitgliedstaatlichen Steuersystems begründet.  

Im Ergebnis käme es darauf an, ob sich eine unterschiedliche Besteuerung von Wasserstoffelektrolysestrom und 
sonstigem Elektrolysestrom aus der Systematik des deutschen Stromsteuerrechts ableiten ließe. Das dürfte be-
gründbar sein. Denn auch im aktuellen § 9a Abs. 1 Nr. 2 und 3 StromStG hängt die Entlastung nicht von den einge-
setzten Technologien ab, sondern allein vom Produkt, für dessen Herstellung der Strom genutzt wird („für die Her-
stellung von…“). Es wäre daher kein Systembruch im deutschen Stromsteuerecht, wenn Wasserstoffelektrolyse und 
sonstige Elektrolyse zukünftig unterschiedlich besteuert würden. Eine solche Unterscheidung wäre auch durch 
sachliche Erwägungen begründbar. Denn Wasserstoff spielt für die Dekarbonisierung der Industrie eine zentrale 
Rolle und hat daher eine übergeordnete, aus dem Produkt als solchem ableitbare systematische Funktion. Diese 
rechtfertigt es, Wasserstoffelektrolyse vollständig zu entlasten, um einen Ausbau an Kapazitäten für die Erzeugung 
und Nutzung von Wasserstoff zu fördern.  

Kombination Entlastungstatbestand 1 und Entlastungstatbestand 3 

Schließlich stellt sich die Frage, ob es beihilferechtlich zulässig wäre, die Höhe der Entlastung davon abhängig zu 
machen, ob der Antragsteller in eine Klimaschutzmaßnahme im Unternehmen investiert hat (dann vollständige 
Entlastung möglich abhängig von der Höhe des getätigten Investments) oder nicht (dann maximal 80 % Entlas-
tung). Eine solche weitergehende Entlastung um bis zu 100 % wäre jedenfalls nicht nach Art. 44 AGVO freigestellt, 
weil die Besteuerung der vom Entlastungstatbestand 3 erfassten Prozesse und Verfahren gerade nicht sekundär-
rechtlich geregelt ist.  

Damit stellt sich die Frage, ob eine vollständige Steuerbefreiung für durchgeführte Klimaschutzinvestitionen nach 
den KUEBLL genehmigt werden könnte. Dies ist nach denselben zu Entlastungstatbestand 1 dargestellten Kriterien 
zu beurteilen (s.o., Kapitel 21.2.1.3). Wie Entlastungstatbestand 1 handelt es sich um eine Beihilfe zur Verringerung 
von Treibhausgasemissionen i.S.v. Ab. 4.7.2 i.V.m. Ab. 4.1 KUEBLL. Zentrale Voraussetzung für deren Genehmi-
gungsfähigkeit ist das Vorliegen eines Anreizeffekts i.S.v Ab. 3.1.2 KUEBLL. Demnach müsste die vollständige Be-
freiung für Prozesse und Verfahren dazu führen, dass der Entlastungsberechtigte sein Verhalten ändert und um-
weltfreundlichere Tätigkeiten aufnimmt, die er allein mit teilweiser Entlastung nicht, nur in geringerem Umfang 
oder auf andere Weise ausüben würde. Ob der Entlastungstatbestand 1 einen Anreizeffekt in diesem Sinne hat, 
wenn die Energie bereits nach Entlastungstatbestand 3 entlastet ist, ist gem. Nr. 28 KUEBLL dadurch nachzuwei-
sen, dass das wahrscheinliche kontrafaktische Szenario ohne die Beihilfe ermittelt wird. Es müsste demnach nach-
gewiesen werden, dass die weitergehende Entlastung um insgesamt 100 % die Durchführung von Klimaschutz-
maßnahmen im Unternehmen ermöglicht. Ein solcher Anreizeffekt dürfte begründbar sein. Denn Unternehmen, 
die von Entlastungstatbestand 3 erfasste Prozesse und Verfahren betreiben, hätten aufgrund dieser Entlastung 

 
 
193 Erklärung vom 24.11.2003, veröffentlicht als Addendum zum Ratsprotokoll betreffen die Energiesteuerrichtlinie vom 

24.11.2003 (14140/03, ADD 1, PV/CONS 60, ENV 582).  
194 aa.O., S. 4, Herv. d. Verf. 
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keinen Anreiz, in Klimaschutzmaßnahmen zu investieren. Erst die Möglichkeit, weitere 20 % Entlastung über Ent-
lastungstatbestand 1 zu erhalten, schafft diesen zusätzlichen Anreiz.  

Fraglich wäre überdies, ob eine vollständige Entlastung für durchgeführte Klimaschutzinvestitionen durch eine 
Kombination von Entlastungstatbestand 1 und Entlastungstatbestand 3 erforderlich wäre (Ab. 3.2.1.1 KUEBLL) 
(= Anforderung 3): Gem. Rn. 89 KUEBLL findet bei Klimaschutzbeihilfen im Sinne von Ab. 4.1 KUEBLL nur eine ein-
geschränkte Erforderlichkeits-Prüfung gem. Rn. 38 i.V.m. Rn. 90 KUEBLL statt. Der Mitgliedstaat muss insbeson-
dere kein Marktversagen belegen. Es ist vielmehr ausreichend, wenn nachgewiesen werden kann, dass Unterneh-
men ohne Entlastungstatbestand 1 die gewünschten Klimaschutzmaßnahmen nicht durchführen. Die Kommission 
geht dann gem. Rn. 91 KUEBLL davon aus, dass ein Marktversagen vorliegt, das mithilfe der Beihilfe behoben wer-
den kann.  

Die Angemessenheit (= Anforderung 5) wäre nach Rn. 109 KUEBLL zu prüfen. Demnach sind auf Dekarbonisie-
rung und Energieeffizienz abzielende Beihilferegegelungen in Form von Steuerermäßigungen schon dann ange-
messen, wenn sie so ausgestaltet sind, dass sie grundsätzlich allen beihilfefähigen Unternehmen in derselben Weise 
gewährt werden, die in demselben Wirtschaftszweig tätig sind, und sich hinsichtlich der Ziele bzw. Zwecke der Bei-
hilfemaßnahme in der gleichen oder einer ähnlichen Lage befinden (vgl. Rn. 109 S. 3 KUEBLL). Entlastungstatbe-
stand 1 erfüllt diese Voraussetzungen auch bei der kumulativen Anwendung mit Entlastungstatbestand 3.  

21.3 Anpassungen im Energie- und Stromsteuergesetz (Normenvorschlag)  

Für die Umsetzung des Reformvorschlages 3b sind im Einzelnen die folgenden Änderungen im StromStG und im 
EnergieStG erforderlich:  

▪ Zur Einführung von Entlastungstatbestand 1 (für durchgeführte Investitionen in Klimaschutzmaßnahmen) 
werden folgende gesetzliche Änderungen durchgeführt (vgl. im Einzelnen unter Kapitel 21.3.1):  

▪ § 55 EnergieStG und § 10 StromStG werden neu gefasst, um den Entlastungstatbestand 1 umzusetzen 
und gleichzeitig den Spitzenausgleich, der bislang in § 55 EnergieStG und § 10 StromStG geregelt ist, 
zu streichen.  

▪ In § 1a EnergieStG werden die folgenden für die Anwendung von § 55 EnergieStG und § 10 StromStG 
benötigen drei Begriffsbestimmungen neu aufgenommen: „Beihilfeberechtigte Unternehmen“, „Kli-
maschutzmaßnahmen“ und „Energieintensität“.  

▪ Die Anlage zum EnergieStG wird neu gefasst, um Vorgaben für das neue Instrument der sog. „THG-
Erweiterungstabelle“ festzulegen. Die bisher in der Anlage zum EnergieStG enthaltenen Regelungen 
werden nicht mehr benötigt und werden daher ersetzt.  

▪ In § 66 Abs. 1 Nr. 22 EnergieStG und § 11 Satz 1 Nr. 16 StromStG werden zusätzliche Verordnungser-
mächtigungen aufgenommen, auf deren Grundlage das BMF die in § 55 EnergieStG und in 
§ 10 StromStG enthaltenen Verweise auf die privaten Regelwerke DIN EN ISO 50001, DIN EN ISO 
50005 und DIN EN 17463 durch Rechtsverordnung zu aktualisieren, sobald es neuere Fassungen der 
privaten Regelwerke gibt. 

▪ In § 2 Nr. 12 StromStG wird die Bestimmung des Begriffs der „Stromintensität“ aufgenommen, die für 
die Anwendung des neuen § 10 StromStG erforderlich ist.  

▪ Schließlich werden die in § 12 StromStG und in § 66b Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1, 2, 4 und Abs. 3 EnergieStG 
enthaltenen Verordnungsermächtigungen sowie die auf deren Grundlage erlassene SpaEfV aufgeho-
ben, die nicht mehr benötigt wird.  

▪ Zur Einführung des Entlastungstatbestands 2 (für hohe Strom- und Energieintensität) werden § 54 Energie-
StG und § 9b StromStG neu gefasst (vgl. unten Kapitel 21.3.2). Der in den aktuellen Fassungen von § 54 Ener-
gieStG und § 9b StromStG geregelte allgemeine Entlastungstatbestand für Unternehmen des Produzieren-
den Gewerbes wird damit zugleich aufgehoben.  

▪ Zur Umsetzung des Entlastungstatbestands 3 (für Prozesse und Verfahren), werden im einzelnen folgende Re-
gelungen angepasst (vgl. unten Kapitel 21.3.3): 

▪ § 51 EnergieStG und § 9b StromStG werden neu gefasst.  

▪ In § 2 Nr. 2a und Nr. 3 StromStG werde die Begriffsbestimmungen für „Unternehmen des Produzieren-
den Gewerbes“ und für „Klassifikation der Wirtschaftszweige“ neu gefasst, um die neue Klassifikation 
und die geänderte Branchenzuordnung in das Gesetz zu übernehmen.  
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 Neufassung § 55 EnergieStG und § 10 StromStG (= Entlastungstatbestand 1 für durchgeführte 
Investitionen in Klimaschutzmaßnahmen)  

§ 55 EnergieStG 

(1) Eine Steuerentlastung wird auf Antrag gewährt für Energieerzeugnisse, die nachweislich nach § 2 Absatz 3 

Satz 1 Nummer 1, 3 bis 5 versteuert worden sind und von einem Beihilfeberechtigten Unternehmen195 zu betrieb-
lichen Zwecken verheizt oder in begünstigten Anlagen nach § 3 verwendet worden sind. Eine Steuerentlastung 
für Energieerzeugnisse, die zur Erzeugung von Wärme verwendet worden sind, wird jedoch nur gewährt, soweit 
die erzeugte Wärme nachweislich durch ein Beihilfeberechtigtes Unternehmen genutzt worden ist. 

(2) Eine Steuerentlastung nach dieser Vorschrift wird nur gewährt, wenn der Antragsteller nachweist, dass er die 
folgenden Voraussetzungen kumulativ erfüllt:  

1.  er hat im Antragsjahr ein Energiemanagementsystem betrieben, das den Anforderungen der DIN EN ISO 

50001, Ausgabe Dezember 2018 entspricht.196 Kleine und mittlere Unternehmen können anstelle des in 
Satz 1 genannten Energiemanagementsystems während eines Zeitraums von maximal drei Antragsjahren 
alternative Systeme zur Verbesserung der Energieeffizienz betreiben, die den Anforderungen der DIN EN 
ISO 50005, Stufe 3 genügen. Kleine und mittlere Unternehmen sind solche im Sinn der Empfehlung 
2003/361/EG der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie der 
kleinen und mittleren Unternehmen (ABl. L 124 vom 20.5.2003, S. 36) in der jeweils geltenden Fassung.  

2. er hat im Antragsjahr eine THG-Erweiterungstabelle nach den Vorgaben der Anlage zu diesem Gesetz be-
trieben, in der die Treibhausgasemissionen des Antragstellers aus seinen im Energiemanagementsystem 
identifizierten Significant Energy Uses dargestellt und Klimaschutzmaßnahmen für die einzelnen Significant 
Energy Uses aufgezeigt und nach der DIN EN 17463 bewertet sind. 

3. er hat im Antragsjahr eine Energieintensität197 von mindestens 30 GJ / 1 000 Euro Bruttowertschöpfung er-
reicht.  

4. er hat im Antragsjahr oder danach bis zur Stellung des Entlastungsantrags in seinem Unternehmen wirt-

schaftlich vorteilhafte Klimaschutzmaßnahmen198 begonnen. Wirtschaftlich vorteilhaft ist eine Klimaschutz-
maßnahme, wenn sie aufgrund einer Berechnung nach der DIN EN 17463 einen positiven Kapitalwert auf-
weist; die durch die Steuerentlastung nach dieser Vorschrift erzielbaren Kostenvorteile bleiben bei der Be-
rechnung des Kapitalwertes der Klimaschutzmaßnahme außer Betracht.  

(3) Die Steuerentlastung beträgt  

1. für 1 000 l nach § 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 3 versteuerte  
Energieerzeugnisse 40,35 Euro, 

2. für 1 MWh nach § 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 versteuerte Energieerzeugnisse 4,12 Euro, 

3. für 1 000 kg nach § 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 versteuerte Energieerzeugnisse 45,45 Euro. 

Die Steuerentlastung beträgt jedoch maximal den Betrag ohne Umsatzsteuer, den der Antragsteller im Antrags-
jahr oder danach bis zur Stellung des Entlastungsantrags nachweislich in Klimaschutzmaßnahmen investiert hat 
(Investitionsbetrag).  

(4) Übersteigt der Investitionsbetrag im Sinne von Absatz 3 Satz 2 den Gesamtbetrag, den der Antragsteller im 
Antragsjahr an Energiesteuer auf die in Absatz 3 Satz 1 genannten Energieerzeugnisse bezahlt, kann er den Dif-
ferenzbetrag in zukünftigen Antragsjahren nach Maßgabe von Absatz 3 als Entlastung von der Energiesteuer 
und/oder gem. § 10 Stromsteuergesetz als Entlastung von der Stromsteuer geltend machen durch Antrag.  

(5) Eine Steuerentlastung wird nur gewährt, soweit der Entlastungsbetrag nach Absatz 3 im Antragsjahr den Be-
trag von 1 000 EUR übersteigt. 

(6) Entlastungsberechtigt ist derjenige, der die Energieerzeugnisse verwendet hat. 

(7) Der Nachweis nach Absatz 2 Nummer 2 – 4 ist durch den Antragsteller zu erbringen durch Konformitätsbe-
wertungsstellen, die von der nationalen Akkreditierungsstelle für die Zertifizierung von Energiemanagementsyste-
men nach der DIN EN ISO 50001 akkreditiert sind. 

 
 
195  Definiert im neuen § 1a Nr. 21 EnergieStG.  
196  Hinweis: Für den Fall, dass es von den verwiesenen DIN-Normen zukünftig neuere Fassungen geben sollte, 

wird der neue § 66 Abs. 2 Nr. 22 EnergieStG vorgeschlagen, nach dem das BMF die Verweise im Wege der 
Rechtsverordnung aktualisieren kann.  

197  Definiert im neuen § 1a Nr. 23 EnergieStG 
198  Definiert im neuen § 1a Nr. 22 EnergieStG  
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(8) Die Steuerentlastung wird gewährt nach Maßgabe und bis zum Auslaufen der hierfür erforderlichen Freistel-
lungsanzeige bei der Europäischen Kommission nach der Verordnung (EU) Nr. 651/2014. Das Auslaufen der 
Freistellungsanzeige ist vom Bundesministerium der Finanzen im Bundesgesetzblatt gesondert bekannt zu ge-
ben. 

 

§ 1a Nr. 21, 22, 23 EnergieStG – Sonstige Begriffsbestimmungen 

 
Im Sinn dieses Gesetzes ist oder sind 
 
21.  Beihilfeberechtigte Unternehmen: Unternehmen, die einem beihilfeberechtigten Sektor gem. Tabelle 1 

oder einem beihilfeberechtigten Teilsektor gem. Tabelle 2 der Anlage zur BEHG-Carbon-Leakage-Verord-
nung in der Fassung vom 21. Juli 2021 (BGBl. I S. 3129) zuzuordnen sind; 

 
22. Klimaschutzmaßnahmen: Maßnahmen zur technischen Ertüchtigung oder Umstrukturierung der Betriebs-

anlagen in Unternehmen, die nachweislich zur Reduktion des fossilen Primärenergieverbrauchs in Unter-
nehmen beitragen oder anderweitig die Treibhausgasemissionen des Unternehmens reduzieren; 

 
23. Energieintensität: das Verhältnis der selbst verbrauchten Energiemenge des Antragstellers zum arithmeti-

schen Mittel der Bruttowertschöpfung in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren des Antrag-
stellers. Die Bruttowertschöpfung wird nach Maßgabe von § 64 Absatz 4 Nr. 2 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), in der Fassung durch Artikel 11 des Gesetzes vom 16. Juli 
2021 (BGBl. I S. 3026) ermittelt. 

 

§ 66 Abs. 1 Nr. 22 EnergieStG – Ermächtigungen 

 
Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, zur Durchführung dieses Gesetzes durch Rechtsverord-
nung ohne Zustimmung des Bundesrates 
 
22.  die folgenden Verweise des Gesetzes auf private Regelwerke auf zukünftige neue Fassungen der Regel-

werke anzupassen:  
 

c) die Verweise in § 51 Absatz 2 Nummer 1, § 54 Absatz 2 Nummer 1, § 55 Absatz 2 Nummer 1 und 
in der Anlage zum Gesetz auf die DIN EN ISO 50001, Ausgabe Dezember 2018,  

 
b) die Verweise in § 51 Absatz 2 Nummer 1, § 54 Absatz 2 Nummer 1, § 55 Absatz 2 Nummer 1 und 

in der Anlage zum Gesetz auf die DIN EN ISO 50005, 
 
c) die Verweise in § 51 Absatz 2 Nummer 2, § 54 Absatz 2 Nummer 1, § 55 Absatz 2 Nummer 2 auf 

die DIN EN 17463, 
 
 

Anlage (zu §§ 54, 55199) EnergieStG – Vorlage für THG-Erweiterungstabelle 

 
 
1. Erfassung und Analyse der Energieverbräuche im Unternehmen  
 

- Energieverbrauchender Prozess: Nach 6.3 und A.6.4 der DIN EN ISO 50001:2018 abgrenzbare Ein-
heiten (Prozesse, Geräte, Anlagen etc.), die Energie verbrauchen. 

 
- Bezugszeitraum: Nach A.6.4 der ISO 50001:2018 ein geeigneter Zeitraum in der Vergangenheit, bei 

dem Betriebszyklen, behördliche Anforderungen oder Variablen, welche sich auf den Energiever-
brauch und die Energieeffizienz auswirken, so berücksichtigt werden, dass ein vollständiger Leistungs-
bereich hinreichend abgebildet wird (z.B. das vergangene Jahr). 

 
- Jahresenergieverbrauch Bezugszeitraum [MWh/a]: Energieeinsatz und -verbrauch auf der Grund-

lage von Messungen und anderen Daten des energieverbrauchenden Prozesses im Sinne des Ab-
schnittes 6.3 der DIN EN ISO 50001:2018. 

 
- Energieträger: Stoff oder anderes Medium, der/das Energie in sich trägt (speichert). 
 

 
 
199  Diese Anlage findet über den Verweis aus den neuen § 9b und § 10 StromStG auch im Rahmen dieser Vor-

schriften Anwendung. 
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-  CO2-Emissionsfaktor [t/MWh]: Faktor zur Umrechnung von Energieeinsätzen in CO2 -Emissionen. 
 
-  CO2-Emissionen Bezugszeitraum [t/a]: CO2 -Emissionsmenge im Bezugszeitraum. 
 
- Kategorie (SEU oder Nicht-SEU): Nach Abschnitt 3.5.6 der DIN EN ISO 50001:2018 ist ein SEU (en: 

significant energy use) ein Energieeinsatz, der einen wesentlichen Anteil am Energieverbrauch aus-
macht und/oder ein umfangreiches Potential für eine Reduzierung des Energieeinsatzes bietet.  

 
Tabelle 1 

 
Erfassung und Analyse der Energieverbräuche im Unternehmen 

 

Energiever-
brauchen-

der Prozess 

Bezugszeit-
raum 

Jahresener-
giever-
brauch 

Bezugszeit-
raum 

[MWh/a] 

Energieträ-
ger 

CO2-Emissi-
ons-faktor 
[t/MWh] 

CO2-Emissi-
onen Be-
zugszeit-
raum [t/a] 

Kategorie 
(SEU oder 
Nicht-SEU) 

       

 
 
2. Ermittlung und Bewertung möglicher Klimaschutzmaßnahmen  
 

- Bezeichnung SEU: Bezeichnung des Energieverbrauchenden Prozesses eines SEUs (entsprechend 
Tabelle 1) 

 
- Mögliche Klimaschutzmaßnahme: Idee für eine Maßnahme, mit der die CO2-Emission reduziert wer-

den kann. 
 
- CO2-Reduktion pro Jahr [t/a]: Geschätzter Umfang der CO2-Reduktion im Vergleich zum Bezugszeit-

raum durch Umsetzung der Klimaschutzmaßnahme. 
 
- Investitionsumfang: Veranschlagte Investitionsauszahlung zur Umsetzung der Klimaschutzmaß-

nahme. 
 
- Kapitalwert der Maßnahme: Ergebnis der Kapitalwertermittlung nach DIN EN 17463; die durch Steu-

erentlastung nach § 55 erzielbaren Kostenvorteile bleiben bei der Berechnung des Kapitalwertes der 
Klimaschutzmaßnahme außer Betracht. 

 
Tabelle 2 

 
Ermittlung und Bewertung möglicher Klimaschutzmaßnahmen 

 

Bezeichnung 
SEU 

Mögliche Klima-
schutzmaßnahme 

CO2-Reduktion 
pro Jahr [t/a] 

Investitionsumfang Kapitalwert der 
Maßnahme 

     

 
 

3. Regelungen zur Prüfung der Tabellen 1 und 2 
 

Ein Energieauditor einer akkreditierten Zertifizierungsstelle prüft die THG-Erweiterungstabelle (bestehend 
aus Tabelle 1 und Tabelle 2) dahingehend 
 
- ob der Umfang der SEUs plausibel ist, 
 
- ob die Energieverbrauchs- und CO2-Emissionsangaben realistisch sind, 
 
- ob zweckmäßig erscheinende Klimaschutzmaßnahmen für jeden SEU erarbeitet wurden (oder glaub-

haft gemacht worden ist, wieso bei einem SEU keine Maßnahmen abgeleitet wurden); 
 
- inwieweit die Angaben in der Kapitalwertberechnung nach DIN EN 17463 plausibel erscheinen, 
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- ob die Kapitalwerte korrekt ermittelt und in die THG-Erweiterungstabelle übertragen wurden. 
 
Im Anschluss ist die THG-Erweiterungstabelle durch Unterschrift und Stempel verifizieren. 
 

 
 

 

§ 10 StromStG 

(1) Die Steuer für nachweislich versteuerten Strom, den ein Beihilfeberechtigtes Unternehmen im Sinne des § 1a 
Nr. 21 Energiesteuergesetzes für betriebliche Zwecke, ausgenommen solche nach § 9 Absatz 2 oder Absatz 3, 
entnommen hat, wird auf Antrag nach Maßgabe der Absätze 2 bis 7 erlassen, erstattet oder vergütet, soweit die 
Steuer im Kalenderjahr den Betrag von 1 000 Euro übersteigt. Die Steuer für Strom, der zur Erzeugung von Licht, 
Wärme, Kälte, Druckluft und mechanischer Energie entnommen worden ist, wird jedoch nur erlassen, erstattet 
oder vergütet, soweit die vorgenannten Erzeugnisse nachweislich durch ein Beihilfeberechtigtes Unternehmen im 
Sinne des § 1a Nr. 21 Energiesteuergesetzes genutzt worden sind. Abweichend von Satz 3 wird die Steuer auch 
in dem in § 9b Absatz 1 Satz 3 genannten Fall erlassen, erstattet oder vergütet. Erlass-, erstattungs- oder vergü-
tungsberechtigt ist das Beihilfeberechtigten Unternehmen, das den Strom entnommen hat. Die Steuerentlastung 
wird nicht für Strom gewährt, der für Elektromobilität verwendet wird. 

(2) Eine Steuerentlastung nach dieser Vorschrift wird nur gewährt, wenn der Antragsteller nachweist, dass er die 
folgenden Voraussetzungen kumulativ erfüllt: 

1.  er hat im Antragsjahr ein Energiemanagementsystem betrieben, das den Anforderungen der DIN EN ISO 
50001, Ausgabe Dezember 2018 entspricht. Kleine und mittlere Unternehmen können anstelle des in Satz 1 
genannten Energiemanagementsystems während eines Zeitraums von maximal drei Antragsjahren alterna-
tive Systeme zur Verbesserung der Energieeffizienz betreiben, die den Anforderungen der ISO 50005, Stufe 
3 genügen. Kleine und mittlere Unternehmen sind solche im Sinn der Empfehlung 2003/361/EG der Kom-
mission vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren 
Unternehmen (ABl. L 124 vom 20.5.2003, S. 36) in der jeweils geltenden Fassung.  

2. er hat im Antragsjahr eine THG-Erweiterungstabelle nach den Vorgaben der Anlage zum Energiesteuerge-
setz betrieben, in der die Treibhausgasemissionen des Antragstellers aus seinen im Energiemanagement-
system identifizierten Significant Energy Uses dargestellt und Klimaschutzmaßnahmen für die einzelnen 
Significant Energy Uses aufgezeigt und nach der DIN EN 17463 bewertet sind. 

3. er hat im Antragsjahr eine Stromintensität von mindestens 1,8 MWh / 1 000 Euro BWS erreicht.200  

4. er hat im Antragsjahr oder danach bis zur Stellung des Entlastungsantrags in seinem Unternehmen wirt-
schaftlich vorteilhafte Klimaschutzmaßnahmen im Sinne von § 1a Nr. 22 Energiesteuergesetz begonnen. 
Wirtschaftlich vorteilhaft ist die Klimaschutzmaßnahme, wenn sie aufgrund einer Berechnung nach der DIN 
EN 17463 einen positiven Kapitalwert aufweist; die durch die Steuerentlastung nach dieser Vorschrift erziel-
baren Kostenvorteile bleiben bei der Berechnung des Kapitalwertes der Klimaschutzmaßnahme außer Be-
tracht.  

(3) Die Steuerentlastung beträgt 15,375 Euro/MWh Strom. Die Steuerentlastung beträgt jedoch maximal den Be-
trag ohne Umsatzsteuer, den der Antragsteller im Antragsjahr oder danach bis zur Stellung des Entlastungsan-
trags nachweislich in Klimaschutzmaßnahmen investiert hat (Investitionsbetrag).  

(4) Übersteigt der Investitionsbetrag im Sinne von Absatz 3 Satz 2 den Gesamtbetrag, den der Antragsteller im 
Antragsjahr an Stromsteuer bezahlt, kann er den Differenzbetrag in zukünftigen Antragsjahren nach Maßgabe 
von Absatz 3 als Entlastung von der Stromsteuer und/oder gem. § 55 Energiesteuergesetz als Entlastung von der 
Energiesteuer geltend machen durch Antrag.  

(5) Eine Steuerentlastung wird nur gewährt, soweit der Entlastungsbetrag nach Absatz 3 oder Absatz 4 im An-
tragsjahr den Betrag von 1.000 EUR übersteigt. 

(6) Der Nachweis nach Absatz 2 Nummer 2 - 4 ist durch den Antragsteller zu erbringen durch Konformitätsbewer-
tungsstellen, die von der nationalen Akkreditierungsstelle für die Zertifizierung von Energiemanagementsystemen 
nach der DIN EN ISO 50001 akkreditiert sind. 

(7) Entlastungsberechtigt ist derjenige, der den Strom entnommen hat. 

 

 

 
 
200  Definiert im neuen § 2 Nr. 12 StromStG 
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§ 11 Satz 1 Nr. 16 StromStG – Ermächtigungen 

 
Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, zur Durchführung dieses Gesetzes durch Rechtsverord-

nung 
 
16.  die folgenden Verweise des Gesetzes auf private Regelwerke auf zukünftige neue Fassungen der Regel-

werke anzupassen:  
 

c) die Verweise in § 9b Absatz 2 Nummer 1 und § 10 Absatz 2 Nummer 1 auf die DIN EN ISO 50001, 
Ausgabe Dezember 2018,  

 
b) die Verweise § 9b Absatz 2 Nummer 1 und § 10 Absatz 2 Nummer 1 auf die DIN EN ISO 50005, 
 
c) die Verweise in § 9b Absatz 2 Nummer 1 und § 10 Absatz 2 Nummer 2 auf die DIN EN 17463, 

 

 

§ 2 Nr. 12 StromStG – Begriffsbestimmungen 

 
Im Sinne dieses Gesetzes ist oder sind 
 
12. Stromintensität: das Verhältnis der selbst verbrauchten Energiemenge zum arithmetischen Mittel der Brut-

towertschöpfung in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren des Antragstellers. Die Bruttowert-
schöpfung wird nach Maßgabe von § 64 Absatz 4 Nr. 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes vom 21. Juli 
2014 (BGBl. I S. 1066), in der Fassung durch Artikel 11 des Gesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBl. I S. 3026) 
ermittelt. 

 Neufassung § 54 EnergieStG und § 9b StromStG (= Entlastungstatbestand 2 wegen hoher 
Energieintensität)  

§ 54 EnergieStG 

(1) Eine Steuerentlastung wird auf Antrag gewährt für Energieerzeugnisse, die nachweislich nach § 2 Absatz 3 

Satz 1 Nummer 1, 3 bis 5 versteuert worden sind und von einem Beihilfeberechtigten Unternehmen201 zu betrieb-
lichen Zwecken verheizt oder in begünstigten Anlagen nach § 3 verwendet worden sind. Eine Steuerentlastung 
für Energieerzeugnisse, die zur Erzeugung von Wärme verwendet worden sind, wird jedoch nur gewährt, soweit 
die erzeugte Wärme nachweislich durch ein Beihilfeberechtigtes Unternehmen genutzt worden ist. Nach dieser 
Vorschrift können Energieerzeugnisse nicht entlastet werden, soweit sie bereits nach § 55 entlastet sind.  

(2) Eine Steuerentlastung nach dieser Vorschrift wird nur gewährt, wenn der Antragsteller nachweist, dass er die 
folgenden Voraussetzungen kumulativ erfüllt: 

1.  er hat im Antragsjahr ein Energiemanagementsystem betrieben, das den Anforderungen der DIN EN ISO 
50001, Ausgabe Dezember 2018 entspricht. Kleine und mittlere Unternehmen können anstelle des in Satz 1 
genannten Energiemanagementsystems während eines Zeitraums von maximal drei Antragsjahren alterna-
tive Systeme zur Verbesserung der Energieeffizienz betreiben, die den Anforderungen der DIN EN ISO 
50005, Stufe 3 genügen. Kleine und mittlere Unternehmen sind solche im Sinn der Empfehlung 
2003/361/EG der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie der 
kleinen und mittleren Unternehmen (ABl. L 124 vom 20.5.2003, S. 36) in der jeweils geltenden Fassung.  

2. er hat im Antragsjahr eine THG-Erweiterungstabelle nach den Vorgaben der Anlage zu diesem Gesetz be-
trieben, in der die Treibhausgasemissionen des Antragstellers aus seinen im Energiemanagementsystem 
identifizierten Significant Energy Uses dargestellt und Klimaschutzmaßnahmen für die einzelnen Significant 
Energy Uses aufgezeigt und nach der DIN EN 17463 bewertet sind. 

3. er hat im Antragsjahr eine Energieintensität von mindestens 30 GJ / 1 000 Euro Bruttowertschöpfung er-
reicht.  

4. in seinem Unternehmen sind keine wirtschaftlich vorteilhaften Klimaschutzmaßnahmen im Sinne von § 55 
Absatz 2 Nummer 4 möglich.  

(2) Die Höhe der Steuerentlastung richtet sich nach der Höhe der Energieintensität des Antragstellers, die nach 
Maßgabe von Absatz 1 Nummer 3 ermittelt wird. Bei einer Energieintensität von 30 GJ / 1 000 EUR Bruttowert-
schöpfung beträgt die Steuerentlastung 

 
 
201  Definiert im neuen § 1a Nr. 21 EnergieStG.  
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1. für 1 000 l nach § 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 3 versteuerte  
Energieerzeugnisse 12,27 Euro, 

2. für 1 MWh nach § 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 versteuerte Energieerzeugnisse 1,10 Euro, 

3. für 1 000 kg nach § 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 versteuerte Energieerzeugnisse 12,12 Euro. 

In Antragsjahren, in denen die Energieintensität mehr als 30 GJ / 1 000 EUR Bruttowertschöpfung beträgt, erhöht 
sich die Entlastung für jede Überschreitung der Mindest-Energieintensität um volle 2 GJ / 1 000 EUR Bruttowert-
schöpfung um folgende Beträge: 

1. für 1 000 l nach § 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 3 versteuerte  
Energieerzeugnisse 0,061 Euro, 

2. für 1 MWh nach § 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 versteuerte Energieerzeugnisse 0,055 Euro, 

3. für 1 000 kg nach § 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 versteuerte Energieerzeugnisse 0,061 Euro. 

Die Entlastung beträgt maximal: 

1. für 1 000 l nach § 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 3 versteuerte  
Energieerzeugnisse 39,88 Euro, 

2. für 1 MWh nach § 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 versteuerte Energieerzeugnisse 4,12 Euro, 

3. für 1 000 kg nach § 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 versteuerte Energieerzeugnisse 45,45 Euro. 

(3) Die Entlastungsbeträge nach Absatz 2 verringern sich erstmals ab dem 1. Januar 2024 und sodann jährlich ab 
dem 1. Januar eines Kalenderjahres für die nach diesem Zeitpunkt beantragten Entlastungen um 10 % gegen-
über den in dem jeweils vorangegangenen Kalenderjahr geltenden Entlastungsbeträgen und werden auf zwei 
Stellen nach dem Komma gerundet. Für die Berechnung der Höhe der Entlastungsbeträge aufgrund einer erneu-
ten Anpassung nach Satz 1 sind die ungerundeten Werte zugrunde zu legen. 

(4) Sofern der im vorletzten Kalenderjahr vor dem Antragsjahr die zulässigen Jahresemissionsmengen für den 
Industriesektor gem. Anlage 2 zu Paragraf 4 des Bundes-Klimaschutzgesetz vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 
2513), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3905), überschritten wor-
den sind, reduzieren sich die Entlastungsbeträge nach Absätzen 2 und 3 wie folgt:  

1. Ist im vorletzten Kalenderjahr vor dem Antragsjahr die zulässige Jahresemissionsmenge nach Anlage 2 zu 
Paragraf 4 des Bundes-Klimaschutzgesetz um bis zu 4 % überschritten worden, reduzieren sich die Entlas-
tungsbeträge für das Antragsjahr um 20 %, 

2. Ist im vorletzten Kalenderjahr vor dem Antragsjahr die zulässige Jahresemissionsmenge nach Anlage 2 zu 
Paragraf 4 des Bundes-Klimaschutzgesetz um mehr als 4 % aber weniger als 8 % überschritten worden, 
reduzieren sich die Entlastungsbeträge für das Antragsjahr um 40 %, 

3. Ist im vorletzten Kalenderjahr vor dem Antragsjahr die zulässige Jahresemissionsmenge nach Anlage 2 zu 
Paragraf 4 des Bundes-Klimaschutzgesetz um mehr als 8 % überschritten worden, reduzieren sich die Ent-
lastungsbeträge für das auf null.  

Absatz 4 gilt erst ab dem Antragsjahr 2026.  

(5) Eine Steuerentlastung wird nur gewährt, soweit der Entlastungsbetrag nach den Absätzen 2 bis 4 im Antrags-
jahr den Betrag von 1 000 Euro übersteigt. 

(6) Entlastungsberechtigt ist derjenige, der die Energieerzeugnisse verwendet hat. 

(7) Die Steuerentlastung wird gewährt nach Maßgabe und bis zum Auslaufen der hierfür erforderlichen Freistel-
lungsanzeige bei der Europäischen Kommission nach der Verordnung (EU) Nr. 651/2014. Das Auslaufen der 
Freistellungsanzeige ist vom Bundesministerium der Finanzen im Bundesgesetzblatt gesondert bekannt zu ge-
ben. 

 

§ 9b StromStG 

(1) Eine Steuerentlastung wird auf Antrag gewährt für nachweislich nach § 3 versteuerten Strom, den ein Beihilfe-
berechtigtes Unternehmen im Sinne des § 1a Nr. 21 Energiesteuergesetzes für betriebliche Zwecke entnommen 
hat und der nicht von der Steuer befreit ist. Die Steuerentlastung wird jedoch für die Entnahme von Strom zur Er-
zeugung von Licht, Wärme, Kälte, Druckluft und mechanischer Energie nur gewährt, soweit die vorgenannten Er-
zeugnisse nachweislich durch ein Beihilfeberechtigtes Unternehmen im Sinne des § 1a Nr. 21 Energiesteuerge-
setzes genutzt worden sind. Abweichend von Satz 2 wird die Steuerentlastung auch für Strom zur Erzeugung von 
Druckluft gewährt, soweit diese in Druckflaschen oder anderen Behältern abgegeben wird. Die Steuerentlastung 
wird nicht für Strom gewährt, der für Elektromobilität verwendet wird. Nach dieser Vorschrift kann Strom nicht ent-
lastet werden, soweit er bereits nach § 10 entlastet ist. 
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(2) Eine Steuerentlastung nach dieser Vorschrift wird nur gewährt, wenn der Antragsteller nachweist, dass die 
folgenden Voraussetzungen kumulativ erfüllt:  

1.  er hat im Antragsjahr ein Energiemanagementsystem betrieben, das den Anforderungen der DIN EN ISO 
50001, Ausgabe Dezember 2018 entspricht. Kleine und mittlere Unternehmen können anstelle des in Satz 1 
genannten Energiemanagementsystems während eines Zeitraums von maximal drei Antragsjahren alterna-
tive Systeme zur Verbesserung der Energieeffizienz betreiben, die den Anforderungen der DIN EN ISO 
50005, Stufe 3 genügen. Kleine und mittlere Unternehmen sind solche im Sinn der Empfehlung 
2003/361/EG der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie der 
kleinen und mittleren Unternehmen (ABl. L 124 vom 20.5.2003, S. 36) in der jeweils geltenden Fassung.  

2. er hat im Antragsjahr eine THG-Erweiterungstabelle nach den Vorgaben der Anlage zum Energiesteuerge-
setz betrieben, in der die Treibhausgasemissionen des Antragstellers aus seinen im Energiemanagement-
system identifizierten Significant Energy Uses dargestellt und Klimaschutzmaßnahmen für die einzelnen 
Significant Energy Uses aufgezeigt und nach der DIN EN 17463 bewertet sind. 

3. er hat im Antragsjahr eine Stromintensität von mindestens 1,8 MWh / 1 000 Euro Bruttowertschöpfung er-
reicht.  

4. in seinem Unternehmen sind keine wirtschaftlich vorteilhafte Klimaschutzmaßnahmen im Sinne von § 10 
Absatz 2 Nummer 4 möglich.  

(2) Die Höhe der Steuerentlastung richtet sich nach der Höhe der Stromintensität des Antragstellers, die nach 
Maßgabe von Absatz 1 Nummer 3 ermittelt wird. Bei einer Stromintensität von 1,8 MWh / 1 000 Euro Bruttowert-
schöpfung beträgt die Steuerentlastung 4,1 Euro für eine Megawattstunde. In Antragsjahren, in denen die Stro-
mintensität mehr als 1,8 MWh / 1 000 Euro Bruttowertschöpfung beträgt, erhöht sich die Entlastung für jede Über-
schreitung der Mindest-Stromintensität um volle 0,1 MWh / 1 000 Euro Bruttowertschöpfung um 0,205 Euro für 
eine Megawattstunde. Die Entlastung beträgt maximal 15,375 Euro für eine Megawattstunde.  

(3) Die Entlastungsbeträge nach Absatz 2 verringern sich erstmals ab dem 1. Januar 2024 und sodann jährlich ab 
dem 1. Januar eines Kalenderjahres für die nach diesem Zeitpunkt beantragten Entlastungen um 10 % gegen-
über den in dem jeweils vorangegangenen Kalenderjahr geltenden Entlastungsbeträgen und werden auf zwei 
Stellen nach dem Komma gerundet. Für die Berechnung der Höhe der Entlastungsbeträge aufgrund einer erneu-
ten Anpassung nach Satz 1 sind die ungerundeten Werte zugrunde zu legen. 

(4) Sofern der im vorletzten Kalenderjahr vor dem Antragsjahr die zulässigen Jahresemissionsmengen für den 
Industriesektor gem. Anlage 2 zu Paragraf 4 des Bundes-Klimaschutzgesetz vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 
2513), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3905), überschritten wor-
den sind, reduzieren sich die Entlastungsbeträge nach Absatz 2 wie folgt:  

1. Ist im vorletzten Kalenderjahr vor dem Antragsjahr die zulässige Jahresemissionsmenge nach Anlage 2 zu 
Paragraf 4 des Bundes-Klimaschutzgesetz um bis zu 4 % überschritten worden, reduzieren sich die Entlas-
tungsbeträge für das Antragsjahr um 20 %, 

2. Ist im vorletzten Kalenderjahr vor dem Antragsjahr die zulässige Jahresemissionsmenge nach Anlage 2 zu 
Paragraf 4 des Bundes-Klimaschutzgesetz um mehr als 4 % aber weniger als 8 % überschritten worden, 
reduzieren sich die Entlastungsbeträge für das Antragsjahr um 40 %, 

3. Ist im vorletzten Kalenderjahr vor dem Antragsjahr die zulässige Jahresemissionsmenge nach Anlage 2 zu 
Paragraf 4 des Bundes-Klimaschutzgesetz um mehr als 8 % überschritten worden, reduzieren sich die Ent-
lastungsbeträge für das auf null. 

Absatz 4 gilt erst ab dem Antragsjahr 2026.  

(5) Eine Steuerentlastung wird nur gewährt, soweit der Entlastungsbetrag nach den Absätze 2 bis 4 im Antrags-
jahr den Betrag von 1 000 Euro übersteigt. 

(6) Entlastungsberechtigt ist derjenige, der die Energieerzeugnisse verwendet hat. 

(7) Die Steuerentlastung wird gewährt nach Maßgabe und bis zum Auslaufen der hierfür erforderlichen Freistel-
lungsanzeige bei der Europäischen Kommission nach der Verordnung (EU) Nr. 651/2014. Das Auslaufen der 
Freistellungsanzeige ist vom Bundesministerium der Finanzen im Bundesgesetzblatt gesondert bekannt zu ge-
ben. 
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 Neufassung § 51 EnergieStG und § 9b StromStG (= Entlastungstatbestand 3 für Steuerentlastung für 
bestimmte Prozesse und Verfahren)  

§ 51 EnergieStG 

(1) Eine Steuerentlastung wird auf Antrag gewährt für Energieerzeugnisse, die nachweislich nach § 2 Absatz 1 
Nummer 9 und 10, Absatz 3 Satz 1 oder Absatz 4a versteuert und nicht nach § 55 oder § 54 entlastet worden 
sind und 

1. von einem Unternehmen des Produzierenden Gewerbes202 im Sinne des § 2 Nr. 3 des Stromsteuergeset-
zes, in der jeweils geltenden Fassung 

a) für die Herstellung von Glas und Glaswaren, keramischen Erzeugnissen, keramischen Wand- und Bo-
denfliesen und -platten, Ziegeln und sonstiger Baukeramik, Zement, Kalk und gebranntem Gips, Er-
zeugnissen aus Beton, Zement und Gips, keramisch gebundenen Schleifkörpern, mineralischen Iso-
liermaterialien und Erzeugnissen aus mineralischen Isoliermaterialien, Katalysatorenträgern aus mine-
ralischen Stoffen, Waren aus Asphalt und bituminösen Erzeugnissen, Waren aus Graphit oder anderen 
Kohlenstoffen, Erzeugnissen aus Porenbetonerzeugnissen zum Trocknen, Kalzinieren, Brennen, 
Schmelzen, Erwärmen, Warmhalten, Entspannen, Tempern oder Sintern der vorgenannten Erzeug-
nisse oder der zu ihrer Herstellung verwendeten Vorprodukte, 

b) für die Metallerzeugung und -bearbeitung sowie im Rahmen der Herstellung von Metallerzeugnissen 
für die Herstellung von Schmiede-, Press-, Zieh- und Stanzteilen, gewalzten Ringen und pulvermetal-
lurgischen Erzeugnissen und zur Oberflächenveredlung und Wärmebehandlung, 

c) für chemische Reduktionsverfahren, 

d) gleichzeitig zu Heizzwecken und zu anderen Zwecken als als Heiz- oder Kraftstoff, 

2. für die thermische Abfall- oder Abluftbehandlung 

verheizt worden sind. 

(2) Eine Steuerentlastung nach dieser Vorschrift wird nur gewährt, wenn der Antragsteller nachweist, dass er im 
Antragsjahr die folgenden beiden Voraussetzungen erfüllt hat: 

1.  er hat ein Energiemanagementsystem betrieben, das den Anforderungen der DIN EN ISO 50001, Ausgabe 
Dezember 2018 entspricht. Kleine und mittlere Unternehmen können anstelle des in Satz 1 genannten Ener-
giemanagementsystems während eines Zeitraums von maximal drei Antragsjahren alternative Systeme zur 
Verbesserung der Energieeffizienz betreiben, die den Anforderungen der DIN EN ISO 50005, Stufe 3 genü-
gen. Kleine und mittlere Unternehmen sind solche im Sinn der Empfehlung 2003/361/EG der Kommission 
vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren Unterneh-
men (ABl. L 124 vom 20.5.2003, S. 36) in der jeweils geltenden Fassung.  

2. er hat eine THG-Erweiterungstabelle nach den Vorgaben der Anlage zu diesem Gesetz betrieben, in der die 
Treibhausgasemissionen des Antragstellers aus seinen im Energiemanagementsystem identifizierten Signi-
ficant Energy Uses dargestellt und Klimaschutzmaßnahmen für die einzelnen Significant Energy Uses auf-
gezeigt und nach der DIN EN 17463 bewertet sind. 

(3) Die Höhe der Steuerentlastung beträgt 

1. für 1 GJ nach § 2 Absatz 1 Nummer 9 oder Nummer 10 versteuerte Energieerzeugnisse 0,26 Euro, 

2. für 1 000 l nach § 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 3 versteuerte  
Energieerzeugnisse 49,08 Euro, 

3. für 1 000 kg nach § 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 versteuerter Energieerzeugnisse 20,00 Euro, 

4. für 1 MWh nach § 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 versteuerte Energieerzeugnisse 4,40 Euro, 

5. für 1 000 kg nach § 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 versteuerte Energieerzeugnisse 48,48 Euro, 

6. für 1 GJ nach § 2 Absatz 4a versteuerte Energieerzeugnisse 0,26 Euro, 

(4) Sofern der im vorletzten Kalenderjahr vor dem Antragsjahr die zulässigen Jahresemissionsmengen für den 
Industriesektor gem. Anlage 2 zu Paragraf 4 des Bundes-Klimaschutzgesetz vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 
2513), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3905), überschritten wor-
den sind, reduzieren sich die Entlastungsbeträge nach Absatz 3 wie folgt:  

1. Ist im vorletzten Kalenderjahr vor dem Antragsjahr die zulässige Jahresemissionsmenge nach Anlage 2 zu 
Paragraf 4 des Bundes-Klimaschutzgesetz um bis zu 4 % überschritten worden, reduzieren sich die Entlas-
tungsbeträge für das Antragsjahr um 20 %, 

 
 
202  Die im StromStG hierfür enthaltene Begriffsdefinition wird angepasst (s.u.). 
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2. Ist im vorletzten Kalenderjahr vor dem Antragsjahr die zulässige Jahresemissionsmenge nach Anlage 2 zu 
Paragraf 4 des Bundes-Klimaschutzgesetz um mehr als 4 % aber weniger als 8 % überschritten worden, 
reduzieren sich die Entlastungsbeträge für das Antragsjahr um 40 %, 

3. Ist im vorletzten Kalenderjahr vor dem Antragsjahr die zulässige Jahresemissionsmenge nach Anlage 2 zu 
Paragraf 4 des Bundes-Klimaschutzgesetz um mehr als 8 % überschritten worden, reduzieren sich die Ent-
lastungsbeträge für das auf null. 

Absatz 4 gilt erst ab dem Antragsjahr 2026.  

(5) Entlastungsberechtigt ist derjenige, der die Energieerzeugnisse verwendet hat.  

(6) Sofern der Antragsteller im Antragsjahr eine Steuerentlastung nach § 55 in Anspruch nimmt, kann er über die 
in Absatz 3 und 4 geregelten Entlastungssätze hinausgehend eine vollständige Steuerbefreiung in Anspruch neh-
men (Zusätzlicher Entlastungsbetrag). Der Zusätzliche Entlastungsbetrag kann allerdings maximal in Höhe des 
den Investitionsbetrags im Sinne von § 55 Absatz 3 in Anspruch genommen werden, soweit dieser nicht bereits 
gem. § 55 als Entlastung geltend gemacht worden ist. 

(7) Die Steuerentlastungen nach dieser Vorschrift dürfen erst nach der beihilferechtlichen Genehmigung durch 
die Europäische Kommission und nur nach Maßgabe dieser Genehmigung angewandt werden.  

 

§ 9a StromStG 

(1) Auf Antrag wird die Steuer für nachweislich versteuerten und nicht nach § 10 oder § 9b entlasteten Strom er-

lassen, erstattet oder vergütet, den ein Unternehmen des Produzierenden Gewerbes203 

1. für die Elektrolyse, 

2. für die Herstellung von Glas und Glaswaren, keramischen Erzeugnissen, keramischen Wand- und Boden-
fliesen und -platten, Ziegeln und sonstiger Baukeramik, Zement, Kalk und gebranntem Gips, Erzeugnissen 
aus Beton, Zement und Gips, keramisch gebundenen Schleifkörpern, mineralischen Isoliermaterialien und 
Erzeugnissen daraus, Katalysatorenträgern aus mineralischen Stoffen, Waren aus Asphalt und bituminösen 
Erzeugnissen, Waren aus Graphit oder anderen Kohlenstoffen, Erzeugnissen aus Porenbetonerzeugnissen 
zum Trocknen, Kalzinieren, Brennen, Schmelzen, Erwärmen, Warmhalten, Entspannen, Tempern oder Sin-
tern der vorgenannten Erzeugnisse oder der zu ihrer Herstellung verwendeten Vorprodukte, 

3. für die Metallerzeugung und -bearbeitung sowie im Rahmen der Herstellung von Metallerzeugnissen für die 
Herstellung von Schmiede-, Press-, Zieh- und Stanzteilen, gewalzten Ringen und pulvermetallurgischen Er-
zeugnissen und zur Oberflächenveredlung und Wärmebehandlung jeweils zum Schmelzen, Erwärmen, 
Warmhalten, Entspannen oder sonstigen Wärmebehandlung oder 

4.  für chemische Reduktionsverfahren 

entnommen hat.  

(2) Eine Steuerentlastung nach dieser Vorschrift wird nur gewährt, wenn der Antragsteller nachweist, dass er im 
Antragsjahr die folgenden beiden Voraussetzungen erfüllt hat: 

1.  er hat ein Energiemanagementsystem betrieben, das den Anforderungen der DIN EN ISO 50001, Ausgabe 
Dezember 2018 entspricht. Kleine und mittlere Unternehmen können anstelle des in Satz 1 genannten Ener-
giemanagementsystems während eines Zeitraums von maximal drei Antragsjahren alternative Systeme zur 
Verbesserung der Energieeffizienz betreiben, die den Anforderungen der DIN EN ISO 50005, Stufe 3 genü-
gen. Kleine und mittlere Unternehmen sind solche im Sinn der Empfehlung 2003/361/EG der Kommission 
vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren Unterneh-
men (ABl. L 124 vom 20.5.2003, S. 36) in der jeweils geltenden Fassung. 

2. er hat eine THG-Erweiterungstabelle nach den Vorgaben der Anlage zum Energiesteuergesetz betrieben, in 
der die Treibhausgasemissionen des Antragstellers aus seinen im Energiemanagementsystem identifizier-
ten Significant Energy Uses dargestellt und Klimaschutzmaßnahmen für die einzelnen Significant Energy 
Uses aufgezeigt und nach der DIN EN 17463 bewertet sind. 

(3) Die Steuerentlastung beträgt 16,40 Euro für eine Megawattstunde.  

(4) Sofern der im vorletzten Kalenderjahr vor dem Antragsjahr die zulässigen Jahresemissionsmengen für den 
Industriesektor gem. Anlage 2 zu Paragraf 4 des Bundes-Klimaschutzgesetz vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 
2513), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3905), überschritten wor-
den sind, reduzieren sich die Entlastung nach Absatz 3 wie folgt:  

 
 
203  Begriffsbestimmung hierfür wird angepasst (s.u.) 
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1. Ist im vorletzten Kalenderjahr vor dem Antragsjahr die zulässige Jahresemissionsmenge nach Anlage 2 zu 
Paragraf 4 des Bundes-Klimaschutzgesetz um bis zu 4 % überschritten worden, reduziert sich der Entlas-
tungsbeträge für das Antragsjahr um 20 %, 

2. Ist im vorletzten Kalenderjahr vor dem Antragsjahr die zulässige Jahresemissionsmenge nach Anlage 2 zu 
Paragraf 4 des Bundes-Klimaschutzgesetz um mehr als 4 % aber weniger als 8 % überschritten worden, 
reduziert sich der Entlastungsbetrag für das Antragsjahr um 40 %, 

3. Ist im vorletzten Kalenderjahr vor dem Antragsjahr die zulässige Jahresemissionsmenge nach Anlage 2 zu 
Paragraf 4 des Bundes-Klimaschutzgesetz um mehr als 8 % überschritten worden, reduziert sich der Entlas-
tungsbetrag für das auf null.  

Absatz 4 gilt erst ab dem Antragsjahr 2026.  

(5) Sofern der Antragsteller im Antragsjahr eine Steuerentlastung nach § 10 in Anspruch nimmt, kann er über die 
in Absatz 3 und 4 geregelten Entlastungssätze hinausgehend eine vollständige Steuerbefreiung in Anspruch neh-
men (Zusätzlicher Entlastungsbetrag). Der Zusätzliche Entlastungsbetrag kann allerdings maximal in Höhe des 
Investitionsbetrags im Sinne von § 10 Absatz 2 Nummer 4 in Anspruch genommen werden, soweit dieser nicht 
bereits gem. § 10 als Entlastung geltend gemacht worden ist. 

(6) Strom, der zur Wasserstofferzeugung in der Elektrolyse eingesetzt wird, ist vollständig entlastet. Absatz 4 fin-
det keine Anwendung.  

(7) Entlastungsberechtigt ist derjenige, der den Strom entnommen hat.  

(8) Die Steuerentlastungen nach dieser Vorschrift dürfen erst nach der beihilferechtlichen Genehmigung durch 
die Europäische Kommission und nur nach Maßgabe dieser Genehmigung angewandt werden.  

 
 

§ 2 Nr. 2a und Nr. 3 StromStG – Begriffsbestimmungen 

 
Im Sinn dieses Gesetzes ist oder sind 
 
2a. Klassifikation der Wirtschaftszweige: die vom Statistischen Bundesamt in 65189 Wiesbaden, Gustav-Stre-

semann-Ring 11, herausgegebene Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2008 (WZ 2008), auch 
zu beziehen über www.destatis.de; 

 
3.  Unternehmen des Produzierenden Gewerbes: Unternehmen, die dem Abschnitt B (Bergbau und Gewin-

nung von Steine und Erden), C (Verarbeitendes Gewerbe), D (Energieversorgung) oder F (Baugewerbe) 
der Klassifikation der Wirtschaftszweige zuzuordnen sind, sowie die anerkannten Werkstätten für behin-
derte Menschen im Sinne des § 219 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch, wenn sie überwiegend eine 
wirtschaftliche Tätigkeit ausüben, die den vorgenannten Abschnitten der Klassifikation der Wirtschafts-
zweige zuzuordnen ist. 
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21.4 Auswirkungen des Vorschlags 

 Begünstigte Branchen, Unternehmen, Energie- und Strommengen, Entlastungsvolumen ohne 
Anpassungsreaktionen 

In Tabelle 66 ist dargestellt, wie viele Unternehmen bzw. Strom/Energiemengen in den begünstigten Sektoren (2-
Steller) weiterhin entlastungsberechtigt wären und in welchem Umfang Entlastungen in Anspruch genommen 
würden, differenziert nach Entlastungstatbestand 1 (75 %-Entlastung bei Nachweis von Klimaschutzinvestitionen) 
bzw. Entlastungstatbestand 2 (Entlastungshöhe abhängig von der individuellen Strom-/Energieintensität des Un-
ternehmens).  
 

Tabelle 66:  Entlastungsberechtigte Unternehmen und maximales Entlastungsvolumen nach Sektoren 
(WZ 2003*, 2-Steller) 

WZ 
200
3 (2-
Stell
er) 

Bezeichnung 
MWh 
Strom 
(2017) 

An-
zahl 
Unter-
neh-
men 

Maximales 
Entlas-
tungsvo-
lumen 
StromSt 
(Mio. 
Euro) Tat-
bestand 1 

Maximales 
Entlas-
tungsvo-
lumen 
StromSt 
(Mio. 
Euro) Tat-
bestand 2 

PJ 
Ener-
gie 
(2017) 

An-
zahl 
Unter-
neh-
men 

Maximale 
Entlas-
tungsvo-
lumen 
EnergieSt 
(Mio. 
Euro) Tat-
bestand 1 

Maximale 
Entlas-
tungsvo-
lumen 
EnergieSt 
(Mio. 
Euro) Tat-
bestand 2 

10 Kohlenbergbau, 
Torfgewinnung 

726.911 2             11,17               9,13  - - - - 

11 

Gewinnung von 
Erdöl und Erd-
gas und verbun-
dene Dienstleis-
tungen 

406.543 1              6,25               2,17  - - - - 

13 Erzbergbau 2.622 2              0,04               0,03  - - - - 

14 

Gewinnung von 
Steinen und Er-
den, sonstiger 
Bergbau 

610.888 24              9,37               7,57  0,52 2              0,59              0,28  

15 Ernährungsge-
werbe 7.480.928 202            114,87              74,64  20,29 45             23,22             10,05  

16 
Tabakverarbei-
tung -    -   -  - -                -                 -   

17 Textilgewerbe 640.748 25              9,83               6,16  2,24 13              2,56              0,92  

18 
Bekleidungsge-
werbe - -  -   -  - -                -                 -   

19 Ledergewerbe 14.554 1              0,22               0,06  - -                -                 -   

20 
Holzgewerbe 
(ohne Möbel) 2.285.105 27             35,11  

            
30,80  3,73 6              4,27              2,22  

21 Papiergewerbe 16.017.730 82            
246,21  

           
220,36  

15,99 15             18,31             11,11  

22 

Verlagsgewerbe, 
Druckgewerbe, 
Vervielfältigung 
von bespielten 
Ton-, Bild- und 
Datenträgern 

12.887 1              0,20               0,11  - -                -                 -   

23 

Kokerei, Mine-
ralölverarbei-
tung, Herstel-
lung und Verar-
beitung von 
Spalt- und Brut-
stoffen 

125.484 3              1,93               1,28  - -                -                 -   

24 
Herstellung von 
chemischen Er-
zeugnissen 

19.258.746 72 
           

296,05  
           

257,76  27,13 19             31,07             15,76  

25 
Herstellung von 
Gummi- und 
Kunststoffwaren 

4.846.286 107             74,43              
45,99  0,88 3              1,00              0,28  
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26 

Glasgewerbe, 
Herstellung von 
Keramik, Verar-
beitung von 
Steinen und Er-
den 

7.080.086 81            
108,80              82,98  3,15 50              3,58              2,17  

27 
Metallerzeu-
gung und –bear-
beitung 

19.444.217 128            
298,86  

           
260,28  

7,68 28              8,78              6,62  

28 
Herstellung von 
Metallerzeug-
nissen 

3.144.914 149             48,24  
            

30,92  1,12 16              1,27              0,49  

29 Maschinenbau 3.163.064 43 
            

48,60              32,94  1,32 3              1,52              0,59  

30 

Herstellung von 
Büromaschinen, 
Datenverarbei-
tungsgeräten 
und -einrichtun-
gen 

28.377 1              0,44               0,14  - -                -                 -   

31 

Herstellung von 
Geräten der 
Elektrizitätser-
zeugung, -ver-
teilung u.Ä. 

1.084.387 26             16,65              12,90  0,10 1              0,12              0,05  

32 
Rundfunk- und 
Nachrichten-
technik 

1.357.799 11             20,87              16,89  - -                -                 -   

33 

Medizin-, Mess-, 
Steuer- und Re-
gelungstechnik, 
Optik, Herstel-
lung von Uhren 

819.173 5             12,59               9,75  1,06 2              1,22              0,33  

34 

Herstellung von 
Kraftwagen und 
Kraftwagentei-
len 

7.494.818 17            115,22              
54,50  

                
-               -                  -                 -   

35 Sonstiger Fahr-
zeugbau 

98.649 2              1,52               0,49                  
-   

            -                  -                 -   

36 

Herstellung von 
Möbeln, 
Schmuck, Mu-
sikinstrumenten, 
Sportgeräten, 
Spielwaren und 
sonstigen Er-
zeugnissen 

299.660 13              4,60               2,14                  
-               -                  -                 -   

37 Recycling  -  -                -                  -   
                

-               -                  -                 -   

40 Energieversor-
gung 

 -  -                -                  -                   
-   

            -                  -                 -   

41 Wasserversor-
gung  -  -                -                  -                   

-               -                  -                 -   

45 Baugewerbe  -  -                -                  -   
                

-               -                  -                 -   

Sum
me 

  96.444.57
3 

1.025 1.482,07 1.159,99 85,20 203 97,51 50,88 

Quelle: eigene Darstellung. *Um die Vergleichbarkeit mit den Tabellen in Kapitel 5 und 6 sicherzustellen, wurde die Struktur nach WZ 2003 beibe-
halten. Das bedeutet, dass innerhalb der berechtigten Branchen keine Umsortierung der Unternehmen bzw. Teilsektoren vorgenommen 
wurde, sondern nur die nicht mehr berechtigten Sektoren herausgefiltert wurden.  

 

Im Ergebnis reduziert sich zunächst der Kreis der begünstigten Branchen. Während derzeit alle Unternehmen 
des Produzierenden Gewerbes entlastungsberechtigt sind (282 Branchen nach WZ 2003, 4-Steller), fallen unter 
die Anlage 4 der BesAR 221 Branchen (nach WZ 2008), die BECV umfasst 48 Branchen und 13 Teilsektoren (nach 
WZ 2008). Aus Tabelle 66 wird ersichtlich, dass die Industriezweige (2-Stelle) der Tabakverarbeitung, Bekleidungs-
gewerbe, Recycling, Energieversorgung, Wasserversorgung und Baugewerbe vollständig aus der Entlastung her-
ausfallen würden. Durch die Anwendung der Strom/Energieintensität (Mindestschwelle von 1,8 MWh/1.000 Euro 



Endbericht fe 6/20 • Seite 233 von 278 
 

 

BWS bzw. 30 GJ/1.000 Euro BWS) reduziert sich zudem die Anzahl der Unternehmen in den verbleibenden Sek-
toren gegenüber den geltenden Regelungen deutlich. Im Fall der Stromsteuer wird der Begünstigtenkreis insge-
samt um ca. 97 % reduziert, bei der Energiesteuer um ca. 99 %. 

Abbildung 50: Anzahl Unternehmen 
Reformvorschlag 3 gegenüber 
Status Quo (Stromsteuer) 

 
Quelle: eigene Darstellung 

Abbildung 51: Begünstigte Strommenge 
Reformvorschlag 3 gegenüber 
Status Quo (Stromsteuer) 

 
Quelle: eigene Darstellung 

  

Die Reduktion der entlasteten Strom- bzw. Energiemengen fällt jedoch deutlich geringer aus, da große Strom- 
und Energieverbraucher in der Regel auch strom-/energieintensiv sind und daher weiterhin begünstigt bleiben. 
Insgesamt reduziert sich die als Bemessungsgrundlage für die Anwendung des Kompensationsgrades dienende 
Strommenge auf etwa 96 TWh (gegenüber 203 TWh bisher, vgl. Tabelle 14), wobei nur 14 TWh auf den Ausschluss 
der o.g. Industriezweige zurückzuführen sind. Bei der Energiemenge (nur Erdgas) ist der Rückgang deutlicher auf 
ca. 85 PJ. Auch hier ist die Reduktion hauptsächlich – trotz der stärkeren sektoralen Einschränkung – auf die unter-
nehmensspezifische Mindestschwelle bei der Energieintensität zurückzuführen.  

Abbildung 52 zeigt das maximale Entlastungsvolumen im Vergleich zu den bisherigen Entlastungsvolumina beim 
Spitzenausgleich und der allgemeinen Entlastung. Deutlich wird, dass selbst im Maximalfall, d.h. wenn alle Unter-
nehmen den Tatbestand 1 nutzen das Entlastungsvolumen mit 1,58 Mrd. Euro nicht über dem bisherigen Volumen 
liegt, sondern sich fast halbiert, trotz im Einzelfall höherer Entlastungssätze als bisher. Der Grund dafür ist wiederum 
vor allem die deutlich reduzierte Zahl entlastungsberechtigter Unternehmen bzw. Strom-/Energiemengen. Im Ver-
gleich zur geltenden Regelung reduziert sich die Anzahl der entlastungsberechtigten Unternehmen beispielsweise 
bei der Stromsteuer von mehr als 33.000 (bei der allgemeinen Entlastung) auf etwas über 1.000 Unternehmen. 
Das bedeutet, dass auch der administrative Aufwand, trotz im Einzelfall umfangreicherer Prüfanforderungen sei-
tens der Zolldirektionen, in Summe wesentlich niedriger liegen dürfte als bisher, da viel weniger Anträge geprüft 
werden müssen. Auf Seiten der Unternehmen ist durch die Fokussierung auf energie- und wettbewerbsintensive 
Unternehmen davon auszugehen, dass diese die Anforderungen bewältigen können, da sie unter die anderen Ent-
lastungsregeln (BesAR und BECV) fallen und daher mit den dort geltenden Voraussetzungen bereits vertraut sind.  

Der Minimalfall, Inanspruchnahme von Tatbestand 2, führt zu einer Reduktion des Entlastungsvolumens um 60 % 
auf 1,21 Mrd. Euro. Da von einer Nutzung beider Tatbestände auszugehen ist, wird sich das tatsächliche Entlas-
tungsvolumen innerhalb dieser Bandbreite bewegen. Die bisherigen Energiesteuerentlastungen werden im Um-
fang relativ stärker reduziert als die Stromsteuerentlastungen, da sich Schwellenwert und umfassendere sektorale 
Begrenzung stärker auswirken.  
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Abbildung 52:  Vergleich des Umfangs der bisherigen Entlastungsregelungen und der 
Entlastungstatbestände des Reformvorschlags 3 (Bezugsjahr: 2017) 

  
Quelle: eigene Darstellung * ohne Prozesse und Verfahren 

 

Bei Umsetzung des Reformvorschlags 3 wird somit nicht nur die Aufkommensneutralität gewahrt, sondern der Vor-
schlag führt gegenüber dem Status Quo zu Mehreinnahmen für den Staat im Umfang von ca. 1,4 bis 1,8 Mrd. Euro 
pro Jahr bei der allgemeinen Entlastung und dem Spitzenausgleich (Tatbestand 1 bzw. 2). Die Mehreinnahmen er-
höhen sich weiter durch die anteilige Erhebung der Energie- und Stromsteuer bei den Prozessen und Verfahren 
(Tatbestand 3) erhöht sich dieser Betrag um weitere 272 Mio. Euro. Hier ist jedoch zu beachten, dass es sich um eine 
rein statische Betrachtung handelt, ohne Berücksichtigung der Anpassungsreaktionen der Unternehmen sowie all-
gemein der zukünftig zu erwartenden rückläufigen Einnahmen aus der Energiesteuer. Zudem ist die vollständige 
Befreiung der Elektrolyse für die Wasserstofferzeugung nicht berücksichtigt. 

Abbildung 53 zeigt den Umfang der Entlastung im Tatbestand 1 im Vergleich zum Status Quo (2017) auf 2-Steller-
Ebene.  
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Abbildung 53:  Umfang der Entlastung (Tatbestand 1) im Vergleich zum Status Quo (finanzielles 
Entlastungsvolumen 2017, SpA + allgemeine Entlastung, WZ 2003, 2-Steller) 

 
Quelle: eigene Darstellung. Lesehilfe: der Sektor Maschinenbau (WZ 29) erhält unter Tatbestand 1 insg. 93% der bisherigen Entlastungen (Basis: 

2017) bei Spitzenausgleich und allgemeiner Entlastung   

 

Unternehmen aus den Sektoren Tabakverarbeitung, Bekleidungsgewerbe, Recycling, Energie- und Wasserversor-
gung und Baugewerbe würden aufgrund der Voraussetzungen keine Entlastungen mehr erhalten. Hierbei ist zu 
beachten, dass aufgrund der gewählten Methodik Unschärfen bzgl. der Strom/Energieintensität vorhanden sein 
können, so dass es in der Praxis vorkommen kann, dass Unternehmen Entlastungen aus Sektoren beantragen, die 
in unserer Abschätzung keine Entlastungen mehr erhalten. Dies ist möglich, solange der Sektor entlastungsberech-
tigt ist (z.B. Tabakverarbeitung) und Unternehmen die spezifische Mindestschwelle bei Strom/Energieintensität 
überschreiten.  
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Höhere Entlastungen als bisher erhielten die Wirtschaftszweige Erzbergbau (WZ 2003-13) und Möbelherstellung 
(WZ 2003-36), allerdings ausgehend von einem sehr niedrigen Niveau, sowie der Wirtschaftszweig Herstellung von 
Kraftwagen (WZ 2003-34). Hier könnte zum Tragen kommen, dass der Sektor relativ personalintensiv ist und daher 
bisher durch die Verrechnung mit den Rentenversicherungsbeiträgen unterdurchschnittlich entlastet worden ist. 
Die vier größten Sektoren nach Entlastungsvolumen im Status Quo wären auch weiterhin umfangreich entlastet: 

▪ WZ 2003-15, Ernährung: 44% 

▪ WZ 2003-21, Papier: 74% 

▪ WZ 2003-24, chemische Industrie: 49% 

▪ WZ 2003-27, Metallerzeugung: 82% 
 

Abbildung 54:  Umfang der Entlastung (Tatbestand 2) im Vergleich zum Status Quo (finanzielles 
Entlastungsvolumen 2017, SpA + allgemeine Entlastung, WZ 2003, 2-Steller) 

 
Quelle: eigene Darstellung. Lesehilfe: der Sektor Maschinenbau (WZ 29) erhält bei der Neuregelung unter Tatbestand 2 insg. 62% der bisherigen 

Entlastungen (Basis: 2017) bei Spitzenausgleich und allgemeiner Entlastung   
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Für Tatbestand 2 (Abbildung 54) ergibt sich ein vergleichbares Bild, allerdings auf insgesamt niedrigerem Niveau, 
da der Entlastungssatz für die meisten Unternehmen unter dem Entlastungssatz in Tatbestand 1 liegt. In der Ten-
denz zeigt sich, dass die Entlastungen in den o.g. strom-/energieintensiven Wirtschaftszweigen im Vergleich zu 
Tatbestand 1 nicht viel niedriger liegen, da strom/energieintensive Unternehmen in Tatbestand 2 höhere Entlas-
tungssätzen erhalten. 

Für die vier größten Sektoren nach Entlastungsvolumen im Status Quo ergibt sich folgendes Bild: 

▪ WZ 2003-15, Ernährung: 27% 

▪ WZ 2003-21, Papier: 65% 

▪ WZ 2003-24, chemische Industrie: 41% 

▪ WZ 2003-27, Metallerzeugung: 71% 
 

Bezogen auf die privilegierte Strom- bzw. Energiemenge bei den für Tatbestand 1 und 2 entlastungsberechtigten 
Unternehmen fällt die Entlastung im Durchschnitt über alle Unternehmen ähnlich hoch aus wie bisher. Im Tat-
bestand 1 liegt sie mit 75 % bzw. 15,375 Euro/MWh im Fall der Stromsteuer sogar höher als bisher (13,16 Euro/MWh). 
Im Tatbestand 2 liegt sie mit durchschnittlich 12,03 Euro/MWh bei der Stromsteuer nur wenig darunter. Das be-
deutet, dass die Unternehmen, die im internationalen Wettbewerb stehen, im Durchschnitt mit einer ähnlichen 
oder sogar höheren Entlastung rechnen können als bisher bei der Kombination aus allgemeiner Entlastung und 
Spitzenausgleich.  

 

Abbildung 55:  Durchschnittliche Entlastung Stromsteuer (Euro/MWh) im Vergleich zum Status Quo 

 
Quelle: eigene Darstellung 

 Produktionswert, Energieverbrauch, Steueraufkommen und CO2 -Emissionen mit 
Anpassungsreaktionen 

Wie erwähnt, beinhaltet Reformvorschlag 3 zwei verschiedene Entlastungstatbestände, die im Folgenden separat 
modelliert werden. Grund hierfür ist, dass das Ausmaß der Unternehmen, die Entlastungen zur Umsetzung von 
wirtschaftlich vorteilhaften Klimaschutzmaßnahmen beantragen werden und Unternehmen, die Entlastungen er-
halten, weil sie bereits alle wirtschaftlich vorteilhaften Klimaschutzmaßnahmen umgesetzt haben, nicht seriös ab-
geschätzt werden kann. Die Entlastungen auf Basis beider Tatbestände sind somit als mögliche Endpunkte eines 
Kontinuums zu sehen, an denen entweder alle Unternehmen nach Tatbestand 1 oder alle Unternehmen nach Tat-
bestand 2 entlastet werden würden. 

In der folgenden Analyse betrachten wir mögliche weitere Auswirkung zum Reformvorschlag 3. Hierbei berücksich-
tigen wir wieder die Abschnitte B (Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden) und C (Verarbeitendes Ge-
werbe) auf WZ-2008 2-Stellerebene.  
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Die Ausgangslage der zentralen Größen für das Jahr 2017 für diese Wirtschaftszweige in Summe bleibt unberührt 
(vgl. auch Balken „Status Quo in Abbildung 56): 

▪ Bruttoproduktionswert:  1.927 Mrd. Euro  

▪ Energienachfrage:  4.076 PJ 

▪ Steueraufkommen:  1.577 Mio. Euro 

▪ Treibhausgas-Emissionen:  195 Mio. Tonnen CO2 -Äq 

 

 
Tatbestand 1 

 

Wäre der Reformvorschlag 3 nach Tatbestand 1 bereits 2017 umgesetzt worden, hätten die Unternehmen in Ab-
schnitt B und C vor der Entlastung durch Rückerstattungen 4.204 Mio. Euro an Steuern entrichten müssen. Dies 
entspricht einem Anstieg der Strom- und Energiekosten vonknapp 7,7 %. Die größten Anstiege sind dabei wieder 
bei Kohlenbergbau (WZ 5) und Gewinnung von Erdöl und Erdgas (6) in Abschnitt B sowie Kokerei und Mineralöl 
(19), Chemie und Pharmazie (20+21), Glas (23), Metallerzeugnisse (24) und im Wirtschaftszweig Reparatur und In-
stallation von Maschinen und Ausrüstungen (33) mit über 10 % zu verzeichnen. 

Das neue Steueraufkommen entspricht methodisch der Analyse, die bereits im vorangegangenen Kapitel beleuch-
tet wurde. Um etwaige Anpassungsreaktionen der Unternehmen zu berücksichtigen, werden im Folgenden wei-
tere Reaktionen und ihre Auswirkung auf die zentralen Kenngrößen beleuchtet. 

 

 
Im ersten Schritt schätzen wir den entsprechenden Bruttoproduktionsrückgang aufgrund der Energiekostenan-
stiege.  

▪ Im optimistischen Szenario - in dem es zu keinem Produktionsrückgang kommt – führt der Reformvorschlag 3 
hier lediglich zu einem Anstieg des Steueraufkommens um 2.626 Mio. Euro auf 4.204 Mio. Euro, verglichen mit 
dem 2017 Ist-Wert. Bruttoproduktionswert, Energienachfrage und Treibhausgasemissionen bleiben unverän-
dert. 

▪ Im pessimistischen Szenario, in dem es zu einem starken Produktionsrückgang kommt, sinkt das Bruttoproduk-
tionsniveau um 20,5 Mrd. Euro bzw. 1,06 % auf 1,907 Mrd. Euro. Dieser negative Nachfrageschock führt wiede-
rum zu einem Rückgang der Energienachfrage (-2.5 %), der Treibhausgas-Emissionen (-2,94 %) und einer Re-
duktion des Steueraufkommens im Vergleich zum optimistischen Szenario (ohne Produktionsrückgang) um 
2,19 %.  

▪ In unserem mittleren Szenario sinkt das Bruttoproduktionsniveau im Vergleich zum Ist-Wert 2017 um 0,53 % 
auf 1,917 Mrd. Euro und führt zu einem Rückgang der Energienachfrage um 1,25 %, der Treibhausgas-Emissio-
nen um 1,48 % und einer Reduktion des Steueraufkommens im Vergleich zum optimistischen Szenario (ohne 
Produktionsrückgang) um 1,10 %. 

Die Ergebnisse lassen sich auch in Abbildung 56 nachvollziehen. Es handelt sich jeweils um den Balken „Szenario 
ohne Investitionseffekt. Das optimistische und pessimistische Szenario bildet die Ober- und Untergrenzen der An-
passungsreaktion. Das mittlere Szenario ist das aus unserer Sicht wahrscheinlichste und wird als hellblaue Linie dar-
gestellt. 
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Reformoption 3 bietet den Unternehmen in Tatbestand 1 jedoch einen Ausgleich in Form einer Investitionszulage 
in Energieeffizienz- bzw. Klimaschutz-Maßnahmen an. Diese Investitionen führen zu einem niedrigeren Energie-
verbrauch und wirken dem relativen Energiekostenanstieg sowie dem Produktionsrückgang wie in Reformoption 1 
entgegen.  

Insgesamt können die Unternehmen im Abschnitt B und C Investitionszuschüsse von 1,085 Mrd. Euro abrufen. Da 
hier eine 100 % Förderquote vorgesehen ist, würde dies nicht wie in Reformoption 1 zusätzliche private Energieef-
fizienz- bzw. Klimaschutz-Investitionen induzieren, sondern gänzlich aus dem gezahlten Steueraufkommen finan-
ziert werden. In Abhängigkeit von den damit verbundenen Energieeinsparpotentialen sinkt die Energienachfrage 
zwischen 1,62 % und 2,56 % im Vergleich zum 2017 Ist-Wert. Das Bruttoproduktionsniveau verbessert sich wiede-
rum, so dass das Niveau in Abhängigkeit des Szenarios schlussendlich nur noch 1,05 % oder 0,49 % unter bzw. wie-
der auf dem Ist-Niveau von 2017 liegen würde. Das Steueraufkommen würde hier schlussendlich jedoch über dem 
Ist-Wert von 2017 und in Abhängigkeit der Szenarien bei 3.024, 3.053 oder 3.049 Mio. Euro liegen. Der THG-Emis-
sionsausstoß würde sich im mittleren Szenario um 2.61 % auf 189 Mio. Tonnen CO2 -Äq verringern. 
 

Abbildung 56:  Potenzielle Auswirkungen des Reformvorschlags 3, Tatbestand 1 
Bruttoproduktionswert                                                                                    Steueraufkommen 

  

 

Energiebedarf                                                                                                   Treibhausgas-Emissionen 

  
Quelle: eigene Berechnungen Oxford Economics 

 

Tatbestand 2 

Die Berechnungen des Tatbestands 2 gehen davon aus, dass alle Unternehmen bereits alle wirtschaftlich vorteil-
haften Klimaschutzmaßnahmen ergriffen haben und deshalb gemäß ihrer Energieintensität entlastet werden. 
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Wäre der Reformvorschlag 3 nach Tatbestand 2 bereits 2017 umgesetzt worden, müssten die Unternehmen in Ab-
schnitt B und C 3.487 Mio. Euro an Steuern entrichten, was einem Anstieg der Strom- und Energiekosten um knapp 
5,6 % entspricht.  

 

Da es hier zu keinem Investitionszuschuss kommt, beschränkt sich unsere Analyse auf die Auswirkungen, die mit 
dem entsprechenden Bruttoproduktionsrückgang aufgrund der Energiekostenanstiege verbunden sind. Im opti-
mistischen Szenario - in dem es zu keinem Produktionsrückgang kommt – führt der Reformvorschlag 3 hier lediglich 
zu einem Anstieg des Steueraufkommens um 1.910 Mio. Euro auf 3.487 Mio. Euro, verglichen zum Ist-Wert 2017. 
Bruttoproduktionswert, Energienachfrage und Treibhausgasemissionen bleiben unverändert. 

Im pessimistischen Szenario, in dem es zu einem starken Produktionsrückgang kommt, sinkt das Bruttoprodukti-
onsniveau um 16 Mrd. Euro bzw. 0,85 % auf 1.911 Mrd. Euro. Dieser negative Nachfrageschock führt wiederum zu 
einem Rückgang der Energienachfrage (-1,54 %), der Treibhausgas-Emissionen (-1,76 %) und einer Reduktion des 
Steueraufkommens im Vergleich zum optimistischen Szenario (ohne Produktionsrückgang) um 1,27 % auf 3.443 
Mio. Euro. 

In unserem mittleren Szenario sinkt das Bruttoproduktionsniveau im Vergleich zum Ist-Wert 2017 um 0,42 % auf 
1.919 Mrd. Euro und führt zu einem Rückgang der Energienachfrage um 0,77 %, der Treibhausgas-Emissionen um 
0,89 % und einem um 0,63 % geringeren Steueraufkommen im Vergleich zum optimistischen Szenario auf 3.465 
Mio. Euro. 

 

Abbildung 57:  Potenzielle Auswirkungen des Reformvorschlags 3, Tatbestand 2 
Bruttoproduktionswert                                                      Steueraufkommen 

  

 

Energiebedarf                                                                  Treibhausgas-Emissionen 

  
Quelle: eigene Berechnungen Oxford Economics 
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In der Zusammenfassung sähen die Kenngrößen für die mittleren Szenario beider Tatbestände in Reformvorschlag 
3 wie folgt aus (in Klammern: prozentuale Veränderung zum Ist-Wert 2017): 

▪ Bruttoproduktionswert:  1.918 bis 1.919 Mrd. Euro (-042 % bis -0.49 %) 

▪ Energienachfrage:  4.006 bis 4.044 PJ (-0.77 % bis -1.73 %) 

▪ Steueraufkommen:  3.053 bis 3.465 Mio. Euro (+93.55 % bis +119.68 %) 

▪ Treibhausgas-Emissionen:  190 bis 193 Mio. Tonnen CO2 -Äq (-0.88 % bis -2.61 %) 

22 Auswirkungen der Reformvorschläge im Vergleich 

Abbildung 58 stellt die Auswirkungen der Reformvorschläge noch einmal im Vergleich dar, wobei das mittlere Sze-
nario jeweils als hellblauer Punkt aufgeführt ist.  

Mit Blick auf den Bruttoproduktionswert ist generell davon auszugehen, dass es zu einem mehr oder weniger gro-
ßen Produktionsrückgang aufgrund der gestiegenen Energiekosten kommen wird – sei es aufgrund von Preiseffek-
ten oder Verlust der internationalen Wettbewerbsfähigkeit. Der größte Produktionsrückgang würden im mittleren 
Szenario für Reformvorschlag 1 erwartet (Bruttoproduktionswert: 1.917 Mrd. Euro). Der Bruttoproduktionswert in 
Reformvorschlag 3, Tatbestand 1, (1.918 Mrd. Euro) und in Tatbestand 2 mit 1.919 Mrd. Euro ist jedoch nur marginal 
größer. Mit Blick auf die Unsicherheiten hinsichtlich des Bruttoproduktionswert weist Reformvorschlag 1 die größte 
Spannweite zwischen den Szenarien auf. 

Mit Blick auf das Steueraufkommen generiert Reformvorschlag 3 im mittleren Szenario zwischen 3.053 bis 3.465 
Mio. Euro. Dies ist im Wesentlichen abhängig davon, wie viele Unternehmen unter Tatbestand 1 und 2 fallen. Geht 
man von einer Gleichverteilung aus, ergäbe sich ein Steueraufkommen von 3.259 Mio. Euro, welches 1.486 Mio. 
Euro über dem Steueraufkommen von Reformvorschlag 1 liegt. 

Der Energiebedarf in Reformvorschlag 1 liegt im mittleren Szenario mit 3.967 Petajoule deutlich unter beiden Mo-
dellierungen für Reformvorschlag 3. Entsprechend sind auch die THG-Emissionen in Reformvorschlag 1 geringer – 
und zwar um in etwa 6 bis 10 Mio. Tonnen CO2 -Äquivalente. Dies entspricht 3,23 % bis 4,97 % des 2017 Ist-Werts 
des THG-Ausstoßes der betrachteten Sektoren. Die Unsicherheiten mit Blick auf die Produktionsverlagerungen 
gehen demnach mit höheren Emissionseinsparungen einher.  

 

Abbildung 58:  Potenzielle Auswirkungen der Reformvorschläge im Vergleich 
Bruttoproduktionswert                                                    Steueraufkommen 

  
Energiebedarf                                                                    Treibhausgas-Emissionen 

  
Quelle: eigene Berechnungen Oxford Economics 
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Wie erwähnt könnte es weitere Anpassungsreaktionen von Unternehmen geben, die nicht explizit berücksichtigt 
werden konnten. Hierbei ist insbesondere das Investment-Leakage zu nennen, dass in empirischen Studien – so sie 
einen Effekt finden – in etwa zwischen -0,5 % und -1 % liegen dürfte (vgl. Tabelle 67). Die geringeren Investitionen 
haben allerdings erst dann einen Einfluss auf die von uns betrachteten Parameter, wenn sie auch Auswirkungen auf 
das Produktionsniveau haben. Dies dürfte sich allerdings eher in einem geringeren Produktionswachstum ausdrü-
cken, das sich erst nach ein paar Jahren zeigt. 

Tabelle 67:  Übersicht über Produktionselastizitäten in der empirischen Literatur 

Studie Ergebnis Effekte Methode 
Kleinste  

Analyseebene  
Daten 

Dussaux 
(2020) 

Höhere Energiepreise re-
duzieren Beschäftigungs-
niveau, Investitionen und 
Produktion von Großun-
ternehmen 

Energiekostenanstieg 1 % => In-
vestitionen 

▪ KMU: -0,56 % 

▪ Großunternehmen: -0,93 % 

Ökonometrische 
Ex-Post Analyse: 
Panel-Regression 
mit Fixed Effects  
auf Unternehmens-
ebene 

Unternehmens-
ebene 

Bijnens u.a. 
(2021) 

Negativer Effekt der 
Strompreise auf Beschäf-
tigung und Investition  

Strompreisanstieg 1 % =>  
Investitionen 

▪ Verarbeitendes Gewerbe 
Deutschland: -1,04 % 

▪ Nahrungsmittel: -0,54 % 

▪ Papier: -0,72 % 

▪ Pharma: -0,94 % 

▪ Mineralien: -0,95 % 

▪ Metalle: -0,56 % 

▪ Elektr. Ausrüstung: -1,16 % 

▪ Möbel: 1,09 %204 

Ökonometrische 
Ex-Post Analyse: 
Panel-Regression 
mit Fixed Effects 
auf Sektorebene für 
das Verarbeitende 
Gewerbe 

Unternehmens-
ebene 

Quelle: Oxford Economics  

 

Demgegenüber steht in Reformvorschlag 1 eine Steuergutschrift, die diese Abwanderung tendenziell abschwächt. 
In Reformvorschlag 3 bleiben die Steuerentlastungen für wettbewerbsgefährdete Unternehmen erhalten und kön-
nen im Einzelfall sogar höher ausfallen als bisher. In ihrer Studie untersuchten García-Quevedo/Jové-Llopis (2021) 
explizit die Auswirkungen von Umweltregulierungen auf Energieeinsparinvestitionen. Auf Basis eines Datensatzes 
für den Zeitraum 2010-2017 für Industriesektoren in Spanien vergleichen sie die Wirkungen unterschiedlicher Um-
weltwirkungen. Für die Analyse nutzen sie die Auswirkungen einer spezifischen Maßnahme, die Unternehmen 
Steuergutschriften für Umweltschutzinvestitionen gewährt. Demnach erhöhen Unternehmen ihre Energieeinspa-
rinvestitionen bei einer gewährten Steuergutschrift um +0,26 % bis +0,31 %.205  

Letztlich ist aus Sicht der akademischen Literatur in der langen Frist ohnehin davon auszugehen, dass sich Unter-
nehmen im Sinne der Porter-Hypothese auf die geänderten Rahmenbedingungen einstellen und über Innovatio-
nen entsprechende Kosteneinsparungen bewirken, die eine Abwanderung nicht mehr notwendig machen.  

Zusätzlich zu diesen Effekten kann nach der Umstellung der Energie- und Stromsteuer davon ausgegangen wer-
den, dass eine zunehmende Energieeffizienz der Unternehmen durch die angereizten Energie- und Klimaschutz-
investitionen auch die Resilienz gegenüber zukünftigen Energiepreisvariationen erhöht. Je energieeffizienter die 
Unternehmen aufgestellt sind, umso weniger stark reagieren sie auf Energiepreisänderungen mit Produktionsan-
passungen.  

 

 
 
204  Effekte für die Sektoren Getränke, Tabak, Textil, Bekleidung, Leder, Holz, Druck, Koks und Benzin, Chemie, Plastik, Ba-

sismetalle, Computer, Maschinenbau, Automobil, Transport und Reparatur ist der Effekt nicht signifikant.  
205  Im vorliegenden Fall haben Unternehmen seit 1996 Steuergutschriften für ihre Umweltschutzinvestitionen erhalten in 

Höhe von 10 %  des bisherigen Investitionsniveaus des Unternehmens. Ab 2006 wurden diese Gutschriften jährlich um 2 

%  reduziert bis zum gänzlichen Auslaufen im Jahr 2011. Im März 2011 wurde die Steuergutschrift jedoch für vier weitere 

Jahre zu einem Satz von 8 %   wieder eingeführt. Im Jahr 2015 wurde sie schließlich abgeschafft. 
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23 Gesonderte Regelung für die Land- und Forstwirtschaft 

Die in den vorangehenden Kapiteln dargestellten Reformvorschläge betreffen nicht die Land- und Forstwirtschaft. 
Die Anwendung der Reformvorschläge (vgl. Normenvorschlag für Variante 3b in Kapitel 21.3) hätte dementspre-
chend zur Folge, dass die Unternehmen der Land- und Forstwirtschaft keine Entlastungen mehr in Anspruch neh-
men können. Sollen die bisher durch §9b StromStG bzw. § 54 EnergieStG entlasteten Unternehmen der Land- und 
Forstwirtschaft weiterhin begünstigt bleiben, so könnte für sie eine gesonderte Regelung getroffen werden, die der 
bisherigen nach §9b StromStG bzw. § 54 EnergieStG entspräche. Die Regelung würde – wie bisher – ohne weitere 
Voraussetzungen (im Sinne von Gegenleistungen) gewährt werden; daher wird vorgeschlagen, sie in der Höhe von 
derzeit 25% auf 20% abzusenken. Tabelle 68 zeigt die resultierenden Steuerentlastungen. Sie entsprächen der 
„Mindestentlastung“ von Unternehmen des Produzierenden Gewerbes (sofern sie die Zugangsvoraussetzungen 
erfüllen) im Entlastungstatbestand 2 des Reformvorschlags 3b. Wie bei Vorschlag 3b sollte auch die gesonderte 
Regelung für die Land- und Forstwirtschaft degressiv ausgestaltet und zeitlich befristet werden. Dadurch sinkt die 
Steuerentlastung schrittweise und könnte nach Ende der Befristung auch vollständig auslaufen. 

 

Tabelle 68:  Übersicht Entlastungssätze Land- und Forstwirtschaft bei Absenkung auf 20% 

 Regelsteuersatz  Geltende 
Steuerentlastung  

Steuerentlastung 
bei Absenkung auf 
20% 

Strom 20,50 Euro/MWh  
(§ 3 StromStG) 

5,125 Euro/MWh 4,10 Euro/ MWh 
(20 % v. Regelsatz) 

leichtes 
Heizöl HEL 

61,35 Euro/1.000 l 
bzw. 76,35 Euro/1.000 l 
(bei höherem Schwefelgehalt) 
(§ 2 Abs. 3 Nr. 1 EnergieStG)  

15,34 Euro/1.000 l 
 

12,27 Euro/ 1.000 l 
(20 % v. Regelsatz)  

Schmieröl 
und andere 
Öle 

61,35 Euro/1.000 l 
(§ 2 Abs. 3 Nr. 3 EnergieStG) 

15,34 Euro/1.000 l 12,27 Euro/ 1.000 l 
(20 % v. Regelsatz) 

Erdgas  5,50 Euro/MWh 
(§ 2 Abs. 3 Nr. 4 EnergieStG) 

1,38 Euro/MWh 1,10 Euro/MWh  

Flüssiggas 60,60 Euro/1.000 kg 
(§ 2 Abs. 3 Nr. 5 EnergieStG) 

15,15 
Euro/1.000 kg 

12,12 Euro/ 1.000 
kg 
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ANHANG I: DATENBLÄTTER ENTLASTUNGEN FÜR UNTERNEHMEN 

 

Allgemeine Steuerentlastungen für Unternehmen des Produzierenden 
Gewerbes und der Land- und Forstwirtschaft 

Allgemeine Steuerentlastungen nach § 9b StromStG 

 

 Ergebnis Jahr Quelle/Erläuterung 

Gesetzliche Grundlage § 9b StromStG 2018 zuletzt geändert 2018 

Entlastungshöhe Verminderung des 
Regelsteuersatzes um 25  %  
= 0,513 Cent/kWh 

  

Mindestschwelle 
Stromverbrauch 

~ 49 MWh /a  Die Entlastung gilt oberhalb einer 
Steuerlast von 1.000 Euro (d.h. 
Entlastungsbetrag größer 250 Euro) 
pro Jahr  

Weitere Kriterien -   

Geltungsbereich Produzierendes Gewerbe C, D, 
E, F; (WZ 2003 10.10- 45.50) 

Land- und Forstwirtschaft A, B 
(WZ 2003) 

 Begünstigte Unternehmen gemäß 
Definition in § 2 StromStG. 

Anzahl begünstigter 
Unternehmen 

33.192 2019 27. Subventionsbericht 

Entlastungsvolumen 1.035 Mio. Euro 2019 Destatis Stromsteuerstatistik  

Begünstigte Strommenge Insg. 203 TWh 

Davon: 

202 TWh für Unternehmen des 
Produzierenden Gewerbes 

1 TWh für Unternehmen der 
Land- und Forstwirtschaft 

 

2019 Destatis Stromsteuerstatistik 
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Allgemeine Steuerentlastungen nach § 54 EnergieStG 

 

 Ergebnis Jahr Quelle/Erläuterung 

Gesetzliche Grundlage § 54 EnergieStG 2018  

Entlastungshöhe Verminderung der 
Regelsteuersätze um 25  % 

Heizöl: 15,34 Euro pro m3 

Flüssiggas: 15,15 Euro pro t 

Erdgas: 1,38 Euro pro MWh 

  

Mindestschwelle 
Energieverbrauch 

Je nach Energieträger 

Heizöl: 16,3 m3 

Flüssiggas: 16,5 t 

Erdgas: 181,2 MWh 

 Die Entlastung gilt oberhalb einer 
Steuerlast von 1.000 Euro (d.h. 
Entlastungsbetrag größer 250 Euro) 
pro Jahr, dies entspricht je nach 
Energieträger unterschiedlichen 
Verbrauchsmengen  

Weitere Kriterien -   

Geltungsbereich Produzierendes Gewerbe C, D, E, 
F; (WZ 2003 10.10- 45.50) 

Land- und Forstwirtschaft A, B 
(WZ 2003) 

  

Anzahl begünstigter 
Unternehmen 

14.889 2019 27. Subventionsbericht 

Entlastungsvolumen Insg. 178 Mio. Euro 

Heizöl: 14 Mio. Euro 

Flüssiggase: 1,8 Mio Euro 

Gasförmige Kohlenwasserstoffe: 
2,9 Mio. Euro 

Erdgas: 163 Mio. Euro 

2019 Destatis Energiesteuerstatistik 

Begünstigte Energiemenge 921.000 m3 Öle (davon ca. 
25.000 m3 aus Land- und 
Forstwirtschaft) 

 

117.000 t Flüssiggase (davon ca. 
4.000 t aus Land- und 
Forstwirtschaft) 

 

2,1 Mio. MWh gasförmige 
Kohlenwasserstoffe (nur 
Produzierendes Gewerbe) 

 

118 Mio. MWh Erdgas (davon ca. 
729.000 MWh aus Land- und 
Forstwirtschaft) 

 

 

 

 

2019 Destatis Energiesteuerstatistik 
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Spitzenausgleich 

Spitzenausgleich nach § 10 StromStG 

 

 Ergebnis Jahr Quelle/Erläuterung 

Gesetzliche Grundlage § 10 StromStG 2018 Zuletzt geändert 2018 

Entlastungshöhe 90 % der verbleibenden 
Steuerbelastung nach 
Verrechnung der Entlastung 
bei den AG-Beiträgssätzen zur 
Rentenversicherung durch die 
Ökologische Steuerreform  

 Entlastung bei Rentenversicherung: 
Unterschiedsbetrag zwischen 
Beitragssatz nach § 10 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
und § 10 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 bzw. 
tatsächliche Beitragssätze im 
Antragsjahr 

Mindestschwelle 
Stromverbrauch 

~ 65 MWh  Die Entlastung gilt oberhalb einer 
Steuerlast von 1.000 Euro pro Jahr, dies 
entspricht einem ermäßigt besteuerten 
Stromverbrauch von rund 65 MWh/a  

Weitere Kriterien Stromsteuerbelastung ist 
größer als Entlastung bei der 
Rentenversicherung; 

 

 

 

Nachweis von Energie- oder 
Umweltmanagementsystem 
bzw. Energieaudit;  

 

Seit 2015: Verringerung der 
Energieintensität im 
Produzierenden Gewerbe (inkl. 
Energiewirtschaft) insgesamt 
um jährlich 1,3  % 

 Entlastung bei der Rentenversicherung 
(Arbeitgeberanteil) durch die 
Absenkung der Beitragssätze seit dem 1. 
April 1999 infolge der Ökologischen 
Steuerreform (0,8 %punkte); 

 

DIN EN ISO 50001 / EMAS, KMU’s: 
Alternativsystem nach SpaEfV 2013 
oder DIN EN 16247-1 

 

Zielwerte ggü. Ø 2007-2012 (in 
Klammern: maßgebliches Antragsjahr): 

2018: 7,95  % (2020) 

2019: 9,3  % (2021) 

2020: 10,65  % (2022) 

Geltungsbereich Produzierendes Gewerbe C, D, 
E, F (WZ 2003 10.10- 45.50) 

  

Anzahl begünstigter 
Unternehmen 

9.409 2019 27. Subventionsbericht 

Entlastungsvolumen 1.592 Mio. Euro 

Davon 22 Mio. Euro vor 
1.1.2013206 

2019 Destatis Stromsteuerstatistik 

Begünstigte Strommenge 103 TWh 2019 Umrechnung des Entlastungsvolumens 
(eigene Umrechnung). Basis: 65 MWh 
kosten 1.000 Euro (s. Entlastungshöhe) 

 

  

 
 
206  Gesetzesänderung zum 1.1.2013: Unternehmen müssen Energiemanagementsystem nachweisen 
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Spitzenausgleich nach § 55 EnergieStG 

 
 Ergebnis Jahr Quelle/Erläuterung 

Gesetzliche Grundlage § 55 EnergieStG 2018 Zuletzt geändert 2018 

Entlastungshöhe Verminderung um 90 % des Steueranteils 
der Ökologischen Steuerreform nach 
Verrechnung der Entlastung bei den AG-
Beiträgssätzen zur Rentenversicherung 
durch die Ökologische Steuerreform (wie 
bei Stromsteuer) 

 Steueranteile (siehe § 55 Abs. 3): 

Leichtes Heizöl: 5,11 Euro/1.000 l 

Erdgas: 2,28 Euro/MWh 

Flüssiggas: 19,89 Euro/1.000 kg 

Mindestschwelle 
Energieverbrauch 

Leichtes Heizöl: 146,8 m3 

Erdgas: 333,3 MWh 

Flüssiggas: 37,7 t 

 Die Entlastung gilt oberhalb einer Steuerlast von 
750 Euro, dies entspricht je nach Energieträger 
unterschiedlichen Verbrauchsmengen  

Weitere Kriterien Energiesteuerbelastung (Ökosteueranteil) 
ist größer als Entlastung bei der 
Rentenversicherung 

 

 

Nachweis von Energie- oder 
Umweltmanagementsystem bzw. 
Energieaudit; 

 

Seit 2015: Verringerung der 
Energieintensität im Produzierenden 
Gewerbe (inkl. Energiewirtschaft) insgesamt  

 Entlastung bei der Rentenversicherung 
(Arbeitgeberanteil) durch die Absenkung der 
Beitragssätze seit dem 1. April 1999 infolge der 
Ökologischen Steuerreform (0,8 %punkte); 

 

DIN EN ISO 50001 / EMAS, KMU’s: 
Alternativsystem nach SpaEfV 2013 oder DIN EN 
16247-1 

 

Zielwerte ggü. Ø 2007-2012 (in Klammern: 
maßgebliches Antragsjahr): 

2018: 7,95  % (2020) 

2019: 9,3  % (2021) 

2020: 10,65  % (2022) 

Geltungsbereich Produzierendes Gewerbe C, D, E, F (WZ 
2003 10.10- 45.50) 

  

Anzahl begünstigter 
Unternehmen 

5.448 2019 27. Subventionsbericht 

Entlastungsvolumen 180 Mio. Euro 

Erdgas: 170 Mio. Euro  

Restliche Energieträger207: 9,6 Mio. Euro 

Davon 73.000 Euro vor dem 1.1.2013208 

2019 Destatis Energiesteuerstatistik 

Begünstigte 
Energiemenge 

Erdgas: ca. 74 Mio. MWh 

 

Restliche Energieträger: keine genauen 
Angaben in der Energiesteuerstatistik 

2019 Eigene Umrechnung auf Grundlage der 
Energiesteuerstatistik 
(Entlastungsvolumen/Entlastungshöhe) 

 

  

 
 
207  Schweröle, gasförmige Kohlenwasserstoffe, Flüssiggase, leichtes Heizöl, Leicht- und mittelschwere Öle 
208  Gesetzesänderung zum 1.1.2013: Unternehmen müssen Energiemanagementsystem nachweisen 
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Steuerentlastung bestimmter Prozesse und Verfahren 

Vollständige Steuerentlastungen nach § 9a StromStG 

 

 Ergebnis Jahr Quelle/Erläuterung 

Gesetzliche Grundlage § 9a StromStG 2018 Letzte Änderung 2018 

Entlastungshöhe 100 %   

Mindestschwelle 
Stromverbrauch 

-   

Weitere Kriterien Zugehörigkeit zu einer Liste von 
Prozessen und Verfahren  

 Bereiche der befreiten Prozesse und 
Verfahren: 

Elektrolyse 

chemische Reduktionsverfahren 

Herstellung bestimmter Erzeugnisse 

Geltungsbereich Produzierendes Gewerbe C, D, E, F 
(WZ 2003 10.10- 45.50) 

  

Anzahl begünstigter 
Unternehmen 

1.826 2019 27. Subventionsbericht 

Entlastungsvolumen Insg. 808 Mio. Euro 

 

Elektrolyse: 424 Mio. Euro  

 

Glas, Keramik etc: 34 Mio. Euro 

 

Metall etc: 275 Mio. Euro 

 

Chemische Reduktionsverfahren: 75 
Mio. Euro 

2019 Destatis Stromsteuerstatistik 

Begünstigte Strommenge Insg. 39 TWh 

 

Elektrolyse: 21 TWh 

 

Glas Keramik etc: 1,7 TWh 

 

Metall etc: 13 TWh 

 

Ch. Reduktionsverfahren: 3,6 TWh 

 

2019 Destatis Stromsteuerstatistik 
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Vollständige Steuerentlastungen nach § 51 EnergieStG 

 

 Ergebnis Jahr Quelle/Erläuterung 

Gesetzliche Grundlage § 51 EnergieStG 2018 Letzte Änderung 2018 

Entlastungshöhe 100 %*  *bei Heizöl: max. 61,35 Euro/1.000 l 
(Regelsteuersatz für leichtes Heizöl) 

Mindestschwelle 
Energieverbrauch 

-   

Weitere Kriterien Zugehörigkeit zu einer Liste von Prozessen 
und Verfahren  

 Bereiche der befreiten Prozesse und 
Verfahren: 

Herstellung bestimmter Erzeugnisse  

chemische Reduktionsverfahren 

zweifacher Verwendungszweck 

Geltungsbereich Produzierendes Gewerbe C, D, E, F (WZ 
2003 10.10- 45.50) 

thermische Abfall- oder Abluftbehandlung 

  

Anzahl begünstigter 
Unternehmen 

3.190 2019 27. Subventionsbericht 

Entlastungsvolumen 484 Mio. Euro 

 

Schweröle, leichtes Heizöl, leicht- und 
mittelschwere Öle: 25 Mio. Euro  

 

Heizöle: 9,8 Mio. Euro 

 

Gasförmige Kohlenwasserstoffe: 9,8 Mio. 
Euro 

 

Flüssiggase: 1 Mio. Euro 

 

Kohle: 1,4 Mio. Euro 

 

Petrolkoks: 1,7 Mio. Euro 

 

Feste Energieerzeugnisse: 19 Mio. Euro 

 

Erdgas: 426 Mio. Euro 

2019 Destatis Energiesteuerstatistik 

Begünstigte Energiemenge Schweröle, leichtes Heizöl etc.:  

Insg. 417.000 m3 

Glas, Keramik etc: 221.000 m3 

Metall: 165.000 m3 

Chemische Red.: 29.000 m3 

Heizzwecke209: 700 m3 

Abfall, Abluftbehandlung: 1000 m3 

 

Heizöle:  

Insg. 391.000 t 

Glas Keramik etc.: 368.000 t 

Metall: 15.000 t 

Chemische Red. 9.000 t 

 

Gasförmige Kohlenwasserstoffe: 

2019 Destatis Energiesteuerstatistik 

 
 
209  Verwendung gleichzeitig zu Heizzwecken und zu anderen Zwecken als Heiz- oder Kraftstoff 
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Insg. 10.000 MWh 

Glas, Keramik etc.: 500 MWh 

Metall: 500 MWh 

Abfall, Abluftbehandlung: 9.000 MWh 

 

Flüssggase:  

Insg: 17.000 t 

Glas, Keramik etc: 10.000 t 

Metall: 6.500 t 

Heizzwecke: 14 t 

Abfall, Abluftbehandlung: 93 t 

 

Kohle:  

Insg: 4,2 Mio. GJ 

Glas,Keramik etc.: 3,9 Mio. GJ 

Metall: 290.000 GJ 

 

Petrolkoks:  

Insg. 5 Mio. GJ 

Glas, Keramik etc: 3 Mio. GJ 

Metall: 290.000 GJ 

Chemische Red.: 1,7 Mio. GJ 

 

Feste Energieerzeugnisse: 

Insg: 56,5 Mio. GJ 

Glas, Keramik etc.: 56,4 Mio. GJ 

Chemische Red.: 95.000 GJ 

Abfall, Abluftbehandlung: 16.000 GJ 

 

Erdgas: 

Insg. 77,5 Mio. MWh 

Glas, Kermaik etc.: 33 Mio. MWh 

Metall: 39 Mio. MWh 

Chemische Red.: 2 Mio. MWh 

Heizzwecke: 1,5 Mio. MWh 

Abfall, Abluftbehandlung: 2 Mio. MWh 
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Besondere Ausgleichsregelung (BesAR) nach §§63 ff. EEG (bzw. Anlage 4) 

 

 Ergebnis Jahr Quelle/Erläuterung 

Gesetzliche Grundlage §63 ff. EEG 2021 Letzte Änderung 2021 

Entlastungshöhe 85 % bzw. 80 % 

 

 

 

 

 

Mit Belastungsgrenze (Cap) 

 85 % für Unternehmen mit 
Stromkostenintensität von mind. 17 % 
(Liste 1) bzw. 20 % (Liste 2). 

80 % für Unternehmen der Liste 1 mit 
Stromkostenintensität zwischen 14 % 
und 17 %.  

 

Belastungsgrenze (Cap): 4 % der 
Bruttowertschöpfung für Unternehmen 
mit Stromkostenintensität unter 20 %. 

0,5 % der Bruttowertschöpfung für 
Unternehmen mit 
Stromkostenintensität über 20 %. 

Mindestschwelle 
Stromverbrauch 

1 GWh  Der Stromverbruch an den 
Abnahmestellen muss im vorherigen 
Jahr größer als 1 GWh gewesen sein. 

Weitere Kriterien Die Stromkosten des Unternehmens 
(oder des selbstständigen 
Unternehmenteils) müssen 14 % (Liste 1 
der Anlage 4 EEG) bzw. 20 % (Liste 2) an 
der Bruttowertschöpfung ausmachen. 

 

Nachweis von 
Energiemanagementsystem 

 

Mindestbetrag von 0,1 Cent/kWh (0,05 
Cent/kWh für einige Branchen) 

 BesAR Hintergrundinformationen 

 

 

 

 

 

EMAS, ISO EN 50001  

  

 

Geltungsbereich Unternehmen aus Stromkosten- & 
handelsintensiven Branchen nach 
Anlage 4 EEG 

  

Anzahl begünstigter 
Unternehmen 

2.058 (davon 148 Schienenbahnen) 2019 BesAR Hintergrundinformationen 

Entlastungsvolumen 4,9 Mrd. Euro 2019 BesAR Hintergrundinformationen 

Begünstigte Strommenge 112 TWh (davon 12,8 TWh für 
Schienenbahnen) 

2019 BesAR Hintergrundinformationen 
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Strompreiskompensation 

 

 Ergebnis Jahr Quelle/Erläuterung 

Gesetzliche Grundlage BAnz AT 06.08.2013 B2  2013  

Entlastungshöhe Kompensation für 
Strompreiserhöhung durch 
Emissionshandel  

 

Abhängig von Benchmark der Branche  

2019  

Mindestschwelle 
Stromverbrauch 

-   

Weitere Kriterien -   

Geltungsbereich Beihilfeberechtigte Sektoren und 
Teilsektoren nach EU-Beihilfe-
Leitlinien (Anhang II) 

2012 Leitlinien für bestimmte 
Beihilfemaßnahmen im Zusammenhang 
mit dem System für den Handel mit 
Treibhausgasemissionszertifikaten  

 

Anzahl begünstigter 
Unternehmen 

322 2019 DEHSt (2021) SPK-Bericht 

Entlastungsvolumen 546 Mio. Euro 2019 DEHSt (2021) SPK-Bericht 

Begünstigte Strommenge 76 TWh (davon 20 TWh 
eigenerzeugter Strom) 

2019 DEHSt (2021) SPK-Bericht 
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BEHG-Carbon-Leakage-Verordnung (BECV) 

 

 Ergebnis Jahr Quelle/Erläuterung 

Gesetzliche Grundlage BEHG-Carbon-Leakage-Verordnung – BECV 2021 Am 31.3.2021 beschlossen 

Entlastungshöhe Je nach Sektor oder Teilsektor 65 %-95 % der 
Belastung aus  CO2 -Bepreisung 

  

Mindestschwelle  Emissionsintensität der Unternehmen muss 
mindestens 10 % des Sektordurchschnittes 
betragen (ab 2023) 

 Max. 150 t  CO2  Selbstbehalt bzw. 
gestuft nach Energieverbrauch 

Weitere Kriterien Nachweis eines Energie- oder 
Umweltmanagementsystems (für 
Unternehmen mit Energieverbrauch unter 5 
GWh reicht nicht zertifiziertes 
Energiemanagementsystem oder 
MItgelidschaft in Energieeffzienz- und 
Klimaschutznetzwerk) 

 

Nachweis von Investitionen in 
Energieeffizient- oder 
Klimaschutzmaßnahmen in Höhe von 50 % 
(2023, 2024) und 80 % (ab 2025) der 
Beihilfesumme 

 

 Nach DIN EN ISO 50001, EMAS 

 

Geltungsbereich Beihilfeberechtigte Sektoren und 
Teilsektoren nach Tabelle 1 und 2 im Anhang 
der BECV 

  

Anzahl begünstigter 
Unternehmen 

Etwa 1.500 beihilfeberechtigte Unternehmen 2021 Prognose in der Begründung zur 
BECV 

Entlastungsvolumen 274 Mio. Euro (steigt in Folgejahren durch 
steigende Zertifikatepreise an) 

2021 Prognose in der Begründung zur 
BECV 

Begünstigte  CO2 -Menge 11 Mio. Tonnen 2021 Prognose in der Begründung zur 
BECV 

 

  



Endbericht fe 6/20 • Seite 260 von 278 
 

 

ANHANG II: BEIHILFEBERECHTIGTE SEKTOREN UND KOMPENSATIONSGRADE DER 

BECV 

 

Sektor Sektorbezeichnung Emissionsintensit
ät 

Kompensationsgr
ad 

23.51 Herstellung von Zement 22,89 95 % 

23.52 Herstellung von Kalk und gebranntem Gips 20,25 95 % 

19.10 Kokerei 18,40 95 % 

19.20 Mineralölverarbeitung 11,44 95 % 

20.15 Herstellung von Düngemitteln und Stickstoffverbindungen 7,08 95 % 

24.10 Erzeugung von Roheisen, Stahl und Ferrolegierungen 6,86 95 % 

23.11 Herstellung von Flachglas 5,46 95 % 

10.81 Herstellung von Zucker 2,79 95 % 

07.10 Eisenerzbergbau 2,73 95 % 

23.32 Herstellung von Ziegeln und sonstiger Keramik 2.58 95 % 

23.31 Herstellung von keramischen Wand- und Bodenfliesen und -platten 2,00 95 % 

23.13 Herstellung von Hohlglas 1,96 95 % 

08.99 Gewinnung von Steinen und Erden a.n.g 1,95 95 % 

10.62 Herstellung von Stärke und Stärkeerzeugnissen 1,85 95 % 

20.14 Herstellung von sonstigen organischen Grundstoffen und Chemikalien 1,76 90 % 

20.11 Herstellung von Industriegasen 1,73 90 % 

20.13 
Herstellung von sonstigen anorganischen Grundstoffen und 
Chemikalien 1,68 90 % 

24.42 Erzeugung und erste Bearbeitung von Aluminium 1,62 90 % 

17.12 Herstellung von Papier, Karton und Pappe 1,53 90 % 

24.43 Erzeugung und erste Bearbeitung von Blei, Zink und Zinn 1,34 85 % 

17.11 Herstellung von Holz- und Zellstoff 1,34 80 % 

23.14 Herstellung von Glasfasern und Waren daraus 0,97 75 % 

23.20 Herstellung von feuerfesten keramischen Werkstoffen und Waren 0,70 75 % 

20.12 Herstellung von Farbstoffen und Pigmenten 0,62 75 % 

10.41 Herstellung von Ölen und Fetten (ohne Margarine u.ä. Nahrungsfette 0,59 70 % 

08.93 Gewinnung von Salz 0,58 70 % 

11.06 Herstellung von Malz 0,53 70 % 

20.17 Herstellung von synthetischem Kautschuk in Primärformen 0,49 70 % 

24.44 Erzeugung und erste Bearbeitung von Kupfer 0,49 70 % 

24.51 Eisengießereien 0,47 70 % 

23.99 Herstellung von sonstigen Erzeugnissen aus nichtmetallischen 
Mineralien a.n.g 

0,46 70 % 

16.21 Herstellung von Furnier-, Sperrholz-, Holzfaser- und Holzspanplatten 0,41 70 % 

06.10 Gewinnung von Erdöl 0,39 70 % 

24.31 Herstellung von Blankstahl 0,34 70 % 

20.60 Herstellung von Chemiefasern 0,30 65 % 
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24.46 Aufbereitung von Kernbrennstoffen 0,29 65 % 

23.19 
Herstellung, Veredlung und Bearbeitung von sonstigem Glas 
einschließlich  

technischen Glaswaren 
0,27 65 % 

23.42 Herstellung von Sanitärkeramik 0,27 65 % 

24.20 
Herstellung von Stahlrohren, Rohrform-, Rohrverschluss und 
Rohrverbindungs- 

stücken aus Stahl 
0,19 65 % 

20.16 Herstellung von Kunststoff in Primärformen 0,18 65 % 

08.91 Bergbau auf chemische und Düngemittelminerale 0,16 65 % 

23.41 Herstellung von keramischen Haushaltswaren und Ziergegenständen 0,13 65 % 

13.30 Veredlung von Textilien und Bekleidung 0,13 65 % 

13.95 Herstellung von Vliesstoff und Erzeugnissen daraus (ohne Bekleidung) 0,06 65 % 

21.10 Herstellung von pharmazeutischen Grundstoffen 0,05 65 % 

24.45 Erzeugung und erste Bearbeitung von sonstigen NE-Metallen 0,05 65 % 

13.10 Spinnstoffaufbereitung und Spinnerei 0,01 65 % 

05.10 Steinkohlebergbau 0,01 65 % 

* a.n.g = anderweitig nicht genannt   

Beihilfeberechtigte Teilsektoren   

10.31.11.30 
Verarbeitete Kartoffeln, ohne Essig oder Essigsäure zubereitet oder 
haltbar gemacht, gefroren (auch ganz oder teilweise in Öl gegart und 
dann gefroren) 

0,30 65 % 

10.31.13.0
0 Mehl, Grieß, Flocken, Granulat, und Pellets aus getrockneten Kartoffeln 0,30 65 % 

10.51.21 Magermilchpulver 0,14 65 % 

10.51.22 Vollmilchpulver 0,14 65 % 

10.51.53 Casein 0,14 65 % 

10.51.54 Lactose und Lactosesirup 0,14 65 % 

10.51.55.3
0 

Molke, auch modifiziert, in Form von Pulver und Granulat oder in fester 
Form; auch konzentriert oder gesüßt 

0,14 65 % 

10.39.17.25 Tomatenmark, konzentriert 0,10 65 % 

10.89.13.3
4 Backhefen 0,04 65 % 

20.30.21.5
0 

Schmelzglasuren und andere verglasbare Massen, Engoben und 
ähnliche Zubereitungen für die Keramik-, Emaillier- oder Glasindustrie 

0,04 65 % 

20.30.21.7
0 

Flüssige Glanzmittel und ähnliche Zubereitungen; Gklasfritte und 
anderes Glas in Form von Pulver, Granalien, Schuppen oder Flocken 0,04 65 % 

25.50.11.3
4 

Eisenhaltige Freiformschmiedestücke für Maschinenwellen, 
Kurbelwellen, Nockenwellen und Kurbeln 

0,04 65 % 

08.12.21 Kaolin und anderer kaolinhaltiger Ton und Lehm, roh oder gebrannt 0,03 65 % 

Quelle: (Bundesregierung 2021b) (eigene Darstellung) 
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ANHANG III: ABGLEICH ANWENDUNGSBEREICH (WZ 2008, 4-STELLER)  

 

Schlüss
el WZ 
2008 

Titel § 
54 En
ergie
StG 
(allg. 
Entla
stung
) 

§ 
55 En
ergie
StG 
(SpA) 

§ 9b 
Stro
mStG 
(allg. 
Entla
stung
) 

§ 10 
Stro
mStG 
(SpA) 

§§63 
ff. 
EEG 
(bzw. 
Anlag
e 4) 

SPK 
EU 
ETS 

BEC
V 

Grun
d-
stoff-
branc
he 

05.10 Steinkohlenbergbau ja ja ja ja ja  ja ja 

05.20 Braunkohlenbergbau ja ja ja ja 
    

06.10 Gewinnung von Erdöl ja ja ja ja ja 
 

ja ja 

06.20 Gewinnung von Erdgas ja ja ja ja ja   
ja 

07.10 Eisenerzbergbau ja ja ja ja ja ja ja 
 

07.21 Bergbau auf Uran- und Thoriumerze ja ja ja ja     
07.29 Sonstiger NE-Metallerzbergbau ja ja ja ja ja 

  
ja 

08.11 

Gewinnung von Naturwerksteinen und 
Natursteinen, Kalk- und Gipsstein, Kreide und 
Schiefer ja ja ja ja ja 

   
08.12 Gewinnung von Kies, Sand, Ton und Kaolin ja ja ja ja ja    
08.91 Bergbau auf chemische und Düngemittelminerale ja ja ja ja ja 

 
ja ja 

08.92 Torfgewinnung ja ja ja ja 
    

08.93 Gewinnung von Salz ja ja ja ja ja 
 

ja 
 

08.99 Gewinnung von Steinen und Erden a. n. g. ja ja ja ja ja 
 

ja 
 

09.10 
Erbringung von Dienstleistungen für die 
Gewinnung von Erdöl und Erdgas ja ja ja ja     

09.90 

Erbringung von Dienstleistungen für den sonstigen 
Bergbau und die Gewinnung von Steinen und 
Erden ja ja ja ja 

    
10.11 Schlachten (ohne Schlachten von Geflügel) ja ja ja ja ja 

  
ja 

10.12 Schlachten von Geflügel ja ja ja ja ja   
ja 

10.13 Fleischverarbeitung ja ja ja ja ja 
   

10.20 Fischverarbeitung ja ja ja ja ja   
ja 

10.31 Kartoffelverarbeitung ja ja ja ja ja 
   

10.32 Herstellung von Frucht- und Gemüsesäften ja ja ja ja ja 
   

10.39 Sonstige Verarbeitung von Obst und Gemüse ja ja ja ja ja 
   

10.41 
Herstellung von Ölen und Fetten (ohne Margarine 
u. ä. Nahrungsfette) ja ja ja ja ja 

 
ja ja 

10.42 Herstellung von Margarine u. ä. Nahrungsfetten ja ja ja ja ja    
10.51 Milchverarbeitung (ohne Herstellung von Speiseeis) ja ja ja ja ja 

   
10.52 Herstellung von Speiseeis ja ja ja ja     
10.61 Mahl- und Schälmühlen ja ja ja ja ja 

   
10.62 Herstellung von Stärke und Stärkeerzeugnissen ja ja ja ja ja 

 
ja 

 

10.71 
Herstellung von Backwaren (ohne 
Dauerbackwaren) ja ja ja ja 

    
10.72 Herstellung von Dauerbackwaren ja ja ja ja ja 

   
10.73 Herstellung von Teigwaren ja ja ja ja ja    
10.81 Herstellung von Zucker ja ja ja ja ja 

 
ja ja 

10.82 Herstellung von Süßwaren (ohne Dauerbackwaren) ja ja ja ja ja    

10.83 
Verarbeitung von Kaffee und Tee, Herstellung von 
Kaffee-Ersatz ja ja ja ja ja 

   
10.84 Herstellung von Würzmitteln und Soßen ja ja ja ja ja    
10.85 Herstellung von Fertiggerichten ja ja ja ja ja 

   

10.86 
Herstellung von homogenisierten und diätetischen 
Nahrungsmitteln ja ja ja ja ja 
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10.89 Herstellung von sonstigen Nahrungsmitteln a. n. g. ja ja ja ja ja    
10.91 Herstellung von Futtermitteln für Nutztiere ja ja ja ja ja 

   
10.92 Herstellung von Futtermitteln für sonstige Tiere ja ja ja ja ja 

   
11.01 Herstellung von Spirituosen ja ja ja ja ja    
11.02 Herstellung von Traubenwein ja ja ja ja ja 

   

11.03 
Herstellung von Apfelwein und anderen 
Fruchtweinen ja ja ja ja ja    

11.04 
Herstellung von Wermutwein und sonstigen 
aromatisierten Weinen ja ja ja ja ja 

   
11.05 Herstellung von Bier ja ja ja ja ja    
11.06 Herstellung von Malz ja ja ja ja ja 

 
ja 

 

11.07 
Herstellung von Erfrischungsgetränken; 
Gewinnung natürlicher Mineralwässer ja ja ja ja ja    

12.00 Tabakverarbeitung ja ja ja ja ja 
   

13.10 Spinnstoffaufbereitung und Spinnerei ja ja ja ja ja 
teilwe
ise ja ja 

13.20 Weberei ja ja ja ja ja 
   

13.30 Veredlung von Textilien und Bekleidung ja ja ja ja ja 
 

ja 
 

13.91 Herstellung von gewirktem und gestricktem Stoff ja ja ja ja ja    

13.92 
Herstellung von konfektionierten Textilwaren (ohne 
Bekleidung) ja ja ja ja ja 

   
13.93 Herstellung von Teppichen ja ja ja ja ja    
13.94 Herstellung von Seilerwaren ja ja ja ja ja 

   

13.95 
Herstellung von Vliesstoff und Erzeugnissen daraus 
(ohne Bekleidung) ja ja ja ja ja  ja  

13.96 Herstellung von technischen Textilien ja ja ja ja ja 
   

13.99 Herstellung von sonstigen Textilwaren a. n. g. ja ja ja ja ja 
   

14.11 Herstellung von Lederbekleidung ja ja ja ja ja ja   
14.12 Herstellung von Arbeits- und Berufsbekleidung ja ja ja ja ja 

   
14.13 Herstellung von sonstiger Oberbekleidung ja ja ja ja ja    
14.14 Herstellung von Wäsche ja ja ja ja ja 

   

14.19 
Herstellung von sonstiger Bekleidung und 
Bekleidungszubehör a. n. g. ja ja ja ja ja    

14.20 Herstellung von Pelzwaren ja ja ja ja ja 
   

14.31 Herstellung von Strumpfwaren ja ja ja ja ja 
   

14.39 
Herstellung von sonstiger Bekleidung aus 
gewirktem und gestricktem Stoff ja ja ja ja ja 

   

15.11 
Herstellung von Leder und Lederfaserstoff; 
Zurichtung und Färben von Fellen ja ja ja ja ja 

   

15.12 
Lederverarbeitung (ohne Herstellung von 
Lederbekleidung) ja ja ja ja ja 

   
15.20 Herstellung von Schuhen ja ja ja ja ja 

   
16.10 Säge-, Hobel- und Holzimprägnierwerke ja ja ja ja ja   

ja 

16.21 
Herstellung von Furnier-, Sperrholz-, Holzfaser- 
und Holzspanplatten ja ja ja ja ja 

 
ja 

 
16.22 Herstellung von Parketttafeln ja ja ja ja ja    

16.23 

Herstellung von sonstigen Konstruktionsteilen, 
Fertigbauteilen, Ausbauelementen und 
Fertigteilbauten aus Holz ja ja ja ja ja    

16.24 
Herstellung von Verpackungsmitteln, 
Lagerbehältern und Ladungsträgern aus Holz ja ja ja ja ja 

   

16.29 
Herstellung von Holzwaren a.n.g., Kork-, Flecht- 
und Korbwaren (ohne Möbel) ja ja ja ja ja    

17.11 Herstellung von Holz- und Zellstoff ja ja ja ja ja 
teilwe
ise ja ja 

17.12 Herstellung von Papier, Karton und Pappe ja ja ja ja ja ja ja  

17.21 
Herstellung von Wellpapier und -pappe sowie von 
Verpackungsmitteln aus Papier, Karton und Pappe ja ja ja ja ja 
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17.22 
Herstellung von Haushalts-, Hygiene- und 
Toilettenartikeln aus Zellstoff, Papier und Pappe ja ja ja ja ja    

17.23 
Herstellung von Schreibwaren und Bürobedarf aus 
Papier, Karton und Pappe ja ja ja ja ja 

   
17.24 Herstellung von Tapeten ja ja ja ja ja    

17.29 
Herstellung von sonstigen Waren aus Papier, 
Karton und Pappe ja ja ja ja ja 

   
18.11 Drucken von Zeitungen ja ja ja ja 

    
18.12 Drucken a. n. g. ja ja ja ja 

    
18.13 Druck- und Medienvorstufe ja ja ja ja ja 

   

18.14 
Binden von Druckerzeugnissen und damit 
verbundene Dienstleistungen ja ja ja ja     

18.20 
Vervielfältigung von bespielten Ton-, Bild- und 
Datenträgern ja ja ja ja 

    
19.10 Kokerei ja ja ja ja ja  ja  
19.20 Mineralölverarbeitung ja ja ja ja ja 

 
ja 

 
20.11 Herstellung von Industriegasen ja ja ja ja ja  ja  
20.12 Herstellung von Farbstoffen und Pigmenten ja ja ja ja ja 

 
ja 

 

20.13 
Herstellung von sonstigen anorganischen 
Grundstoffen und Chemikalien ja ja ja ja ja ja ja 

 

20.14 
Herstellung von sonstigen organischen 
Grundstoffen und Chemikalien ja ja ja ja ja ja ja 

 

20.15 
Herstellung von Düngemitteln und 
Stickstoffverbindungen ja ja ja ja ja ja ja ja 

20.16 Herstellung von Kunststoffen in Primärformen ja ja ja ja ja 
teilwe
ise ja 

 

20.17 
Herstellung von synthetischem Kautschuk in 
Primärformen ja ja ja ja ja 

 
ja 

 

20.20 
Herstellung von Schädlingsbekämpfungs-, 
Pflanzenschutz- und Desinfektionsmitteln ja ja ja ja ja 

   

20.30 
Herstellung von Anstrichmitteln, Druckfarben und 
Kitten ja ja ja ja ja 

   

20.41 
Herstellung von Seifen, Wasch-, Reinigungs- und 
Poliermitteln ja ja ja ja ja 

   

20.42 
Herstellung von Körperpflegemitteln und 
Duftstoffen ja ja ja ja ja 

   
20.51 Herstellung von pyrotechnischen Erzeugnissen ja ja ja ja 

    
20.52 Herstellung von Klebstoffen ja ja ja ja ja 

   
20.53 Herstellung von etherischen Ölen ja ja ja ja ja    

20.59 
Herstellung von sonstigen chemischen 
Erzeugnissen a. n. g. ja ja ja ja ja 

   
20.60 Herstellung von Chemiefasern ja ja ja ja ja ja ja  
21.10 Herstellung von pharmazeutischen Grundstoffen ja ja ja ja ja 

 
ja 

 

21.20 
Herstellung von pharmazeutischen Spezialitäten 
und sonstigen pharmazeutischen Erzeugnissen ja ja ja ja ja    

22.11 Herstellung und Runderneuerung von Bereifungen ja ja ja ja ja 
   

22.19 Herstellung von sonstigen Gummiwaren ja ja ja ja ja 
   

22.21 
Herstellung von Platten, Folien, Schläuchen und 
Profilen aus Kunststoffen ja ja ja ja ja 

   

22.22 
Herstellung von Verpackungsmitteln aus 
Kunststoffen ja ja ja ja ja 

   

22.23 
Herstellung von Baubedarfsartikeln aus 
Kunststoffen ja ja ja ja ja 

   
22.29 Herstellung von sonstigen Kunststoffwaren ja ja ja ja ja 

   
23.11 Herstellung von Flachglas ja ja ja ja ja  ja  
23.12 Veredlung und Bearbeitung von Flachglas ja ja ja ja ja 

   
23.13 Herstellung von Hohlglas ja ja ja ja ja  ja  
23.14 Herstellung von Glasfasern und Waren daraus ja ja ja ja ja 

 
ja 
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23.19 

Herstellung, Veredlung und Bearbeitung von 
sonstigem Glas einschließlich technischen 
Glaswaren ja ja ja ja ja 

 
ja 

 

23.20 
Herstellung von feuerfesten keramischen 
Werkstoffen und Waren ja ja ja ja ja  ja  

23.31 
Herstellung von keramischen Wand- und 
Bodenfliesen und -platten ja ja ja ja ja 

 
ja 

 
23.32 Herstellung von Ziegeln und sonstiger Baukeramik ja ja ja ja ja  ja  

23.41 
Herstellung von keramischen Haushaltswaren und 
Ziergegenständen ja ja ja ja ja 

 
ja 

 
23.42 Herstellung von Sanitärkeramik ja ja ja ja ja  ja  

23.43 
Herstellung von Isolatoren und Isolierteilen aus 
Keramik ja ja ja ja ja 

   

23.44 
Herstellung von keramischen Erzeugnissen für 
sonstige technische Zwecke ja ja ja ja ja    

23.49 
Herstellung von sonstigen keramischen 
Erzeugnissen ja ja ja ja ja 

   
23.51 Herstellung von Zement ja ja ja ja ja  ja  
23.52 Herstellung von Kalk und gebranntem Gips ja ja ja ja ja 

 
ja 

 

23.61 
Herstellung von Erzeugnissen aus Beton, Zement 
und Kalksandstein für den Bau ja ja ja ja 

    
23.62 Herstellung von Gipserzeugnissen für den Bau ja ja ja ja ja 

   
23.63 Herstellung von Frischbeton (Transportbeton) ja ja ja ja 

    

23.64 
Herstellung von Mörtel und anderem Beton 
(Trockenbeton) ja ja ja ja     

23.65 Herstellung von Faserzementwaren ja ja ja ja ja 
   

23.69 
Herstellung von sonstigen Erzeugnissen aus Beton, 
Zement und Gips a. n. g. ja ja ja ja ja    

23.70 
Be- und Verarbeitung von Naturwerksteinen und 
Natursteinen a. n. g. ja ja ja ja ja 

   

23.91 
Herstellung von Schleifkörpern und Schleifmitteln 
auf Unterlage ja ja ja ja ja    

23.99 
Herstellung von sonstigen Erzeugnissen aus 
nichtmetallischen Mineralien a. n. g. ja ja ja ja ja 

 
ja 

 

24.10 
Erzeugung von Roheisen, Stahl und 
Ferrolegierungen ja ja ja ja ja ja ja ja 

24.20 

Herstellung von Stahlrohren, Rohrform-, 
Rohrverschluss- und Rohrverbindungsstücken aus 
Stahl ja ja ja ja ja 

teilwe
ise ja 

 
24.31 Herstellung von Blankstahl ja ja ja ja ja 

 
ja 

 

24.32 
Herstellung von Kaltband mit einer Breite von 
weniger als 600 mm ja ja ja ja ja    

24.33 Herstellung von Kaltprofilen ja ja ja ja ja 
   

24.34 Herstellung von kaltgezogenem Draht ja ja ja ja ja    

24.41 
Erzeugung und erste Bearbeitung von 
Edelmetallen ja ja ja ja ja 

  
ja 

24.42 Erzeugung und erste Bearbeitung von Aluminium ja ja ja ja ja ja ja ja 

24.43 
Erzeugung und erste Bearbeitung von Blei, Zink 
und Zinn ja ja ja ja ja ja ja ja 

24.44 Erzeugung und erste Bearbeitung von Kupfer ja ja ja ja ja ja ja ja 

24.45 
Erzeugung und erste Bearbeitung von sonstigen 
NE-Metallen ja ja ja ja ja 

 
ja 

 
24.46 Aufbereitung von Kernbrennstoffen ja ja ja ja ja 

 
ja 

 
24.51 Eisengießereien ja ja ja ja ja  ja  
24.52 Stahlgießereien ja ja ja ja ja 

   
24.53 Leichtmetallgießereien ja ja ja ja ja    
24.54 Buntmetallgießereien ja ja ja ja ja 

   
25.11 Herstellung von Metallkonstruktionen ja ja ja ja ja 

   
25.12 Herstellung von Ausbauelementen aus Metall ja ja ja ja ja 
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25.21 
Herstellung von Heizkörpern und -kesseln für 
Zentralheizungen ja ja ja ja ja    

25.29 
Herstellung von Sammelbehältern, Tanks u. ä. 
Behältern aus Metall ja ja ja ja ja 

   

25.30 
Herstellung von Dampfkesseln (ohne 
Zentralheizungskessel) ja ja ja ja ja    

25.40 Herstellung von Waffen und Munition ja ja ja ja ja 
   

25.50 

Herstellung von Schmiede-, Press-, Zieh- und 
Stanzteilen, gewalzten Ringen und 
pulvermetallurgischen Erzeugnissen ja ja ja ja ja 

   
25.61 Oberflächenveredlung und Wärmebehandlung ja ja ja ja ja    
25.62 Mechanik a. n. g. ja ja ja ja 

    

25.71 
Herstellung von Schneidwaren und Bestecken aus 
unedlen Metallen ja ja ja ja ja    

25.72 
Herstellung von Schlössern und Beschlägen aus 
unedlen Metallen ja ja ja ja ja 

   
25.73 Herstellung von Werkzeugen ja ja ja ja ja 

   

25.91 
Herstellung von Fässern, Trommeln, Dosen, Eimern 
u. ä. Behältern aus Metall ja ja ja ja ja 

   

25.92 
Herstellung von Verpackungen und Verschlüssen 
aus Eisen, Stahl und NE-Metall ja ja ja ja ja 

   
25.93 Herstellung von Drahtwaren, Ketten und Federn ja ja ja ja ja 

   
25.94 Herstellung von Schrauben und Nieten ja ja ja ja ja 

   
25.99 Herstellung von sonstigen Metallwaren a. n. g. ja ja ja ja ja    
26.11 Herstellung von elektronischen Bauelementen ja ja ja ja ja 

   
26.12 Herstellung von bestückten Leiterplatten ja ja ja ja ja    

26.20 
Herstellung von Datenverarbeitungsgeräten und 
peripheren Geräten ja ja ja ja ja 

   

26.30 
Herstellung von Geräten und Einrichtungen der 
Telekommunikationstechnik ja ja ja ja ja    

26.40 
Herstellung von Geräten der 
Unterhaltungselektronik ja ja ja ja ja 

   

26.51 
Herstellung von Mess-, Kontroll-, Navigations- u. ä. 
Instrumenten und Vorrichtungen ja ja ja ja ja    

26.52 Herstellung von Uhren ja ja ja ja ja 
   

26.60 

Herstellung von Bestrahlungs- und 
Elektrotherapiegeräten und elektromedizinischen 
Geräten ja ja ja ja ja 

   

26.70 
Herstellung von optischen und fotografischen 
Instrumenten und Geräten ja ja ja ja ja    

26.80 
Herstellung von magnetischen und optischen 
Datenträgern ja ja ja ja ja 

   

27.11 
Herstellung von Elektromotoren, Generatoren und 
Transformatoren ja ja ja ja ja    

27.12 
Herstellung von Elektrizitätsverteilungs- und -
schalteinrichtungen ja ja ja ja ja 

   
27.20 Herstellung von Batterien und Akkumulatoren ja ja ja ja ja    
27.31 Herstellung von Glasfaserkabeln ja ja ja ja ja 

   

27.32 
Herstellung von sonstigen elektronischen und 
elektrischen Drähten und Kabeln ja ja ja ja ja 

   
27.33 Herstellung von elektrischem Installationsmaterial ja ja ja ja ja 

   

27.40 
Herstellung von elektrischen Lampen und 
Leuchten ja ja ja ja ja 

   
27.51 Herstellung von elektrischen Haushaltsgeräten ja ja ja ja ja    

27.52 
Herstellung von nicht elektrischen 
Haushaltsgeräten ja ja ja ja ja 

   

27.90 
Herstellung von sonstigen elektrischen 
Ausrüstungen und Geräten a. n. g. ja ja ja ja ja    
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28.11 

Herstellung von Verbrennungsmotoren und 
Turbinen (ohne Motoren für Luft- und 
Straßenfahrzeuge) ja ja ja ja ja 

   

28.12 
Herstellung von hydraulischen und pneumatischen 
Komponenten und Systemen ja ja ja ja ja    

28.13 Herstellung von Pumpen und Kompressoren a. n. g. ja ja ja ja ja 
   

28.14 Herstellung von Armaturen a. n. g ja ja ja ja ja    

28.15 
Herstellung von Lagern, Getrieben, Zahnrädern und 
Antriebselementen ja ja ja ja ja 

   
28.21 Herstellung von Öfen und Brennern ja ja ja ja ja    
28.22 Herstellung von Hebezeugen und Fördermitteln ja ja ja ja ja 

   

28.23 
Herstellung von Büromaschinen (ohne 
Datenverarbeitungsgeräte und periphere Geräte) ja ja ja ja ja 

   

28.24 
Herstellung von handgeführten Werkzeugen mit 
Motorantrieb ja ja ja ja ja 

   

28.25 
Herstellung von kälte- und lufttechnischen 
Erzeugnissen, nicht für den Haushalt ja ja ja ja ja 

   

28.29 
Herstellung von sonstigen nicht 
wirtschaftszweigspezifischen Maschinen a. n. g. ja ja ja ja ja 

   

28.30 
Herstellung von land- und forstwirtschaftlichen 
Maschinen ja ja ja ja ja 

   

28.41 
Herstellung von Werkzeugmaschinen für die 
Metallbearbeitung ja ja ja ja ja 

   
28.49 Herstellung von sonstigen Werkzeugmaschinen ja ja ja ja ja 

   

28.91 

Herstellung von Maschinen für die 
Metallerzeugung, von Walzwerkseinrichtungen und 
Gießmaschinen ja ja ja ja ja    

28.92 
Herstellung von Bergwerks-, Bau- und 
Baustoffmaschinen ja ja ja ja ja 

   

28.93 
Herstellung von Maschinen für die Nahrungs- und 
Genussmittelerzeugung und die Tabakverarbeitung ja ja ja ja ja    

28.94 
Herstellung von Maschinen für die Textil- und 
Bekleidungsherstellung und die Lederverarbeitung ja ja ja ja ja 

   

28.95 
Herstellung von Maschinen für die 
Papiererzeugung und -verarbeitung ja ja ja ja ja    

28.96 
Herstellung von Maschinen für die Verarbeitung 
von Kunststoffen und Kautschuk ja ja ja ja ja 

   

28.99 
Herstellung von Maschinen für sonstige bestimmte 
Wirtschaftszweige a. n. g. ja ja ja ja ja    

29.10 
Herstellung von Kraftwagen und 
Kraftwagenmotoren ja ja ja ja ja 

   

29.20 
Herstellung von Karosserien, Aufbauten und 
Anhängern ja ja ja ja ja    

29.31 
Herstellung elektrischer und elektronischer 
Ausrüstungsgegenstände für Kraftwagen ja ja ja ja ja 

   

29.32 
Herstellung von sonstigen Teilen und sonstigem 
Zubehör für Kraftwagen ja ja ja ja ja    

30.11 Schiffbau (ohne Boots- und Yachtbau) ja ja ja ja ja 
   

30.12 Boots- und Yachtbau ja ja ja ja ja 
   

30.20 Schienenfahrzeugbau ja ja ja ja ja    
30.30 Luft- und Raumfahrzeugbau ja ja ja ja ja 

   
30.40 Herstellung von militärischen Kampffahrzeugen ja ja ja ja ja    
30.91 Herstellung von Krafträdern ja ja ja ja ja 

   

30.92 
Herstellung von Fahrrädern sowie von 
Behindertenfahrzeugen ja ja ja ja ja    

30.99 Herstellung von sonstigen Fahrzeugen a. n. g. ja ja ja ja ja 
   

31.01 Herstellung von Büro- und Ladenmöbeln ja ja ja ja ja 
   

31.02 Herstellung von Küchenmöbeln ja ja ja ja ja    
31.03 Herstellung von Matratzen ja ja ja ja ja 
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31.09 Herstellung von sonstigen Möbeln ja ja ja ja ja    
32.11 Herstellung von Münzen ja ja ja ja ja 

   

32.12 
Herstellung von Schmuck, Gold- und 
Silberschmiedewaren (ohne Fantasieschmuck) ja ja ja ja ja 

   
32.13 Herstellung von Fantasieschmuck ja ja ja ja ja 

   
32.20 Herstellung von Musikinstrumenten ja ja ja ja ja 

   
32.30 Herstellung von Sportgeräten ja ja ja ja ja    
32.40 Herstellung von Spielwaren ja ja ja ja ja 

   

32.50 
Herstellung von medizinischen und 
zahnmedizinischen Apparaten und Materialien ja ja ja ja ja    

32.91 Herstellung von Besen und Bürsten ja ja ja ja ja 
   

32.99 Herstellung von sonstigen Erzeugnissen a. n. g. ja ja ja ja ja 
   

33.11 Reparatur von Metallerzeugnissen ja ja ja ja 
    

33.12 Reparatur von Maschinen ja ja ja ja 
    

33.13 
Reparatur von elektronischen und optischen 
Geräten ja ja ja ja     

33.14 Reparatur von elektrischen Ausrüstungen ja ja ja ja 
    

33.15 
Reparatur und Instandhaltung von Schiffen, Booten 
und Yachten ja ja ja ja     

33.16 
Reparatur und Instandhaltung von Luft- und 
Raumfahrzeugen ja ja ja ja 

    

33.17 
Reparatur und Instandhaltung von Fahrzeugen a. n. 
g. ja ja ja ja     

33.19 Reparatur von sonstigen Ausrüstungen ja ja ja ja 
    

33.20 
Installation von Maschinen und Ausrüstungen a. n. 
g. ja ja ja ja     

35.11 Elektrizitätserzeugung ja ja ja ja 
    

35.12 Elektrizitätsübertragung ja ja ja ja 
    

35.13 Elektrizitätsverteilung ja ja ja ja 
    

35.14 Elektrizitätshandel ja ja ja ja 
    

35.21 Gaserzeugung ja ja ja ja     
35.22 Gasverteilung durch Rohrleitungen ja ja ja ja 

    
35.23 Gashandel durch Rohrleitungen ja ja ja ja     
35.30 Wärme- und Kälteversorgung ja ja ja ja 

    
36.00 Wasserversorgung ja ja ja ja 

    
37.00 Abwasserentsorgung ja ja ja ja     
38.11 Sammlung nicht gefährlicher Abfälle ja ja ja ja 

    
38.12 Sammlung gefährlicher Abfälle ja ja ja ja     

38.21 
Behandlung und Beseitigung nicht gefährlicher 
Abfälle ja ja ja ja 

    
38.22 Behandlung und Beseitigung gefährlicher Abfälle ja ja ja ja     

38.31 
Zerlegen von Schiffs- und Fahrzeugwracks und 
anderen Altwaren ja ja ja ja 

    
38.32 Rückgewinnung sortierter Werkstoffe ja ja ja ja ja 

   

39.00 
Beseitigung von Umweltverschmutzungen und 
sonstige Entsorgung ja ja ja ja 

    
41.10 Erschließung von Grundstücken; Bauträger ja ja ja ja 

    
41.20 Bau von Gebäuden ja ja ja ja     
42.11 Bau von Straßen ja ja ja ja 

    
42.12 Bau von Bahnverkehrsstrecken ja ja ja ja     
42.13 Brücken- und Tunnelbau ja ja ja ja 

    

42.21 
Rohrleitungstiefbau, Brunnenbau und 
Kläranlagenbau ja ja ja ja     

42.22 Kabelnetzleitungstiefbau ja ja ja ja 
    

42.91 Wasserbau ja ja ja ja 
    

42.99 Sonstiger Tiefbau a. n. g. ja ja ja ja     
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43.11 Abbrucharbeiten ja ja ja ja     
43.12 Vorbereitende Baustellenarbeiten ja ja ja ja 

    
43.13 Test- und Suchbohrung ja ja ja ja 

    
43.21 Elektroinstallation ja ja ja ja     

43.22 
Gas-, Wasser-, Heizungs- sowie Lüftungs- und 
Klimainstallation ja ja ja ja 

    
43.29 Sonstige Bauinstallation ja ja ja ja     

43.31 
Anbringen von Stuckaturen, Gipserei und 
Verputzerei ja ja ja ja 

    
43.32 Bautischlerei und -schlosserei ja ja ja ja     

43.33 
Fußboden-, Fliesen- und Plattenlegerei, 
Tapeziererei ja ja ja ja 

    
43.34 Malerei und Glaserei ja ja ja ja     
43.39 Sonstiger Ausbau a. n. g. ja ja ja ja 

    
43.91 Dachdeckerei und Zimmerei ja ja ja ja 

    
43.99 Sonstige spezialisierte Bautätigkeiten a. n. g. ja ja ja ja     
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ANHANG IV: GEGENLEISTUNGEN IM ENERGIERECHT 

 

1. Steuerentlastungen bei best. Prozesse und Verf. n. § 51 EnergieStG 

2. Steuerentlastungen bei Unternehmen des Produzierenden Gewerbes n. § 54 Abs. 1 EnergieStG 

3. Spitzenausgleich für Nicht-KMU des Produzierenden Gewerbes n. § 55 EnergieStG 

4. Spitzenausgleich für KMU des Produzierenden Gewerbes n. § 55 EnergieStG 

5. Für bestimmte Prozesse und Verf. n. § 9a StromStG 

6. Unternehmen des Produzierenden Gewerbes n. § 9b StromStG 

7. Spitzenausgleich für Nicht-KMU des Produzieren-den Gewerbes n. § 10 StromStG 

8. Spitzenausgleich für KMU des Produzierenden Gewerbes n. § 10 StromStG 

9. Unternehmen mit Stromverbrauch ≥ 5 GWh, Stromkostenintensität über einem definierten Grenzwert, 
gem. § 64 Abs. 1 Nr. 3 

10. Unternehmen mit Stromverbrauch > 5 GWh, Stromkostenintensität über einem definierten Grenzwert, 
gem. § 64 Abs. 1 Nr. 3 

11. Unternehmen aus beihilfeberechtigten Sektor oder Teilsektor (Tabelle in Anlage der VO) und Gesamtver-
brauch an foss. Energie ≳ 10 GWh (∅ der letzten drei Jahre) gem. § 10 Abs. 1 und § 11 BECV 

12. Unternehmen aus beihilfeberechtigtem Sektor oder Teilsektor (Tabelle in Anlage der VO) und Gesamt-
verbrauch an foss. Energie < 10 GWh (∅ der letzten drei Jahre) gem. § 10 Abs. 2 und § 11 BECV 

  



Endbericht fe 6/20 • Seite 271 von 278 
 

 

ANHANG V: HERLEITUNG DER EINSPARGESTEHUNGSKOSTEN 

 

Die Herleitung der Einspargestehungskosten bzw. des CCE-Indikators beginnt mit einer üblichen Kapitalwertfunk-
tion, die speziell mit Formelkenngrößen einer Energieeffizienzinvestition ausgestattet ist210. 

 

𝑁𝑃𝑉𝐸𝑖𝑛𝑠𝑝𝑎𝑟𝑚𝑎𝑠𝑠𝑛𝑎ℎ𝑚𝑒 = ∑
𝑡=0

𝑇 𝐸𝑡 ⋅ 𝑝𝑡 − 𝑍𝑡

(1 + 𝑖)𝑡  

mit: 

t := Periode  

T := Wirkungsdauer der Maßnahme 

Et := Energieeinsparung zum Zeitpunkt t 

pt := spezifischer Energiepreis zum Zeitpunkt t 

Zt := Zahlung zum Zeitpunkt t (insbes. für Invest, Wartung und Reparatur) 

i := Kalkulationszinssatz 

 

Grenzwertbildung: 

𝑁𝑃𝑉𝐸𝑖𝑛𝑠𝑝𝑎𝑟𝑚𝑎𝑠𝑠𝑛𝑎ℎ𝑚𝑒 = ∑
𝑡=0

𝑇 𝐸𝑡 ⋅ 𝑝𝑡

(1 + 𝑖)𝑡 − ∑
𝑡=0

𝑇 𝑍𝑡

(1 + 𝑖)𝑡 =
!

0 

 

∑
𝑡=0

𝑇 𝑍𝑡

(1 + 𝑖)𝑡
= ∑

𝑡=0

𝑇 𝐸𝑡 ⋅ 𝑝𝑡

(1 + 𝑖)𝑡
 

 

Einführung einer Jahrespreissteigerungsrate Energie epr, um den – aktuellen – spez. Energiepreis p0 vor das Sum-
menzeichen setzen zu können: 

 

𝑝𝑡 = 𝑝0 ⋅ (1 + 𝑒𝑝𝑟)𝑡  

 

∑
𝑡=0

𝑇 𝑍𝑡

(1 + 𝑖)𝑡 = ∑
𝑡=0

𝑇 𝐸𝑡 ⋅ 𝑝0 ⋅ (1 + 𝑒𝑝𝑟)𝑡

(1 + 𝑖)𝑡  

 

∑
𝑡=0

𝑇 𝑍𝑡

(1 + 𝑖)𝑡
= 𝑝0 ⋅ ∑

𝑡=0

𝑇 𝐸𝑡 ⋅ (1 + 𝑒𝑝𝑟)𝑡

(1 + 𝑖)𝑡
 

 

Auflösung der Gleichung nach p0:  

𝑝0 =

∑
𝑍𝑡

(1 + 𝑖)𝑡

𝑇

𝑡=0

∑
𝐸𝑡 ⋅ (1 + 𝑒𝑝𝑟)𝑡

(1 + 𝑖)𝑡

𝑇

𝑡=0

 

 

Aussage: wenn der Wert der rechten Seite der Formel mit p0 übereinstimmt, ist der Kapitalwert 0, liegt er darunter, 
ist der KW positiv und die Maßnahme vorteilhaft. 

Die rechte Seite der Gleichung wird CCE genannt: 

𝐶𝐶𝐸 =

∑
𝑍𝑡

(1 + 𝑖)𝑡

𝑇

𝑡=0

∑
𝐸𝑡 ⋅ (1 + 𝑒𝑝𝑟)𝑡

(1 + 𝑖)𝑡

𝑇

𝑡=0

 

 
 
210  Ausführlich: Nissen, U., Harfst, N. (2019) 
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Ergebnis: EE-Maßnahme dann vorteilhaft, wenn … 

𝐶𝐶𝐸[
𝐸𝑢𝑟𝑜

𝑘𝑊ℎ
] =

<
𝑝0[

𝐸𝑢𝑟𝑜

𝑘𝑊ℎ
] 

 

Erläuterung mit Beispiel: Eine Standard-Kapitalwert-Formel, die periodenbezogene Energieeinsparungen Et als 
Rückflüsse (pos. Vorzeichen) und (Aus-)Zahlungen Zt (insbesondere Investitionsauszahlung, Installation, Wartung 
und Reparatur; alle mit negativem Vorzeichen) sowie den zeitbezogenen Diskontierungsfaktor (1+Zinssatz)t um-
fasst, wird zu Null gesetzt. Zweck ist, jenen spezifischen Wert p zu ermitteln, mit dem die eingesparte Energiemenge 
E multipliziert werden muss, um gerade vorteilhaft zu sein, ab dem also ein positiver Kapitalwert hervorgebracht 
wird. Läge beispielsweise der p-Wert bei 0,10 Euro/kWh, wäre eine Maßnahme wirtschaftlich vorteilhaft, wenn der 
spezifische Preis der eingesparten Energie (z.B. elektrischer Strom) einen Wert von beispielsweise 0,12 Euro/kWh 
aufwiese. 

Da der Preis der zu substituierenden Energiemenge über die Zeit schwankt (i.d.R. steigt), muss pt durch p0 * (1+epr)t 
ersetzt werden, wobei epr die Jahresenergiepreisänderung darstellt. Im folgenden Schritt ist die modifizierte For-
mel nach p0 aufzulösen. Die aufgelöste Formel hat folgende Aussage: Wenn der Wert der rechten Seite der Formel 
mit p0 übereinstimmt, ist der Kapitalwert 0. Liegt er darunter, ist der KW positiv und die Maßnahme vorteilhaft. Die 
folgende Tabelle zeigt anhand eines Beispiels die Ermittlung des CCE. 
 

Tabelle 69:  Beispielhafte Ermittlung des CCE einer potentiellen Einsparmaßnahmen und Prüfung auf 
Vorteilhaftigkeit 

 
Quelle: Eigene Darstellung 



 

 

ANHANG VI: STROM-, ERDGAS- UND GESAMTENERGIEVERBRAUCH IN DEUTSCHLAND ZWISCHEN 2010-2018 

Quelle: Eurostat  

Wirtschaftszweig Stromverbrauch in TJ Erdgasverbrauch in TJ Gesamtenergieverbrauch in TJ 

WZ-2-Steller-
Ebene 

2010 2018 Veränderung 2010-
2018  

2010 2018 Veränderung 2010-
2018  

2010 2018 Veränderung 2010-
2018  

A 18.495 18.368 -1 % 9.104 6.622 -27 % 141.090 160.781 14 % 

B 7.736 28.464 268 % 6.141 11.662 90 % 23.903 57.915 142 % 

C 10-12 67.766 72.399 7 % 108.011 116.854 8 % 225.184 228.336 1 % 

C 13-15 9.408 8.049 -14 % 12.543 10.827 -14 % 26.744 22.961 -14 % 

C 16 17.161 17.364 1 % 8.641 6.440 -25 % 83.649 91.709 10 % 

C 17 75.978 66.031 -13 % 86.759 69.866 -19 % 242.634 214.242 -12 % 

C 18 10.960 9.842 -10 % 9.094 8.101 -11 % 23.652 20.152 -15 % 

C 19 - 22.995 - - 50.504 - - 344.795 - 

C 20 168.432 177.395 5 % 304.280 338.860 11 % 1.407.866 1.276.660 -9 % 

C 21 6.070 5.960 -2 % 9.841 19.320 96 % 25.796 32.869 27 % 

C 22 55.660 55.695 0 % 23.407 23.624 1 % 97.970 91.877 -6 % 

C 23 44.992 46.328 3 % 102.018 107.181 5 % 243.677 238.794 -2 % 

C 24 145.884 152.261 4 % 130.890 118.772 -9 % 692.048 705.512 2 % 

C 25 49.993 51.546 3 % 36.045 34.598 -4 % 107.695 99.369 -8 % 

C 26 13.970 14.665 5 % 4.692 6.976 49 % 27.324 29.729 9 % 

C 27 19.134 16.626 -13 % 5.360 8.045 50 % 33.607 30.615 -9 % 

C 28 38.895 39.634 2 % 26.592 24.604 -7 % 91.804 80.120 -13 % 

C 29 54.127 53.758 -1 % 31.871 32.924 3 % 123.574 121.352 -2 % 

C 30 4.573 4.679 2 % 6.156 4.599 -25 % 16.430 12.815 -22 % 

C 31-32 10.795 10.936 1 % 6.761 3.703 -45 % 28.169 29.428 4 % 

C 33 7.566 8.199 8 % 3.129 2481 -21 % 15.500 13.146 -15 % 

D 7.193 132.659 1744 % 641 802 25 % 15.138 162.659 975 % 

F 12.125 14.227 17 % 15.227 14.262 -6 % 231.746 202.437 -13 % 

Total 846.914 1.028.080 21 % 947.207 1.019.213 8 % 3.927.780 4.268.275 9 % 
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ANHANG VII: UMSTELLUNG VON WZ 2003 AUF WZ 2008 

Tabelle 70:  Wirtschaftliche Tätigkeiten, die durch die Umstellung auf WZ 2008 eine Antragsberechtigung verlieren 
Typ WZ 
2003* 

Schlüssel WZ 
2003 

Titel WZ 2003 Beschreibung Typ WZ 
2008* 

Schlüssel WZ 
2008 

Titel WZ 2008 

ex 11.10.0 Gewinnung von Erdöl und Erdgas Verflüssigung und Rückumwandlung von 
Erdgas zu Transportzwecken, nicht am 
Gewinnungsort 

ex 52.21.9 Erbringung von sonstigen Dienstleistungen 
für den Landverkehr a. n. g. 

ex 17.40.4 Herstellung von sonstigen 
konfektionierten textilen Artikeln, 
anderweitig nicht genannt 

Reparatur von Zelten ex 95.29.0 Reparatur von sonstigen Gebrauchsgütern 

ex 22.11.1 Verlegen von Büchern (ohne 
Adressbücher) 

Verlegen von Büchern ex 58.11.0 Verlegen von Büchern 

ex 22.11.1 Verlegen von Büchern (ohne 
Adressbücher) 

Verlegen von Katalog- und 
Jahrbuchveröffentlichungen 

ex 58.12.0 Verlegen von Adressbüchern und 
Verzeichnissen 

  22.11.2 Verlegen von Adressbüchern Verlegen von Katalog- und 
Jahrbuchveröffentlichungen 

ex 58.12.0 Verlegen von Adressbüchern und 
Verzeichnissen 

  22.12.1 Verlegen von Tageszeitungen Verlegen von Tageszeitungen ex 58.13.0 Verlegen von Zeitungen 

  22.12.2 Verlegen von Wochen- und 
Sonntagszeitungen 

Verlegen von Wochen- und 
Sonntagszeitungen 

ex 58.14.0 Verlegen von Zeitschriften 

  22.13.1 Verlegen von Fachzeitschriften Verlegen von Wochen- und 
Sonntagszeitungen 

ex 58.14.0 Verlegen von Zeitschriften 

  22.13.2 Verlegen von allgemeinen Zeitschriften Verlegen von Wochen- und 
Sonntagszeitungen 

ex 58.14.0 Verlegen von Zeitschriften 

  22.13.3 Verlegen von sonstigen Zeitschriften Verlegen von Wochen- und 
Sonntagszeitungen 

ex 58.14.0 Verlegen von Zeitschriften 

  22.14.1 Verlegen von bespielten Tonträgern Verlegen von bespielten Tonträgern ex 59.20.2 Verlegen von bespielten Tonträgern 

  22.14.2 Verlegen von Musikalien Verlegen von Musikalien ex 59.20.3 Verlegen von Musikalien 

  22.15.0 Sonstiges Verlagsgewerbe Sonstiges Verlagswesen (ohne Software) ex 58.19.0 Sonstiges Verlagswesen (ohne Software) 

ex 22.22.0 Drucken anderer Druckerzeugnisse Sonstiges Verlagswesen (ohne Software) ex 58.19.0 Sonstiges Verlagswesen (ohne Software) 

ex 26.21.1 Herstellung von Haushaltswaren und 
Ziergegenständen aus Porzellan 

Reparatur von Zelten ex 95.29.0 Reparatur von sonstigen Gebrauchsgütern 

ex 26.21.2 Herstellung von Haushaltswaren und 
Ziergegenständen aus Steingut, Steinzeug 
und Feinsteinzeug 

Reparatur von Zelten ex 95.29.0 Reparatur von sonstigen Gebrauchsgütern 

ex 26.21.3 Herstellung von Haushaltswaren und 
Ziergegenständen aus Ton sowie von 
Töpferwaren 

Reparatur von Zelten ex 95.29.0 Reparatur von sonstigen Gebrauchsgütern 

ex 28.52.3 Beschlag- und Kunstschmieden Erbringung von landwirtschaftlichen 
Dienstleistungen für die Tierhaltung 

ex 01.62.0 Erbringung von landwirtschaftlichen 
Dienstleistungen für die Tierhaltung 
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ex 28.61.0 Herstellung von Schneidwaren und 
Bestecken aus unedlen Metallen 

Reparatur von Zelten ex 95.29.0 Reparatur von sonstigen Gebrauchsgütern 

ex 28.62.6 Herstellung von sonstigen Werkzeugen Reparatur von Zelten ex 95.29.0 Reparatur von sonstigen Gebrauchsgütern 

ex 28.75.1 Herstellung von nicht elektrischen 
Haushaltsartikeln aus Metall 

Reparatur von Zelten ex 95.29.0 Reparatur von sonstigen Gebrauchsgütern 

ex 29.32.2 Instandhaltung und Reparatur von 
sonstigen land- und forstwirtschaftlichen 
Maschinen 

Reparatur von Rasenmähern ex 95.22.0 Reparatur von elektrischen 
Haushaltsgeräten und Gartengeräten 

ex 29.41.0 Herstellung von handgeführten 
kraftbetriebenen Werkzeugen 

Reparatur von Rasenmähern ex 95.22.0 Reparatur von elektrischen 
Haushaltsgeräten und Gartengeräten 

ex 29.56.4 Herstellung von Maschinen für sonstige 
bestimmte Wirtschaftszweige, anderweitig 
nicht genannt 

Reparatur von Rasenmähern ex 95.22.0 Reparatur von elektrischen 
Haushaltsgeräten und Gartengeräten 

ex 30.02.0 Herstellung von 
Datenverarbeitungsgeräten und -
einrichtungen 

Einrichten von Arbeitsplatzrechnern ex 62.09.0 Erbringung von sonstigen Dienstleistungen 
der Informationstechnologie 

ex 32.20.0 Herstellung von Geräten und 
Einrichtungen der 
Telekommunikationstechnik 

Reparatur von Geräten und 
Einrichtungen der 
Telekommunikationstechnik (ohne 
Fernseh- und Hörfunksendegeräte, 
Vermittlungseinrichtungen u.ä. 
kommerzielle Geräte) 

ex 95.12.0 Reparatur von Telekommunikationsgeräten 

ex 36.11.1 Herstellung von Polstermöbeln Bespannung und Polsterung von 
Polstermöbeln 

ex 95.24.0 Reparatur von Möbeln und 
Einrichtungsgegenständen 

ex 36.11.2 Herstellung von sonstigen Sitzmöbeln Bespannung und Polsterung von 
Polstermöbeln 

ex 95.24.0 Reparatur von Möbeln und 
Einrichtungsgegenständen 

ex 36.12.1 Herstellung von Büromöbeln Bespannung und Polsterung von 
Polstermöbeln 

ex 95.24.0 Reparatur von Möbeln und 
Einrichtungsgegenständen 

ex 36.12.2 Herstellung von Ladenmöbeln und 
sonstigen Objektmöbeln 

Bespannung und Polsterung von 
Polstermöbeln 

ex 95.24.0 Reparatur von Möbeln und 
Einrichtungsgegenständen 

ex 36.13.0 Herstellung von Küchenmöbeln Bespannung und Polsterung von 
Polstermöbeln 

ex 95.24.0 Reparatur von Möbeln und 
Einrichtungsgegenständen 

ex 36.14.1 Herstellung von Esszimmer- und 
Wohnzimmermöbeln 

Bespannung und Polsterung von 
Polstermöbeln 

ex 95.24.0 Reparatur von Möbeln und 
Einrichtungsgegenständen 

ex 36.14.2 Herstellung von Schlafzimmermöbeln Bespannung und Polsterung von 
Polstermöbeln 

ex 95.24.0 Reparatur von Möbeln und 
Einrichtungsgegenständen 

ex 36.14.3 Herstellung von Möbeln, anderweitig nicht 
genannt 

Bespannung und Polsterung von 
Polstermöbeln 

ex 95.24.0 Reparatur von Möbeln und 
Einrichtungsgegenständen 

ex 36.30.0 Herstellung von Musikinstrumenten Reparatur von Zelten ex 95.29.0 Reparatur von sonstigen Gebrauchsgütern 

ex 36.40.0 Herstellung von Sportgeräten Reparatur von Zelten ex 95.29.0 Reparatur von sonstigen Gebrauchsgütern 
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ex 45.25.4 Gerüstbau Vermietung von Gerüsten u.Ä. mit 
nachrangigem Auf- und Abbau 

ex 77.32.0 Vermietung von Baumaschinen und -
geräten 

ex 45.31.0 Elektroinstallation Installation, Reparatur, Umbau und 
Anpassung von Sicherheitssystemen und 
Verriegelungseinrichtungen in 
Verbindung mit Überwachung 

ex 80.20.0 Sicherheitsdienste mithilfe von 
Überwachungs- und Alarmsystemen 

Quelle: eigene Darstellung nach Destatis (Gegenüberstellungen WZ 2008-WZ 2003) * ex : nur ein Teil der Unterklasse ist von einer Umschlüsselung betroffen  
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Tabelle 71:  Wirtschaftliche Tätigkeiten, die durch die Umstellung auf WZ 2008 eine Antragsberechtigung erhalten 
Typ 
WZ 
2008* 

Schlüssel WZ 
2008 Titel WZ 2008 Beschreibung 

Typ 
WZ 
2003* 

Schlüssel WZ 
2003 Titel WZ 2003 

ex 10.39.0 
Sonstige Verarbeitung von Obst 
und Gemüse 

Aufbereitung von verderblichen Früchten und Gemüse, 
Schälen und Schneiden von Gemüse, Herstellung von 
frischem Salat im Lohnauftrag ex 01.41.1 

Erbringung von landwirtschaftlichen 
Dienstleistungen für den Pflanzenbau 

ex 10.39.0 
Sonstige Verarbeitung von Obst 
und Gemüse 

Aufbereitung von verderblichen Früchten und Gemüse, 
Schälen und Schneiden von Gemüse, Herstellung von 
frischem Salat im Lohnauftrag ex 51.31.0 Großhandel mit Obst, Gemüse und Kartoffeln 

ex 10.41.0 

Herstellung von Ölen und Fetten 
(ohne Margarine u. ä. 
Nahrungsfette) 

Herstellung von Olivenöl aus selbsterzeugten Oliven 
(sofern die Zahl der hierfür erforderlichen 
Arbeitsstunden gegenüber dem Anbau überwiegt) ex 01.13.3 Allgemeiner Dauerkulturbau 

ex 11.01.0 Herstellung von Spirituosen Herstellung von Spirituosen ex 51.34.2 Großhandel mit Wein, Sekt und Spirituosen 

ex 11.02.0 Herstellung von Traubenwein 

Herstellung von Wein aus selbsterzeugten Trauben 
(sofern die Zahl der hierfür erforderlichen 
Arbeitsstunden gegenüber dem Anbau überwiegt) ex 01.13.2 Weinbau 

ex 11.02.0 Herstellung von Traubenwein 

Herstellung von Wein aus selbsterzeugten Trauben 
(sofern die Zahl der hierfür erforderlichen 
Arbeitsstunden gegenüber dem Anbau überwiegt) ex 51.34.2 Großhandel mit Wein, Sekt und Spirituosen 

ex 13.30.0 
Veredlung von Textilien und 
Bekleidung 

Veredlung von Textilien und Bekleidung, einschließlich 
Siebdrucken (ohne Sofortservice) ex 52.74.2 

Reparatur von sonstigen Gebrauchsgütern, 
anderweitig nicht genannt 

ex 16.10.0 
Säge-, Hobel- und 
Holzimprägnierwerke Herstellung von Holzpfählen und Pflöcken ex 02.01.0 

Forstwirtschaft (ohne Erbringung von 
forstwirtschaftlichen Dienstleistungen) 

ex 26.20.0 

Herstellung von 
Datenverarbeitungsgeräten und 
peripheren Geräten 

Herstellung von Datenverarbeitungsgeräten und 
peripheren Geräten ex 51.84.0 

Großhandel mit Datenverarbeitungsgeräten, 
peripheren Einheiten und Software 

ex 26.20.0 

Herstellung von 
Datenverarbeitungsgeräten und 
peripheren Geräten 

Herstellung von Datenverarbeitungsgeräten und 
peripheren Geräten ex 52.49.5 

Einzelhandel mit Computern, Computerteilen, 
peripheren Einheiten und Software 

ex 33.12.0 Reparatur von Maschinen 

Allgemeine mechanische Reparatur, Instandhaltung, 
Service und Wartung von Maschinen, auch Schärfen von 
Messern und Werkzeugen ex 72.50.0 

Instandhaltung und Reparatur von 
Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten 
und -einrichtungen 

  37.00.1 Betrieb der Sammelkanalisation Betrieb der Sammelkanalisation   90.01.2 Sammelkanalisation 

  37.00.2 Betrieb von Kläranlagen Betrieb von Kläranlagen   90.01.1 Kläranlagen 

ex 38.11.0 
Sammlung nicht gefährlicher 
Abfälle Sammlung nicht gefährlicher Abfälle ex 90.02.1 

Sammlung, Beförderung und 
Zwischenlagerung von Abfällen 

ex 38.11.0 
Sammlung nicht gefährlicher 
Abfälle Sammlung nicht gefährlicher Abfälle ex 90.03.0 

Beseitigung von Umweltverschmutzungen und 
sonstige Entsorgung 

ex 38.12.0 Sammlung gefährlicher Abfälle Sammlung radioaktiver Abfälle ex 90.02.1 
Sammlung, Beförderung und 
Zwischenlagerung von Abfällen 



Endbericht fe 6/20 • Seite 278 von 278 
 

 

ex 38.21.0 
Behandlung und Beseitigung nicht 
gefährlicher Abfälle 

Behandlung und Beseitigung von Schlacken und Aschen 
aus dem Bereich Gewinnung von Steinen und Erden 
a.n.g. ex 90.02.2 Thermische Abfallbeseitigung 

ex 38.21.0 
Behandlung und Beseitigung nicht 
gefährlicher Abfälle 

Behandlung und Beseitigung von Schlacken und Aschen 
aus dem Bereich Gewinnung von Steinen und Erden 
a.n.g. ex 90.02.3 Abfalldeponien 

ex 38.21.0 
Behandlung und Beseitigung nicht 
gefährlicher Abfälle 

Behandlung und Beseitigung von Schlacken und Aschen 
aus dem Bereich Gewinnung von Steinen und Erden 
a.n.g. ex 90.02.4 Biologische Abfallbeseitigung 

ex 38.21.0 
Behandlung und Beseitigung nicht 
gefährlicher Abfälle 

Behandlung und Beseitigung von Schlacken und Aschen 
aus dem Bereich Gewinnung von Steinen und Erden 
a.n.g. ex 90.02.5 Sonstige Abfallbeseitigung 

ex 38.22.0 
Behandlung und Beseitigung 
gefährlicher Abfälle 

Behandlung, Beseitigung und Lagerung radioaktiver 
Abfälle ex 90.02.2 Thermische Abfallbeseitigung 

ex 38.22.0 
Behandlung und Beseitigung 
gefährlicher Abfälle 

Behandlung, Beseitigung und Lagerung radioaktiver 
Abfälle ex 90.02.3 Abfalldeponien 

ex 38.22.0 
Behandlung und Beseitigung 
gefährlicher Abfälle 

Behandlung, Beseitigung und Lagerung radioaktiver 
Abfälle ex 90.02.4 Biologische Abfallbeseitigung 

ex 38.22.0 
Behandlung und Beseitigung 
gefährlicher Abfälle 

Behandlung, Beseitigung und Lagerung radioaktiver 
Abfälle ex 90.02.5 Sonstige Abfallbeseitigung 

ex 38.22.0 
Behandlung und Beseitigung 
gefährlicher Abfälle 

Behandlung, Beseitigung und Lagerung radioaktiver 
Abfälle ex 90.03.0 

Beseitigung von Umweltverschmutzungen und 
sonstige Entsorgung 

ex 38.32.0 
Rückgewinnung sortierter 
Werkstoffe 

Zerkleinern, Reinigen und Sortieren von überwiegend 
aus Natursteinen bestehendem Abbruchmaterial ex 51.57.1 

Großhandel mit Altmaterialien und Reststoffen, 
ohne ausgeprägten Schwerpunkt 

ex 38.32.0 
Rückgewinnung sortierter 
Werkstoffe 

Zerkleinern, Reinigen und Sortieren von überwiegend 
aus Natursteinen bestehendem Abbruchmaterial ex 51.57.2 

Großhandel mit metallischen Altmaterialien 
und Reststoffen 

ex 38.32.0 
Rückgewinnung sortierter 
Werkstoffe 

Zerkleinern, Reinigen und Sortieren von überwiegend 
aus Natursteinen bestehendem Abbruchmaterial ex 51.57.3 

Großhandel mit sonstigen Altmaterialien und 
Reststoffen 

ex 39.00.0 

Beseitigung von 
Umweltverschmutzungen und 
sonstige Entsorgung Asbest- u.ä. Sanierung von Bauwerken ex 90.03.0 

Beseitigung von Umweltverschmutzungen und 
sonstige Entsorgung 

  41.10.1 
Erschließung von unbebauten 
Grundstücken Erschließung von unbebauten Grundstücken   70.11.1 Erschließung von unbebauten Grundstücken 

  41.10.2 Bauträger für Nichtwohngebäude Bauträger für Nichtwohngebäude   70.11.2 Bauträger für Nichtwohngebäude 

  41.10.3 Bauträger für Wohngebäude Bauträger für Wohngebäude   70.11.3 Bauträger für Wohngebäude 

Quelle: eigene Darstellung nach Destatis (Gegenüberstellungen WZ 2008-WZ 2003)  * ex : nur ein Teil der Unterklasse ist von einer Umschlüsselung betroffen 

 

 

 


